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Im Stande der Ritterschaft.
1. Vr. von Groote aus Köln.
2. Landrath Freiherr Mar von Loe aus Allner.
3. Graf Hompesch-Nnrich aus Nürich.
4. Stabtrath I. Wergifosse aus Düren.

Im Stande der Städte.
1. Handelsgerichts«Präsident und Commerzienrath von der Heydt aus Elberfeld.
2. Banquier von Beckerath aus Erefeld.
3. Handelskammer-Präsident Hansemann aus Aachen.
4. Handelskammer-PräsidentCamphausen aus Köln.

Im Stande der Landgemeinden.
1. Canonicus Lensing aus Emmerich.
2. Gutsbesitzer Aldenhoven aus Zons.
3. Gutsbesitzer Schult aus Giessen.
4. BürgermeisterGuittienne aus Niedaltorf.

Zu Stellvertretern sind gewählt worden:
Im Stande der Ritterschaft.

1. Graf von Nesselrode-Eresboven aus Düsseldorf.
2. Oberforstmcistcr von Steffens aus Aachen.
3. Freiherr Clemens von Waldbott < Aassenheim - Bornheim aus Bergel¬

hausen.
4. Freiherr von Nordeck aus Hemmerich.

Im Stande der Städte.
1. Commerzienrath Hü ff er aus Eupen.
2. FabrikbesitzerFlemming aus Geilenkirchen.
3. KaufmannNöchling aus St. Johann-Saarbrücken.
4. Stadtrath Moders heim aus Düren.

Im Stande der Landgemeinden.
1. Gutsbesitzer Vovelius aus Sulzbach.
2. Gutsbesitzer Beemelmanns aus Primmeren.
3. Gutsbesitzer Beider aus Hohenbusch.
4. Gutsbesitzer Scheidt aus Leubsdorf.

Zluf deren Allerhöchste Bestätigung die getreuen Stände hiermit allerunterthänigst antragen.
Wir ersterben :c. :c.

Coblenz, den 15. März 1845.

II. Adressen, die ständischenPetitionen betreffend.

AUerdurchlauchtigstcr König ,e. ,e.

Die zum achten RheinischenLandtage versammelten treugehorsamsten Stände haben sich erlaubt'.«eoii.«»^
in einer ehrfurchtsvollen Adresse vom heutigen Tage, auf Veranlassung einer Petition des Grafen A'^7nün^"'
won Homvcsch Eurer Königlichen Majestät Aufmerksamkeitauf die in Hinsicht der Scelforge für
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die katholischenSoldaten in der Armee, bestehendenMängel und auf das Bedürfniß der Abhülfe
derselben allerunterthänigst hinzulenken. Bei der Berathung dieser Angelegenheit hat ein Mitglied
des zweiten Standes, der Freiherr von LoL mit Rücksicht auf die Connerität und die Wich«
tigkeit des Gegenstandes, Veranlassung genommen, die gesetzlichen Vorschriften, wie sie die Militär-
Kirchen-Ordnung vom 12. Februar 1832, sowohl in Hinsicht der Militär-Seclsorge als der übrigen
kirchlichen Verhältnisse des katholischenMilitärs enthält, einer nähern Prüfung zu unterwerfen und
dem Landtage eine genaue und umfassendeDarstellung der bezüglichenBestimmungen der gedachten
Militär »Kirchen-Ordnung in dem allerunterthänigst hier beigefügten I^umeiun«!» vorzulegen und
daran die Bemerkung geknüpft, daß die Einsicht in diese gesetzlichen Bestimmungen jedem Unbefan¬
genen die Ueberzeugunggewähren müsse, daß hier der Grundsatz der Parität der Confessioncn durch¬
aus nicht festgehalten, und daß auch die billigsten Ansprüche der katholischenUnterthanen Eurer
Königlichen Majestät, bei Derselben, weder in den Grundsätzen noch in der Ausführung Berücksich¬
tigung gefunden, und er hat demnächst den Antrag gestellt:

Eure Königliche Majestät allerunterthänigst zu bitten, unter Zuziehung der kirchlichen
Behörden eine neue Militär-Kirchen-Ordnung ausarbeiten zu lassen.

Nach erfolgter näherer Berichtserstattung des betreffenden Ausschusses, haben die treugehor¬
samsten Stände diesen, mit der Eingangs berührten mangelhaften Militär-Seelsorge in engster

Verbindung stehenden Gegenstand, einer sorgfältigen Berathung unterzogen, und sie sind dabei zu
der einstimmigenUeberzeugunggelangt, daß die Vorschriften der Militär «Kirchen «Ordnung vom 12.
Februar 1832, in Hinsicht des katholischenMilitärs, nach der richtigen Darstellung des Antrag¬
stellers in der Anlage, weder in Hinsicht der Militär-Seelsorge, noch in den anderen berührten
kirchlichen Beziehungen, den Anforderungen und Zuständen der Gegenwart entsprechen,und daß da¬
bei die so dringend wünschenswerthenGrundsätze völliger Parität beider Confessionen,nicht gehörig
berücksichtigt worden — und hierin ei» gerechter Grund zur Beschwerde für die Katholiken gefunden
werden kann und muß.

Die getreuen Stände erachten daher eine vollständige und baldige Abhülfe dieser Beschwerden
und Mißstände für ein dringendes Bedürfniß. Da der Zweck aber in umfassender und durchgrei¬
fender Weise nicht anders als durch eine Revision und Umarbeitung der Militär «Kirchenordnung
vom 12. Februar 1832 zu erreichen sein dürfte und zwar unter Mitwirkung respective nach vor¬
heriger Vernehmung der kirchlichen Behörden beider Confessioncn, so erlauben sich die treugehor¬
samsten Stände Eure Königliche Majestät allerunterthänigst zu bitten

mit Berücksichtigungder Parität unter beiden Confessionen und nach vorheriger Ver«
nehmung der kirchlichen Behörden, die Militär« Kirchen-Ordnung vom 12. Februar 1822
einer Revision und Umarbeitung Allergnädigst unterwerfen zu lassen.

Diese Revision und Umarbeitung wird jedoch nicht hindern können, die unter dem heutigen
Tage besonders allerunterthänigst erbetene dringende Abhülfe der bestehenden Mängel in Hinsicht
der katholischenScelsorge, vorläufig gleich eintreten zu lassen.

Wir ersterben?c. lc.
Coblenz, den 31. März 1845.



131

?ro memoi'in.

3Ius dem § 1 in Verbindung mit 8 5 ergibt sich, daß für Friedens.Zeiten keine katholischen
Militär-Geistlichen angestellt werden sollen, — vielmehr soll in Garnison «Orten, wo sich ein
katholischerGeistlicher befindet, diesem die Seelsorgc für die katholischenMilitär «Personen mit.
übertragen werden. Von einer Besoldung desselben ist jedoch nicht die Rede, — befindet sich aber
kein katholischerGeistlicher am Garnison-Orte, so soll der letztere nach § 58 zweimal im Jahre
zur Abhaltung des Gottes-Dienstes und der Communion von dem Geistlichen einer der zunächst
gelegenen katholischenGemeinden bercis't werben, — die durch solche Vereisungen erwachsenden
Kosten sollen vom Kriegs-Ministerium angewiesen werden.

Die evangelischeGeistlichkeitbesteht während des Friedens aus:
1. einem Feldprobst, —
2. bei jedem Armee«Corps einem Militär»Oberprediger,
3. für jede Division — zwei Divisionsprediger;
4. einer nicht genau bestimmten Anzahl von Garnison-Predigern;
5. den Predigern einzelner Militär-Institute, nämlich der Invalidenhäuftr, der Cadetten-

CorpS und des Militär-Waisenhauses.
Für die religiösen Bedürfnisse der Katholiken in solchenMilitär-Instituten ist also gar nicht

gesorgt.
Dem Feldprobst sind auch, wenigstens nach dem Buchstaben des Gesetze«, die katholischen

Militär-Geistlichen untergeordnet, denn nach 8 2 ist dessen Bestimmung unter andern -
„die eines unmittelbaren Vorgesetzten der gesammten Militär-Geistlichkeit" -

dies folgt auch aus z 12, - wonach im Kriege kein Militär-Geistlicher eines mobilenCorps im Falle
einer anderweiten Beförderung seine Stelle bei der Armee vor erhaltener Erlaubniß des Feldprobst's
verlassen darf.

Aus F 16 folgt, daß dem evangelischen Militär-Prediger die Führung der Kirchenbücher
obliegt.

Nach 8 20 werden die mit der Seelsorgc zu beauftragenden katholischenCivilgeistlichen von
dem Consistorium unter Concurrenz der betreffenden bischöflichen Behörde sorgfältig ausge¬
wählt; — die evangelischenwählt das Consistorium, warum nicht die katholischender Bischof?!

Der 3 28 unterordnet sogar die bischöfliche Behörde dem Consistorium, indem die auf die
Scelforge bezüglichenVorschriften den katholischenMilitär-Geistlichen auf Veranlassung des
Consistoriums durch die bischöflichen Behörden zugehen sollen.

Der 8 27 verfügt, daß die näheren Bestimmungen über die geistlichen Amtsverhältnisse der
beim Ausbruche,eines Krieges anzustellendenkatholischen Militär-Geistlichen, dann jedesmal für die
Dauer dieser Anstellung erfolgen sollen, und der 8 29 giebt dem Consistoriumdas Recht, die katho¬
lischen Militär-Geistlichen zu suspendiren.

Das Gesetz erkennt, wie sich aus 8 34 und folgenden ergibt, nur eine Militär-Gemeinde, —
nemlich eine evangelische— der die Katholiken incorporirt werden, denn der 8 38 bestimmt: „die
Confcffion der einzelnen Individuen ist auf diese Parochialverhältnisse von keinem Einflüsse, und so
gehören also zu dieser Gemeinde ohne Unterschied der Confession, sämmtlicheim activen Dienste
befindlichenOffiziere, Unteroffiziere und Soldaten und alle übrigen im 8 34 verzeichnetenPersonen,
namentlich auch die Frauen und Kinder von Militär-Personen und Militär-Beamten :c. Die Folge
davon ist:
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1. daß der katholischeMilitär-Geistliche alle von ihm zu verrichtenden Taufen und Trauun¬
gen dem Militär-Geistlichen, zu dessen Parochic die betreffenden Individuen gehören, —
also dem evangelischen— zum Behufe der Eintragung in's Militär-Kirchenbuch anzeigen
muß (8 41).

2. daß die den katholischenMitgliedern der Militär-Gemeinden zustehende Befugniß, alle sie
betreffenden geistlichen Handlungen durch einen Geistlichen ihrer Confession verrichten zu
lassen, die Vefugniß und Verpflichtung des evangelischenMilitär-Predigers zu dessen
Gemeinde sie nach 8 38 — 40 gehören, nicht ausschließt, wenn sie es wünschen soll¬
ten, und vorausgesetzt, daß sie zu den auch in der evangelischenKirche vorkommenden
gehört, nach dem Ritus derselben zu verrichten (8 46). Warum darf das Entgcgenge-
setzte nicht auch statt finden! ?

Die §§ 50-57 sprechen vom Militär-Gottesdienste, - begreiflicherweiseaber nur vom
evangelischen.

Der 8 59 bestimmt, daß die Taufe jedes ehelichenKindes, dessen Vater evangelischist, so
wie jedes unehelichenKindes einer, zur Militär-Gemeinde gehörenden Mutter, das heißt, wenn
dieselbe Tochter einer Militär-Person ist, dem evangelischenMilitär-Prediger zusteht. Also selbst
dann, wenn im letztern Falle die Mutter des unehelichenKindes katholisch ist.

Nach 8 62 steht in Militär»Gemeinden die Trauung ausschließlich dem Pfarrer des
Bräutigams zu; — der Grund dieser Bestimmungen ist leicht erklärbar.

Die 83 83 bis 93 handeln von den Militär-Unterrichts-Anstalten. Daß die eigentlichen
Divisions- und Garnisons-Schulen evangelischsein müssen, selbst dann, wenn die Truppcnthcile
ganz oder doch zum größten Theile katholischsind, versteht sich nach den, der Kirchen-Ordnung zu
Grunde liegenden Prinzipien von selbst. In Ansehung der Divisions-Schulen ist für den Geschichts¬
und Ncligions-Unterricht der katholischenSchulen nicht die mindeste Vorsorge getroffen, der Ge-
schichts-Unterrichtwird vom Militär-Ober-Prediger ertheilt, bezüglich des Elementar«Unterrichts
ist als Marimum des Rechts den katholischenEltern gestattet, ihre Kinder in die bürgerlichen Ele¬
mentarschulen zu senden.

Der 8 91 enthält inzwischenfolgende Vorschrift: „daß der Militärprediger auf die für den
Unterricht der Militärkinder bestimmtenCivil-Schulen nicht unmittelbar einwirken kann, versteht
sich von selbst; er ist jedoch berechtigt und verpflichtet, sie, in Bezug auf die Theilnahme dieser
Kinder von Zeit zu Zeit zu besuchen, und auf deren Fortschritte und sittliches Verhal¬
ten zu achten. Findet er, daß sie in denselben nicht angemessen beschäftigt
werden, so hat er seine desfallsigen Bemerkungen durch den Oberprediger
dem Consistorio vorzutragen, von welchem sie der betreffenden Negierung zur
weiter« Veranlassung mitzutheilen sind." Enthält hier der Nachsatznicht eine Auf¬
hebung des Vordersatzes?

Die 88 94 bis 93 handeln von den Besoldungen, wobei die evangelischenMilitär-Geist¬
lichen sehr gut bedacht sind. Da katholische Geistliche nur beim Ausbruch eines Krieges anzustellen
und alsdann ihre Verhältnisse zu rcgulircn sind, so kann natürlich von ihnen keine Nede sein, nur
der 8 96 stellt sie in Ansehung der, bei der Mobilmachung zu bewilligenden Zulage, den evange¬
lischen Geistlichengleich.

Nach L 97 sollen sich die Civilgeistlichenmit den Stolgebühren begnügen, wo diese aber nicht
ausreichen, ein Honorar erhalten, worüber sich die Ministerien der Kriegs- und Geistlichen-Ange¬
legenheiten in jedem speciellen Falle zu einigen haben, und zwar über die Frage der Bewilligung
überhaupt, als des Betrags desselben.
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Der 8 98 eröffnet jedoch den Civil-Geistlichen die Aussichten, daß ihr Wirken für das Mi>
litär bei VorkommendenGelegenheiten ihnen zum besondern Verdienst angerechnet werden tonnen.

Die L§ 107 und 108 handeln von der Weiterbeförderung der Militär-Geistlichen und eröff¬
nen den evangelischenrecht schöne, den für die Dauer des Kriegs angestellten katholischen Geistlichen
aber die Aussicht, daß sie in ihre vor dem Kriege bekleideteStellung zurücktretenoder die Hälfte
ihres Gehaltes als Wartegcld beziehen können!

Die 88 113 bis 120 beziehensich auf die Militär-Kirchen und die Verwaltung ihres Ver¬
mögens, wobei selbstredendes sich nur von evangelischenhandelt.

Der 8 119 eröffnet jedoch den katholischenCivil - Kirchen die Aussicht, einen Theil des Er¬
trages der darin zu veranstaltenden Geldsammlungen zu erhalten.

Dies ist die den Katholiken im Vcsitzergreifungs-Patente vom 5. April 1815 und im Art.
16. der Vundesakte zugesicherteGleichstellung.

Seit 1837 sind zwar durch die Zeitereignisse erzwungen, in der Nheinprovinz ein Paar ka¬
tholischeGarnison-Geistliche angestellt worden, — das Gesetz ist aber dasselbegeblieben und daher
diese Anstellung nur als eine Vergünstigung zu betrachten, die jeden Augenblick zurückgenommen
werden kann.

Als ein hierher gehöriges Factum mag erwähnt werden, daß die hiesige Jesuiten-Kirche
dem katholischen Militär seit dem Jahre 1837 zum Mitgebrauchc eingeräumt ist, und von demselben
in allen Theilen benutzt wird, die Orgel sogar stärker als zu dem übrigen Theile des Gottesdienstes;
diese Kirche hatte eine dringende Reparatur nöthig, die sich ,»«1. der Orgel auf «». 2000 Nthlr.
belauft und welche, da die Kirche selbst kein Vermögen besitzt, durch freiwillige milde Gaben gedeckt
werden müssen— die Militärbehörde ward zu einem Beitrage angesprochen, derselbe aber vom
Kriegs-Minister abgelehnt, weil der Mitgeblauch ein uncntgcldlichcrsei. — 8i«!

In Ansehung des Militär «Gottes-Dienstes bleibt noch folgendes zu bemerken.— Eine über
die Kirchen-Parade erlasseneCabinets-Ordre vom 2. Februar 1810 verfügt unter Andern wörtlich:

„die Allerhöchste Intention bei dieser Anordnung geht dahin, die Soldaten der verschie¬
denen Ncligions-Scctcn, da sie zu einem Zwecke vereint leben und streiten müssen,
„auch an einem gemeinschaftlichenGottesdienste und eine damit verbundene nöthige Ach-
„tung für die Haupt-Religion des Landes zu gewöhnen, ohne deshalb ihrem eigenen
„Glauben und Gewissen irgend einen Zwang anzulegcn. In dieser Rücksicht wird es
„daher sehr wohl zulässig sein, daß die Soldaten, wenn sie verschiedenenGlaubens sind,
„alle Monate einen Sonntag zusammen einem und demselben Gottesdienste beiwohnen,
„da selbige die übrigen Sonntage ganz zu ihrer Disposition behalten, und es ihnen
„dann freisteht, diejenigen Kirchen, welche sie wollen, zu besuchen. Sie werden ferner
„dadurch nach und nach daran gewöhnt, schädliche Vorurthcilc, welche den Leuten aus
„den niedern Volksklassenin Ansehung der Verschiedenheitder Religion noch immer an¬
kleben, abzulegen, und sodann auch im Felde dem öffentlichen Gottesdienste, wenn der¬
selbe durch die Fcldprediger abgehalten wird, gern und willig und mit demjenigen
„wahren Nutzen beizuwohnen, welchen jeder vernünftige Mensch aus einem zweckmäßig
„angeordneten Gottesdienste für sich zu ziehen wissen wird."

Die hier ausgesprochenenGrundsätze sind durch die Militär-Kirchcnordnung in keiner Weise
aufgehoben.

Der 8 54 verfügt, daß im Felde, in sofern die Umstände es gestatten, an jedem Sonn«
und hohen Festtage für beive ConfessioncnGottesdienst gehalten werden solle.

Für Fricdcnszciten enthält der 8 50 die Bestimmung, daß außer an den hohen kirchlichen
Festtagen der sonntägliche Militär-Gottesdienst (der evangelischenemlich und zwar nach der für
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die Armee vorgeschriebenenLiturgie), so oft abgehalten werben soll, daß im Laufe eines Monats
alle Truppen der Garnison einmal daran Theil nehmen tonnen.

Der 8 52 gestattet es sodann, dem Commandeur bei besondern militärischen Feierlichkeiten,
so wie bei Zusammenziehung einer Division oder eines Armee-Corps, die Abhaltung eines außer»
ordentlichen Militär »Gottesdienstes zu verfügen" — dem dann, wie sich von selbst versteht, auch
die Katholiken beiwohnen müssen.

Die Protestanten aller Länder haben Beschwerden über die bekannte Vaierische Verordnung
wegen der Knieebeugung erhoben und nicht mit Unrecht. Ist aber der Zwang, welcher den Katho¬
liken durch die Militär-Kirchenordnung zugefügt wird, nicht viel ärger?!

Allcrdurchlauchtigster König «. ,c.

«, «,:«cll»ngAer Abgeordnete des zweiten Standes, Graf von Hompesch, hat bei dem achten Rheinischen
lall,°!„cher M>< Lcmhjagebeantragt, bei Euer Majestät zu befürworten:
chc" 1) die Anstellung von katholischen Militär-Geistlichen für die Garnisonen Berlin, Köln

und Potsdam, so wie bei den Cadettcn-Anstalten zu Berlin und Bensberg.
2) Die Anstellung mit verhältnißmäßigem sircn Gehalt und Altribulionen der committirten

katholischenGeistlichenbei den Garnisonen der Nhcinprovinz.
Zur Begründung dieses Antrages ist bemerkt worden, wenngleich durch die Anstellung von

scchszigevangelischen und sechs katholischenGeistlichen von Seiten des Staats die Nothwendigkeit
einer Scelsorge bei der Armee anerkannt worden, so zeige sich gerade bei dieser Art der Ausführung
ein zu bedauernder Unterschied zwischen beiden Confessionen und eine Verletzung des Paritätsver«
Mtnisses, deren Abhülfe auch im Interesse der Provinz dringend erscheine; zu dem Ende werde
bemerkt, daß in Köln, wo 3000 katholischeSoldaten fortwährend garnisonirten, schon seit dem
im Jahre 1828 erfolgten Ableben des katholischen Garnison-Geistlichen, die Scelsorge nicht, wie sich's
gehöre, wahrgenommen worden, und auch nicht wahrgenommen werden könne.

Der Pastor an der Apostelkirche,der dieselbe übernommen und nur eine sehr geringe Remu¬
neration beziehe, könne neben seinen übrigen Amtsverrichtungen, die Scelsorge für das katholische
Militär unmöglich gehörig wahrnehmen. In Berlin und Potsdam, wo durch den Dienst bei
der Garde aus allen Provinzen des Staats ohngefähr 5000 katholischeSoldaten sich in Garnison
befänden, werde die katholischeSeelsorge auch nur durch committirte, mit andern Amtspflichten
beschäftigteGeistlichesehr unvollkommen wahrgenommen, und das nämliche Verhältniß finde auch
bei den, übrigens so vortrefflichen Cadetten-Anstalten Statt, da bei diesen zufällig keine katholischen
Offiziere und Lehrer angestellt wären, so entbehrten die katholischenCadcttcn der speciellen religiö-
scn Aufsicht und ständen in dieser Beziehung unter der Leitung des evangelischenGeistlichen; die
daraus in einem noch so jugendlichen Alter folgende Vermischung aller religiösen Begriffe könn«
nur den Indifferentismus begünstigen.

In den kleinern Garnisonen wären committirte evangelische und katholischeGeistliche mit
der Militär »Scelsorge beauftragt; die erster« mit fester Anstellung, Gehalt und Attributionen, die
letzter» aber nur mit einem kleinen Gnadengeschenkeund ohne alle Prärogative. Diese Zurücksetzung
der Katholiken erregte schmerzhafteGefühle und paßten nicht zu den Zuständen der Gegenwart und
zu den anerkannten Grundsätzen der Parität, und sei nicht zu hoffen, baß der Mangel an Fonds
der gewünschtenAbHülse nicht weiter werde entgegengesetzt werden.

Euer Majestät treu gehorsamste Stände haben bei der Berathung dieses Gegenstandes in
völliger Uebereinstimmungdie Ueberzeugung gewonnen, daß, bei vorausgesetzter Nichtigkeitder in
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der Petitionaufgestellten, vorhin erwähnten factischen Momente, sowohl die Beschwerde, als die dar¬
auf gestützten Anträge für völlig begründet zu erachten. Es dürfte im Wesen der Sache liegen,
daß bei der höchst geringen Anzahl von nur sechs wirklichen katholischen Militär-Geistlichen dem
Bedürfnisse der Seelsorgebei dem katholischen Militär unmöglich ein vollkommenesGenüge gelei¬
stet werden kann, und daß die nach Maßgabe der Militär-Kirchen-Ordnung vom 12. Februar
1832 Z 1 und 5 zu leistende Aushülfedurch Geistliche, die bereits in andern kirchlichen und geist¬
lichen Amts-Verbände stehen, jene Militär-Seclsorge als ein Ncbcngeschäft,nur höchst unvoll¬
ständig wahrnehmen können, wenn sie die Pflichtenihres Hauptamtes nicht darunter leiden lassen
wollen.

Vor allen wird dies aber von den Haupt-Garnison-Orten Köln, Berlin und Pots-
dam und von den genanntenCabctten-Anstaltcn gelten und in beider Beziehung der Antrag gerecht¬
fertigt erscheinen, daß durch Anstellung besondererkatholischenMilitär-Geistlichenmit angemessenen
Gehältern, dem Bedürfniß der Seelsorgeund Führung vollständig abgeholfen werde.

Aber auch in Beziehung auf die kleinen Garnison-Orte, wo sich dasselbe Bedürfniß der
Seelsorgefür die katholischenSoldaten offenbart, wird demselben durch Anstellung von Geistlichen
oder durch genügende Aushülfeanderer dafür gehörig zu rcmunerircnden Geistlichen abzuhelfen sein.

Außer den dringenden Motiven, die die Abstellung der berührtenMängel der Natur der
Sache nach fordern, dürfte aber auch nicht zu verkennen sein, baß die von der Militär-Kirchen-
Ordnung vom 12. Februar 1832 nicht genugsam beobachtetenGrundsätze vollständige Gleichstellung
beider Confcssioncn,dieselbe als unabweisbar erscheinen lassen, und daß der Ausführungeiner
derartigendringenden— einen eben nicht sehr bedeutendenKostenaufwand erfordernden wichtigen
Maßregel — der Einwand ermangelnden Fonds nicht entgegen stehen dürfe.

Die trcugehorsamsten Stände halten sich daher verpflichtet, Eure Majestät allerunterthänigst
zu bitten:

die Anstellung von katholischen Militär-Geistlichenfür die Garnisonenin Köln, Ber¬
lin und Potsdam und bei den Cadetten-Anstaltenzu Berlin und Vensberg, so
wie die Anstellung mit verhältnißmäßigemfesten Gehalt und Prärogativen der eommit-
tirten katholischen Geistlichen bei den Garnisonen in der NheinprovinzAllergnädigst
befehlen zu wollen.

Wir ersterben ,c. :c<
Coblcnz, den 31. März 1845.

Allerdurchlauchtigster König te. ie.

Aer Stände-Versammlungward von dem Abgeordneten Velber ein Antrag eingereicht,welcher 3. «»»por.
die Erhöhung der Brodportion der in der Nheinprovinz garnisonircndcnTruppen von 1'/« N tag-^°",^"^,'"'
lich auf 1V2 T bezweckte,und der mithin einer reiflichen Prüfung unterworfen wurde. »>«!>»«!> T»up.

In Erwägung nun, daß es
1) eine allgemein feststehende Erfahrung bewiesen hat, daß 1'/, T Brod für einen jungen,

noch im Wachsthumbegriffenen Mann nicht hinreichend ist, um neben einem einfachen
Mittagessen die Kost für den Tag zu vervollständigen,um so weniger, als der Soldat zu
anstrengenderkörperlichenThätigkeit, und da fast die Hälfte Rekrutensind, in erhöhtem
Grade angehaltenwerden muß;

2) für die Nheinprovinznoch der Fall eintritt, daß der bei weitem größere Theil der Trup»
pen in Festungen garnisonirt, mithin einen sehr beschwerlichen Nachtdienst hat;
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3) daß die Marktpreise der Provinz höher sind, als in den meisten Theilen der Monarchie,
und schließlich, daß von der Bevölkerung derselben die dem Soldaten gewährten Sud-
sistenzmittelfür unzureichenderachtet werden und selbst die unvermögendstenEltern deshalb
ihren Söhnen einen Zuschuß machenzu müssen glauben, was sich dadurch beweist, daß bei
dem Ersatz-Aushebungs» Geschäft die Ellern vorzüglich deßhalb die Bestimmung, daß wo
möglich nicht zwei Brüder zu derselben Zeit dienen sollen, in Anspruch nehmen, weil es
ihnen zu schwer falle, zwei Söhne zugleichmit der nöthigen Unterstützungzu versehen,

erlauben sich treu gehorsamsteStände allerunterthänigst zu bitten:
daß Euer Königliche Majestät geruhen wolle, Allcrgnädigft zu befehlen, daß den am
Rhein garnisonirenden Truppen täglich 1'/, N Brod verabreicht werden sollte.

Wir ersterben :c. :c.
Coblenz, den 29. März 1845.

Allerdurchlauchtigster König ,c. ,c.

,. «rie,P°st.<Hllcr Majestät treu gehorsamsteStände erlauben sich, die ganz unterthänigste Bitte zu stellen, daß
^«»"'d""^!" Allerhöchstdieselbengeruhen wollen, eine regelmäßige Brief-Post-Verbindung nach gleichmäßigen
de». Grundsätzen und ohne Rücksichtauf den augenblicklichenVerkehr durch alle Landgemeinden der

Nheinprovinz allcrgnndigst einrichten zu lassen. Ist bei den väterlichen Absichten Euer Majestät mit
Sicherheit anzunehmen, daß diejenigen Maßregeln, welche dem ärmeren, hülfloscren Theil der
Bevölkerung, jenem der vermöge seiner Bildungsstufe weniger im Falle ist, seine Wünscheund
Bedürfnisse bei den Behörden geltend machen zu können, zu Gute kommen, sich einer besonders
warmen Aufnahme zu erfreuen haben; so wird es nur des Beweises bedürfen, daß die Einrichtung
von regelmäßigen Brief-Post»Verbindungen durch alle Landgemeinden der Rheinprovinz ein wirk¬
liches Bedürfniß und die Gewährung der Bitte um so leichter erfolgen könne, als von Seiten
der Antragsteller angeführt wird, daß in mehreren Nachbarländern ähnliche Einrichtungen ohne
wesentlicheVermehrung der Staats «Ausgaben getroffen worden seien, und die Kosten fast ganz
durch die Empfänger der Briefe getragen würden.

Sind auch die ländlichen Beschäftigungenin der Regel der Art, daß ein regelmäßiger Brief¬
wechsel nicht stattfindet, so lehrt doch die Erfahrung, daß fast sämmtlicheLandbewohner vor und
nach in den Fall kommen, briefliche Mittheilungen zu empfangen, und noch mehr, daß es ihnen
häusig erwünscht ist, diesen Weg einzuschlagen, statt des viel beschwerlicheren, kostspieligerenund
zeitraubenderen Weges der mündlichenMittheilung und Verständigung. Es darf hier nur erinnert
werden an den Verkehr mit Notarien, Anwälten, Hypothekcnbewahrern und überhaupt mit den
Behörden, wo der verspätete Empfang oft große Nachtheile mit sich führt, dem Sohne, welche
bei Euer Majestät Heere steht, der Tochter, welche sich auswärts in Dienst»Verhältnissen befindet,
dem fernen Verwandten sind öfters Nachrichtenzu geben, oder von ihnen Mittheilungen einzufor¬
dern, und Dank den verbesserten Schulen, wird die Zahl derjenigen, welche sich schriftlich auszu¬
drückenvermögen, jeden Tag größer. Erwähnt man endlich noch, daß der brieflicheVerkehr der
Königlichen Behörde auf dem Lande unter sich, mit den Eingesessenen, so wie mit den Central-
Stellen ungemein erleichtert wird, und vielleicht manche besondere Boten-Einrichtungen eingehen
könnten, so dürfte die Zweckmäßigkeit, ja das Bedürfniß dieser Maßregel wohl eben so wenig
bezweifelt werden können, als die Annahme, daß nach getroffener Einrichtung, die Zahl der Briefe
gegen die heutige sich um das Vierfache vermehren werde.
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Daß die heutigen Bestimmungen, wonach zwar da, wo die Behörden das Bedürfniß erken¬
nen werden, Land-Vriefboten bestellt werden sollen, dem Bedürfnisse nicht genügen, geht zum
Theil daraus hervor, daß nur an sehr wenigen Orten solche Land «Briefboten bestehen, während
da, wo sie nicht vorhanden, die Briefe nur alle acht Tage einmal durch erpresseVoten befördert
werden und das Botenlohn auf dieselbenvertheilt wird (Coblcnzcr Amtsblatt vom 19. Februar 1845),
so daß möglicher Weise einzelne Briefe ein ungemessenes, hohes, vorher unbekanntes Porto treffen
könne.

Die treugehorsamsten Stände glauben daher der huldvollen Gewährung ihrer Bitte von
Seiten Euer Majestät vertrauensvoll entgegen sehen zu dürfen.

Wir ersterben :c. :c.
Cob lenz, den 26. März 1845.

AUerdurchlauchtigster König ?e. se.

Euer Majestät haben durch die Allerhöchste Kabincts-Drdre vom 18. August 1844 in der Ermäßi« °. «».»W.
gung des einfachenBrief-Porto «Satzes, dem Lande eine um so erfreuendcre Wohlthat zu erweisen^.""^^ '^
geruhet, als das Bedürfniß einer solchen Maaßnahme seit lange tief gefühlt, dieselbe mithin sehnlichst
erhofft wurde.

Die treugehorsamsten Stände erachten es daher für ihre unabwcisliche Pflicht, für diese Kö¬
nigliche Wohlthat den Dank der Provinz an den Stufen des Thrones niederzulegen.

Doch nicht in ihrem ganzen Umfange und nach dem klaren Wortlaute der AllerhöchstenKa-
bincts» Ordre wird die Königliche Gabe dem Lande zu Theil, sie findet vielmehr nur auf die, im
Innlande circulncndcn, so wie auf diejenigen Briefe Anwendung, welchevon Staaten kommen oder
dahin gehen, womit wegen Porto-Ermäßigung Conventionen abgeschlossen sind, während die Briefe
von und nach jenen Staaten, womit ein solcher Abschlußnoch nicht Statt fand, namentlich England,
Frankreich, Belgien und Holland, auch für die Strecken, welche sie im Inlande zu durchlaufen ha¬
ben, noch dem alten Porto-Satze unterliegen.

Der diesseitige Handelsstand findet sich daher auf zwiefacheWeise beeinträchtigt, wenn, wie
es bei der englischenCorrcsponocnz der Fall ist, auch dort die aus Preußen kommendenoder dahin
gehenden Briefe, einem erhöhetcn Porto-Satze unterworfen sind. Auffallender Weise kosten Briefe
von England nach Hamburg nur 6 Pence, während sie nach der Nhcinprovinz 1/3 8 Pcnce zahlen
müssen.

Der RheinischeKaufmann sieht sich dadurch gezwungen, seine Briefe zur Umgehung dieses
hohen Portos, über Hamburg gehen zu lassen, die dann die doppelte Zeit gebrauchen, um an ihre
Bestimmung zu gelange«. Die deshalb durch die Hohe Postbehörde eingeleiteten und mit dankbar
anerkanntem Eifer fortgeführten Unterhandlungen haben bis jetzt die gewünschteBeseitigung dieser
Uebclständenicht herbeizuführen vermocht, es scheinen mithin bei dem Abschlüsse von Conventionen
zur Porto-Ermäßigung mit den benannten Staaten Anstünde sich zu ergeben, deren Erledigung
einer Zvgerung uutcrlicgen dürfte.

Die treugehorsamstcnStände wagen daher die unterthänige Bitte auszuspreche», daß Euer
Majestät geruhen wollen, Allergnädigst zu verordnen: daß für die Strecken, welche jene Briefe im
Inlande zu durchlaufen haben, schon jetzt die ermäßigte Tare wie für alle andere inländischeBriefe
Anwendung finde.

18



138

Euer Majestät haben ferner die Gnade gehabt in der Allerhöchsten Kabinets-Ordre vom 18.
August 1844 Ihren getreuen Unterthanen ein neues allgemein ermäßigtes Porto-Tar-Ncgulativ zu
vorheißcu.

Gestützt auf diese Allergnädigste Zusage hoffen die treugehorsamstcnStände Euer Majestät
nicht mißfällig zu werden, wenn sie die Wünsche und Hoffnungen, welchedie Provinz in dieser Be>
ziehung hegt, und die Motive, worauf sich dieselben stützen, in der unterthänigst beigefügten Denk¬
schrift der AllerhöchstenErwägung anheim zu geben, und darauf die Bitte zu begründen wagen,
daß es Euer Majestät gefallen wolle, Allcrgnädigst zu befehlen, daß

1) das Gewicht des einfachenBriefes von '/. auf 1 Loth normirt werde und das Porto für
das Mehrgewicht von '/, zu '/, Loth um die Hälfte des einfachen Satzes steige;

2) das Bestellgeld gänzlich aufgehoben werde;
3) bei dem Pakct°Porto die Ermäßigung in der Art eintrete, daß

») Hand-Pakete nur dem doppelten Porto-Satze des einfachen Briefes unterliegen;
I») das nach dem Gewichte zu ermittelnde Paket-Porto um die Hälfte des bisherigen

Satzes ermäßigt werde;
e) das Bestellgeld für alle Palete wegfalle;

4) das Geld» und Werth-Porto so festgestellt werde, daß
l>») das Courant- und Gold-Porto auf die Hälfte des bisherigen Satzes herabgesetzt;
Iil») das Porto für Kassen-Anweisungendem für Staats-Papiere und Effektengleich¬

gestellt und
ee) auch hier das Scheingcld ganz wegfalle oder von 2 Sgr. auf 6 Pf. ermäßigt

werde.
Wir ersterben :c. :c.

Coblenz. den 31. März 1845.

Denkschrift
zur Begründung einer nnterthälligen Dilte an Sr. Majestät den König um Herab-

selMig sämmtlicher Porto-Siiye.

Aer außerordentliche Einfluß, welchen der erleichterte Verkehr auf Handel, Industrie und Landes-
Cultur übt, hat sich während der Dauer eines dreißigjährigen Friedens so sichtbar herausgestellt, daß
es keinem Zweifel mehr unterliegt, daß in ihm ein Haupthebel der National-Wohlfahrt zu suchen
ist. Die Folgen dieser Ueberzeugung, die auch die Staats-Negicrungen durchdrungen hatte, waren
ein allgemeiner Wetteifer bei Anlage von Kunststraßen nach allen Richtungen hin und eine durch¬
greifende Verbesserung des Postwescns, um auf denselben die geeignetsten Verbindungs-Mittel ins
Leben zu rufen,

Preußen ging in diesem Streben den übrigen deutschenStaaten mit einem rühmlichen Eifer
voran und scheute keine Kosten, um das Ziel zu erreichen.

Doch nicht wie in anderen commerciellen Staaten, wie England, Holland, Belgien, überließ
es die Beförderung von Personen und Effekten der Privat-Concurrenz, nur die Brief-Post sich re-
servircnd, sondern die Staats-Verwaltung glaubte, auch jene in den Kreis ihrer Verwaltung ziehen
zu müssen, nicht allein um sie zur möglichstenVollkommenheitzu bringen, sondern auch, um sich da,
durch ciuc neue Quelle zur Vermehrung der Staats-Einnahmc zu eröffnen.

So entstand das Post-Monopol und das Post-Regulativ von 1824, in welchemüberall der
fiskalischeZweck sich bemerkbar machte.
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Wenn gleich jenes Monopol die Unterthanen in ihrem Verkehr sehr beengte und alle Con-
currenz ausschloß, sie sich also gegen die Bewohner anderer Staaten, mit welchen sie den Wettkampf
zu bestehen hatten, in großem Nachtheil sahen, während sie in den hohen Portosätzen eine drückende
Steuer erkennen mußten, so verkannten sie doch nicht, daß die großen Anstrengungen, welche der
Staat machte, um das vorgesetzteZiel zu erreichen, auch von ihrer Seite entsprechende Opfer for¬
dere. Sie fügten sich geduldig in dem Monopol»Zwange und betrachteten die ihnen auferlegte,
schwere Poststeuer als ein ausgesetztes Kapital, das ihnen seiner Zeit reiche Zinsen tragen werde.
Sie hegten zu der Gerechtigkeit und Billigkeit der Staats-Regierung das Vertrauen, daß dieselbe,
wenn das Ziel erreicht sein werde, sie auch an den pecuniären Vortheilen Theil nehmen lassen und
nicht fortfahren werde, allein die Erndtc von dem Acker zu beziehen, den sie zwar bestellt, wozu aber
die Unterthanen die Einsaat geliefert hatten.

Vergleicht man die Verkehrs-Verhältnisse vor dem Jahre 1824 mit den jetzigen, so ergiebt
sich, daß damals die schlechten Wege und Verbindung,»-Mittel den Fabrikanten und Kaufleuten die
Nothwendigkeit aufdrangen, zu bestimmtenEpochen sich auf Messen zusammen zu finden, um dort,
wie au großen Börsen, persönlich und mündlich ihrc Geschäfte für ein halbes Jahr zu regeln, sich
mit den nöthigen Verrathen für diese Zeit zu versehen, Zahlungen zu leisten und Bestellungen zu
erthcileu. Die Corrcspondenz war also in der Zwischenzeit verhältnißmäßig höchst unbedeutend.
In dem Maaße aber, wie die Verbindungen erleichtert und die Verkchrs-Mittcl vermehrt wurden,
schwand diese Nothwendigkeit immer mehr, die Leichtigkeit,mit welcher der Detailist sich ausgehende
Artikel rasch ersetzen konnte, hielt ihn ab, seinen möglichen Bedarf auf lange Zeit vorher zu decken
und sich der Gefahr auszusetzen, bei wechselnderMode sein ^'ager mit incurantcn Artikeln angefüllt
zu sehen, was um so mehr Beachtung verdiente, als eben dieser Moden-Wechsel auch häufiger statt
fand. Er zog es also vor, seine Bedürfnisse nach dem jedesmaligen Bedarfe zu regeln und sie in
möglichst kleinen Quantitäten zu beziehen, wodurch die Messen von Jahr zu Jahr an Bedeutung
verloren, die Corrcspondenz aber, so wie die Geld- und Paket-Sendungen eine, kaum zu berechnende
Ausdehnung gewannen. Wie außerdem der Handel überhaupt während des dreißigjährigen, segen-
reichcn Friedens zugenommen, welches Leben der Effekten-Handelund die Attien-Geschäfte aller Art,
die früher kaum gekannt waren, gewonnen haben und wie auch dadurch Correspoudcnz, Geld» und
Werth-Sendungen, eine unglaublicheHöhe erreicht haben, das ist zu offenkundig, als daß dafür eine
weitere Ausführung nothwendig wäre.

Inmitten dieser Veränderungen und außerordentlichenErweiterungen des Verkehrs blieb das
Porto-Tar-Regulativ unverändert, während die General-Kosten der Beförderung für die Post-Ver¬
waltung, wenig vermehrt wurden. Bei ihr, wie bei jeder anderen großen gewerblichen Anstalt, muß
aber die Erfahrung Geltung haben, baß in dem Maaße, wie dieselbe an Ausdehnung gewinnt, die
General-Kosten, auf die einzelnen Zweige vertheilt, sich minder». Nur bei der Personen-Beförde¬
rung durch die Post kann von dieser Regel eine Ausnahme statt finden, dagegen wird sie für die
Beförderung von Briefen, Geld« und Paket-Sendungen in um so größerem Maaße Anwendung sin»
den, als nur in seltenen Fällen die Vermehrung der Transport-Mittel nöthig sein wird, um das
nicht bedeutende Gewicht solcher Sendungen, schnell an den Ort seiner Bestimmung zu bringen.

Alles dieses wird unzweifelhaft die Behauptung rechtfertigen, daß das Porto-Regulativ von
1824 in seinen zu hohen Sätzen, mit den gegenwärtigen Verkchrs-Verhältnissen, in einem nicht mehr
richtigen Verhältnisse steht und daß eine sehr bedeutendeHerabsetzung erfolgen kann, ohne die 1824
in Aussichtgenommene Einnahme des Fiskus zu schmälern.

Ob die Behauptung, welchemehrere Finanz-Männer aufgestellt haben: daß eine Vereinfachung
der Post-Verwaltung möglich und dadurch bedeutende Ersparnisse zu erzielen seien, richtig sei, mag
hier unerörtert bleiben und dem weisen Ermessen der Hohen Post-Behörden anheim gegeben werde«;

18*
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das aber darf nicht unberücksichtigt bleiben, daß, nachdem der Staat von selbstständigerErbauung
der Eisenbahnen Abstand genommen und diese Privat - Gesellschaften überlassen hat, er denselben,
außer den pecuniären Entschädigungen, die er von ihnen verlangt, überall die Pflicht auferlegt, die
Brief« und Paket-Sendungen für die Post uncntgcldlich zu übernehmen. Schon sind mehrere dersel»
bcn in Betrieb und in wenigen Jahren wird ein vollständiges Eisenbahn-Netz über den ganzen
Staat nach allen Haupt-Richtungen sich ausdehnen und eine uncntgcldlicheBeförderung der Post¬
Effekten auf diesen, wo bisher die kostspieligstenPost-Einrichtungen stattfanden, eintreten, der Post
mithin nur die Abzweigungenmehr zur Last fallen.

Diese gesicherte Aussicht vereint mit der, in anderen Staaten bereits gemachtenErfahrung,
daß die Verminderung des Portos sich zum größten Theile durch die dadurch hervorgerufene Ver¬
mehrung der Corrcspondenz wieder decke,") eine Erfahrung, welchedem Vernehmen nach, schon in
den ersten sechs Monaten, nach Erlaß der AllerhöchstenKabincts-Ordre vom 18. August, auch in
Preußen sich bewährt, so daß die, für diesen Ausfall veranschlagten 500,000 Thaler nicht erforder¬
lich sein werden, muß jeden Zweifel beseitigen, als könne die, von den Ständen beantragte Porto-
Moderation einen solchen jedenfalls nur momentanen Ausfall in der Post - Einnahme bewirken, daß
deshalb diese Bitte unerhört bleiben müsse, vielmehr darf die Hoffnung gehegt werden, daß jetzt der
Zeitpunkt gekommensei, wo das von den Unterthanen, in dem seitherigen hohen Porto dem Staate
geleistete Darlehen ihnen in einer Ermäßigung Zinsen tragen werde.

Unsere weise Staats-Negierung, die durch die That den Grundsatz anerkannt hat, daß bei
dem gegenwärtigen Stande der Dinge in den Post-Anstalten vor Allem, ein Hebel für die Hebung
der Staats-Wohlfahrt liegt, wird es ebensowenigverkennen, daß der fiskalische Nutzen jenem Zwecke
nur beigeordnet werden, nicht ihn überragen darf.

Daß diese Ansicht unsern großherzigen König beim Erlasse der bewußten Kabinets - Ordre ge-
leitet habe, darf nicht bezweifelt werden.

Bei den Wünschen, welche die Stände-Versammlung Sr. Majestät vorzutragen sich erlaubt
hat, um deren Gewährung AllerhöchstenOrtes zu erbitten, hat dieselbe die Rücksichten im Auge be-
halten, welche für die verschiedenenKlassen der Unterthanen in Betreff ihrer Gewerbe sich geltend
machen, demnachgehen diese Wünsche dahin, daß:

1) das Gewicht für den einfachenBrief von '/.. auf 1 Loth normirt werden und dann das
Porto für das Mehrgewicht von '/, zu '/a Loth um die Hälfte des einfachen Satzes
steigen möge; da diese Bewilligung vor Allem den ärmeren Klassen, die eines gröberen
Papiers sich zu bedienenpflegen und dann auch dcu Industriellen zu Gute kommenwird,
damit sie bei den häufig vorkommenden Sendungen einzeln«? Muster nicht sofort einem
höheren Porto-Satze verfallen;

2) daß das Bestellgeld gänzlich anfhörc, für diese Bitte spricht die Erwägung, daß auch
Aehnliches in anderen Staaten, namentlich in England statt findet, daß diese Abgabe be¬
sonders drückend für den nähern Verkehr ist, indem dadurchein Brief, der nur einen Sil-
bcrgroschcnkostet, um 50°/, theurer wird und daß endlich dieselbe nur den Privatmann,
den kleinern Krämer und die ärmere Klasse überhaupt trifft, die nicht täglich Briefe zu

) Anmerkung. Da England, wo die Porto-Ermäßigung in einem solchen Maaße statt fand, daß
ein Vrief nach allen Richtungen der 3 vereinigten Königreiche für 1 Pcnce (IN Pfennige) dem
Empfänger ins Haus geliefert wird, während in Preußen das Bestellgeld allein 6 Pf. tostet, er¬
mäßigt sich der durch eine solche enorme Neduction nothwendig Anfangs herbeigeführte Ausfall,
alljährlich in auffallender Weift durch die unglaubliche Vermehrung der Corrcspondenz.
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empfangen gewohnt, von der, dem größer« Kaufmann gewährten Erleichterung, die Briefe
abholen zu lassen, leinen Gebrauch machen können, mithin ungleiche Besteuerung für jene
Klassen durch dieses Bestellgeld statt findet;

3) daß eine Ermäßigung des Paket-Porto's in der Weise statt findet, daß:
») Hand-Pakete nur den doppelten Brief.Porto-Satz bezahlen;
l») das nach dem Gewichte zu normirende Paket-Porto aber auf die Hälfte

des bisherigen Satzes ermäßigt werde;
o) das Bestellgeld für alle Pakete wegfalle.

Die Motive hiefür sind im Allgemeinen bereits in den vorhergegangenen Erörterungen
ausgesprochen. Zu welch' drückenderHöhe der gegenwärtige Porto-Satz steigen könne, wird
sich aus der Erwägung ergeben, daß ein Paket von 12 bis 13 Pfd. von Tilsit bis Coblenz
90 bis 100 Sgr. Porto kostet, weshalb nur sehr sellen diese Vcrsendungs«Art gewählt wer«
den wird. Eine Ermäßigung des Porto's auf die Hälfte würde noch immer einen sehr
bedeutenden Ertrag liefern, das Publikum aber dann sich ungleich mehr der Post bei seinen Sen¬
dungen bedienen, da es in der Schnelligkeit und Sicherheit derselben einen Ersatz für das
höhere, aber doch nicht unerschwinglichePorto finden würde. Es wird nicht mehr, wie jetzt
versucht werden, die Post zu umgehen und es könnte eine gänzliche Aufhebungdes Post-Zwan¬
ges ohne Nachtheil für die Post eintreten.

Die Aufhebung des Bestellgeldes wird darum besonders wünschenswerth, weil auch dieses
den nähern Verkehr schwer trifft und das Porto für diesen um 50 bis 100 "/„ steigert.

Außerdem aber scheint es auch der Billigkeit zu widerstreben, daß die Post, wenn sie
nicht fortdauernd ein Monopol in Anspruch nehmen will, was in der gegenwärtigen Zeit
nicht mehr angemessenerscheinendürfte, in ihrem Verfahren anderen Grundsätzen huldige,
als die sind, welcheden Spediteur leiten, der bei ungleich billiger Fracht dem Empfänger
die Waare frei und ohne Bestellgeld ins Haus zu liefern hat.

4) Die vierte Bitte beantragt eine Ermäßigung des Geld- und Werth«Porto's in der
Weise, daß:

nn) das Courant» und Gold-Porto auf die Hälfte herabgesetzt;
l,b) das Porto für Kassen-Anweisungen,dem für Staats-Paviere und Effekten festge¬

setzten assimilirt und
««) auch hier das Schcingeld ganz wegfalle, oder von 2 Sgr. auf 6 Pf. ermäßigt

werde.
Die Gründe für die Herabsetzungdes Courant- und Gold-Porto's ergeben sich aus der frü¬

her dargestellten Veränderung in den Verhältnissen des Verkehrs überhaupt. Für die Gleichstellung
des Portos von Kcisscn-Anwcisungcn mit dem von Staats-Papieren und anderen Effekten möchte die
Erwägung maaßgebend sein, daß das Volumen und Gewicht der ersteren noch geringer, als das der
letzteren und die Gewährleistung seitens der Posttn in beiden Fällen dieselbe ist.

Ucberhaupt aber möchte rücksichtlich der Portosätze für alle Geld-und Werth-Sendungen
besonders hervorzuheben sein, daß hier vor Allem die von der Post zu leistende Garantie den hohen
Satz bedingt haben wird, baß aber die von der Post dabei übernommene Garantie in dem Maaße
verringert wird, als durch die schnellere Beförderung die Dauer derselben kürzer ist und wenn z.
B. eine Geldsendung von V er linnach Eobl e n z früher 10 und 12 Tage unterwegs, bleiben mußte,
sie viel größerer Gefahr ausgesetztwar, als wenn sie jetzt in 3 Tagen herüber kömmt. Ein äugen»
fälliger Beweis, wir drückend dieses Porto besonders bei Lassen-Anweisungen werden kann, liefert
ein in diesen Tagen an einen Landstanb gerichteter Brief von Berlin, beschwertmit 3,883 Thlr.,
welcher 25^Z Pfd. wiegend, 27 Thaler 15 Sgr. L Pf. Porto kostete.
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Es mag hier noch die Bemerkung ihre richtige Stelle finden, daß die, von den hohen Post,
Behörden nachgegebeneErlaubniß, Cassen.Anweisungenin rekommandirten Briefen zu versenden¬
leine Erleichterungist, weilsie keine Sicherheit gewährt, indem bei einer neuerlichen Klagein Breslau
über das Verlorengehen eines solchenBriefes, die Post, jede Verantwortlichkeit von sich ablehnend,
den Kläger an den Post-Secreta«r verwies.

Für die Aufhebung des Scheingcldes endlich, oder seine Reduktion auf 6 Pf. möchte die
Erwägung Geltung haben, daß dasjenige, was die Post dafür leistet, mit der Höhe des Schein»
gelbes nicht in Verhältniß steht; daß im gewöhnlichenVerkehr jede derartige Quittung umsonst ur-
theilt wird, mithin das Scheingeld, als eine unverhältnißmäßige Besteuerung angesehen werden
muß»

Allerdurchlauchtigster König )c. se.

Vo wie in mehren andern Provinzen des Staates sind auch in der Nhcinprovinz Klagen und Be-
Vtrlc>)r"de'r schwerdenüber das Verhalten der Königlichen Seehandluug zu Handel und Gewerbe geführt wor-
Gcehandiu««. ^n und da dem RheinischenProvinzial - Landtage solche Klagen vorliegen, so mußte es Euer

Majestät getreuen Stände höchst erwünscht sein, durch Mittheilung des wesentlichenInhaltes des
Euer Majestät unterm 30. November vorigen Jahrs von dem Geheimen Staats - Minister und
Chef der Sechandlung über die Verhältnisse jenes Instituts vorgelegten Berichts interessante,
über manche Fragen Licht verbreitende Aufschlüsse zu empfangen. Es hat diese Mittheilung die
Anerkennung der Verdienste nur erhöhen können , welche jenes Institut und dessen Chef sich um die
beschleunigteHerstellung und Erhöhung des Staats-Credits erworben haben, so wie die Aner¬
kennung der Umsicht und Geschäfts-Gcwandheit, womit bei den zahlreichen Privatunternchmungen
des Instituts theils ein Verlust abgewehrt, theils ein Gewinn herbeigeführt worden ist.

Es hat aber diese Mittheilung zugleich die Ueberzeugung befestigenmüssen, daß das See«
handlungs-Institut unter andern Verhältnissen und in anderer Form gegründet, zu den Begriffen
der Zeit, zu den Verwaltungs-Grundsätzen des Staats und zu dem Zustande seiner Finanzen in
einem bedenklichenWidersprüche stehe.

Der Name des Instituts erinnert zwar noch an seinen Ursprung; das Institut selbst aber
hängt nur durch einen losen Faden mit seiner Entstehung zusammen, und der Name vermag nicht
zu verbergen, daß es ein wirklicher Zweig der Central-Staats-Verwaltung geworden, daß unsere
Staats-Verwaltung, welcheeines besondern Ministeriums für Handel und Gewerbe entbehrt, da»
gegen ein Handel und Gewerbe treibendes Ministerium besitzt. Nur noch zur Benutzung von Re¬
galien, zu Zweckender Besteuerung oder der Landes-Vertheidigung findet die feuere Zeit die
Staats-Regierungen mit gewerblichen Unternehmungen beschäftigt; baß der Staat mit seinen Un¬
terthanen in der Fabrikation von Papiere, Mehl, Garn und andern Waaren in Mitwerbung trete,
davon möchte außerhalb Preußen kaum noch ein Beispiel anzutreffen sein, und es werden sich die
lebhaften Beschwerdender dasselbe Gewerbe betreibendenUnterthanen, begründet oder unbegründet,
niemals beseitigen lassen.

Die treugehorsamstenStände sind des unterthänigsten Dafürhaltens, daß die Staats-Ro-
gierung, indem sie mit einzelnen Unterthanen kaufmännischeGesellschafts - Verträge abschließt; in¬
dem sie einzelne Unterthanen mit ihrem Credit unterstützt oder ihnen ihren Credit zur Verfügung
stellt, sich in ein Verhältniß begebe, welches von ihrem eigentlichenBerufe abweicht. Den Zweck
der Förderung von Handel und Gewerbe wird sie auf diesem Wege immer nur in zweifelhafter
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Weise erreichen können, indem einmal schwer zu beweisen ist, daß der Handels» oder Gewerb-
Zweig, woran sie unmittelbar Theil genommen hat, ohne sie nicht von Andern betrieben worden
wäre und indem anderntheils zu befürchten ist, daß sie die Unternchmungs»Lnst von Geschäfts«
Zwcigen zurückschrecke, worin die Staats« Regierung selbst als kraftvolle Mitbewerberin auftritt.

ES scheint, daß die Staats «Regierung die Förderung von Handel und Gewerbe zu all¬
seitiger Befriedigung nicht füglich anders als auf dem Wege allgemeiner Maßregeln erstreben dürfe
und daß, wenn in gewissen Fällen isolirte, unmittelbare Unterstützungennützlich erachtet werden,
doch möglichst der Charakter der Allgemeinheit, ein für Alle gültiger Grundsatz bewahrt bleibe.
So natürlich es ist, daß die Königliche Seehandlung sich durch die Begünstigung einzelnerPersonen
und einzelner Ortschaften den lebhaften Danl dieser Personen und Ortschaften erwerben müßte;
so natürlich ist es auch, daß alle Nichtbcgünstigtcnsich zu gleichen Ansprüchen berechtigt glaubten,
und daß daher die Zahl der Unzufriedenen unendlich größer wurde, als die Zahl der Befriedigten
Die Vorstellung, daß die Staats-Regierung für das Wohl Aller nach gleichmäßigen Grundsätzen
zu sorgen habe, läßt sich nicht entfernen und es entspricht vollkommenden landesherrlichen Absichten
Eurer Königlichen Majestät, daß sie unangefochtenim Volke fortlebe. Sie wird aber erheblich an«
gefochten, wenn gewerbtreibendeUnterthanen sich sagen müssen, daß die Staats» Regierung die von
ihnen erhobenen Steuern theilweise dazu benutze, um in Gemeinschaftmit einzelnen Unterthanen
dasselbeGewerbe zu betreiben, wie sie. Es würde nämlich die Annabme eine Täuschung sein, daß
die der Königlichen Scehandlung belassenen Staats-Gelder nicht als Steuern der Unterthanen
angesehen werden müßten. Denn dadurch, daß die jährlichen Überschüsse der Sechcuidlung nicht
zur Bestreitung der Staatsbedürfnisse verwandt wurden, hat der Betrag dieser Ueberschüsse durch
Steuern aufgebracht werden müssen, und er würde, in den Händen der fleißigen Unterthanen ver¬
blieben, sehr wahrscheinlicheine beträchtlichereZunahme des National-Vermögens bewirkt haben,
als nunmehr geschehen ist.

Von diesem Gesichtspunkteausgehend, dürfte sich die Frage der AllerhöchstenBerücksichtig¬
ung empfehlen, in wiefern die bisher dem Scehandlungs-Institute belassenen öffentlichenMittel
zurückgezogen werden können, um dagegen steuerlicheErleichterungen eintreten zu lassen. Abge¬
sehen von dem durch Euere Königliche Majestät weise Regierung beförderten, blühenden Zustande
der Finanzen des Staates, weisen zahlreiche Erfahrnngen in andern Ländern nach, daß die Geld»
gcschäfteocr Staatsregierung das Vorhandensein einer besondern Staats-Anstalt nicht bedingen.
Der gesammte Handels- und Gewerbe-Stand nnd derjenige der Nhcinprovinz in vorzüglichem
Maaße fühlt das dringende Bedürfniß, die Verhältnisse des Geldmarktes und die wechselndenEin«
flüsse, welchedenselben beherrschen, genau zu übersehen.

Die Königliche Seehandlung in Verbindung mit der, unter derselben Leitung stehenden
Königlichen Bank äußern darauf eine bedeutende Einwirkung, die jedoch dem Handel treibenden
Publikum, wegen mangelnder Oeffentlichkeit, jener beiden Institute, in der Regel nur in ihren
Folgen nicht in ihrer Entstehung und in den veranlassenden Ursachen bekannt wird. Sehr schwer
kann für die, die Hauptgeldumsätze eines Landes vermittelnden Anstalten, das Prinzip der Oeffent«
lichteit entbehrt werden; beinahe alle uns umgebenden Staaten besitzen National «Banken, Privat»
Anstalten, welche wesentlichauf dem Prinzip der Oeffentlichkeitberuhen und in einigen von ihnen
sind die Staats-Anstalten in Privat« Anstalten umgewandelt worden.

Eure Majestät getreue Stände haben mit lebhaftem Dante die Allerhöchste Bestimmung ent«
gcgengenommen, daß von der Seehandlung weitere Fabrik«Anlagen nicht unternommen werden
sollen, und sie glauben die allerunterthänigste Bitte gerechtfertigt, daß es Eurer Majestät gefallen
wolle:
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die allmählige Abwickelungder in den Privatverkehr eingreifenden Unternehmungen der
Seehandlung anzuordnen, und zugleichuntersuchen zu lassen, in wie fern die Dienste
der Staats «Anstalten für die Vermittelung der Geldgeschäftedes Staats und des Pub¬
likums entbehrt re»?. durch eine, auf Oeffentlichkeit beruhende Privat - Anstalt ersetzt
werden können.

Wir ersterben :c. :c.
Coblenz, den 31. März 1845.

Allerdurchlauchtigster König :c. 3c.

?. Reli«.°se gestützt auf eine Petition von 440 Bürgern Aachens, beiden christlichenConfessioncnangehörend,
erzichungder wurde aus einem Abgeordnetenaus unserer Mitte der Antrag an die zum achten Provinzial«Land<
misch"» Ehcn/'tage versammelten RheinischenStände gestellt: daß Euer Königliche Majestät um Aufhebung der

Allerhöchsten Kabinets-Ordre vom 17. August 1825:
„das Glaubensbckcnntniß der Kinder aus gemischtenEhen betreffend,"

ehrfurchtsvoll gebeten werden mögen.
Die treugehorsamsten Stände haben diesen Antrag einer sorgfältigen und gewissenhaften

Prüfung unterworfen und erlauben sich, das Resultat derselben in beiliegender Denkschrift unter,
thanigst vor die Stufen des Thrones niederzulegen, indem sie auf Grund eines einstimmigen
Beschlussesder Plenar-Versammlung zugleichdie ehrfurchtsvolle Bitte aussprechcn, daß:

Euer Majestät huldvoll geruhen mögen, die obgcdachte Allerhöchste Kabinets, Ordre vom
17. August 1825, die religiöse Erziehung der Kinder aus gemischten Ehen betreffend,
wieder aufheben zu wollen.

In tiefster Ehrfurcht ersterbe» :c. lc.
Coblenz, den 13. März 1845.

Denkschrift
der zum achten ProvinMl-Landtage versammelten Rheinischen Stande, die Aukhe-

bung der Allerhöchsten Kabinets-Ordre vom 17. August «823 betreffend.

Die treugehorsamenStände, von dem Grundsatze ausgehend, baß in allen Staatsgesctzen das heilige
Gebiet des religiösen Glaubens unberührt bleiben müsse, so wie dieses Prinzip in allen noch beste¬
henden Rheinischen Gesetzenüberall und namentlich im Art. 1388 des bürgerlichen Gesetzbuchs fest,
gehalten worden ist, sind der Ansicht, daß es wünschcnswerth sei. die hohe Staatsregierung möge
sich von diesem Standpunkte nicht entfernen.

Das im größten Theile der preußischenNheinprovinz gültige bürgerliche Gesetzbucherkennt
die Ehe nur als einen Civ.l-Contract an, schreibt die Formen vor, unter denen eine Ehe gültig
geschlossen werden kann, und bestimmt mit Beziehung darauf die gesetzlichen Folgen in Ansehung
der Legitimität der Kinder, der väterlichen Gewalt, der Vormundschaft und der Vermögens- und
Erbfolge. Verhältnisse der Eheleute und der Kinder, überläßt es daher, indem es vollkommene
Gewissensfrelhe.t als obersten Grundsatz anerkennt, den Eheleuten, ob sie ihre Ehe auch noch nach
den Vorschriften ihrer Religion schließenund in welcher Religion sie ihre Kinder erziehen wollen
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In konsequenterDurchführung dieses Grundsatzes bestimmtder Artikel 1388 ferner:
„Die Ehegatten können weder an den Rechten, welche aus der Gewalt des Mannes
über die Person der Frau und Kinder entspringen, oder die dem Manne als Oberhaupt
zustehen, noch an den Rechten, welche in dem Titel: von der Minderjährigkeit der
Vormundschaft und der Emancipation dem Ucberlebcnden der Ehegatten beigelegt sind,
etwas ändern, noch Verordnungen treffen, welche den Prohibitiv-Bestimmungen des
gegenwärtigen Gesetzesentgegen laufen."

Eine natürliche Folge hiervon, sowie der Bestimmungen über die väterliche Gewalt in dem
Art. 371 und folgenden ist nun, daß Verträge über die religiöse Erziehung der Kinder, sie mögen
«vor oder nach Eingehung der Ehe geschlossen worden sein, gesetzlich ungültig und nur vor dem
Forum des Gewissens verbindlich sind; so wie, daß so lange die Ehe besteht, dem Vater, nach
dessen Tode aber der Mutter, so lange die väterliche Gewalt dauert, das Recht, die religiöse
Erziehung der Kinder zu bestimmenund zu leiten, zusteht. Die sehr große Seltenheit bloßer Civil-
Ehcn, so wie der Umstand, daß vor der Publication der AllerhöchstenKabinels-Ordre vom 17.
August 1825 Streitigkeiten über die religiöse Erziehung der Kinder entweder gar nicht, oder doch
nur in sehr seltenen Fällen vorgekommenund, liefern den besten Beweis dafür, daß diese Bestim¬
mungen für einen Staat, in dem sich verschiedene, gleichberechtigteReligionsgenossen befinden, die
besten sind. Ferner lehrt die Erfahrung aus früherer Zeit, daß durch nichts die Eintracht und das
gute Einvcrstänbniß zwischen den verschiedenen Confessions-Verwandten besser aufrecht gehalten
wird, als wenn die Staatsgesctze den kirchlichen Angelegenheiten ganz fremd bleiben und keine
Vorschriften entHallen, wodurch die individuelle religiöse Freiheit beschränkt wird. Das Gesetz vom
17. August 1825 entspricht aber diesen Anforderungen nicht und hat schon manchen betrübenden
Einfluß auf das innere Familienleben gehabt, indem die freie Disposition über die religiöse Erzie¬
hung der Kinder dadurch wesentlichbeschränkt ist; statt solche lediglich dem Ermessen und Ucberein-
komme»der beiden Ehegatten zu überlassen, sind dem Manne darin hinsichtlich der religiösen Erzie¬
hung der Kinder Rechte eingeräumt, wodurch sehr oft der eheliche Hausfrieden gestört, das Gewis¬
sen geängstigt und das Weib ganz seiner naturgemäßen Rechte beraubt wird. Wenn bei Abschließung
der Ehen beide Theile gleichen Anspruch haben, sich unter dem Schutze der bestehendenbürgerlichen
Gesetzedurch Ehe-Contracte bestimmteRechte zusichern, so erstreckt jener Anspruch sich auf dem
Gebiete und unter dem Schutze des Gewissens auch auf die religiöse Erziehung der Kinder und soll
man diese daher ohne Einmischung der Staatsgewalt ganz allein dem Ucbcreinkommcnder Ehegat¬
ten überlassen.

Zwar hat die später erlassene Königliche AllerhöchsteKabinets-Ordre vom 28. Januar 1838
die Anwendung des Gesetzes vom 17. August 1825 in etwas gemildert; indessensind dadurch noch
nicht alle Bedenken gehoben, indem die erwähnte Allerhöchste Kabinets «Ordre eines Theils man¬
cherlei Interpretationen Raum läßt und andern Theils zu einem wirtlichen Gesetze nicht erhoben
worden ist; dieselbe berücksichtigtblos, jedoch auf sehr unbefriedigende Weise die Stellung des
Geistlichen, der eine gemischteEhe einzusegnen hat, indem es demselben bescheidene Erkundigungen
über die beabsichtigtereligiöse Erziehung der Kinder und für den Fall diese nicht befriedigend aus-
fallen, ihm gestatten, die kirchliche Einsegnung der Ehe zu verweigern, allein in Beziehung auf
die Beschränkung der Rechte der Ehegattin, hat das Gesetz vom 17. August 1825 seine ganze Kraft
behalten, und besonders hart wird deren Stellung nach dem Ableben des Mannes. Jede Wittwe
ist die natürliche Vormünderin ihrer Kinder und in dieser Beziehung gehen alle Rechte des verstor¬
benen Ehemannes auf sie über; indessen kann die Wittwe aus einer gemischtenEhe nur gesetzlich
dazu angehalten werden, ihre Kinder in einer andern Confessionerziehen zu lassen, was nur Ge¬
wissensangst, Gram und Kummer zur Folge haben kann.
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In einem Staate, dessen Bewohner verschiedenenConfcssioncnangehören, ist es um so noth¬
wendiger, an den Grundsatz festzuhalten, daß der Staat nur dcn'Staalsbürgcr ohne irgend ein,
Rücksicht auf seinen religiösen Glauben zu deachteuhat, und demnach alles aus der Gesetzgebung
entfernt gehalten werden muß, was diesem Prinzip widerspricht. Der Staat soll und darf sich nicht
um das Gewissen seiner Unterthanen kümmern und muß es demselbendaher auch überlassen, ob sie
sich durch Verträge, die sie über die religiöse Erziehung der Kmeer geschlossen haben, in ihrem
Gewissen verpflichtet erachten oder nicht. Entstehen Streitigkeiten, so reichen die gesetzlichen Bestim¬
mungen über die väterliche Gewalt vollkommenaus.

Allerdurchlauchtigster König 2c. ?c.

«. «nNt«,'»« Die von Euer Königlichen Majestät unvergeßlichen Vater, dem Könige Friedrich Wil-
.ch«M»f°ss!rih el m >ll. höchstscligen Andenkens unter dem 18. Octobcr 1818 vollzogene Stiftungs-Urkunde
dsr Mllosoplü't über die Universität Bonn enthält in den 33 4 und 5 folgende ausdrücklicheBestimmungen:
?^n «"°n""' § 4. Jede Fakultät wird mit einer, zu vollständiger Ausfüllung der in ihrem Gebiet liegen¬

den Fächer nöthigen Anzahl ordentlicher und außerordentlicher Professoren versehen und immer
besetzt erhalten.

§ 5. In der philosophischenFakultät soll immer ein ordentlicher Professor der Philosophie
von katholischer Eonfcssion neben einem ordentlichen Professor von evangelischer Confcssiou
angesetzt, außerdem aber in keiner Fakultät, die beiden theologischenausgenommen, auf die Eon-
fession der anzustellendenLehrer Rücksicht genommen werden.

Seitdem im )abre 1839 erfolgten Ableben des Professors Windischmanu ist aber die
Stelle eines ordentlichen Professors der Philosophie katholischerConfession unbesetzt geblieben. Durch
diese während eines fast «jährigen Zeitraumes Seitens des vorgesetztenköniglichen hohen Ministe»
liums unterbliebene Erfüllung der Statuten der rheinischen Hochschule in einer wesentlichen, an
dem Grundsatze der Parität der beiden großen christlichenCoufcssionenfesthaltenden Bestimmung ist
für Euer KöniglicheMajestät treue katholisch: Unterthanen ein gerechter Grund zur Beschwerde
gegeben.

Die jungen Männer, welche in den Diversen Köln, Münster und Trier dereinst dem
katholischenPricstcrstandc sich widmen, machen ihren theoretisch-philosophischenEursus meist an der
Universität Bonn, und der Einfluß, welchen der Lehrer der Philosophie ans deren Richtung aus.
übt, ist nicht zu verkennen.

Freigebige Beförderung ächter Wissenschaftin jedem Gebiete bildet einen der schönsten Kränze
in Euer Königliche»Majestät gerechterund glorreicher Regierung.

Sind wir trcugehorsamste Stande gerade in dieser Beziehung Euer Königlichen Majestät
den tiefsten Dank schuldig, so liegt uns auch die Verpflichtung ob, darauf zu wachen, daß diese
große Wohlthat für unsere Provinz durch genaue Befolgung der Allerhöchst vollzogenen Statuten
der paritätischen rheinischenHochschule gesichert bleibe.

Unter diesen Verhältnissen erlauben sich die treugehorsamsten Stände, bei Euer Königlichen
Majestät die ehrerbietige Bitte untcrthanigst einzulegen, die Wiedcrbesetznngder seit dem Jahre
1839 erledigten Stelle eines ordentlichen Professors der Philosophie von katholischerConfessionan
der rheinische»Hochschule Allcrgncidigstverfügen zu wollen.

Wir ersterben :c. :c.

Essenz, t>i, 17. März l845.
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NNerdurchlauchtigster König lc. ic

Aic päbstlichc Bulle »le »-»luie »nlmnrum aus dem Jahre 1821, welche nach einer mit der König- >,. „ueluwm«

!ich preußischenSiaaloregierung den 25. Mär; desselben Jahres stattgcfundencn Verabredung erlas- ",",'"^^"''
sen, auch durch des HochseligcnKönigs Majestät den 9. Juni 1821 bereits genehmigt worden war, «»ue-
»nd dann unter dem 23. August 1821 als bindendes Statut der katholischenKirche des Staats"'"'''^''"'"'
unter Königlicher Billigung und Sanction durch die Gesetzsammlungbekannt gemacht wurde, enthält
Verfügungen über die Dotation der Erz- und Bisthümcr, Wcihbischöfc, Seminarien und Versor-
guugohciuscrfür alte, tränte und abständige, so wie der Corrcctions-Anstalten für ungcrathene
talholischc Priester, welche bis jetzt zur Ausführung noch nicht gekommensind.

Schon bei dem siebentenrheinischenProvinzial-Landtage lag den auf den Befehl Euer Kö¬
niglichen Majestät versammelten trengehoesamsten Ständen ein Antrag auf die vertragsmäßige
Gewährung und Sicherstcllung dieser Dotation zur Berathung vor; da jedoch zugleicheine Mitthei»
lung des Ministern der geistlichen, Unterrichts- und Medizinal-Angelegenheiten vorkam, wonach
eine baldige Erledigung dieser für die katholischeKirche des Staates wichtigen Sache erwartet wer¬
den konnte, so wurde damals der Beschluß gefaßt, den einstimmigenWunschder Finalisirung dieser
Angelegenheit nur in das Protokoll der Sitzung niederzulegen.

Fast zwei Jahre sind seitdem wieder verflossen, ohne daß von einem weiteren Fortgange der
Sache etwas zur öffentlichenKunde gelangt sei, und wir sehen uns daher in Folge eines unserer
Berathung vorgelegten erneuerten Antrags veranlaßt, Euer Königliche Majestät allcruntcrthänigst
die einstimmigeBitte vorzutragen, die endliche Ausführung der gedachtenBulle, was die Dotation
der rheinischen Bisthümcr, so wie nicht minder der darin zugesagtenStiftungen der Emeriten- und
Demeritcn-Anstalten, anch ohne die Beseitigung der wegen der gleichzeitigenAusführung in andern
Diöccsen des Staats noch etwa bestehendenUmstände abzuwarten Allcrgnädigst befehlen zu wollen.

Wir ersterben :e. :c.
Eoblcnz, den 17. März 1845.

Allcrdurchlauchtigster König ,e. :c.

Nl.it Euer Königlichen Majestät AllerhöchsterGenehmigung sind seit vier Jahren in der Rhein- ,„ TaudNum.
Provinz zwei Seminar-Taubstummen-Anstalten in Wirksamkeit getreten, die eine in Kempen der """'U>»cri>ch«.
katholischen, die andere in Meurs der evangelischenConfessionangehörend, deren Einrichtungs-
und Unterhaltungskosten aus jährlich eingehenden Collectcngeldcrn bcstrittcn werden müssen.

Den zum achten rheinischen Landtage versammelten trcugehorsamsten Ständen wurde durch
einen Abgeordneten aus ihrer Mitte eine von dem Vorstande der Anstalt in Kempen ausgegan¬
gene Vorstellung eingereicht, nach welcher die Nheinprovinz gegenwärtig nicht weniger als 1512
Taubstumme unter ihren Bewohnern zählt, während die beiden genannten nebst noch zwei in Köln
und Aachen bestehendePrivat-Anstalten zusammen jährlich nicht viel mehr als 60 dieser Unglück¬
lichen aufnehmen können, so daß für die Ausbildung derselben in keiner von allen Provinzen des
Staates so wenig geschieht, als in der Nheinprovinz.

In zweifacher Weise könnte dem so dringenden Bedürfnisse abgeholfen werden, wenn
nämlich:

1) die Befähigten unter den Schul-Seminaristen gegen eine angemessene Vergütung bewogen
würden, die gewöhnlicheZeit des Seminar-Cursus um so viel zu verlängern, als erfor-
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dert wird, sich die nöthigen Kenntnissefür den Taubstummen-Unterricht zu erwerben, um
diese dann in ihren künftigen Bcrufs-Krciscn in Anwendung bringen zu können, und wenn

2) die bestehendenAnstalten in den Stand gesetzt würden, eine ungleich größere Anzahl bil¬
dungsfähiger taubstummer Kinder aufnehmen zu können.

So wünschcnswcrth es auch sein mag, daß die dazu erforderlichenviel bedeutenderen Mittel
ausschließlichdurch Spenden der christlichen Liebe möchtendargereicht werden, so hat die Erfahrung,
schon genugsam bewiesen, baß an ausreichende Hülfe auf diesem Wege nicht gedacht werden kann,
und daß selbst das Wenige, was bisher geleistet wurde, sich auf die Dauer noch vermindern wird,
in dem Maße wie überhaupt die Zahl der Collcctcn für so verschiedenartigeBedürfnisse sich fort¬
während mehrt.

Geleitet von der Ueberzeugung, daß die Erlangung anderweitiger Hülfsmittel von der drin¬
gendsten Nothwendigkeitgeboten ist — mit Berufung auf ein in unserer Rheinprovinz noch beste¬
hendes Gesetz vom 11. Frimaire d. I. Vll., nach welchem unter andern auch die Bedürfnisse für
Taubstumme aus allgemeinen Staatsmitteln bestritten werden sollen, — vielmehr aber noch crmu,
thigt durch das vielfach bewährte Vertrauen zu dem der leidenden Menschheit stets huldvoll zuge¬
wendeten Vaterherzen unseres so hochverehrtenMonarchen, wagen die treugehorsamsten Stände die
unterthänigste Bitte:

Euer Majestät wollen Allcrgnädigst befehlen, daß außer den abzuhaltenden Collecten
von nun an zur Erweiterung der bestehenden Seminar-Taubstummen-Anstalten aus-
Staatsmitteln eine dem Bedürfniß angemessene jährliche Unterstützunggereicht werde.

Wir ersterben :c. :c.
Coblenz, den 2L. März 1845.

Allerdurchlauchtigster König :c. :c.

,l,u»<«lr>n. Euer Majestät treugehorsamste Stände des achten rheinischenProvinzial-Landtages nahen sich den
,un^ »«»«üb«. Stufen des Thrones, um Euer Majestät Hülfe für eine Klasse von Unglücklichen allerunterthcinigst

in Anspruch zu nehmen. Es handelt sich um die zweckmäßigeUnterbringung von unheilbaren
Irren, deren nach amtlicher Nachweiseim Regierungsbezirk Aachen 267 sich befinden, von denen
223 zur Ausnahme in Verwahr-Anstalten geeignet erscheinen. Da von diesen nur 50 in der Lage
sind, von ihren Angehörigen in der gegenwärtigen Anstalt unterhalten zu werden, so bleiben 173
Irren, die theilweise die öffentlicheSicherheit bedrohen, oder der Moral zum Anstoß gereichen,
den Armen-Verwaltungen der r«»?. Gemeinden zur Last, die nicht im Besitze zweckmäßigerLokali¬
täten, zuweilen genöthigt sein können, sich der Gefängnisse zur Unterbringung dieser armen Men¬
schen zu bedienen.

Ein ganz ähnliches dringendes Bedürfniß stellt sich für den Regierungsbezirk Köln heraus,
und für den Regierungsbezirk Düsseldorf wird ebenfalls noch eine Erweiterung der bestehenden
Anstalt von 30 bis 40 Stellen als sehr wünschenswerth erachtet; wogegen die gegenwärtigen Anstal¬
ten in den Regierungsbezirken Coblenz und Trier als genügend erscheinen.

Da nun den treugehorsamsten Ständen das erforderliche Material nicht vorliegt, um bei
dem verschiedenenBedürfnisse der Regierungsbezirke beurtheilen zu können, ob es zweckmäßig sei,
eine gemeinschaftliche Anstalt, oder eine für jeden Regierungsbezirk zu errichten, oder die bestehen¬
den zu erweitern, so sind dieselben der Meinung, daß dieß der näheren Ermittelung und Bestim¬
mung der Vcrwaltungs« Behörden der betreffendenRegierungsbezirke nach gemeinschaftlicherVench-
mung zu überlassen sei.
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Zur Beschaffung der Mittel bitten die treugehorsamstenStände Euer Majestät allerunter-
thänigst:

die Kreisständein den RegierungsbezirkenKöln, Aachen und Düsseldorf zu
ermächtigen, Behufs der Errichtung von Aufbewahrungs-Anstalten für unheilbare Irren,
Ausgaben zu beschließen, und die Kreis«Eingesessenen dadurch zu verpflichten.

Wir ersterben :c. :c.
Coblenz, den 2. April 1845.

AUerdurchlauchtigster König «. ,c.

H)en treugehorsamsten, zum achten RheinischenProvinzial-Landtageversammelten Ständen wurde ««. n»«»,'
von einem Mitgliededer Versammlung der Antrag überreicht,Euer Majestät um Einführung einer ^,«"«"1«"'
allgemeinen deutschen National-Pharmakopöeallerunterthänigst zu bitten. scken P»»rmal«.

Nach gehörigerBerathung über diesen Antrag fand die Versammlunges höchst wünschens-
werth, daß in allen deutschenVundesstaaten eine gleichförmigePharmalopöebestände, indem die
Pharmakopöender benachbarten Staaten von unserer vaterländischenin vielen Fällen so sehr
abweichen,daß für das reisende Publikum die nachtheiligstcnFolgen daraus entstehen können, was
besondersvon den stark wirkenden Mitteln, als Opium und den narkotischenErtracten der Fall
ist, letztere durch ihre verschiedeneBereitungsart und Kraft, und von erstcrem die große Abwei«
chung des quantitativenVerhältnisses in verschiedenenzusammengesetztenArzneimitteln, so baß Rei¬
sende die bei sich führenden erprobte Recepte in jedem Staate anders bereitet erhalten, wodurch
das Leben oft gefährdet werden kann.

Nach allem diesem hat uns der Antrag begründet und wichtig genug geschienen:
Euer Majestät in Alleruutcrthänigkeit zu bitten, Allerhöchstdieselben wollen geruhen, die
geeigneten Mittel zur Einführungeiner allgemeinen deutschen National-Pharmakopöemit
den übrigen Zollvereins»Staaten in Berathung ziehen zu lassen.

Wir ersterben :c. ic.
Coblenz, den 13. März 1845.

AUerdurchlauchtigster König )e. ,c.

Euer Königliche Majestät haben geruht vermittelst AllerhöchsterCabinetsordrevom 27. Juni 1843 ". Unt«,»»l.
zu dem Neubau eines Hcbammenlehrgebäudes zu Cöln ein Gnadengeschenkvon 10,000 Reichsthlr. ^",^" ^'
huldreichst zu bewilligen,und beruht ferner zu dem nämlichen Zwecke ein aus ersparten Theilen, 2nM«<« >«
der für die Hcbammenanstalt zu Coblenz früher bewilligten, und in die Staatskassegeflossenen
Gelder, bestehendenFonds im Betrage von 3916 Thlr. 12 Sgr. 4 Pf. einstweilenim Verwahrsam
der Negierungs-Hauptkasse zu Cöln.

Während der Einleitungenum dem Hebammenlchrinslitut zu Cöln eine verbesserteEinrich«
tung zu geben, und bis sich die Nothwendigkeit der Verwendungjener beiden Capitalien zu dem
fraglichen Zwecke herausstellen wird, wünschen wir die jährlichen Zinsen derselben zu den gewöhn¬
lichen Unterhaltungskosten der Anstalt verwendenzu dürfen, und erlauben uns Euer Königlichen
Majestät die Allcrunterthänigste Bitte ehrfurchtsvoll vorzutragen, uns den Genuß jener Zinsen zu
der beabsichtigtenVerwendung allergnäbigst gewähren zu wollen.

Wir ersterben :c. :c.
Coblenz, den 18. März 1845.
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Allerdurchlauchtigster König le. se.

,,. 5rc>«. A3on dem Vorstände des Nheinprcußischen LandwirthschaftlichenVereins ist an die Stände-Vcr-
lhier«»,«, sammlung ein Antrag auf Verwendung um kräftigere Fortbildung des Veterinär-Wesens in der

Provinz eingereicht worden.
Die Nheinprovin; revräsentirt in ihrem Viehstande nach der Schätzung einen Capital-

werth von mindestens 30 Millionen Thaler. Diese Summe gewinnt aber noch eine höhere
Bedeutung, wenn man erwägt, daß sie nicht etwa nach dem Maaßstabc gewöhnlicherVerzinsung
nützlich wird, sondern daß sie größtcntheils als ein Betriebs-Capital angesehenwerden muß, indem
der durch die Hausthierc gewonnene Ertrag theils die einzige Quelle des Unterhalts vieler Ein¬
wohner abgicbt, theils das geeignete Mittel ist, ihre Wohlhabenheit zu sichern und zu erhöhen.
Hängt dieses alles aber davon ab, daß man es versteht die Hausthiere gegen ansteckendeseuchenartige
und andere minder wichtige Krankheiten zu sichern, sie in einem gesunden Zustande möglichstlange
zu erhalten, und hierin eingetretene Störungen in möglichst kurzer Zeit zu beseitigen, so läßt sol¬
ches unverkennbar sich auch nur durch ein wohl organisirtcs Vctcrinärwcsen, und namentlichdadurch
erreiche», daß wenigstens für jeden Kreis ein Krcisthicrarzt angestellt wird.

In den 58 Kreisen der Nheinprovinz sind aber blos jetzt nur 32 Kreisthierärzte angestellt;
es haben die meistensonach mehrere Kreise und können mithin nur in denjenigen hauptsächlich nützen,
in welchen sie ihren Wohnsitzhaben. Ist der Mangel an tbierärztlichcr Hülfe aber schon an sich
für das landwirtschaftliche Publikum von großem Nachtheile, so trifft dieser Nachtheil in der Rhein-
Provinz auch noch grade die weniger wohlhabenden und armen Gegenden namentlich die Gebirgs-
kreise, in denen eine thierärztlicheHülfe am meisten Noth thut, da in diesen wissenschaftlich gebildete
praktische Thierärzte, obgleichsie in reichen Gegenden in genügender Zahl vorhanden sind, sich nicht
niederlassen, und der Kreisthierarzt zufolge Ministerial-Verfügung, wenn er nur für einen Kreis
angestellt wird, nicht mehr als 50 Thaler Besoldung erhält, mithin in diesen Gegenden bei den
spärlichen sonstigen Hülfsqucllcn nicht bestehenkann.

In Erwägung dieser Gründe, und da das Bedürfniß einer zweckmäßigen, überall leicht zu
habenden thierärztlichen Hülfe immer fühlbarer wird, erlauben Euer Majestät treugchorsamsten
Stände sich die ehrfurchtsvolle Bitte:

Die Anstellung von Thicrärzten in jedem Kreise der Provinz Allcrgnädigst anbe¬
fehlen und deren Gehalt auf die ursprünglich bestimmten100 Thaler normiren zu wollen.

Ferner bitten treugchorsamstcStände, in Allergnädigstc Erwägung nehmen zu wol-
len, ob in Anerkennung der Fortschritte, welche die Thierbcilkundc durch Errichtung eines
eigenen Lchrstuhls gemacht, und um ihr eine weitere Entwickelung zu sichern, es nicht
zweckmäßigerscheinen dürfte, demselben eine selbstständigeVertretung in dem Vcrwal.
tungs-Organismus dadurch zu gewähren, daß diese Interessen in dem KöniglichenMini-
sterio der geistlichen, Unterrichts- und Medicinal-Angelegenheiten nicht mehr einem
Arzte, sondern einem Thierarzte anvertraut, auch bei den KöniglichenRegierungen Fragen
der Thielheilkunde forthin statt den Medicinal-Räthen den Departements-Thicrärzten
zugewiesenwerden.

Wir ersterben ic. :c.
Coblenz, den 26. März 1845.
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Allerdurchlauchtigster König,e.

9en zum 7. rheinischenProvinzial» Landtage versammelt gewesenen treugehorsamsten Ständen >b. Venss«»«»
hatten mehrere der Nheinprovinz angehörige Mitglieder des französischen Ordens der Ehrenlegion ^" f^"^"
«in Gesuch, die Auszahlung der ihrem Grade durch das Gesetz vom 29. Floreal Jahres X. zugc-«!>»nic«i»n.
sickerten und seit 1814 nicht mehr bezogenen Rente betreffend, eingereicht.

Die Ständcversammlung, welche damals diese Angelegenheit mehr aus dem Gesichtspunkte
der Billigkeit, als des Rechts auffaßte, hat auch in diesem Sinne die Bitte der Petenten bei Euer
Majestät zur AllerhöchstenBerücksichtigungbevorwortet.

Es ist jedoch durch den Allerhöchsten Landtags - Abschied vom lH. September 1843 diese Bitte
aus dem Grunde abgeschlagenworden,

„weil durch den Pariser Vertrag vom 30. Mai 1814 alle außerhalb Frankreichs bele¬
senen Dotationen ohne Entschädigung der ehemaligen Donatarien aufgehoben worden
„seien, die Mitglieder der Ehrenlegion daher leinen Anspruch auf dergleichenDotationen
„ihres Ordens zu machen hätten."

Die Bittsteller glaubten aber bei dieser AllerhöchstenEntscheidung sich nicht beruhigen zu
können, weil sie dieses ungünstige Resultat dem Umständezuschrieben, daß in der Eingabe der Le¬
gionärs vom 4. Juni 1843 die Frage nicht erschöpft und nur einseitig behandelt worden sei; sie
haben daher ihr Gesuch bei dem gegenwärtigen achten rheinischenProvinzial-Landtage wieder vor¬
gebracht, und in einer ausführlichen, allcrunterthänigsi hier beigefügten Abhandlung, die Gründe
zur Unterstützungihrer Bitte entwickelt. ^"^-^

Die treugehorsamstcnStände fanden sich dadurch veranlaßt, die Frage:
ob die Krone Preußen für die von Frankreich abgetretenen, und mit dem Preußischen
Staaie vereinigten Landesthcile, die Verbindlichkeitübernommen habe, den in der Rhein-
Provinz wohnenden Legionärs die ihnen durch das allegirte Gesetz zugesicherteRente
auszuzahlen?

neuerdings einer sorgfältigen und gewissenhaftenPrüfung zu unterwerfen.
Bei der Untersuchung dieser Frage mußte zunächst auf den Pariser Vertrag vom 30. Mai

1814 zurückgegangenwerden.
In Gefolge der in dem Artikel 26 dieses Vertrags enthaltenen Bestimmung haben die be-

thciligten Mächte die Verpflichtung zur Uebernahme aller Civil-, Militär« und geistlichen Pensionen,
Gnaden und Abschieds-Gehälter der in ihren Staaten wohnenden Berechtigten anerkannt. Es sind
daher auch damals sowohl von dem provisorischeu General-Gouvernement, als später von der
Preußischen Staats-Regierung die nöthigen Anordnungen zur Auszahlung dieser Pensionen getroffen,
dabei aber dir Pensionen der Mitglieder der Ehrenlegion unberücksichtigt gelassenworden.

Bei dieser Ausschließung ist, wie es scheint, von der Ansicht ausgegangen worden, daß, nach
der in dem Gesetz vom 29. Florial Jahres X und in dem Beschluß vom 13. Mcssidor desselben
Jahres angenommenen Benennung, die den Legionärs zugetheilte Rente als ein Gehalt zu be¬
trachten sei, und daß, weil in dem Artikel 26 des Vertrags vom 30. Mai 1814 keine specielle Er-
wähnung von den Gehältern der Mitglieder der Ehrenlegion geschehen ist, auch keine Verpflichtung
zur Zahlung derselben bestehe.

Allein es geht schon aus der Natur dieser Rente hervor, daß sie nicht als e,in Gehalt ange¬
sehen werden kann, weil sie auf Lebenszeit, und ohne dafür einen weiter« Dienst in Anspruch zu
nehmen, verliehen worden ist, daher auch kein Unterschiedzwischen diesen für im Dienste des Staats
ausgeführte glänzende Thaten, und jenen für eine Anzahl von Dicnstjahren bewilligten Pensionen
zu erkennen sein möchte.
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Es wirb überdies jeder Zweifel über die Eigenschaft dieser Renten durch daS Gutachten des
Staatsraths vom 23. Januar 1808, genehmigt am 8. Februar «!^«<!. beseitigt, indem solches die
fraglichen Renten gesetzlich als Pensionen anerkannt,welche gleich allen andern Pensionen, als vom
Staate verliehene Alimente, speciell für dasjenigeIndividuum bestimmt, dem sie bewilligt worden
sinv, angesehen werden sollen, und auf welche demnach auch, so wie auf die übrigen Pensionen,der
Beschluß vom 7. ThcrmidorJahres X Anwendung finde.

Daher erklärt es sich auch, daß in dem Artikel 2L des Pariser Vertrags von den Pensionen
der Mitglieder der Ehrenlegion keine besondere Erwähnung geschehen ist, da diese in der allgemei»
nen Bezeichnung tuul« z,enz!<»n mit einbegriffen waren.

Wenn es aber gesetzlich feststeht,daß die den Legionairszugesicherten lebenslänglichen Renten,
Pensionensind, so dürfte wohl daraus zu folgern sein, daß dem Staat auch die Verbindlichkeitzur
Zahlung dieser, wie aller übrigen Pensionen obliegt.

Die treugehorsamstenStände erlauben sich noch anzuführen, daß auch die andern Staaten,
welchen Mitgliederder Ehrenlegion angehören,lange Anstand nahmen, die Pensionsansprüche dieser
Letzter« anzuerkennen, baß sie aber doch früher oder später die Ueberzeugung von der Gerechtigkeit
derselben gewonnen haben. So ist im Großherzogthum Hessen auf den Antrag der Stände am 10.
Juli 1839 die Zahlung der Pensionender Legionairs verordnet worden, in Belgien werdensie
ebenwohl bezahlt, ein Gleicheswird von Nheinbaycrn, Baden, Nassau und dem Königreicheder
Niederlande behauptet, ja selbst in den Regierungsbezirken Düsseldorf und Trier, befinden
sich zwei Mitgliederder Ehrenlegion, von welchen dem Elstern im Jahre 1820 und dem Andern
im Jahre 1821, wie aus den Anlagenhervorgeht, die Pensionenzuerkannt und ausbezahltwo»,
den sind.

Aus diesen Gründen erachten sich die treugchorsamstenStände verpflichtet,Euer Majestät
die ehrerbietigste Bitte vorzutragen, daß Allerhöchstdieselben geruhen wollen, Allergnädigst zu be¬
fehlen :

daß den der Rheinprovinz angehörigen Mitgliedern der französischen Ehrenlegionihre
Pensionen vom 1. Januar 1814 ab, und lebenslänglich, aus der Staatskasse gezahlt
werden sollen.

Wir ersterben )c. :c.
Coblenz, den 28. März 1845. -

Wiederholte unterthänistfte Vorstellung
mehrerer in der Nheinpromuj wohnenden Mitglieder des französischen Grdens der

Ehrenlegion,

mit Bitte um hochgeneigteBefürwortung ihres Gesuchs um Zahlung der ihnen zustehenden
rückständigenund laufenden Pensionen.

Hohe Stände - Nersammlung l

Vie mit dem Orden der Ehrenlegion delorirtcn Nheinpreußenhaben bis zu diesem Tage Verge¬
bens die Zahlung einer heiligen Schuld verlangt, die gegen sie als Preis für die dem Lande gelei«
steten Dienste, als Belohnungfür das für das Vaterland vergosseneBlut eingegangen worden ist.
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Bereits im Jahre 1843 haben mehrere derselben in einer unterlhänigstcn Vorstellung die
hohe Stände-Versammlung zu bitteu sich erlaubt, bei des Königs Majestät ihr Dollmetschersein
zu wollen, damit diese Schuld an sie abgetragen werde.

Noch einmal kommensie, die hohe Stände-Versammlung um die Anerkennung ihrer Rechte
und um hochderenFürsprache Allerhöchsten Orts gehorsamst zu bitten.

Es sind diese Rechte auf Gesetze und feierlicheTractate gegrünbet, welche für sie Titel ent¬
halten, die sie kühn der Würdigung der hohen Stände «Versammlung, so wie der höchsten Staats«
gemalten unterwerfen, und auf den Grund deren sie um so mehr die gewünschteAnerkennunghoffen
dürfen, als sie in die Gcrechtigkeitsliebe und in die Billigkeit, vvn denen die Vertreter der Pro¬
vinz beseelt sind, noch mehr aber in den festen Willen ihres hochverehrtenKönigs, daß allen seinen
Unterthanen vollständige Gerechtigkeitwiderfahre, ein unbegrenztes Vertrauen seyen.

Die Frage, welchedie Lcgionairs des Kaiserreichs besonders intercssirt, ist von den gehor¬
samst Unterzeichnetendurch die in Abschrifthier ange>chloffene Vorstellung vom 4. Juni 1843 in der«,„„^ ^. ,
hohen Stände-Versammlung angeregt, allein diese, wie sie glauben nicht erschöpfte Frage, ist von
den Legionairs nur einseitig behandelt worden und hat sich deshalb auch des dafür gewünschten
günstigen Resultats nicht zu erfreuen gehabt.

Möge es ihnen erlaubt sein, sie unter ihrem vollständigen wahren Gesichtspunkte noch ein¬
mal darzustellen, und die Einwendungen die ihr gemachtworden sind, so kurz wie möglich zu wi¬
derlegen, und denen die ihr noch gemacht werden könnten, schon im Voraus möglichst zu be¬
gegnen.

Der Artikel 87 der Constitution vom 22. l««,»:?«: des Jahrs VIII verordnete, daß Na-^„^ ^ ,
tional-Belohnungen denjenigen Kriegern zuerkannt werden sollten, die der Republik glänzende
Dienste würden erwiesen haben.

Dieses Prinzip wurde durch das Gesetz vom 29. «oreal Jahr X , welches die Ehrenlegion M,<,,l «r. «.
schaffte,entwickelt. Der Art. ll dieses Gesetzesbestimmt, daß die Mitglieder der Legion für ihre
Lebensdauer ernannt werden.

Es theilt die Legion in Kohorten ein; National-Guter zum Renten-Beträge von 200,000
Francs sind jeder Kohorte bestimmt worden.

Es sichert jedem Großofsizier 5000 Francs, jedem Commandanten 2000 Francs, jedem Offi¬
zier 1000 Francs und jedem Ritter 250 Francs jährlich zu.

Diese Besoldungen, bestimmt das Gesetz Art. 7, werden bestritten aus den jeder Kohorte
überwiesenen Gütern.

Die Einzelnhcitcn der Organisation wurden bestimmtin Folge des Art. 10 Tit. 2 des Ge»
setzes vom 29. a<,r<-«l Jahrs X, durch eine öffentlicheVerwaltungs-Ordnung vom 13. me»«l<Iui,^,^ .^. ,
IahrS X. Diese Ordnung bestimmt Art. 21, daß der Schatzmeisterder Kohorte mit dem Empfange
der Nevenüen und mit der Zahlung der Besoldungen der Offiziere jeden Grades und der Legionaire
beauftragt ist.

Auf diese Weise wurden die Versprechungen der Constitution des Jahrs VIII erfüllt. Zum
Mitglicde der Ehrenlegion ernannt werden hieß, für sein Lebelang unter dem Titel einer Natio¬
nal-Belohnung sich das Recht erwerben 5000 Francs, 2000, 1000 oder 250 Francs jährlich, je
nach dem Range, zu empfangen.

Das organische 8«u»tu, Oun»u1te der Constitution vom 16. tKermiäur Jahr X, indem es „„„^ ^r. «.
Tit. III die Zusammensetzungder Wahl-Collegien ordnete, nutorisirte den ersten Konsul durch seinen
Artikel 27, den Bezirks-Wahl-Collegien zehn Mitglieder, welche unter den der Ehrenlegion ange«
hörigen, oder aus denjenigen Bürgern die Dienste geleistet hatten, und jedem Departements «Wahl-
Collegium, zwanzig Bürger, wovon zehn aus den dreißig höchst besteuertendes Departements, und
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die zehn Andern, sei es aus der Zahl der Mitglieder der Ehrenlegion oder derjenigen Bürge? die
Dienste geleistet hatten, genommen werden sollten, beizugeben.

Anlagt Nr b, H^ Jahre später als der Konsul zum Kaiser erhoben worden war, bestimmte das Gcscy
vom 28. No!'e»I Jahr Xlü Art. 99, daß die Großoffizierc, die Commandeurs und die Offiziere der
Legion Mitglieder der Departeinents-Wahl-Collegien und die Lcgionairs Mitglieder der Arrondisse-
ments-Wahl-Collegien sein sollen.

Nicht alle Mitglieder der Ehrenlegion waren indessen von Rechtswegen Mitglieder der
Wcchl-Collegicn; sie konnten nur in beschränkter Anzahl darin aufgenommen werden, nach einer
durch den Kaiser erfolgten Bezeichnung.

Nach dem Gesetze vom 28. N«!-««! Jahrs Xll sowohl als nach jenem vom IN. tlxirmillo,
Jahrs X hatte der Slaats-Ehef das Nccht auf die Liste der Wnhl.Collcgien eine bestimmteAnzahl
Mitglieder der Ehrenlegion bringen zu lassen.

>>lni««c Nr?, Es geht dieses aus dem 8en»t»8 l)on«u1t«! vom 22. Februar 1806 hervor. Dasselbe be¬
stimmt, daß die Zahl der Mitglieder der Ehrenlegion nicht 25 in den Departemcnts-Wahl-Collegien
und nicht 30 in den Arrondissements-Wahl'Cottegien übersteigen darf. Es fügt ferner hinzu, daß
die Bezeichnung derjenigen, die in die Wahl-Collcgien aufgenommen werden sollen, durch den
Kaiser erfolge.

,<nlo«° Nr. ». Ein Dekret vom 11. April 1803 weis't den Mitgliedern der Ehrenlegion den Ehrenplatz
bei öffentlichenFeierlichkeitenhinter den Behörden an.

A»«,üe Nr. 9. Die Dotation der Ehrenlegion erlitt durch das Gesetz vom 11. i,l»vi<,8«: Jahr Xlll eine
Beschränkung.

Die Einkünfte in liegenden Gütern für jede Kohorte wurden auf 100,000 Francs festgesetzt.
Der Mehrbetrag derselben sollte zum Verkaufe gebracht und der Erlös dafür an die K»!»»« ä'^murt.
izüemeut gezahlt, um zu Ankäufen in Staats-Renten zum Vortheil der Ehrenlegion verwendet zn
werden.

Wenn bemerkt werden sollte, daß das-Gesetz vom Nure»! Jahr X und der Beschluß vom
13. Ul088,clor desselben Jahres, daß jedem Mitgliede der Ehrenlegion schuldigeIahrgeld mit der
Benennung Gehalt bezeichne», so könnte aus dieser Eigenschaft gefolgert werden, daß die Besol¬
dung der Mitglieder der Ehrenlegion nicht den Charakter einer Pension hätte und daß sie nicht unter

«ni»«t Nr.,°. das Verbot des Beschlussesvom 7. Uxüiuilln? Jahrs X gerechnetwerden könne, welcher jede Ab¬
tretung (««««:<,»)oder Anweisung (llLle^xUon) von Pensionen zu Lasten des Staatsschatzes unter¬
sagt.

Der Zweifel den die Eigenschaftvon Besoldung allenfalls hervorbringen tonnte, obgleich
die wahre Natur des Iahrgehalts sich auf das klarste herausstellt, wurde indessen gehoben durch ein,

«.»««.Nr. ,,. Gutachten des Staatsraths vom 23. Januar 1808, geuehmigt den 2. Februar «ju8.I«n» wie folgt:
„In Erwägung sagt es, ... 3. daß

„diese Pensionen (zu Lasten des Schatzes) angeschen werden sollen als eine durch den
„Staat bewilligte Unterhaltung und insbesondere für dasjenige Individuum bestimmt das
„sie erhält....

„4. Daß diese Betrachlungen gleich anwendbar sind auf die Abschieds. Besoldungen
„als wie auch auf die Pensionen der Ehrenlegion,

„Ist der Meinung 1, daß nach dem Beschlusse des 7. tl,«riu!llui- Jahrs X und ohne daß
„es diescrhalb einer neuen Bestimmungbedürfe, die Abschicds-Bcsoldnngenund die Pen¬
sionen der Militairc und der Ehrenlegion unveräußerlich sind.....

Eine besondereAnordnung dieses Gutachtens in Gesetzcsformdurch Kaiserliches Dekret vom
26. Januar 1809 im Etaatsrath erlassen, wurde bei dem General Mopnat gemacht.
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So war der Stand der Sache als die Nheinprovinzen von Frankreich abgerissen wurden.
In dieser Epoche kam der Traktat von Paris vom 30. Mai 1814 dazwischen. Er bestimmt^'"'' nr,,

durch seinen Artikel 26, daß „vom 1. Januar 1814 an für das französische Gouvernement die Vcr-
bindlichteit aufhört irgend einem Individuum, welches nicht mehr französischerUnterthan ist, irgend
eine bürgerliche, mililairische oder geistliche Besoldung, Gnadengehalt oder Verab-
schiedungotractamcntzu zahlen.

Es folgte hieraus, daß diese Pensionen, Gnadengehälter oder Vcrabschicdungs-Tractamente,
zur Last derjenigen Länder gestellt, denen die Anspruchbcrcchtigtcnunterworfen wurden.

Die älteren Rückstände bis zum Jahre 1814 blieben allein durch Frankreich zu berichtigen.
Auf diese Weise wurde der Vertrag von Paris überall verstanden und angewendet.
Den Art. 26 des Pariser Friedens Vertrags bestätigend, wurden durch das provisorischeGc<

ncral-Gouvernemeut so wie später durch das Königlich preußischeGouvernement Beschlüsse zur Si¬
cherung der Zahlung der Geistlichen«,Eivil- und Militair-Pensionen erlassen und nur hinsichtlich der
Pensionen der Legionair? des Kaiserreichs erfolgte keine Bestimmung.

Obgleich das Vcsitzcrgreifungs-Patent Sr. Majestät des hochscligcnKönigs uns von der,
allen Pensiouaircn durch den vorgcdachten An. 26 des Pariser Friedens-Vcrtrags zugesicherten Be¬
günstigung nicht ausgeschlossen,wurde» die Lcgionairs des Kaiserreichs als Eroberte behandelt und
hinsichtlich ihrer der Vertrag von Paris nicht vollzogen.

Der Art. 14 der Eouvcution vom 20. November 1815 insbesondere den Art 26. des Ver¬
trags vom 30. Mai 1814 bestätigend, setzt hinsichtlich der Pensio ns-Rückstände fest, daß
das srauzösischc Gouvernement sie durch Vorlegung genauer Auszüge aus den Pensions-Register»
nachweisensolle.

Die Liquidation mit Frankreich durfte mithin nur auf diese Gattung von Schulden sich aus«
dehnen. Frankreich war seit dem 1. Januar 1814 nicht mehr Vertheil« von Pensionen; von dieser
Epoche an »rar das provisorischeuud später das preußischeGouvernement, so wei-t es die Be¬
wohner der Rhcinprovinzcn betraf, damit belastet. Aber dieselben crudtctcn den Vortheil dieses
Tractals ohne die Lasten hinsichtlich der Pensionen der Ehrenlegion bis jetzt getragen zu haben.

Als oic für Rechnung der hohen Verbündeten verwalteten Nheinprovinzcn an die Krone
Preußens überginge», durften die Legionairs um so mehr hoffen, daß ihnen vollkommeneGerechtig«
teit widerfahren werde, als das vorerwähnte Bcsitzergrcifungs.Patent sie vollkommenzu dieser Hoff¬
nung berechtigte.

Es handelte sich nicht allein von der National-Ehre uud von Billigkeit, sondern von einer
strengen Gerechtigkeit: und dennochsind sie in ihren Hoffnungen bis heute getäuscht worden.

Hiermit schließtdie Aufstellung der Gesetze uud der Thatsache», die zu kennen nöthig sind, um
die Forderung der Legionaire zu würdigen, und wollen wir deshalb zu den Verhandlungen überge¬
hen die in dieser Angelegenheit bereits gepflogen sind, und so viel an uns liegt den deutlichen Be¬
weis zu liefern suchen, daß unsere Ansprüchegerecht sind, wcßhalb wir zunächst fragen wollen: ob
diese Ansprüchegegründet sind?

Sie werden gegründet sein, wenn es erwiesen ist, daß das den Lcgionaircn schuldigeIahr-
gehalt nichts anders ist, und nichts anders sein kann als eine Pension zur Last des dcrmaligen
Gouvernements durch den Tractat von Paris vom 30. Mai 1814.

Ist es denn eine Pension? Es ist wahr, daß das Gesetz vom 29. Hör«»! Jahrs X und der
Beschluß vom 13. me»»«!»!- dessclbigenJahres das den Lcgionaircn schuldigeIahrgchalt als Be¬
soldung bezeichnet haben.

Aber welches war denn der wahre Sinn dieses Wortes hinsichtlich der Sache, für welche
die Vesoldung verwendet wurde? Eine Besoldung heißt in der gewöhnlichenSprache ein Gehalt
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an eine Stelle, ein Amt ober an eine Function anklebig. Der mit der Ehrenlegion dckorirte Bür¬
ger hatte der eine Stelle, versah er ein Amt oder erfüllte er eine Function? offenbar nicht: Er ge«
noß eine National-Belohnung für Dienste, die er dem Lande geleistet hatte. Diese Belohnung bc«
stand außer in der Dekoration in einer Summe, die der Staat ihm jährlich bezahlte. Was war
dieses Iahrgehalt anders als eine Pension? Ist es nicht eine Pension was ein Souverän, ein
Staat, ein Privater jährlich Jemanden zur Belohnung für seine Dienste, seine Arbeiten, oder aus
Munisizenz oder Freigebigkeit geben?

Der Art. 87 der Constitution des Jahrs Vlll. hatte versprochen, daß National-Bclohnun-
gen denjenigen bewilligt werden sollten, die der Republik glänzende Dienste erwiesen haben.

Es lag der Gesetzgebungob, die Natur dieser Belohnungen zu bestimmen. Das Gesetz vom
Noi-enlJahr X bestimmte sie in dem Ehrcnkreuz und einer jährlich jedem Lcgionair zu zahlenden
Summe.

Es war unmöglich, daß diesen Bestimmungen gegenüber die Idee, einer für geleisteteDienste
bewilligte Pension, sich nicht dem Geiste vorstelle.

Auch ist der Zweifel, den der Ausdruck„Gehalt" hat hervorbringen können, gehoben durch
das Gutachten des Staatsraths vom 23. Januar 1808, genehmigt den folgenden 2. Februar und
wornach gesetzlich die Doppelsinnigkeit verschwundenist. Das Gehalt der Ehrenlegion ist eine
Pension.

Hiernach wird man nicht sagen können: Alles was dieses Gutachten des Staatsraths beweis't,
ist daß man gewollt, daß, sei es das Gehalt, sei es die Pension außer dem gemeinen Rechte gestellt
sei, so wie man hinsichtlichder Pension im allgemeinen und wie man gleichzeitig hinsichtlich der
Gehälter der Civilbcamtcn gewollt hat, welche nur für einen kleinen, der Größe ihrer Gehälter
angemessenenTheil mit Beschlag belegt werden konnten.

In dieser Weise urtheilen hieße das Aeußerste anwenden um die gesetzliche Eigenschaft, die
dem, den Legionaircn schuldigen Iahrgchalte beigelegt ist, zu verkennen. Allein ein solcher Ein»
wurf, sofern er beabsichtigt wird, hält eine ernsthafte Untersuchungnicht aus.

Als dem Staatsrathe diese Frage zur Entscheidung vorgelegt wurde, bestanden Gesetze, die
die Höhe der Gehalts-Abzüge oder autorisirtcn Beschlagnahmen auf die Gehälter der Offiziere oder
anderer Beamten in der Armee, so wie auf die Gehälter der Eivilbcamtcn festsetzten; endlich wur¬
den aber auch noch durch einen Beschluß die Pensionen für unabtretbar und unangreifbar erklärt.

Nach dem Dekret vom 19. i'luvin»« Jahrs III-, konnten die Gläubiger eines Offiziers oder
jedes andern Beamten in der Armee nur den fünften Theil ihrer Gehälter mit Beschlag belegen,
jene der Civilbcamtcn oder Angestelltenkonnten nach den Bestimmungen des Gesetzesvom 21 ven-
tose Jahrs IX je nach ihrer Größe mit dem dritten, vierten, fünften Theil angegriffen werden;
allein nach dem Beschlusse vom 7. tliormillui- Jahrs X waren die Pensionen allein Civil oder
Militär, unabtretbar und unangreifbar.

Der Staatsrath hatte folglich im Jahre 1808 keine Maaßregeln zu nehmen, um das den
Legionaircn zustehende Iahrgehalt zu befreien: Nach den bestehendenGesetzen war der Beschlag¬
nahme fähige Theil der Gehälter, Civil oder Militär bestimmt, eben so war das Schicksal der
Pensionen den Gläubigern gegenüber geregelt. Der Staatsrath hatte etwas ganz anders zu thun>
er mußte nachsuchen, welcher wahren Natur die Vcsolduug der Ehrenlegion war: in andern Worten
was die Gesetze vom Jahr III-, vom Jahr IX., vom Jahr X, die darauf anwendbar sind, seien,
oder ob er in dieser Hinsichtneue Bestimmungen erlassen müsse.

Und der Staatsrath erachtete, daß alle auf die Reform-Gehälter, die Zurückziehungs-Be¬
soldungen und die Pensionen der Wittwen oder Militär-Kinder bezüglichenVorschriften sich auch
auf die Pensionen der Ehrenlegion anwenden ließen; und daß folglich nach dem
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Beschlussevom 7. tilermlänr Jahrs X, und ohne baß es deßhalb neuer Bestimmungen S.»!,l.,!t.l».
bedürfe, die Zurückziehungs» Besoldungen («<,I«lo8äe »elruito) oder Pensionen der Militäre und
der Ehrenlegion unveräußerlich seien.

Konnte die Entscheidungbestimmtersein? erlaubt das auf dieses Gutachten gedrückteGesetz«
Siegel noch heute zu läugnen, was man den Legionaircn schuldet, daß es eine Pension ist? Sie ist
unveräußerlich. Warum? weil es eine Pension ist, und weil der Beschluß vom tl,«ln»iäo>'es
so für alle Pensionen vorschreibt; denn wenn es nur eine Besoldung gewesen wäre, so hätte das
Drittel, das Viertel oder das Fünftel davon veräußert werden können.

Es ist ein unvcrwerflichcs Zeugniß von der wahren Bedeutung des Wortes Gehalt so
fern man ein solches dem den Legionairen schuldigenjährlichen Betrage beizulegen versuchtwerden
sollte.

Der unter dem Namen Tractat von Fontaineblcau zu Paris durch Nev, Caulincourt und
Macdonald im Namen des Kaisers Napoleon, und durch Metternich, Nesselrode und Hardenberg
für Oesterreich, Nußland und Preußen abgeschlossene Vertrag vom 11. April 1814 enthält Art. 19 «»'. Nr». ,,.
eine besondere Bestimmung für die polnischen Truppen, die im Dienste von Frankreich waren. Die
Offiziere uud Soldaten, sagt dieser Artikel, werden die ihnen bewilligten Dekorationen behalten,
und die mit diesen Dekorationen verbundenen Pensionen.

Dasselbe Prinzip wurde ein Monat später allgemein angewendet, als durch den Art. 26 des
Vertrags vom 30. Mai solches auf alle Pensionen ohne Unterscheidung, ohne Ausnahme fest«
gesetzt ward.

Was man am 11. April Pension nannte, hatte am 30. Mai den Namen noch nicht geändert;
und schon damals bedürfte es einer besondern Bezeichnungfür die mit der Dekoration der Ehren¬
legion verbundene Pensionen nicht, weil sie nothwendiger Weise in die Worte: alle Pensionen,
einbegriffenwaren.

Es würde unnöthig sein zu untersuchenob in den französischen Ordonnanzen vom 19. Juli
1814 und 3. April 1821 oder in den französischen Gesetzen vom 15. März 1815 und 6. Juli 1820,
oder in einem Gutachten des französischen Staatsraths vom 17. Mai 1823 diese Pensionen noch
als Gehälter (»rl>i!<!!n<!nll>) bezeichnet sind.

Hätte übrigens die an die Stelle der gestürzten NapolconischenDynastie durch den Pariser
Vertrag eingesetzte neue französische Negierung die Natur der Ehrenlegion verändert oder vernichtet,
es würde sich daraus gegen das heilige Recht, was früher die Legionairs daran hatten, nichts fol-
gern lassen.

Die durch das Gesetz vom Jahr X gestiftetenNational-Belohnungen konnten durch ein an¬
deres Gesetz nicht vernichtet werden. Was kümmert es denn ob man in Frankreich seit 1814 unge-
gcrccht gewesen, oder die Gewalt mißbraucht, oder aber die erworbenen Rechte nicht geachtethat.

Ncbrigens hat das Wort Besoldung in den angeführten Bestimmungen keinen andern
Sinn, als denjenigen der ihm durch das Gesetz vom llnr«»! Jahr X gegeben ist, so wie die Pen¬
sionen der Ehrenlegion, was erwiesen werden kann, sie mögen vollständig oder herabgesetzt sein in
Frankreich, nicht aufgehört haben, unveräußerlich zu sein.

Sollte man versuchtwerden sich auf das Gutachten des Staatöraths vom 17. Mai 1823 im
Gegensatz zu demjenigen vom 2. Februar 1808 zu stützen und ersteres auf uns anzuwenden, so muß
eingewendet werden, daß dasselbe uns fremd ist, während das zweite für uns Gesetzeskrafthat.
Hatte übrigens dieses Gutachten über die Natur der den Legionairs schuldigenSumme wie jenes
vom 2. Februar 1808 zu bestimmen? — Keinesweges; sondern lediglich über den Fall zu wissen,
ob die Legioncure, welcheFrankreich fremd geworden seien, durch die Verträge von 1814 und 1815
die an die Legion klebigen Besoldungen in Frankreich rcklamircn könnten. Der Staatsrath entschied.
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baß sie diese dort m'chl verlangen können, wenn sie nicht Naturalisations»Briefe in der durch ein
Gesetz vom 14. Oktober 1814 bestimmtenZeit erhalten hätten.

Was ist wohl einfacherund rationeller? Konnten die Fremden in Frankreich Besoldungen oder
Pensionenrcclamircn? Halten die Pensionen, Zurückziehungsbesoldungen,Ncformgehältcr in Folge des
Pariser Traktats nicht aufgehörtvom 1. Januar 1814 an zu Lasten Frankreichs zu sein ? Legto der Art. 26
dieses Traktats den andern Staaten nicht die Verpflichtungauf mit diesen Zahlungen an ihre Landes»
linder fortzufahren?

Hieraus zieht sich gleichzeitig der Schluß, zu Gunsten der Forderungen der Legionaire zu
entscheiden. Während der französijchcnHerrschaft bat dieser Staat ihnen eine Pension für geleistete
Dienste zugesichert. Bei der Auflösung dieser Herrschaft hat man erkannt, daß es im höchsten Grade
ungerecht sein würde, diejenigen ihrer Pensionen zu berauben, denen sie bewilligt worden waren.
Es würde weder gerecht noch von einer gesunden Politik gewesen sein sie durch Frankreich bezahlen
zu lassen. Dieser Staat war sie nur den Franzosen oder denjenigen durch die Verträge fremd Ge¬
wordenen schuldig, die die vorgeschriebenenFormalitäten erfüllten um für FrankreichNaturalisations-
Nriefe zu erhalte». Sobald die alten französischenPensionäre welche in den unter französischer
Herrschaft gestandenenLandestheilcn geboren waren, unter die Herrschafttraten, welcher ihr Geburts¬
land unterworfen wurde, so wurde der neue Staat ihr Schuldner.

Das ist der umvidcrsprechlicheklare Sinn des Art. 2ü des Vertrags vom 30, Mai 1814.
Wenn es übrigens wahr ist, daß die für ausgezeichnete Dienste im Prinzip durch

die Eonslilution vom Jahr Vlll angekündigten, und durch das Gesetz vom Jahr X bestimmten
Belohnungen, wirkliche Pensionen sind, so ist es erwiesen daß, so weit es die Nheinprovinzen
betrifft, das Preußische Gouvernement durch den Pariser Traktat dafür als Schuldner bestellt
worden ist.

Wollte man das Gegentheil behaupten, und etwa vertheidigen daß in den Verträgen vom 30.
Mai 1814 und vom 20. November 1815 keine Spur dieser Verpflichtung vorhanden sei; weil aus
keiner einzige» Bestimmung dieser Verträge noch aus einem jünger« Akte hervorgehe, daß Frankreich
die Verpflichtungübernommen babc dao Königreich Preußen für irgend einen Theil der Dotation
der Ehrenlegion die in Renten auf deu Staat umgewandelt worden sinr, zu entschädigen,so müßte
man sich allerdings wundern und behaupten, daß freilich keine Spur einer Verpflichtung,dieser Art
in den gedachten Verträgen mehr sei, wenn man den Art. 26 aus dem Vertrage vom 30. Mai
streicht. In Wahrheit, man bat nichts davon auf seine Rechnung geschrieben; man scheint nicht
einmal so weit gedacht zu haben. Indessen umfaßt er nicht alle Pensionen, Zurückiiehungs'
Besoldungen, Reform »Gehälter? Macht er irgend einen Unterschied zwischendieser oder jener
Gattung von Pensionen? Und wcuu er uicht unterscheidet, mit welchemRechte schließt man die
Pensionen der Ehrenlegion aus? durch welches gesetzliche Mittel kann und wird man sich von der
Verpflichtung sie zu berichtigen befreien?

Würde eine Doppelsinnigkeit genügen sich von der Erfüllung der Verpflichtung des Landes
loszusprechen? Würde es hinreichen zu sagen, daß die den Lcgiouairen zugesicherte Belohnung eine
Besoldung sei, der Natur der Sache, die nicht erlaubt in einer Belohnung für geleistete
Dienste nne Besoldung zu sehen, und dem Gesetze zum Trotze, den» das genehmigte Gutachten
des Staatoratbs, das dieser Schuld den Charakter einer Pension aufgedrückt, hat dafür alle
Kraft. Dies war ihre gesetzliche Benennung beim Abschlüsse des Vertrags vom 30, Mai 1814.

Könnte man übrigens glauben, daß die, durch die mit Frankreich comrahircndcn Parteien,
durch de» Pariser Vertrag übernommene Verpflichtung, die Zahlung der Pensionen, Zurückzichungs-
gchälter oder Reformbesoldungen fortzusetzen, beziehungsweise die Verbindlichkeit Frankreichs zur
Folge hätte, seiner Seits die andern Staaten zu entschädigen? Wir tonnen das nicht unterstellen,
der Irrthum würde zu augenscheinlichsein. Was würde alsdann die Einwendung bedeuten? Wenn



S. «!». Nr, «.

15V

die Pensionen im Allgemeinen, Civil und Militär, Zurückziehungs» Besoldungen oder Reform - Ge»
Halter, obue Entschädigung denjenigen Einwohnern die aus französischer Herrschaft unter eine andere
Souveränctcit gekommen sind, haben berichtigt werden müssen, wie wäre es denn möglich zu folgern,
daß man solches hinsichtlich der Pensionen der Ehrenlegion unterlassen könne, weil wegen einer
Entschädigung dafür nichts festgesetzt sei. Hat dergleichen für die andern Pensionen statt gefunden?
Hat Frankreich vom 1. Januar 1,814 an nicht aufgehört damit für alle diejenigen belastet zu sein,
die aufgehört haben unter französischer Herrschaft zu stehen, unbeschadet der Verpflichtung die die«
jeuigcn Staaten die sich in den Besitz der abgerissenen Landestheile gesetzt haben, sie für die Folge
zu zahlen?

Was für die andern Pensionen nicht bestand hatte in der That obendrein für die Pensionen
der Ehrenlegion statt. Die noch nicht veräußerten Güter der Dotation, oder der nicht bezahlte
Kaufpreis derjenigen Güter die veräußert waren, gingen in die Hände der neuen Gouvernements
über, und unter diesem Titel hat man sie nicht vergessen.

Zu welchem Ncvcnücn-Betragc das Preußische Gouvernement an der Ehrenlegion zugehörig
gewesenen Gütern crbaltcn hat, haben wir in unserer gehorsamsten hier abschriftlich angeschlossenen
Vorstellung vom 4. Juni 1843 vollständig dargcthan. Diese Güter sind mit Ausnahme des noch
vorhandenen Schlosses zu Vrühl, das dermalen zu einer Residenz Sr. Majestät des Königs ringe»
richtet ist, sämmtlich verkauft und hätte es wahrlich der Zinsen der aus dem Verkaufe dieser Güter
gclös'tcn Summe nicht bedurft, um die Pensionen der in Nheinprcußcn gcbornen, und dermalen in
diesen Provinzen noch wohnenden Legionairs zu bezahlen.

Der Hauptregcl nach erleiden durch die politische Bewegungen die Pensionen oder Zurück-
ziebungsbcsoldungen weder eine Veränderung noch auch eine Vernichtung. Das Menschenrccht ge¬
bietet, daß man sie achte; aber wenn man das Recht der Lcgionaire bcstreitrn wollte unter dem
Vorwande, daß es damit nicht so sei als mit Pensionen für in Ausübung von Militär, administ«
rativen oder richterlichen Functioncn geleistete Dienste, so würde man mit Recht die Frage stellen
tonnen: ob es in Wahrheit ernstlich zu bestreitcn sei, daß die Pension der Legionairs nur für in
Ausübung vorerwähnter Militär, administrativen, oder richterlichen Functionen geleisteten Dienste
bewilligt worden ist? War es das nicht was die Constitution vom Jahr VIII. für die Krieger
ausdrücklich gewollt, so wie auch das Gesetz vom Jahr X was deren Wohlthat auf die Eivildienste
ausgedehnt hat? Sagt der erste Artikel dieses Gesetzes nich!>„In Ausführung des Artikels
87 der Constitution, hinsichtlich der Militär-Belohnungen und um auch die
Civil-Verdienstc zu belohnen," soll eine Ehrenlegion errichtet werden?

Läßt sich hiernach nicht mit Bestimmtheit die Natur der Pension der LegionairS bezeichnen
und ist man nicht gczwungcu anzuerkennen, daß Pensionen dieser Art in der Wirklichkeit unter lästi»
gen Bedingungen erworben, dem Einflüsse von Staatsumwälzungen nicht unterworfen sind?

Welcher Unterschied ist zwischen den für fünfzehn oder zwanzig Dienstjahre bewilligten Pen.
soncn uud den Pensionen der Ehrenlegion, ,ucrkannt für im Dienste des Staats ausge¬
führte glänzende Thaten? Kennt man in den Militärg/setzcn eine ruhmwürdigcre Erwerbung
dergleichen auch stets am theuersten bezahlten Belohnungen?

Sollte man indessen sich veranlaßt sehen zu behaupten, daß die Creirung der Ehrenlegion
eine politische Einrichtung sei, und man verstehe hier unter politischer Einrichtung jeden Orden,
Körperkraft oder Colleginm, die mit der Form oder dem Systeme des Gouvernements in genauer
Verbindung stehen, dazu berufen mittelbar oder unmittelbar den Staatsgewalten in der Regierung
beizustehen, so würde es ein strittiger Punkt sein, dessen Erklärung sicherlich nicht leicht sein würde
woraus eine politische Institution bestehen müßte die das Schicksal haben sollte mit der Regierung,
die sie hervorgerufen auch wieder unterzugehen.
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Nach der strengstenAuslegung kann die Ehrenlegion als eine politische Institution, dazu be-
stimmt mit dem Kaiserreich unterzugehen nur unter der Bedingung betrachtet werden, daß bewiesen
wird, daß sie in genauer Verbindung mit der Gestalt oder dem System des Gouvernements ge¬
standen habe. Es müßte alsdann bewiesen werden daß, ihrer Natur nach, sie unzertrennlich ver-
eint mit der politischen Negierungsform des Kaiserreichs war.

Es ist wohl eine ausgemachte Wahrheit, daß was richtig sein kann für einen Orden oder
einen Körper der in genauer Verbindung steht mit dem politischen Negierungs-Systeme,
daß er dem Wesen nach mit demselbenverbunden ist, durchaus falsch sein würde, für jede Staats«
einrichtung, deren Errichtung, oder deren Bestehen mit diesem oder einem andern politischen Systeme
nicht unverträglich, und welche ihrer Natur nach endlich nicht unauflösbar damit verbunden
wäre.

Wenn übrigens die Einrichtung der Ehrenlegion dazu berufen gewesen wäre, einen Theil
der politischen Staatsverwaltung des Kaiserreichs auszumachen, wenn sie nur durch diese
Staatsverwaltung halte bestehen können, und wenn sie mit derselben in genauer Verbindung
gestanden hätte, so ist die Folge, daß sie auch das Schicksalder politischen Institution des
Kaiserreichs hätte theilen, daß sie mit demselben hätte gestürzt werden müssen.

An welchen unzweifelhaften Zeichen würde man den politischen Charakter der Einrichtung,
der Ehrenlegion erkennen wollen?

Gewiß nicht in dem Art. 87 der Constitution des Jahrs VIII die den Keim zu diesem Orden
enthält! Derselbe hat nur zum Zwecke Kriegsdienste zu belohnen. Auch nicht in dem Gesetze was
die Errichtung der Legion Vorschreibt, denn dieses bestimmtauf das Ausdrücklichste,daß sie errichtet
werde um die Militäre zu belohnen, die in dem Kriege für die Freiheit wichtige Dienste geleistet
haben; so wie die Bürger, die durch ihre Kenntnisse, durch Talente, durch ihre Tugenden zu der
Errichtung oder Vertheidigung der Republik so wie dazu beigetragen haben, die Justiz ober die
öffentlicheVerwaltung geliebt und geachtet zu machen. Kurz Diejenigen zu belohnen, die der Re¬
publik große Dienste geleistet haben in der Gesetzgebung, der Diplomatie, der Verwaltung, der
Justiz oder in den Wissenschaften.

Das Orgonisations-Gcsetz hat keinen Zug weder nahen noch fernen von der Politik oder
dem Verwaltungs - Systeme des Kaiserreichs was nicht bestand, noch von der Republik, die dieses
Gesetz erlies.

Die Legion war nicht berufen weder mittelbar noch unmittelbar sich bei den Handlungen
der eingesetztenöffentlichenVerwaltung zu betheiligen noch derselben zu helfen; sie stand weniger
noch in genauer Verbindung mit der Form oder dem Negierungs-Systeme; sie war weder eine
Macht im Staate, noch ein Glied der Macht, noch selbst ein thatsächlichesMittel für die Gewalt.
Sie war unter dem Gesetze vom Nnre«! Jahrs X dem politischen Systeme des Landes ganz
fremd.

Wenn so das Gesetz ist was sie einsetzte, wo muß man die Natur und das Wesen der
Legion suchen. Wenn dieses Gesetz den unveränderlichen Beweis liefert, daß die Legion mit der
politischen Ordnung nichts gemein hatte, wie wollte man denn vorgebenwollen, daß diese Institution,
indem sie wirklich politisch sei mit der Gewalt, die sie geschaffen, untergegangen sei.

Eben so unrichtig würde es sein den Umstand hervorzuheben, daß das Dekret vom 11.
April 1809 den Legionairs bei den öffentlichenFeierlichkeiten,nach den öffentlichen Behör¬
den einen Platz anweis't. Diese Ordnung, die in manchen andern Ländern mit den Inhabern
von Orden besteht, woselbst sie keinesweges einen Anstrich von politischerInstitution haben, ist ohne
Zweifel eben so ohne Bedeutung als der Eid, den die Legionairs zu schwören hatten. Der Eid
war einzig ein moralisches Band, ohne bestimmte That in der Politik.
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Doch wir wollen untersuchen ob man hier nicht einen andern Einwurf machen könnte: Der
Eid nicht vereinzelnd dastehend sondern im Zusammenhange mit frühern Urkunden könnte ein
charakteristisches Zeichen des politischen Wesens dieser Institution sein.

Man könnte sagen der Aufzunehmendemüsse auf seine Ehre schwören, „sich dem Dienste der
„Republik und der Erhaltung derselben zu weihen :c., und endlich aus allen Kräften zur Erhal¬
tung der Freiheit und Gleichheit mitzuwirken." Deßhalb und um die Erfüllung seiner Verpflicht¬
ungen zu erleichtern, heftete der 8en»tu8.«!<,»8ultevom 28- llnl-oul Jahrs Xll an die Eigenschaft« '"".«r. e.
eines Mitgliedes der Legion ein besonderes Vorrecht, ganz politischer Art, indem es erklärte, daß
es von Rechtswegen die Eigenschaft eines Mitgliedes der Wahl-Eollegien besitzen solle.

Ein solcher Zusammenhang würde allerdings für sehr geschicktgelten und könnte zu der Vcr»
muthung Veranlassung geben, daß die Zulassungs-Erllärung der Lcgionairs in die Wahl-Collcgien
ganz besonders deshalb erlassen sei um die moralische Verbindlichkeitin eine wirklicheVerbindlich¬
keit umzuwandeln, und die Erfüllung des Eides zu verlangen.

Es ist aber offenbar, daß der Eid mit dem Wahlrecht nichts gemein hat, und würde auch
dann noch zu beweisen sein: daß die Institution mit der politischen Ordnung in genauer Verbindung
stehe, so wie daß sie »it dem Negierungs-Systcme, was ihr das Dasein gegeben hat, nur eins aus¬
macht, mit einem Worte: daß die Legion mit der Negierungsform des Kaiserreichs ein Wesen
bildet.

Ist übrigens die Ehrenlegion nicht gebildet worden und hat sie nicht bestanden, ohne daß
das Recht der Zulassung in die Wahl-Eollegien ihren Mitgliedern verliehen worden ist? Ist ihnen
dieses Recht nicht erst nach zwei Jahren ihres Bestehens bewilligt worden? Es gehörte dasselbe
mithin nicht der Natur oder dem Wesen dieser Institution an. Dieselbe, die ohne dieses Recht,
was bloße Nebensachewar, gelebt hatte, die auch nothwendigerweise fortleben konnte ohne dieses
Recht, war offenbar kein politischer Körper der mit der politischen Ordnung von Frankreich in ge¬
nauer Verbindung stand.

Wenn man aber, um die unzulässige Voraussetzung zu unterstützen, annehmen wollte, daß
die Legion ein politischer Körper sei, und daß das Gesetz vom ll«.io»1Jahr XII sich mit jenem vom
Jahr X verschmelze,daß Dieses durch den Eid, sich an Jenes was das Wahlrecht gebe, anknüpfe;
daß das Erstere gewissermaßender Ausführungs-Modus des Zweiten sei: so müsse man gleichzeitig
voraussetzen, daß der »onntu» ^nu8ullo vom Jahr XII bestimmt habe, daß die Eigenschaft eines
Mitgliedes der Ehrenlegion von Rechtswegen die Eigenschaft als Mitglied der Wahl-Eollegien
in sich trage.

Das würden indessenLehrsätze sein, die durch nichts gerechtfertigt sind und ist der Letzte, der
Wichtigste, der die Hauptstützedes Beweises sein könnte, vollständig unrichtig in der Sache.

Die Eigenschaft als Mitglied der Ehrenlegion zog nicht von Rechtswegen die Eigenschaft
Mitglied der Wahl-Collcgien zu sein, nach sich; sie machte sie darin nur zulässig, weiter nichts.
Nicht alle Legionaire hatten darin ihren Sitz, sondern nur eine begränzte Zahl, die durch den Kai¬
ser bezeichnet ward. Die Institution hatte als Körper keine politischen Rechte; einige Mitglieder,
durch den Kaiser dazu auserschcn, tonnten zufällig Wähler werden. Wie wollte man hieraus schlie¬
ßen, daß die Institution von einem politischen Wesen wäre?

Der8°n!»lu8.«ou«ulte vom 16. t1i«,'w!ll<>sJahr X autorisirte den ersten Consul, den Wahl-L.«in>.Nr. s,
Collegien zehn Mitglieder zuzufügen, die entweder aus den der Ehrenlegion angehorig.cnBür¬
gern oder aus den Bürgern genommen wurden, die der Republik Dienste geleistet haben. Diese
Bcfugniß, welche schließlich dem Staats.Chef die Freiheit gewährte, nach seinem Willen zehn Wäh¬
ler zu schaffen, würde bei Niemanden den Gedanken aufkommen lassen, daß die Legion von dem Ne»
gierungs-Systeme unzertrennlich sei, was noch besonders dadurch bestätigt wird, daß durch das Ge«
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sey von llnre»! Jahr Xll verbunden mit dem 8e»»t»« ^ui»8ult« vom 23. Februar 1806 die Be¬
fugnis), das Wahlrecht zehn Legionairen oder zehn andern Bürgern zu verleihen, dahin ausgedehnt
ward, dasselbe a» fünf und zwanzig oder dreißig Lcgionairs für jedes Departements- oder Llrron-
dissemcnls-Wahl<Collcgium zu ertheilen.

Man würde offenbar, wollte man ans diesem Umstände der Legion einen politischen Anstrich
geben, daS was zufällig zu Gunsten gewisser Mitglieder der Legion Nebensache war, für eine Be-
dingung der Eristcnz derselben annehmen. Bei genauer Untersuchung des Sinnes des Souulux.Kuu.
»ull« vom 22. Februar 1806 wird indessen auch jeder Zweifel hierüber gehoben werden.

Man sage übrigens nicht, daß die unmittelbare Wirkung des Umsturzes des Kaiserreichs der
Untergang der Rechte der Lcgiouairs gewesen sei. Der Gegenbeweis für eine solche Behauptung,
wenn sie gemacht werden könnte, liegt in der Frankreich am 4. Juni 1314 bewilligten Charte, welche
erklärt, baß die Ehrenlegion aufrecht erhalten sei, und wenn die Ordonnanzen oder Gesetze seitdem
und bis ins Jahr 1820 die Rechte der Lcgionairs vor und nach angegriffen und untergraben haben,
ohne sie gänzlich zu zerstören, so können dadurch eben so wenig die Rechte der frühern Legionairs
geschmälert worden sein.

Es ist zwar nicht zu längnen, daß die durch ein Gesetz bewilligten Belohnungen nicht auch
durch ein Gesetz wieder genommen werden können; es würde indessen weder würoig noch ehrlich gc-
wesen sein, den geleisteten Diensten das gegebene Versprechen nicht zu halten. Wenn aber auch oic
auf den Thron von Frankreich zurückgekehrte Vourbonische Dynastie etwa aus Rache oder Haß oder
andern unbekannten Ursachen so weit gegangen wäre, was würde dies jür uns gemacht haben?
Diejenigen, welche im Ramen von Frankreich unterhandelten, hatten für dasselbe in den Verlrägeir
die Verpflichtung nicht übernommen, die Bezahlung der Pensionen, welcher Natur sie auch seien,
fortzusetzen. Sie hallen sich darauf beschränkt, die Erlassung aller Pensionen zu Gunsten Frankreichs
zur Bedingung zu machen, die es denjenigen Individuen verschuldete, die aufhörten von ihm ab»
hängig zu sein, indem sie die Verpflichtung, sie für die Folge zu bezahlen, den neuen Staaten auf«
bürdeten. Die Verträge fesselten mithin hinsichtlich der Pensionen der Ehrenlegion die Handlungen
Frankreichs nicht. Daß die Restauration den Rechten der Legionairs einen mehr oder minder wich»
tigen Hieb versetzt, ist kein Beweis, daß die Institution politisch, noch daß sie mit dem Kaiserreich
untergegangen sei, es hat vielmehr die Eharte erklären müssen, „daß die Legion erhalten sei."
Sie war mithin mit dem Kaiserreiche nicht uutcrlegeu; denu, gestorben, würde nicht Rede gewesen
sein, sie zn erhalten, sondern sie wieder herzustellen. Die Behauptung aufstellen, die Instituliou sei
politisch und unzertrennlich vom Kaiserreiche gewesen und daß sie hierdurch mit dem Kaiserreiche zer¬
stört worden sei; und dann zum Beweise dieser Behauptung oie constitutioncllc Bestimmung, welche
die Ehrenlegion aufrecht erhält, anrufen, würde offenbar von den Worten der Charte einen
üblen Gebranch machen heißen. Die Ehrenlegion ist aufrecht erhalten, weil sie nichts unverträgli«
cheS mit der neue» Ordnung der Dinge hat. Was wäre übrigens die Erkläruug der Charte, wenn
sie nicht die den Legionärs gegebene Versicherung ist, daß sie fortfahren würden, die ihren Dekora¬
tionen antlebigen Pensionen zu genießen, wie der gegen den Abdankungs-M deo Kaisers ausgc>vcch-
selte Vertrag von Fontaineblau für die polnischen Truppen, und wie es der Tractat vom 30. Mai
für alle Pcnsionaire gethan hat, die aufhörten unter französischer Herrschaft zu stehen.

Es sind übrigens die vermeintlichen politischen Rechte der Legion auch im Jahr 1830 nicht
verschwunden, denn man wird eben so wenig behaupten können, daß die ältere Linie der Bourbo-
rien sie in ihren Fall gezogen, wie dies hinsichtlich des Kaiserreichs stattgehabt hat. Im Jahr 1830
wie im Uul'uul Jahr X hatte die Ehrenlegion keinen andern Zweck als Dienste zu belohnen. Sie
bestand von Rechtswegen ohne einer neuen Bestätigung zu bedürfen, und erklärt überdies die rcvi-
dirtc Ebarle niät wie die ocirovirtc Charte, daß die Ehrenlegion erhalten ist? Wer wollte
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daraus folgern, daß die Charte von 1830 die Institution wieder errichtet habe, daß durch
sie die Legionairs wieder in ihre durch die Revolution vernichteten Rechte eingesetztworden sind.
Einen solchenEinwurf lann man der Restauration und der Bestimmung der Charte von l814 eben¬
falls nicht machen.

Es muß daher als unumstößlich feststehend angenommen werden, daß die pcknniärcn Beloh.
nungen, die durch das Gesetz vom Nur«-»! Iabr X den Legionaire»zugesicherten Pensionen nicht auf»
gehört habe», schuldig genesen zu sein, und daß die Legionairs von dieser Seite einen gerechten
Anspruch an dasjenige Gouvernement haben, dessen Unterthan sie geworden sind.

Ihr Recht steht niedergeschrieben;es ist bestimmt. Es würde ungerecht sein, es in eine Gna»
dcn-Bewilligung umzuwandeln zu Gunsten der LcgionairS, die in einer bedürftigen Lage sich befin¬
den. Das hieße die Verpflichtung in einen Allmosenverwandeln, und die Legionairs zu der De.
müthigung verurtheilen, die Ansprüche, die sie sich durch hervorstechendeDienste für das Vaterland
erworben, oder diejenigen, die sie sich auf dem Schlachlfelde mit dem Preise ihres Blutes erobert
haben, nur vermittelst eines Dürftigkeits-Altestes geltend machen zu lönuen.

Die Bürger, die das Vaterland geehrt haben, während es unter französischer Herrschaftstand,
haben das Land zu ihrem Schuldner, in dem sie das Licht der Welt erblickt haben. Das ist der
Geist, wenn auch nicht der Ausdruckder Äcstimmuuge» der Verträge vom 30. Mai 1814 und 20.
November l815 hinsichtlich der Pensionen, und nichts würde eine längere Verzögerung, sie auf die
Legionaire des Kaiserreichs anzuwe„den, rechtfertigen. Ihre Schnldfordcrung besteht, sie ist unver¬
sehrt; sie haben bereits um die Zahlung gebeten und rellamiren sie in geeigneter Weise heute.

Es kau» ihucn hierauf kein Einspruch, keine Verjährung entgegen gestellt werden.
Die Pensionen jeder Gattung waren eine Schuld der an die Stelle Frankreichs getretenen

Gouvernements und für die Bewohner der preußischen Nhcinprovinzen eine Schuld des preußischen
Gouvernements mit Ausnahme der Rückstände vor dem 1. Januar 1814, die nach dem Artikel 26
des Vertrags vom 30. Mai 1814, vereint mit dem Art. 11 der Uebereinkunft vom 20. November
1815 zu Lasten Frankreichs blieben. Diese Rückständeallein würden durch eine etwaige Verordnung
wegen ciucr Verjährung getroffen werden können.

Es würde unuöthig sein zu untersuchen, ob die Schuldforderung der Legionaire nicht zu der
Zahl derjenigen gehört, die durch die Conventionen von 1814 und 1815 Frankreich auferlegt sind;
so wie ob Frankreich das Königreich Preußen aus den veräußerten ursprünglichen Gütern der Ko»
horten zu entschädigenverpflichtet sei, eben so wenig bedarf es einer Recherche, ob die Legionair«
einen direkten und persönlichen Antheil an diesen Gütern oder an ihrem thcilwcise durch das fran«
zösischc und theilwcisc durch das preußische Gouvernement erhobenen Ertrage haben. Es stand dem
preußischenGouvernement frei zu untersuchenob, da es verpflichtet war die Pensionen zu zahle»,
von Frankreich für diese Güter eine Entschädigung in Anspruch zu nehmen sein würde. Allein diese
Zurückfordcruugcuvon Staat zu Staat, sie mögen begründet oder unterlassen worden sein oder
nicht, können auf die Ansprücheder Legionaire leinen Einfluß ausüben.

Die Frage mit Bezug auf diese muß auf folgeude sehr einfachen Worte, die den Schluß der
Betrachtung bilden sollen, aus denen wir unsere Ansprüche als gesetzlich herzuleiten beabsichtigen,
zusammengezogenwerden, daß nämlich: die den Legionaire» des Kaiserreichs zugesichertenvecu-
niäreu Belohnungen ihrer Natur und ihrem Namen nach wirkliche Pensionen sind, und daß
das Gouvernement, dem wir seit 1814 angehören, durch den Art. 26 des Pariser Vertrags
damit belastet gewesen ist, welcher Artikel sich für alle Pensionen ohne unter ihnen einen
Unterschiedoder Vorbehalt zu machen, gleichmäßig ausspricht.

Außer Preußen befinden sich Vaiern, Baden, das Großherzogthum Hessen, Nassau, Belgieu
und die Niederlanden in gleichemFalle. Die Regierungen dieser Staaten haben, jede in ihrer

21«



164

Weise, jedoch unter ganz verschiedenenEinwendungen sich lange Zeit der Verpflichtung ihre Legio¬
nairs zu befriedigen, zu entziehen gewußt, vor und nach indessen der Billigkeit Gehör gegeben und
Gerechtigfcit übe» müssen. In unserer Eingabe vom 4. Juni 1843 haben wir bereits nachgewiesen,
daß auf den Antrag der Stände der Großhcrzog von Hessen und bei Rhein bereits unterm 10.
Juli 1839 die Zahlung der Pensionen an die in seinen Staaten wohnenden vor 1814 ernannt ge¬
wesenen Legionairs verordnet hat, und wenn unsere Nachrichtenrichtig sind, so findet gleiches schon
längst in Vaiern, Baden, Nassau und den Niederlanden statt.

In Belgien hat der Minister des Innern in der Sitzung der Nepräsentantcn-Kammer vom
15. Nov. 1844 das namentliche Verzeichnis) der in diesem Staate noch lebenden Legionäirs vorge¬
legt und amtlich nachgewiesen,daß von den, dasselbe enthaltenden 8 Offizieren und 252 Rittern
der Ehrenlegion, 162 Nitter die jährliche Pension von 250 Frs. beziehen, und an 45 Wittwen
Unterstützungenaus dem für die Legionäirs durch daS Budget jährlich bewilligten Fonds vertheilt
werden. Gleichzeitighat der Minister von der Kammer die angemessene Erhöhung des Kredits ver¬
langt, um auch die übrigen 92 Legionäirs, welchenoch leine Pension bezogen haben, in ihren An¬
sprüchen vollständig befriedigen zu können. Welcher Grund könnte aber obwalten, die Rbcinprcußcn
angchörigen Legionäirs anders zu behandeln, und sie schlechter zu stellen als die andern, gleichfalls
von Frankreich abgetretenen Provinzen, angehörigcn Legionäirs.

Wenn die verschiedenartigen,absichtlich von uns hier besprochenenEinwendungen, welchedie
betreffenden Regierungen Eine von der Andern abweichend, gegen die Reklamationen ihrer Legio¬
näirs erhoben haben, auf der einen Seite beweisen, daß deren Weigerung dieselben zufrieden zu
stellen unhaltbar und nicht, wie dies bei dcu Ansprüchen, welche die Lcgiouairs überall geltend ma¬
chen, auf dem klaren Rechte, auf bestimmtenGrundsätzen beruht, am wenigstenaber sich auf Ver¬
träge stützt, so müssensie auf der andern Seite auch dem unerschrockensten Sceptiker die hellleuch-
teudste Ueberzeugungverschaffen,daß die Ansprücheder Legionairs an ihre respcctiven Regierungen
hinsichtlich der von ihnen reklamirten Pensionen so gerecht, als deren Verpflichtungen, dieselben zu
berichtigen, unzweifelhaft sind.

Nicht allein haben im Jahre 1843 die rheinpreußischcn Lcgiouairc bei der hohen Stände«
Versammlung einen Antrag gestellt, der dahin zielte, nunmehr nnscrc Befriedigung zu erhalten,
sondern es haben die polnischenLcgionairc in dcmselbigcnJahre ebenfalls die zum ll. Provin;ial-
Landtagc versammelt gewesenen Stände des Großherzogthums Posen gebeten, ihr Gesuch um Er¬
füllung der Vcrtrags-Vcrbindlichkcit AllerhöchstenOrts zu unterstützen. Beide hohe Stände-Ver¬
sammlungen sind, was wir mir dem innigsten Danke erkennen, milder bereitwilligstenZuvorkommen¬
heit auf unsere Anträge eingegangen, und haben dieselben Sr. Majestät dem Könige befürwortend
vorgetragen.

Wie aus dem Allerhöchste,,Bescheide in dem Landtags-Abschicdefür das Großhcrzogthum
Poscu hervorgeht, haben die polnische» Legionäirs ihre Reklamation besonders auf die Vcstimmnngen
des Vertrags vom 11. April 1814 begründet, in welchem denselben ausdrücklich die Beibehaltung
ihrer Orden nebst dem Genusse der damit vcrbuudcncu Pensionen zugesichert wird.

In dem hierauf von des Königs Majestät erlassenenBescheidehaben Allcrhöchst-Dieselbenin
dem Landtags-AbschicdeLitt, lt pu«. 10 den Ständen des Großherzogthums Poseu zu eröffnen ge¬
ruht, „daß die französischeRegierung sich in Folge der Ereignisse des Jahres 1815, ohne Wider¬
spruch der verbündeten Mächte, aller aus jenem Vertrage zu übernehmenden Verpflichtungen für
entbunden erklärt habe."

Wir würden auf diese AllerhöchsteEntscheidunghinsichtlich der Anträge der polnischenLegio-
naire nicht zurückgekommen sein, wenn wir nicht fürchten müßten, baß wir einst auch von dem, die-
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scr Entscheidungzum Grunde liegenden Prinzipe, getroffen werden könnten, und um dieses abzu¬
wenden, wollen wir uns erlauben, hierüber folgendes gehorsamstzu bemerken.

Welche Bestimmungen enthält der am 11. April 18l4 abgeschlossene Vertrag?
Es ist dieser Vertrag der eigentliche Abdantungs-Att des Kaisers, der nichts enthält, als

was seine Person, die Person der beiden Kaiserinnen, seines Sohnes so wie seiner Geschwister,de¬
ren Schulde», Vermögen, Titel, Aufeuthalts-Oerler :c. betrifft, und nur durch den Art. 19 dersel¬
ben ist bestimmt, daß die polnischen Truppen, welche im Dienste Frankreichs waren, die Freiheit ha¬
ben solle», mit Waffen und Gepäck, alo ein Zeugniß ihrer ehrenvollen Dienste in ihr Vaterland
zurückzukehren,und daß die Offiziere, Unteroffiziere und Soldaten ihre Ehrenzeichen und die mit
diesen Ehrenzeichenverbundenen Pensionen behalten solle».

Es darf daher nicht wundern, wenn die französische Regierung bei Rückkehr des Kaisers von
der Insel Elba sich beeilte, sich von den in diesem Vertrage für sie enthaltenen lästigen Stipulatio-
ncn los zu sagen. Dabei darf es aber auch nicht auffallen, daß die verbündeten Mächte dagegen
leinen Widerspruch erhoben haben, indem dieser Vertrag für sie die lästige Bestimmung enthält, die
sich auf die den polnischenTruppen gemachten Zusichcruugeubezieht, und wobei mithin drei der ho¬
hen aliirten Mächte speziellbctbeiligt waren.

Konnte übrigens Frankreich sich von den Verpflichtungen, die es in jenem Vertrage hinsicht¬
lich der polnischen Lcgionaire übernommen hatte, einseitig für entbunden erklären? Allerdings, denn
Frankreich war selbst nach jenem Vertrage diesen Legionaircn um so weniger etwas schuldig, als
es nach dem Art. 26 des denselben ergänzenden Tractats vom 30. Mai 1814 von der Verpflichtung
ferner Pensionen zu zahlen, entbunden war.

Ob aber auch die verbündeten Mächte zugeben durften, daß Frankreich sich von den, in je¬
nem Vertrage übernommenen Verpflichtungenlossage, würde, insofern diese, die den polnischenLe-
gionaircn zugesicherten Pensionen betreffen, unbedingt verneinend beantwortet werden müssen, wenn
diese Pensionen denselbennicht durch den mchrgcdachtenArt. 26 des Tractats vom 30. Mai 1814
anderweitig gesichert gewesen wären und die verbündetenMächte wie wir früher zur Genüge erwiesen
haben, nicht die Verpflichtung anderweitig übernommen gehabt hätten, diese Pensionen zu berichtigen.

Räch dem vorgedachten Vertrage von Fontaincblcau waren den polnischen Lcgionaircn die
Orden nebst den daran klcbigcn Pcnsionen ausdrücklich belassen. Wollte man nun behaupten, der
Kaiser habe durch seine Rückkehr nach Frankreich diesen Vertrag gebrochenund es daher selbst ver¬
anlaßt, daß dieser Staat sich aller aus jenem Vertrage zu übernehmendenVerpflichtungen'für ent¬
bunden erkläre, so würde daraus folgern, daß den polnischenLcgionairen nicht allein die Pension,
sondern selbst die Orden hätten genommen werden müssen, weil der Vertrag ihnen deren Beibehal¬
tung besonders zuerkannt hat. Da man ihnen indessen die Orden gelassen, so kann ihnen die da¬
ran klcbige Pension nicht entzogen werden.

Aber waren denn die polnischen Lcgionaire an der Rückkehr des Kaisers nach Frankreich
schuld? Konnte uno durfte man ihnen es misgclten lassen, daß im Jahr 1815 eine Katastrophe
erfolgte, wie sie selbst die verbündeten Mächte nicht vorher gesehen haben? Niemand wird diese
Fragen bejahen wollen, wie auch Niemand es bezweifelnwird, daß die polnischenLegionaire den-
selbigen Antheil an den Vortheilen des Art. 26 des Tractats vom 30. Mai 1814 und des Art. 11
der Convention vom 20. November 1815 haben, wie alle andere Pensionaire, denen durch diese Ver¬
träge der Fortgcnuß ihrer Pcnsionen zugesichert ist, in den die polnischenLegionairs übrigcus den
Stipulationcn des mehrgedachtenFontainebleauer Vertrags zufolge, gleich bei ihrer Rückkehr in ihr
Vaterland hätten gesetzt werden müssen.

Wäre dieses geschehen, so würde bei dem Wicdcrcrschcincndes Kaisers Napoleon in Frank¬
reich und nachdem der hierauf gefolgt«: Vertrag vom 20. November 1815 abgeschlossen war, die Frage
entstanden sein: Ist den polnischen^egionaircn, nachdemFrankreich sich durch die im Jahre 1815
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stattgefundencn Ereignisse aller aus dem Vertrage von Fontaincbleau zu übernehmendenVerpflich¬
tungen für entbunden erklärt bat, die Pension zu entziehen, oder aber nach dem Art. 2N des Ver¬
trags vom 30. Mai 1814 an dieselben noch ferner zu zahlen? Die Antwort hierauf würde gewiß
nur zu Gunsten der polnischen Legionairs erfolgt sein.

Was nun der von den rheinischenLegiouairen an die hohe Stände »Versammlung unterm 4>
Juni 1843 in dcrsclbigcn Angelegenheit gerichtete Antrag betrifft, so haben wir uns darauf be»
schränkt in demselben nachzuweisen, wie die der 4 Kohorte der Ehrenlegion zugehörig gewesenen
Güter zum größten Theile an die Krone Preußens gekommen,und theils zum Vortheile des Staats
veräußere worden, theils aber auch noch vorhanden sind, und haben wir geglaubt, daß ei» solcher
Nachweis hinreichen werde, den Staat von der in den Fricdenstrattaten mit Frankreich begründeten
Verpflichtung, die uns seit dem 1. Januar 1814 schuldige Pension zu zahlen, so hinreichendzu über»
zeugen, daß mit der Berichtigung unserer gerechten Forderung nicht ferner werde Anstand genommen
werden.

Von des Königs Majestät ist indessen in dem Landtags«Abschiede II Nr. 57 den hohen
Ständen allergnäbigst eröffnet worden: „daß durch den Pariser Vertrug vom 30. Mai 1814 alle
außerhalb Frantreichs belcgcnen französischen Dotationen ohne Entschädigung der ehemaligen Do»
natarien aufgehoben worden sind, die Mitglieder der Ehrenlegion daher leinen Anspruch auf der¬
gleichen Dotationen ihres Ordens zu machen haben."

Aufgehobensind allerdings alle außerhalb Frankreichs belcgenen französischen Dotationen und
zwar solche Dotationen, die zu Gunsten derjenigen Legionairs oder sonstigen Donatarien bestanden,
die auf französischem Gebiete wohnen geblieben sind; allein diese Aufhebung fand nicht statt durch
den Pariser Vertrag vom 30. Mai 1814, sondern factisch, auf dem Wege der Eroberung wurde
dieselbe bewirkt. Es würde unnöthig sein, in jenem Vertrage irgend eine Stipulalion in dieser
Hinsicht zu suchen, denn er erwähnt der Aufhebung der Dotationen im allgemeinen, als auch jener
der Ehrenlegion mit keiner Sylbe. Das unterliegende Frankreich hat diese Aufhebung geschehen
lasse» müssen, und scheintbei der Abfassungdes Vertrags vom 30. Mai 1814 diese Sache als ein
i»il ««-ol»u,,»li betrachtet, und den Erobern diese Dotationen stillschweigendüberlassen zu habe».
Frankreich hatte hierfür um so mehr Veranlassung als diese Dotationen fast ausschließlich unter
hohe Staats «Diener, Veteranen und die Ehrenlegion vertheilt waren. Das überwältigte Frank¬
reich dürfte nicht erwarten bei den verbündeten Mächten den Großwürdcnträgern für den Verlust
ihrer auswärts belegencn Dotationen eine Entschädigung zu erwirken. Für den Verlust der den
Veteranen bewilligt gewesenen Dotationen sorgte Frankreich selbst, indem die in ihre Hcimath zurück¬
gekehrten Veteranen daselbstwieder in den Genuß ihrer Pensionen gesetzt wurden, und für die Le<
Hionaire, die nicht mehr unter französischer Herrschaft blieben, hatte Frankreich ja durch den Pariser
Vertrag vom 30. Mai 1814 gesorgt, indem es Art. 26 desselben den verbündeten Mächten die Ver¬
pflichtung auflegte, alle Pensionen, mithin auch die Pensionen der Legionaire, von, 1. Januar 1814
ab, zu zahlen. ES darf daher nicht auffallen wenn der fragliche Vertrag wegen der den Donata-
rien zu bewilligenden Entschädigung eine specielle Stipulation nicht enthält.

Die Behauptung, daß die Dotationen der Ehrenlegion nicht in Folge eines Vertrages an
die verbündeten Mächte übergegangen sind, wirb in Paris ebenfalls aufgestellt, indem der Groß-
lanzler der Ehrenlegion, Marschall Gerhard, bei Gelegenheit einer au ihn gelangten Reklamation

,, in Betreff der Rückständebis zum 1. Januar 1814 geantwortet hat, „daß die Ehrenlegion nur dann
„auf die Berichtigung derselben eingehen könne, wenn die fremden Mächte genügend auf die Rekla¬
mationen antworten würden, die dieselbe hinsichtlich der ihr widerrechtlichgenommenenDotationen
„macht."
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Allein abgesehendavon, ob diese Güter mit oder ohne Bewilligung von Frankreich an die
verbündeten Mächte gekommen sind, so wird das Recht, was die Lcgionairs an dieselben haben um
so weniger bestelltenwerden können, als im Pariser Traktat vom 30. Mai I8l4 denselben dieses
Recht nicht ausdrücklichgenommen, ihnen dasselbe mithin stillschweigendgelassen ist. Ihnen dieses
siecht indessen nachträglich streitig machen, oder ihnen »olches wohl gar nehmen, hieße von der Ge¬
walt einen unrichtigen Gebrauch machen.

Doch wildes hierauf, was uns betrifft, nicht ankommen, denn die uns als Legionaire zustehende
Pension ist uns durch den Art. 26. des Venrago vom 30. Mai 1814 und den Art. 11 der Con¬
vention vom 20. November 1815 verbürgt, und wird man um so weniger länger Anstand nehmen
dieselbezu berichtigen, als des hochseligenKönigs Majestät in dem Besitzergreifungs-Patente förm¬
lich zu erklären geruht haben, daß jeder Unterthan in dem Genusse seiner wohlerworbenen Rechte
verbleiben solle.

Daß übrigens in dem Preußischen Staate das den Legionairs zugesicherteIahrgeld von
vorne herein als Pension betrachtet, und die Verpflichtung zu deren Berichtigung anerkannt worden
ist, davon liefert uns der Legionair Friedr. Höchst in Mülheim a. d. Ruhr einen schlagenden und
unumstößlichenBeweis, indem derselbe in dem im Auszüge hier beigeschlossenen Schreiben vom 18, «,». «r. ,».
Nov. 1844 erklärt, vom 1. Januar 1814 ab, seine Pension mit 65 Thlr. jährlich in monatlichen
Raten von 5 Thlr. 12 Sgr. 6. Pf. bezogen zu haben, und noch zu beziehen.

Der Landrath, der nach der Angabc des :c. Höchst demselben zum Genusse dieser Pension
verholfcn, hat den Geist und den Sinn des Art. 26 des Traktats vom 30. Mai 1814 richtig auf»
gefaßt, konnte jedoch weiter nichts thun, als den Berechtigten mit auf die Pcnsionslisle seines Krei¬
ses aufnehmen; indessenhat das betreffende Ministerium, indem es den Befehl zur Zahlung dieser
Pension und aller Rückstände,wie es jener Vertrag genau vorschreibt, ertheilte, den Beweis gelle«
fert, daß es ebenfalls ,n Folge des mchrgedachtenVertrages den Staat für verpflichtet gehalten
habe, dieselbe zu zahlen. Und aus welchen Gründen soll uns denn diese Pension länger vorent¬
halten werde,, ? Was hinsichtlich des Höchst im Jahr 1820 Recht war, gilt das nicht auch heute
noch für alle Legionaire als Recht? Zudem bedarf es wahrlich keiner großen Mittel um die gerech¬
ten Ansprücheder Legionairs zu befriedigen, da deren Anzahl so zusammen geschmolzenist, daß
die ganze Rhcinprovin; kaum noch 40 derselben aufzuweisen hat. Ucbrigens sind von dem preußi¬
schen Gouvernement in Vollzug des mehrrrwälMcn Art. 26 des Traktats vom 30. Mai. 1814 ja
alle von Frankreich früher au ehemalige, in hiesiger Provinz wohnende Militairc bewilligte Pensio¬
nen, die bekanntlichbedeutend höher sind als die vom preußischen Gouvernement bewilligten Mili-
täir.Pensionen vom. 1. Januar 18l4 ab bezahlt worden, und werden solche noch regelmäßig
bezahlt; es will uns deßhalb gar nicht einleuchten, warum gerade die Legionairs ausnahmsweise
bis jetzt nicht in den Genuß ihrer, ihnen bewilligten Pensionen gesetzt worden sind.

Wir haben im Eingänge gesagt, die hier angeregte Frage sei bis jetzt nicht erschöpft worden,
wir glauben sogar behaupten zu dürfen, daß sie selbst nicht richtig behandelt worden ist, denn wir
haben das Vcrtiaucn in die Hochherzigkeitund iu die Gerechtigkeitsliebcunseres Allverehrten
Königs, daß es nur einer richtigen Darstellung der Sache bedarf um Allcrhöchstdieselbeu zu bestim¬
men, auch uns Gerechtigkeitwicderfahrcn zu lassen.

In dem herzinnigst.» Bewußtsein nur einer durchaus gerechten Sache das Wort zu
reden, schließen wir diesen Vortrag, indem wir demselben die gehorsamsteBitte zufügen, daß es
der hohen Stände-Versammlung gefallen wolle, den Umstand, daß die Forderung der Legionaire
an den Staat eine Pension ist, die derselbe sich nach den oft augeführten Verträgen zu zahlen,
feierlich verpflichtet hat, im Auge haltend, noch einmal bei Sr. Majestät dem Könige unser Für«
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sprecher sein zu wollen, und dürfen wir unS dann der gewissen Hoffnung hingeben, daß das Werk
mit dem glänzendsten Erfolge gekrönt werde.

Inzwischen bitten wir die hohe Stände-Versammlung die Versicherung der ungetheiltcnHoch»
achtung zu genehmigen, mit der wir die Ehre haben zu zeichnen als

der hohen Stände-Versammlung ganz gehorsamsteDiener
Cöln, den 3. Februar 1845.

(gez.) Karl Röhr. H. Ios. Hansen. I. Langen. N. Engels.
Winkelhag. Weierstraß. Luisbcrg. Gottfr. Clewer.
Karl Hutmacher. Brieflich zur Unterschrift beauftragt durch:
H. I. Oppcnhoff. Schmidt. H.I.Müller. K. Dewis.

Hohe Stände-Versammlung l

Anlage Nvo. 1.
Untertdänigssc Vorstellung mehrerer in der Mein«

piooinz wohnender Mitglieder des französischen Or»
den« »er Ehrenlegion, mit Litte „m hochacncigte
«cfürworlung ihre« Gesuchs um Zahlung der ihnen
zustehenden lüclNandigen und lausenden Renten,

Die ehrfurchtsvoll Unterzeichneten erlauben sich die Bevorwortung der hohen Stände-Ver¬
sammlung hinsichtlich einer Bitte um Zahlung rückständigersowohl wie fortlaufender, ihnen gesetzlich
zustehendenRenten in ihrer Eigenschaft als Ritter des Ordens der Ehrenlegion ehrfurchtsvoll in
Anspruchzu nehmen. Wenn die Unterzeichnetenerst durch die KölnischeZeitung vom 4 Juni von
dem Beschlusse der hohen Stände-Versammlung, wodurch ein Präclusiv - Termin zur Annahme von
Petitionen festgesetzt worden, Kenntniß erhalten haben, so vertrauen sie um so mehr, daß die gegen¬
wärtige Herstellung von der hohen Stände-Versammlung nicht werde zurückgewiesen werden, als

1) die Petitionairs in der Provinz zerstreut wohuen und es daher mit Schwierigkeitenaller Art
verknüpft war, die Materialien zu einer den Gegenstand erschöpfendenBehandlung zu
sammeln;

2) uns der Präclusiv - Termin erst heute bekannt geworden ist, und
I) gegenwärtige Vorstellung als Anhang zu einer, denselben Gegenstand betreffende», von der

hohen Stände-Versammlung bereits an den Finanz-Ausschuß überwiesencu, bei hochdcrsel-
ben eingegangenen Petition wird dienen können.

Im Vertrauen, daß die hier angegebenen Gründe bei der hohen Stände-Versammlung
gerechte Anerkennungfinden werden, erlauben wir uns hochdcrsclbcn Folgendes gehorsamst vorzutragen:

In Folge des zwischen Frankreich, dem Kaiser und den deutscheuNcichostäudenam 9. Febr.
1801 zu Lüncville geschlossenen Friedens, wurde das linke Nbcinufer an Frankreich, und nach dem
Frieden von Preßburg wurde am 15. März 1806 das Hcrzogthum Berg von Marimilian von Vaiern
an den Prinzen Joachim Murat abgetreten.

Die seitdemin den gedachtenLandesthcilen ausgehobcnen Kricgsmannschaften dienten mithin
ihrem Vaterlande und ihren durch Friedensschlüsseanerkannten Fürsten, weshalb es nach den im
Allgemeinenfeststehenden Prinzipien nicht zweifelhaft sein kann, daß ihnen, die sich durch treue und
ausgezeichneteDienste erworbenen Auszeichnungeneben so wenig, als deren damit verbundene Ein¬
künfte entzogen werden können.

Unter welchenGefahren, Strapatzen und Leiden aller Art die ehrfurchtsvoll Unterzeichneten
in den in der Geschichte ewig denkwürdigen Feldzügen in Spanien nnd Nußland sich das Kreuz des
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Ordens der Ehrenlegion erworben haben, darf wohl nicht erst erwähnt werden, da die Geschichts¬
bücher das schauderhafteAndenkendaran für ewige Zeiten aufbewahren.

Mit diesemOrden ward dem Ritter der Ehrenlegion eine jährliche Rente (Neuto vlassie)
von 250 Francs als eine geringe Vergeltung für die dem Staate geleistetenDienste und die in
Erfüllung derselben erhaltenen Wnnden und davon getragene zerrüttete Gesundheit lebenslänglich
zugesichert,um sich außer der Ehre, die ihm durch eine solche Auszeichnungzu Theil ward, auch in
pccuniärer Hinsichtfür gehabten körperlichenVerlust in etwa belohnt zu sehen: eine Belohnung, die
durchaus in keinem Verhältnisse zu deu Mühseligkeiten steht, womit sie unter den schwierigsten uud
gefahrvollstenUmständen errungen wurde, die aber uM so werther geschätztwerden darf, als sie
dazu dient, die, durch die in der Jugend gehabten Strapatzen, früher wie im gewöhnlichenLeben
eintretenden Leiden des Alters in etwas zu lindern.

Die Ehrenlegion ist nach ihrer durch das Gesetz vom 29. rioi>°.->I Jahr X der Republik erfolg¬
ten Organisation eine für sich bestehende Corporation, deren Ausgaben nicht aus Staats-Fonds
bestritten werden, die vielmehr nach dem Eonsulats-Beschlusse vom 23. Messidor desselben Jahres
mit einem jährlichen reinen Einkommen von 5,265,257 Franken so reichlichdotirt war, daß die
Staatskasse nur iu seltenen Fällen zu der Bestreitung der Nevcnüen ihrer Mitglieder in Anspruch
genommen werden durfte.

Die nach dem vorerwähnten Eonfulats'Beschlusse als Dotation der Ehrenlegion derselben
überwiescuen Güter sind nicht allein in dem alten Frankreich, wie dasselbe vor dem Lüueviller Frie¬
den bcgränzt war, sondern auch in denjenigen Landcsthcilen gelegen, die durch diesen Frieden an
Frankreich abgetreten wurden; namentlich sind der 4ten Cohorte der Ehrenlegion, deren Sitz zu
Vrühl war, folgende Grundstückezu einer nach der desfallsigeu Abschätzung stipnlirteu jährlichen
Rente von 529,851 Franken überwiesen worden:

1) Das Schloß zu Vrühl, welches als Residenz des Chefs der 4. Cohorte nach dem Art. 5
des Consulats-Beschlusses vom 13. Älu^illoi-Jahr X nicht mit in der Abschätzungs-Summc
begriffen ist.

2) 24 Grundstückeim Nocr-Dcpartemcnt zu der jährlichen Rente abgeschätzt von 262,362 Frcs.
3) 44 dito im Saar-Departement............. 54,813 „
4) 37 dito im Rhein< und Mosel-Departement zu.......51,816 „
5) 68 dito im Donnersberger Departement zu ......... 160,860 „

Zusammen . . 529,851 Frcs.
In späteren Jahren sind der Ehrenlegion noch mehrere Güter überwiesen worden, wovon

wir indessenuicht anzugeben vermögen, wo sie belegen sind.
Da nach den in neuerer Zeit, namentlich bei Abschlußdes Pariser Friedens-Tractates vom

30. Mai 1814 allgemein anerkannten Nechts-Prinzipien feststeht, daß derjenige Staat, der die Güter
einer Corporation, sei es durch die Gewalt der Waffen, sich aneignet oder auf den Grund' legaler
Friedensschlüsse ihm solche zufallen, derselbe auch die auf diesen Gütern lastenden Verpflichtungen
übernimmt, so ist es keinem Zweifel ferner unterworfen, daß der Staat, der im Besitze der vorge¬
buchten Güter dermalen ist, oder solche besessen oder veräußert hat, auch die Nevenüen denjenigen
Mitgliedern der Ehrenlegion entrichten muß, die in demselbengebürtig und dahin zurückgekehrt sind.
Da nun dem KönigreichePreußen ein Theil der vorgenannten Departements nach dem obgedachten
Friedens-Tractat einverleibt und dasselbenotorisch in den Besitz von

1) dem Schlosse zu Brühl,
2) der 24 in dem Noer-Departement gelegenen Grundstücke, und
3) vielleichtnoch von einem Theile von den, iu dem Saar- und in dem Rhein» uud Mosel-

Departement gelegenen Grundstücken
22
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gelangt ist, so dürfte sich dasselbe der Verpflichtung nicht entziehen können, ja nicht einmal wollen,
den in den preußischenRhcinvrovinze» wohnenden und in derselbengebürtige» Mitgliedern der Eh»
rcnlegiou die ihnen zustehendenReuten zu zahlen. Eben so liegt es aber auch in der Natur der
Dinge uud bedarf keiner großen Definition, daß Fürst und Staat bei Besitznahmeneuer, der Krone
einverleibten Landestheile von den neuen Unterthanen die pünktliche Erfüllung ihrer fast überall
gleichenPflichten als solche fordern kann, daß dagegen aber auch vie« v«>ü!. dem Unterthan seine
wohlerworbenen Rechte uugekräukt und ungeschmälert belassenbleiben müssen, wie solches auch durch
das Besitzergreifungs-Patent von Sr. Majestät dem hochseligcuKönige den Rheinländern auf das
Feierlichstezugesagt worden ist.

Wenn die ehrfurchtsvoll Unterzeichnetennach den vorstehendvorausgeschicktenallgemeinen An¬
deutungen die Ehre haben, der hohen Stände-Versammlung die gehorsamsteAnzeige zu machen, daß
dieselben seit der großen Staatsnmwcilzung im Jahre 1814 ihre Renten in ihrer Eigenschaft als
Mitglieder des französischen Ordens der Ehrenlegion nicht mehr bezogen haben, und damit die gehor¬
samste Bitte verbinden, daß es dieser hochanschnlichcnVersammlung gefallen möge, Allerhöchsten
Orts ihr Fürsprecher hochgeneigst sein zu wollen, damit diese seit so langer Zeit zum Nachtheil der
Interessenten schwebende Angelegenheit endlich rcgnlirt werde, so dürften wir zunächst zwei Fragen
aufzustellenund näher zu erörtern haben:

1) Haben die außerhalb dem, nach dem Friedensschlüssevom 30. Mai 1814 begrenzten dama¬
ligen Frankreich wohnenden Mitglieder der Ehrenlegion die gesetzliche Vefugniß, die mit
dem Orden verbundene Rente in Anspruch zu nehmen? und

2) Welches Gouvernement ist zur Bezahlung dieser Rente verpflichtet?

^ä 1. Haben die ehrfurchtsvoll Unterzeichnetenim Eingange dargcthan, daß sie ihrem Va¬
terlande gedient haben, wenn sie durch ihre, nach den allegirten Fricdenoschlüsscnvollständig legiti¬
men Fürsten zum Militärdienste berufen wurden, uud daß ihnen daher nicht, wie dies unbegreiflicher»
weift so häufig geschehen ist, der Vorwurf gemachtwerden kann, einer fremden Sache gedient zu
haben. Das Vaterland hat sie in alle Welt geschleudertund sie, die sie zu seinem Ruhme beigetra»
gen, mit einer Auszeichnung beehrt, die nach der dcsfallsigen Institution niemals an Unwürdige
verschwendet und mit welcher kein leeres Spiel getrieben werben dürfte nnd konnte. Mit dieser
Auszeichnung wurde ihnen gesetzlich eine lebenslängliche Rente zugesichert, die nebst der Dccoration
ihnen nur durch richterliches Erkenntniß genommen werden kann. Es steht hiernach wohl fest, daß
Niemand, außer in dem angezeigten Falle, gesetzlich befugt ist, den Mitgliedern der Ehrenlegion
die ihnen rechtlichzustehendeNcvcnüe zu entziehen.

Eine Verwickelungdieser Angelegenheithat indessen, wie e,s scheint, der Abschluß des Pariser
Friedens-Tractats vom 30. Mai 1814 herbeigeführt, und würde daher zu nntcrsuchcn sein, ni wie
fern durch einzelne Bestimmungen desselben die Ansprüche der Mitglieder der Ehrenlegion an eine
jährliche Reute gefährdet oder aufrecht erhalten worden sind.

Der ehrfurchtsvoll Mitunterzeichnete Carl Röhr hat schon in früherer Zeit eine dcofallsigc
Reklamation bei dem Königlich preußische»Gouvernement sowohl, als bei dem Großkanzler der
Ehrenlegion angehoben, welche Reklamationen bisher ohne Resultat geblieben sind, deren zweiseitige
Behandlung indesseneine nähere Beleuchtung verdient.

Die KöniglicheRegierung zu Köln benachrichtigt den :c. Röhr auf dessen Eingaben und
Bitten um Zahlung der ihm zustehendenrückständigenund laufenden Rente in seiner Eigenschaft alc>
Ritter der Ehrenlegion mittelst den Nescripten vom 18. Juli, 4. und Iti. August 1838, „daß seit
dem 30. Mai 1814 der Geuuß des Icchrgehaltco in Folge der dem Orden der Ehrenlegion gegebe¬
nen andcrweiten Einrichtung für alle nicht französische Unterthanen verloren gegangen sei, und daß
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das Königlich preußische Gouvernement in keinem Staats-Vertrage, noch sonst die Verpflichtung
übernommen habe, seinen Unterthanen die französische!, Qrdcnsgehälter zu bezahlen."

In wiefern diese beiden Behauptungen der Königl. Regierung zu Köln nur im Mindesten
haltbar sind, wollen wir dahin gestellt sein lassen, indessenderen Unrichtigkeit näher zu ermitteln
suchen.

Wenn die Königl. Regierung der Meinung ist, daß in Folge der dem Orden der Ehrenlegion
gegebenen anderweiteu Einrichtung seit dem 30. Mai 1814 für alle nicht französische Unterthanen der
Genuß des Iahrgchaltes verloren gegangen sei, so scheint sie dabei der Ansicht gewesen zu sein, als
reiche ein Dekret des ehemaligen Königs von Frankreich, der ohne Zuthun der hohen Mieten Mächte
das Recht hatte, der Ehrenlegion eine andere Einrichtung zu gcbcu, hin, die nichtfranzösischen Lcgio-
»airs von dem Genuß des Gehalts auszuschließen. Diese Ansicht wird aber von dem Großkanzlcr
der Ehrenlegion vollständig widerlegt, indem derselbe im Gegensatz zu dieser Behauptung in seinem
hier in Abschriftbeigeschlossenen Schreiben an den :e. Röhr vom 22. Dezember 1838 ausdrücklich
erklärt, daß die Mitglieder der Ehrenlegion, welcheFremde sind, nach den Bestimmungen des Frie¬
dens «Traktats vom 30. Mai 1814 aufgehört, ein Recht an die Besoldung zu habe».

Ein solcher Traktat konnte und ist nicht einseitig von dem Könige von Frankreich, sondern es
ist derselbe durch die hohen allürten Mächte einerseits, mit dem Könige von Frankreich andererseits
an gedachtemTage abgeschlossen worden, und bleibt daher nun zu ermitteln übrig, ans welche Weise
durch die Stipulationcu dieses Traktats das Interesse der Netlamanten wahrgenommenoder gefährdet ist.

Die Art. 19 und 20 des Friedens-Traktats vom 30. Mai 1814 lauten wörtlich, wie folgt:
Art. 19. Die französische Negierung verpflichtet sich, die Summen liquidircn und bezahlen

zu lassen, uon denen sich finden möchte, daß sie solche anderweitig in den Ländern außerhalb ihres
Gebietes auf den Grund von Contracten oder andern förmlichen Verpflichtungen schuldigist, welche
zwischen Individuen oder Privat »Anstalten und den französischen Behörden sowohl für Lieferungen
als aus Anlaß gesetzlicher Verbindlichkeiteneingegangen worden sind.

Art. 20. Vom 1. Januar 1814 au hört für das französische Gouvernement die Verbindlich¬
keit auf, irgend einem Individuum, welches nicht mehr französischerUnterthan ist, irgend eine bür¬
gerliche, militärische oder geistlicheBesoldung, Gnadengehalt und Vembschieduugs-Traktamcntzu zahlen.

Diese beiden Artikel des Pariser Friedens-Traktats vom 30. Mai 1814 werden durch den
Art. 11 des folgenden Pariser Friedens-Traktats vom 20. November 1815 bestätigt, welcher wört¬
lich lautet:

„Der Traktat von Paris vom 30. Mai 1814 und der Schluß-Akt des Kongresseszu Wien
vom 9. Juni 1815 werden in Rücksicht aller darin enthaltenen Verfügunge», die durch den Beschluß
des gegenwärtigen Traktates keine Aenderung erlitten haben, bestätigt und i» Kraft erhalten."

Auf den Grund der vorerwähnten Artikel 19 und 20 des Traktates vom 30. Mai 1814 und
des Art. 11 des Pariser Friedens-Traktats vom 20. November 1815 würde mithin eine Vermitte¬
lung der divergirenden Verfügungen der Königl. Negierung zu Kölu und des Großkanzlcrs der
Ehrenlegion zn suchen, aber bei näherer Beleuchtung dieser Verfügungen auch leicht zu finden sein.

In beiden vorgcdachten Friedens-Traktaten ist der Ehrenlegion speziell mit keiner Sylbe
erwähnt, mithin haben die Mitglieder derselben mit allen übrigen Individuen, welche nach diesen
Traktaten nicht mehr französische Unterthanen blieben, oder welche in dem Falle waren, wie die
obigen Artikel derselben sie bezeichnen,gleiche Rechte.

Es erhellet hieraus, daß die Königl. Negierung zu Köln in ihren vorerwähnten Verfügungen
an den :c. Nöhr keineswegs auf die Bestimmungen des Pariser Friedens-Traktats vom 30. Mai
1814 Bezug hat nehmen wollen und auch nicht genommen hat, sondern diese Verfügungen sich ans
ein Dekret des Königs Ludwig XVill. beziehen, wornach der Ehrenlegion eine anderwcite Orga-
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nisation gegeben ist, und wodurch die Ausländer für die Folge von Beziehung der den Mitglie«
dern der Ehrenlegion zugesichertenPension ausgeschlossenwerden, und welches Königl. französische
Delret zufällig mit dem Pariser Friedensschluß ein und dasselbe Datum vom 30. Mai 1814 führt.
Daß aber auch durch eiu solches Dekret den früher in Besitz ihrer Reine gewesenenMitgliedern der
Ehrenlegion solche denselben nicht entzogen werden darf, liegt in der Natur der Sache und ist sogar
in der bestehendenGesetzgebungbegründet, wornach Art. 2. des'bürgerlichcn Gesetzbuches lein Gesetz
eine rückwirkendeKraft haben soll und kann.

Wenn hiernach die Ansichten der Königlichen Negierung zu Köln als völlig irrig erscheinen,
so muß auf der andern Seite die Behauptung des Großkanzlcrs der Ehrenlegion in seinem Schreiben
an den :c. Nöhr:

„daß nach dem Pariser Friedensschlüssevom 30. Mai 1814 die fremden Legionairs auf¬
gehört, ein Nccht an die Besoldung zu haben,"

als ganz richtig angenommen werden, indem der Großkanzler folgerecht sich auf den Art. 2ll jenes
Friedensschlusseshat beziehenwollen, und wenu derselbe in Verfolg seines gedachtenSchreibens die
Prüfung der etwaigen Nückstände jener Besoldungen, das heißt solcher Rückstände, die bis zum 1.
Januar 1814 auf Frankreich lasten, von welchemTage ab, obigem Artikel gemäß, die Verpflichtung
des französischen Gouvernements zu zahlen aufhört, vou der Anerkennung derjenigen Reklamationen
abhängig erklärt, welche die Ehrenlegion hinsichtlich ihrer ursprünglichen Dotationen an die fremden
Gouvernements macht, so geht daraus klar hervor, daß das französische Gouvernement beim Abschluß
des Pariser Friedens der ganz richtigen Ansicht gewesen ist, daß derjenige Staat, der die Gürer der
Ehrenlegion einzieht, mit diesen stillschweigendauch die Verpflichtung übernimmt, die Mitglieder
dieser Legion, die in seinem Bereiche wohnen und gebürtig sind, hinsichtlichihrer Ansprüchean die
Legion und deren Güter zufrieden zu stellen. Daß übrigens der Großkauzler der Ehrenlegion der
Ansicht ist, es hätte der Legion die Dotation selbst in den abgetretenen Provinzen, oder wenigstens
doch deren bis zum 1. Januar 1814 nicht eingegangen gewesenenRevenücn verbleiben müssen, geht
aus dem angeregten Schreiben desselben sattsam hervor, indem er sagt, daß die Prüfung der rück¬
ständigen Forderungen nur dann stattfinden könnte, wenn die fremden Gouvernements den Forde¬
rungen (nux lepetilinn), welchedie Ehrenlegion an sie macht, genügten. Die Anwendnng des
Ausdrucks uux i-«i><>t!ti<,n beweist klar, daß der Großkanzlcr der Ehrenlegion der Ansicht ist, es
seien der Ehrenlegion die Güter, womit sie dotirt war, widerrechtlichgenommen, oder sie haben
jedenfalls ein Necht daran, wenn er nicht noch bestimmter damit hat sagen wollen, was ebenfalls
durch diese Worte ausgedrückt wird, „daß die Ehrenlegion die Güter wieder zurückgefordert, die
man ihr widerrechtlichgenommen hat," wozu sie sich um so mehr berechtigt glauben durfte, als diese
Güter nicht Staats-Eigenthum, sondern Privat-Eigenthum der Ehrenlegion waren.

Hiernach ist es keinem Zweifel unterworfen, daß, wäre die Ehrenlegion im Besitze ihrer
Güter geblieben, ihre Mitglieder, gleichviel wo sie wohnen, auch die rückständigensowohl wie die
laufenden Nentcn von ihr würden bezogen haben, daß mithin, die Verpflichtung, diese zu bezahlen,
nunmehr aufgehört, ein siecht bei der französischenRegierung, auf deu dermaligcu Besitzer der
fraglichen Güter übergeht.

Abgesehen indessen hiervon, sind nach dem mehrgedachtenFriedensschlüssennd den Wiener
Congreß-Verhandlungen allen Pensionaircn in den dnrch den Ersteren von Frankreich abgerissenen
Landestheilcn und den wieder eroberten Gebieten die Pensionen, in deren Besitz sie bis dahin gewe¬
sen, auf das Bündigste gesichert, uud nirgend sind die Mitglieder der Ehrenlegion von dieser Wohl¬
that ausgeschlossen, weßhalb auch sie einen rechtlichenAnspruchan dieselbe haben.

Sollte indessen zu behaupte» beliebt werden, es seien die mit der Decoration der Ehrenlegion
verbundenen Einkünfte keine Rente», fondern ein Iahrgehalt, das, an ein gewisses Amt anklcbig,
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nur dann gezahlt zn werden brauche, wenn den amtlichen Verpflichtungengenügt werde, so benimmt
»üo hierüber der § 19 des Traktats vom 11. April 1814 jeden Zweifel, indem durch gedachten 8
dieser Entsaguugs-Urkunde auf den französischen Thron, der Kaiser Napoleon die mit den fran¬
zösischen Ehrenzeichenverbundenen Rcvcnüen ausdrücklich für eine Pension erklärt, was auch durch
die hohen alliirtcu Mächte von Preuße», Oesterreich und Rußland anerkannt worden ist. Sämmtliche
Pensionen sind an alle andern dazu Berechtigten, bisher nur nicht an die Legionairs, trattatmäßig,
und wie es durch das Vesitzergreifuugs-Patent zugesichert worden, regelmäßig bezahlt worden.

Wenn hiernach auf das Unzweideutigstefeststeht, daß die erste der vorstehend aufgestellten
beiden Fragen: ob die Neklamanten ein gesetzliches Recht an die ihnen früher bewilligt gewesenen
Renten, in deren Besitz sie sich bei der Uebernahmedes Landes rechtlich befunden haben, nur beja¬
hend zu bcautworten ist, so ist es

»ll 2 nicht minder gewiß, daß die betreffendenGouvernements in deren Bereich noch Mit¬
glieder der Ehrenlegion wohnen, die gesetzliche Verpflichtung haben, denselben diese Rente zu zahlen,
uud daß mithin die in der Nheinprovinz gebürtigen und wohnenden Legionairs vollkommenberechtigt
sind, das preußische Gouvernement, das in den Besitz bedeutender, der Ehrenlegion zugehörig
gewesener Güter gelangt ist, zur Berichtigung ihrer gesetzlichbegründeten Forderungen in Anspruch
zu nehmen.

Allein abgesehenvon den gesetzlichen Ansprüchen, die die Mitglieder der Ehrenlegion, so wie
von den gesetzliche» Verpflichtungen, die die betreffenden Gouvernements zu deren Befriedigung
haben, so scheint diese Befriedigung auch noch in der Billigkeit begründet.

Es ist schon angedeutet, unter welchen unsäglichen Beschwerden, Strapazen und Gefahren
sich die ehrfurchtsvollUnterzeichnetendie geringe, ihnen bewilligte Rente im Dienste des Vaterlandes,
welches gewiß nicht undankbar gegen dieselbensein will, erworben haben; würde es daher nicht eine
himmelschreiendeUngerechtigkeitgegen diese alten, ehrwürdigen Veteranen begehen heißen, ihnen
dieselbezn nehmen? Würben vielmehr nicht alle Traktate zu ihren Gunsten auszulegen sein, wenn
dieselben auch nicht die speziellenBestimmungen zu ihrer vollständigen Zufriedcustelluug enthalten,
oder wohl gar zu einer entgegengesetzten Auslegung den Stoff in sich tragen? Wir sind der Mei-
nnng, daß jeder Villigdcnkendcdie Fragen bejahen muß und wird.

In gleichem Verhältnisse mit den preußischenNheinprovinzcn befindet sich das Großherzogthum
Hessen, indem dasselbe nach dem Pariser Friedensschluß aus dem auf der rechten Nheinfeite gelegenen
zum Rheinbünde gehörig gewesenenGroßherzogthum Hessen, und eines auf der linken Nheinfeite
von Frankreich abgerissenenLandestheils zusammengesetztist. Die Stände dieses Großberzogthums
haben bereits im Jahre 1838 die Verpflichtung erkannt, eine längst begangene Ungerechtigkeit wieber
gut zu machen, uud den in demselbennoch lebenden Mitgliedern der Ehrenlegion die Rente zahlen
zu lassen, weßhalb die zweite Kammer dieser Stände in ihrer Sitzung vom 17. Dezember 1838 die
Frage „ob die Staatsrcgierung nach dem Antrage des Ausschusses, uuter Bewilligung der hierzu
nöthigen Fonds, ersuchtwerden soll, diese Zahlung zu leisten," mit 37 gegen 4 Stimmen bejaht hat;
worauf bereits unterm 10. Juli 1839 der Großherzog von Hessenverordnet hat, „den vor dem 30.
Mai 1814 ernannten, in seinem Staate noch lebenden Lcgionairs, sofern sie sich durch vorzulegende
Brcvets oder durch andere zureichende Dokumente gehörig legilimiren können, die Pension lebens¬
länglich zu zahlen."

AchnlicheBestimmungensollen, dem Vernehmen nach, in den übrigen, früher zum Rheinbund
gehörig gewesenenStaaten, so wie auch i» dem Königreicheder Niederlande bestehen; dann aber
sollen auch die Legionairs Höchst zu Müll) eim a. d. Ruhr und Haas zu Düsseldorf ihre
Renten mit 65 Thlr. jährlich jeder von dem preußischenGouvernement von jeher bezogen haben.
Sollten noch Zweifel darüber bestehen, daß den Unterzeichnetendie Zahlung ihrer Rente bisher
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widerrechtlichvorenthalten sei, so mag Folgendes dazu dienen, dergleichenZweifel ;n heben: Nach
dem Kriege von 1809 creirte der König von Sachsen für seine, sich in der Schlacht von Wagramm
ausgezeichnetenKrieger eine Auszeichnung, in einer goldenen Schnalle bestehend,und verband damit
eine monatliche Grcttification von einem Thaler; heute noch wird denjenigen Inhabern dieser Aus»
zeichnung, die nach dem FriedensschlüssepreußischeUnterthanen geworden sind, die gedachtemonat»
liche Oratification auf Befehl des hochseligen Königs Majestät bezahlt, und zwar, weil, wie es in
der desfallsigcn Kabincts« Ordre heißt, diese Ausgezeichneten damals im Dienste ihres Vaterlandes
gefochtenhaben. Sollten die Mitglieder der Ehrenlegion der Nheinvrovinz weniger im Dienste ihres
Vaterlandes gefochtenhaben, als die mit der goldenen Schnalle ausgezeichnetenSachsen? Niemand,
auch der Vorurtheilvollste, wird dieses zu behaupten wagen; eben so wenig ihnen gleiche Rechte an
die ihnen zugesicherten Revenüen absprechenwollen.

So wenig die RheinischenLandständein ihren, gerechte Forderungen unterstützenden Anträgen
den hessischenLaudständen nachstehen werden, so gewiß sind wir, daß Preußens hochherziger und
gerechter König nicht eines Beispiels, wie es der Großherzog von Hessen und die übrigen Fürsten
der kleineren Staaten des vormaligen Rheinbundes ihren in ähnlichem Falle wie wir sich befundeneu
Unterthanen gegeben haben, bedarf, um uns Gerechtigkeitwiderfahren zu lassen, und sind wir voll¬
kommenüberzeugt, daß die leiseste Anregung auf legalem Wege bei Sr. Majestät unserm Könige
hinreicht, um unsere ehrfurchtsvolle Bitte gewährt zu sehen.

Die Landstände des Großherzogthums Posen haben bereits in ihrer Sitzung vom 4. April
1843 eine Petition der mit dem Kreuze der Ehrenlegion geschmücktenpolnischenMilitairs unterstützt
und sich bewogen gefunden, die Bewilligung der den Legionairs zugesicherten Pension bei Sr. Maje¬
stät dem Könige zu beantragen.

So wenden wir uns denn auch vertrauuugsvoll an die Vertreter unserer Provinz mit der
gehorsamstenBitte, hohe Stände-Versammlung wolle an Se. Majestät den König den Antrag hoch-
gcneigst stellen, daß es Höchstdemselben gefallen möge, Allergnädigst zu befehlen, daß uns die nach
der Institution der Ehrenlegion in unserer Eigenschaft als Ritter derselben zugesicherte lebenslang'
liche Rente auf den Grund des Art. 26 des Pariser Friedenstrakiats vom 30. Mai 1814 und des
Besitzergreifnngs-Patents Sr. Majestät des hochseligenKönigs, vom 1. Januar 1814 ab und ferner
aus der Staatekasse gezahlt werde, und indem wir im Falle einer solmen Unterstützungvon Seiten
Einer hohen Stände-Versammlung eines günstigen Resultats gewiß sein können, haben wir die
Ehre zu zeichnen:

Köln, den 4. Juni l843.

Der hohen Stände-Versammlung
ganz gehorsamsteDiener.

Anlage Nro. 2.

Ol)ll8tiwlion lle l» NepubliczuefrkNL»i8o.
ärt. »7.

II »«r» lleeorn« <Ie» ruenmnen»«» Nation»!«.«, «ux pueriler» <l»i niü'o»! s!'»,!» ,!<.'>>,x>'i>v,<'>?»
««lull,«» «» onlul»uttnnt n«»s I:» lli<?nulill^>!«>.

I'»it » ?uri» I« il!i k'simllire nu Vlll ll<: I.> N«nu1ili,jue si!ln«!>i«e. »„.> o! in.IIv!«!!»!«.
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Anlage Nro. 9.

Uxtl'tt'lt <Ie l» I^Nl
>>0ltnnt ercution ll'un« lezfinn «!'lian„!5Ul' liu l^v l?Il>l'<2»I AN X.

.^!>, l. iün exeeuliun «!e I'urliele U7 lle II» s!«n8titut!l>n, euneernnnt Ie8 reeompe»8e8

>»l!!t.,lrl>8 , et no»r reenmzieuzer »il8»i I«8 8«rv!,e8 et Ie8 vortu» «ivil«8, il 8er» forme une
!>'z,i<!u l!'l,unn«ur.

II. l^etle lezsion 8er» eumnn»ee «tun ssr«n«I ennzei! <I',<Ini!ni8lr!>li«>u, et lle «z>iin«e
<>«n<,rte8. ilnnt enneune »nr» 8on eliel-1!e„ '»nilieiilier.

III. tl «ein »Ileete » en»«z»e eo!,o,te, <le» I,ien8 «»tionnux z»nrtl»i,t lleui eeul will«
srn»Q8 »le rente.

VI. I,«8 ine>n!»e8 cle I» lezfinn 8<>nt 2 vie.

VII. II 8er» ussnetü » elinliue ssr»nä «Meier einp mill« fr»ne8,- » eul»<iue eommnnä»nt,

<le»x luille sr»ne8; » el»»<zile «Meier^ mille lruue«; et » enu^ue I,e<pi«,n»ire, <leux eeut ein.
«iilunte lrnne«. <^«8 l>ulte>l,el!8 8<»ut >>ri8 8ur le» !»!e,<8 »lleetl^^ ü el<»»ue eoliorte.

X. I^«8 >let»!I» <1e !'<»!ssÄ»i8l»l!nn »ernnt lletern»iul>8 n»r lle8 rezflen,eu8 ll'»llmini»trutioi!

>>»l>Iilz!!e: eiln llevr» etre lnite »u !. ven«len>i»ire »n Xll; et z,»88e ee te«p», il ue pourr»
v elre rien eü.>i>jse <j»e z>»r <le8 Illl8.

Anlage Nro. 4.

i-elntil 2 I'uignni8«Uou lle I» le^iun ll'nuniieur äu 13 »»««»illor »n X.

^rt. I. I» <Iivi8i<,n <!u terriloire äe I» repul,Iinue z»uur I» eiren„8erii>tinn <l«8 8eill«

.«Iiurle», e« v eom^rennut I» 2?me llivizinn «ilit»ire, «zui turmer» 1» Hm« eoliorte «8t 2x6
«uuloi meinen» uu lul,1e»u unuexe »u «re8«nt »rretü.

lilvision 6e8 »I'rlinlli58omen8 ll<28 «eixe ouunrt«» lle I» lessiun ä'nnnneul» 4" eounrte.

^um» lle» Nei>»rtemen8.

^lou8« > lulerien! e

I'nret».....

lioer ...
8»>re ....

Illiln- et .Uo8e>Ie

U»«t ^linuerre

I,eur

I>unlil2tiou.

232,662
2U2,431

1,6U0,0W

^utnl

«le I»^<in>lll>liuu
j>»r enüurte.

2,035,093

(Iliel- Iiieu
l!e

I» euiiorte.

ie t!ül,te»u »le

»rnul.

Ubzervatiou».

On ev»Iue In p».
nulotiun «Ie8 ^u»tre
<1ej»»rtemen, äu

Nliin » 1,600,000.

^rt. XXl. I^e trosnrier cle I» eunurle «8t ellnr^e lle reeevoir I«8 revenu», et 6« n»ver

l«>> t>>.>itelnen8 <Ie8 l>ll>eier8 lle tuut runss et ll«8 lussionnire«, eoulurwement »ux et»t8 «zu» en

>«rout et« »rrele» ,»>s le 3"'«'< eou«ei! .le !» iession.
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Anlage Nro. 3.
8en»tu« - 6un«ulte urgani^ue <Ie I» eouslltution. Vu t6 tllermillur,

»n X äe l» Ke^uläil^ue.

I'itro III <I68 Oalle^es 6lSotni»ux.
XXVlI. I,« Premier «UN8NI neut ujuuter »NX enllezse« eleeluruux ä'nrronäi8»l>ment äix

meml.re« pri« pnrmi le« eitn^en« uppurteuunt » I» le^inn ällouneur, nu ^ui nut renäu äe« «erviee«.
II peilt »jnuter ü el,»^ue enlle«e eleetorul äe äepurtemeut viusst eitlen«, äont äix pri,

p-.ru.i le trentu plu« impn«e« äu äepurtement, et le« ä!x »utre«. «oit purmi I«« meml.re, .1«
I» lessinn ä'nonneuer, 8nit purmi le« eitu^en« nui unt renäu äe« «erviee«.

Anlage Nro. O.

8ouul,l8 >^ou8ulte Ni^llin^ue äu 28 llureul uu XU.
^rt. 99. I.e« «siunä« nllieier«, le« eummunäün« et le« «!!!eie,8 äe I» lezpinn ä'ünnne»,

»out memure« clu enllezse «leetnrul äu äepurtemenl äun« le .plel il» out leur änmieile ou ä«
l'u« äe« äep»rteme,i8 äe I» eoliarte u I» quelle il« uupurtienneut.

I<e« I^essinuuir« «ant meml»re8 äu eullesse eleelnrul äü leur nrronäi8«emeut.
I.«« memllie« äe In le^inn «l'lluuneur «nut »ämi» »u eullesse üleetnrul äunt II« änivent

luire purtie, «ur I» !,rel>eutu«i<»uä'un lirevet <zui leur e«l äelivre » oet eilet pur le grunä eleetenr.

Anlage Nro. 7.
8eu»tu8 dnnzulte äu 22 teviier t806.

^rt. I. I,e« ssrunä« uüieier«, eummnuäun» et uilleier« lie I» lezzinn ä'ünnneur nui, »ux
terme« äe I'uiliele 99 <Ie I'uete äe« eou«titutluu8 äe I'I^mnire, llu ÜU llureul uu XII 8ont luem-
l,re« äe» enlluzzl« eleeturuux lie äepurtemeut, «ernnt sn «U8 clu nnm!.re äe mumlire« üxe unur
!e» enllüsse« p»r I'urtiele «9 lie I'uete äe« enu«litut,nn« äu lU tüermillnr uu X, «uns nu'il«
pu>8«ent exeeäer ll»n8 el,»<iue eulle^e I» numl.re «ie viu<>t> eiun.

Hit. II. I,e» memlxe« He I» lessiuu »I'üonueur «ini, 2,11 teim« llu meine »ltiele, z>uut
meindre« llu« e„I!«sse« eleetnrnux ä'ui-ronäizzenieut, «ernut üssnleineut en «u, llu nou,!»!»« Nxe

pur l'nrtiele Itl lle I'uete äe« eonztitution« äu tli lüerulillor, «uu« l,u'il« pul8«eul exee,!,!-
äun« eliulzue eullusse le numlire äe trente.

III l,u äe«ilsnutil,u äe« memur«« äe l» lessinu li^ui äevrnnt «elon leur l'ruäe etre uäiui«
iiux uollüsse« üleeturuux äe äepurtemeut <»u ä'uirouä,««en,ent, »eru luit« pur «a HInieztu iu,n«.
riul et ro^ul pour el,»liue eulle^e; et il «er» äelivre, ü eet eilet uux ssrunä» ullieier«, e,„».
munäun«, l>N>l:ier8 on Iessil»l!,ire8, uu Lrevet äe uuiniuiuuliou, ä'upre« Ie<>uel »I »eruut null!«
8nr lu Ii«te ä«8 lueiuüre8 äu eollesse.

Anlage N^ro. 8.
Veeiet Impoiial

eunliLi-nilut I« olaee «le« meml»!-«» äe lu lo^inn ll'ünnneur lluns le» eeiemunie,.«
z»ulili<iue5 eivil» et i-elijfieu»«« äu ^t ^viil l809.

^rt, I. I,«« eolun,nnll»n8 , uluieier« et memlire» äe I» le^iun ä'I»l.uueur nui »««ileronl
»nx eereWunie» pul.lin.ue« «ivile» ou relissiou«e«, v neeuperont un !,».,« n^ui ««rn etnlili „u
uuo pluee l^ui leur «er» »««ilsuee, »pre» le« nuturite» euuztituee».
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Anlage Nro. 9.

euneernnnt I» ^utatinn llelinitive et In lessinn <l'l»nnneur llu tl vluvio8e »n XIII.

Hrt. l. I,«» äntntinn» nlleetüe» pur I,n»tituti«,n lle I» lession ä üouueur »ux »oin« eonort«,
«^ui I» e«,mpl»8«nt, »erout «leünltivelueut eon»tituee, penä»ntle eour« äe» »nnee» XIII et XI V.

^rt. II. II «er» eou8erve, » eun^ue eunurte, ä«8 I,ieu» > lunä, «I'uu reven» äe e«ut
«ille traue» nu muiu». II «er» pourvü » ee «jue e«8 Kien» «« eun,na»ent äu muiuäre uulnur«
6e lot« po»«il,le. II »ern ziroeeäe nnr voie ä'»e^ui«ltlou ou ä'eel,»»»«, »ux reuuiuu« nui
»erout ^ussee» ueee«,»ire« » eet eilet.

^rt. III. I.e »ur^lu» äe« dien» »lleetee» » I» «lotntiuu äe eunnue eunnrte exeeä»ut
I» re»erve l»ite nux teru»e8 lle 1'»rtiele nreeeäent, »er» n»i, en vent«, le nruäuit lle e«8 veu>
te« «er» ver»e » I» e»«8»e «I'»murll«»eW«ut, nour etre emulu^e e» »el»»t äe reute, «ur I'l5t»t
»u uroKt äe I» lession.

Anlage Nro. 10
^1-iMe

nartant ^u'il n'e«t vnint re^u äe trnn8nort8, ee88inn8 ou <ll:l2ss»tiall8 lle pengiou»
a lu enurss« lle I» Keuuulilzue. Du 7 tÜLrinillor nn X.

Hrt. II. II ne »er» reeu » I'nvenir, »u tre«nr nudlie, »ueuue «l^nil>e»tlon äe tr»u«n«,rt
ee««ion «u äelessutiou äe vension« » I» ol»»rsse «1« I» liennull^ue.

Hrt. III. l<e« ere»nei«r» ä'uu nen«ionu»ire ne i»ourrl,„t exereer <zu'»pr«!, «on äeee» et
«ur I« «leeompte äe »» nen«luu, le» pour«uite» et äelezfeuee» neee»,»ire« pour I» eon«e,vut,«n
«le leur äruit«.

Anlage Nro. 11.

Nxtimt äes Minute» Ä6 I» i^koietmi-orie ä'etat.
(5e»uee, llu 25 ^»uvier lllNU.)

I^e <üon8e>1 ä'etut eun8ill«i>»nt

I. lsue l'urrete «lu ? tnermlänr nu X » «t»tu«> lzu'II ue «eroit reeu »uouue »issulKention
«le trunznnrt, ee,«iuu uu äele^»tion äe neu,!«,«« » I» el»»rsse «lu tre««r nublie, et «in« »««
neu«il»n« 8er»int in8»l«i«8»I»le.

II. yue le l»ut 6e eet »rrete n «tu «l'»8,urer I» ^'«u>«8»ue« «le ee» ^en»iuu» »ux iu«li.
villu« <iui le» ant ol'teuue», et ee, » l'exelu»»on «le tou8 »utre».

III. i)ue ee, z,«n»lun» «luivent etre en «llet eon«iäeree» eowme «le» »limen» »oeni«!«»
pnr l'l5t»t et «Ie8tin«!8 «^eeinlement » I'iullivläu <zui le» olitlent; «lu'elle ne vourrnint «levenir,
pur une vente, I» uru,»ri«te «l'uu »utre, »»»» «^ue l'ul^eot I,ieu eviäent «le eette in»tituti«n «lu
<iouverne>ue»t n et« «I'u»8urer un »eenur» »nnuel et uon äe äunuer une »umm« uue loi» vour tonte«.

IV. Hue e«8 el,u,l'äerntll»n8 »'»nnllczueut «^»lemeut uux trnitemeu» äe retoriue et »ui
non8ion» äe In lessiou «l'l»ouu«ur.

L»t! ä'»vi», I. 0"° ä'»pr«, l'»rrete äu 7 tuermiäor »n X , et »»u» lzui 8oi, l,e««»in
ä'une nouvelle «li8no»itlou, l«8 »nläe« äe retruite et ven8lon» milit»ire« et äe I» 1e^i«»n ä üun-
ueur «nnt in»lien»l»Ie».

23



178

Anlage Nro. 12.

«,ui lletermine I» ^urtion »ul,,,»«»!»!« »ur le» tr»itewen8 6e kunetlunnnire» pulilie»
et cle» em^lave» eivil» llu 2l ventuze »n IX.

I<e8 t>l>iteu>en8 ll«8 lc>net!nn!>Ire8 punlie» et emplo^l-8 eivil« »eront 8l»l8l88»I»Ie», ^u8«zu'l>
«nueurrenee <lu eintjuleme »Ul» 1«» preluier» uiille lr»uo8 et tout«8 l«8 8l»lume« »u «le88ou8, lln

«unrt 8»r I«8 einc^ niille ll'nneü 8uiv»u8, et llu tier8 8ur 1» Portion exee«l»nt 8»x u»!Ilo lr»ne»,

n quellluo 8«wme quelle 8'eleve; et co, ^u«<z«'» I'enlier »e<juilteu»ent lle» erennee«.

Anlage Nro. 13.

Vertrag von Fontainebleau vom 11. April 1814.

Art. 19. Die polnischenTruppen von jeder Waffe, die im Dienste von Frankreich stehen,
werden die Freiheit haben, nach Hause zurückzukehren,und Waffen und Gepäckebehalten, als ein
Zeugniß ihrer ehrenvollen Dienste. Die Offiziere, Unteroffiziere und Soldaten werden ihre Ehren¬
zeichen und die mit diesen Ehrenzeichenverbundenen Pensionen behalten.

Anlage Nro. 14.
I'«r!8 le 22 <)etn!,ie »858.

^'»i »eeu, Kl«,n8ieui', !» lettre l^ue vuu« m'»ve« eelite.
I<l» le^ion ll'liuuueill' e«t »1»8l,1un>eut 8»u» ma^eu nour »eeueiller vots« reelniu»ti»,n.

Onnre« le» lll8N08itioi, ll» truite lle puix äu 30 Hl»^ l8l4. Hlr. Ie8 Hleml^e» <Ie I'Orllee <,ui
xuut elr»nsser8 unt ee»8e ll'avuir «lrnit »u tinitement. I^e, lle>nnnlle8 nunr »rrerusse» eeliu«

iul8«zu'u I» müiue epn^ue ne »nnt, l^u»nll »nre^ent, 8U8eei»tiule8 «l'unoun t»ui. Nlle» ue poul-
i>s>ieut etre exnminüe«, 8il v »vnit lieu, nue ll»n» le e»8 oü I«8 lioilveruemeu« etrun^er 8»ti8-
leroint «ux l>«pit!tlau» »nie I» Ioz>il>n llliunnen,' «xnree » »»izon »ie »e» l,ii<:ieu8 l»,»t»tinn8.

H^reeil, Uon8ieur, 1'»z«ur»uee «le in» t!un8iller»tinn.
I'nur le l^runll l^lianeelier äe I'N,<Ir« ru^ul lle I» le^ion ll'I»»„neus

I^e Hlurelll»! lle e»mp 8eeietuire ssenernl lle l'Oillre

l8lssne) Vieuuite lle 8i<inl»»i>ie.
^l«n8ieu>' Kuelir nneien ulsieies, slnevlllies lle I» lessinn llüonneur.

Anlage 3iro. 13.
Auszug.

An den Herrn Carl Röhr, Ritter der Ehrenlegion in Köln.

Ihr Geehrtes vom 14. dieses habe ich erhalten und daraus ersehen, daß noch so mancher
Waffenbruder ist, der von mir zu dem Gehalte vom Kreuz der Ehrenlegion geholfen zu werden
wünscht.

Ich bin gerne erbötig, Alles, was in meiner Macht steht, Ihnen mitzutheilen,. Im Jahre
1820 erging der Aufruf durch Kabinets-Ordre an alle ehemalige Krieger, die noch Forderung hätten,
sich bei ihrer Ortsbehörde zu melden und ihr Recht geltend zu machen.

Ich schrieb schon hin und wieder, aber ohne Erfolg; da wurde ich durch einen Polizcidicuer
bestellt, zur Behörde zu kommen, und alle Papiere, die ich aus französischem und preußischem Dienste
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in Hände hätte, mitzubringen. Diese waren: meinen Abschied von Frankreich, 4. Mai 1814, aus
der Bundesfestuug Mainz und das Brcvet als Chevalier der Ehrenlegion und die Entlassung von
Preußen. Diese übergab ich dem Landrath; als er sie gelesen, besaht er dem Bürgermeister, diese
iu Oopi» zu vidimircn und diese ihm dann einzuschicken. Nach Verlauf von 0 Wochen erhielt ich
mein Gehalt » 65 Thaler in monatlicher Auszahlung mit 5 Thlr. 12 Sgr. 6 Pf. vom 1. Januar
1814 an.

Mülheim a. d. Ruhr, den 18. November 1844.
(gez.) Friedrich Höchst,

Ritter der Ehrenlegion und der preuß. Kriegs - Medaille.

Auf Ew. Wohlgcborcn gefälliges Schreiben vom 23. dieses Monats, betreffend den französi-
fchen Legionair Gastwirth Heinrich Samson z» Hermes kiel, habe ich die Ehre, diejenigen
Aufschlüsse mitzutheilen, welche meine Akten ergeben.

Der p. Samson, dermalen 45 Jahre alt, trat als Conscribirter 1807 in französische Mili¬
tärdienste, aus welchen er am 21. April 1814 als Grenadier im 2ten Bataillon des 2tcn Infanterie-
Regiments der Kaiscrgardc in seine Heimath zurückkehrte. Dieser ist durch Vrevet vom 14. Sep¬
tember 1613 mit einer Pension von 250 Frs. jährlich zum Mitglicde der Ehrenlegion ernannt worden,
bei welcher Gelegenheit und wo? coxstcttirtnicht. Nach dem Datum des Brevets wird dieses bei
einem der Gefechte des Jahres 1813 in Sachsen geschehen sein. Seine Pension bezog er bis zur
Rückkehr nach Hermes kiel aus den Dotationen der Ehrenlegion, auf dessen Reklamation und in
Folge meiner für ihn unterm 18. Juni 1821 höhern Orts eingetretenen Verwendung ward dem p.
Samson durch die Gnade Sr. Majestät des Königs der Fortgenuß der Dotatiou von 250 Frs.
oder 05 Thlr. 18 Sgr. !) Pfg. als Pension bewilligt und die Rückstände derselben ihm am 10.
Dezember 1821 von der hiesigen Rcgicrungs-Hauptkasse bezahlt, von welcher auch die laufenden
Pensionen für Rechnung der General-Staatskasse in Berlin fortwährend berichtigt werden. Wenn
Ew. Wohlgcborcn darauf besondern Werth legen sollten, die Umständeund Veranlassung genau zu
kennen wo und für welche Waffcnthat dem Samson der Orden der Ehrenlegion verliehen worden:
dann werde ich denselbendarüber befragen und Ihnen das Ergebniß mitzutheilen nicht ermangeln.

Trier, den 29. November 1832.
Der Königliche Landrath des Trierischen Landkreises,

Ritter des rothen Adler-Ordens,
(gcz.) Pergcr.

An den Fürstlich Wicd'schcnNcgieruugs. und Polizei-Rath
Herrn Pasch, Wohlgcborcn zu Dierdorf.

Allerdurchlauchtigstcr König ,e. ,e

Echon am 4 RheinischenLandtage war die Aufhebung der Iagdfrohndcn, in den ehemals Nassau- ,h.»°«»ni«>.
ischen Landes.heilen, Gegenstand einer unterthänigen Bitte an des HochseligenKönigs Majestät, auf^^.«<«
welche Allerhvchstdieselben in dem Landtags-Abschiedevom 3. März 1835 zu erwiedern geruheteu: .»uischt» ««».

Was die Aufhebung der Iagdfrohndcn in den ehemals Nassauischen Lcmdesthcilcnanbelangt, ""!hc„en.
so wirb die Ablösungs-Ordnung den Verpflichteten die Mittel gewähren, sich von diesen Diensten
gänzlich zu befreie». Für unsere Domanial'Waldungen sind inzwischen bereits jetzt Unsere Behörden

23-,
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angewiesen, den Verpflichteten bei Ableistung dieser Dienste jede mögliche Erleichterung zu gewähre»,
auch wird diese bei der Ablösung selbst möglichst stattfinden."

Dieser gnädige Bescheidwurde iu der Uebersichtder Lage, in welcher sich die durch die frü«
Herrn Landtage noch nicht erledigten Angelegenheiten befanden, noch bestimmterformulirt, indem es
darin beißt:

„Die Erleichterung der Unterthanen in den vormals NafsauischcnLandestheilen hinsichtlich der
Domanial-Iagd-Frohnden wird fortwährend dadurch bewirkt, daß bei Verpachtung der Königlichen
Jagden, den Pächtern diese Iagd-Frohuden nicht mit überwiesen werden, daher die Verpflichteten
obwohl ihre Verpflichtung rechtlich noch fortbesteht, demnach factisch zur Erfüllung derselben nicht
angehalten werden" <

Wie dankbar auch die Bewohner der vormals Nassauischen Landestheile dieses humane Ver¬
fahren der Regierung anerkennen; so muß doch der rechtliche Fortbestand einer Verpflichtung aus den
Zeiten der Leibeigenschaftin ihnen ein um so verletzenderes Gefühl durch den Gedanken erhalten
daß sie allein noch gewissermaßen eine Fessel tragen in einer Provinz, die in der persönlichenFrei¬
heit und der Gleichheit vor dem Gesetze ihr höchstes Glück erkennt. Darum haben sich die Bewoh¬
ner der Gemeinde Kirchen in einer Bittschrift an den gegenwärtigen Landtag gewendet, „m durch
die Vermittelung ihrer Vertreter die gänzliche Entbindung von dieser Fessel von der Königlichen Huld
zu erlangen.

Euer Majestät treugehorsamsteStände, durchdrungenvon dem Gefühle des Glückes, welches
das Bewußtsein persönlicherFreiheit gewährt, empfinden ganz das Gewicht jener Bitte und hegen
das unerschütterlicheVertrauen zu ihrem hochherzigenKönige, daß die Unterstützung eines solchen
Gesuchs gnädig? Aufnahme finden und daß Euer Majestät gerne geruhen werden, die Wohlthat
welche des Hochseligen Königs Majestät den Bewohnern der NassauischeuLandestheile dnrch die
factische Aufhebung jener Frohndienste zu erweisen die Gnade hatten, durch Aufhebung auch der noch
rechtlich bestehenden Verpflichtung zu vollende,,.

Darum wagen sie die unterthänige Bitte an den Thron niederzulegen, daß es Euer Majestät
gefallen wolle, die Aufhebung der Verpflichtung der Bewohner der ehemaligen Nassauischeu Landes,
theile zur Ableistungder Domanial-Iagd-Frohnden ohne alle Vergütung an den Fiskus aus König¬
licher Großmuth Allergnädigst zu befehlen.

Wir ersterben :c. :c.

Coblenz, den 2. April 1845.

Allcrdurchlauchtigster König ,c. ,e.

.7, N.'x.t.mi't.E""- Königlichen Majestät getreue Stände der Rhein-Provinz sehen sich durch einen Vorfall,
r«f»»ü »e« Ai>. welcher das ständische Institut in einem seiner wichtigstenRechte berührt, zu nachfolgenderaller-
«3»"" ,«m nnterthänigster Vorstellung veranlaßt.
«°""»°- Der Abgeordnete Joseph Friedrich Brust aus Bopparb, welcher seit dem 4. Landtage Mit¬

glied der RheinischenStände-Versammlung im Stande der Städte war, ist zn unsern gegenwärtigen
Sitzungen nicht einberufen worden. Wie aus beu uns vorliegendenActen hervorgeht, wurde er von
dem KöniglichenLandtags-Commissar Herrn Ober-Präsidenten von Schaper aufgefordert, von der
Theilnahme an den Sitzungen des diesmaligen Landtages, weil gegen ihn eine gerichtlicheUnter¬
suchung, wegen Gewohnhcitswuchcrs, eingeleitet worden, Abstand zu nehmen, indem — sonst diese
Angelegenheit, wie der Herr Landtags-Commissar ihm bemerkt, den, Landtage vorgelegt werden müsse.
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Da aber Herr B r u st erklärte, im Bewußtsein seiner Schnldlosigkeit, hierauf nicht eingeben zu
tonnen, so fand sich der Herr Ober.Präsident veranlaß», dem KöniglichenMinisterium des Innern
einen Bericht zu erstatten, ans welchen das gebachteMinisterium die vorläufige Zurückweisungdes
Herrn Brust und die Einberufung des Stellvertreters verfügte.

Die getreuen Stände haben zunächst in Bezug auf das factische Verhältniß unterthänigst zn
bemerken,daß gegen den Abgeordneten Brust eine eigentliche Untersuchungzur Zeit noch nicht ein¬
geleitet ist, daß vielmehr nur noch Zengeuverhörc statt gefunden haben, nach deren Beendigung es
sich erst ergeben kann, ob zn einem Anklage-Verfahren, d. h. zu einer gerichtlichen Untersuchung
gegen den Herrn Brust, welcher bisher nicht einmal vernommen worden ist, Veranlassung vorliegt
oder nicht. Nach den Grundsätzen der Rheinischen Gesetzgebungist jenes, der Anklage vorhergehende
Verfahren, nur als eine Erkundigung, die möglicherweiseohne alle Folge und in diesem Falle, dem,
Beschuldigtenganz unbekannt bleibt, zu betrachten, und dieser Umstand mag dazu beigetragen haben
im Volke das Ncchtsgefühl der Art auszubilden, daß nur dem die öffentliche Achtung entzogen wird,
dessen unwürdige Handlungweise thatsächlich feststeht.

Wie aber auch die Lage der Sache und ihre weitere Entwickelung, von welcher die Stände
seiner Zeit Kenntniß zu nehmen nicht verfehlen werden, beschaffen sein möge, in keinem Falle glau¬
ben die Stände die vorerwähnten Anordnungen der Verwaltungsbehörden mit den Bedingungen,
unter welchenallein das ständische Institut seine Bestimmungen zu erfülle» vermag, und mit d en
Gesetzen,auf welchenes beruht, vereinigen zu können. Die ständischen Versammlungen, hervorge¬
gangen aus den i» gesetzlicher Weise vollzogenenWahlen, bilden eine,, verfaßungsmäßig constituirten
Körper, welcher aufhöre« würde, das gesetzmäßige Organ der Provinz zu sein, wenn der Verwal«
tung das Recht zustande, seine Zusammeusetzungaus irgend einem Grunde zu ändern. Ein solches
Recht der Verwaltung ist aber in allen Staate», die sich eiuer Vertretung erfreuen, unerhört, und
auch die ständische Gesetzgebungder Preußischen Monarchie, weise erkennend zu welchen Mißbrauchen
es unter Umständen führen könnte, hat es ihr ausdrücklichentzogen.

Der Allerhöchste Landtags-Abschiedvom 13. Juli 1827 erklärt, in Bezug auf die demnächst
eingeführte Kreis Ordnung:

„Wegen der Entscheidungüber die Zweifel, welche gegen die Unbescholtenheiteines Mitgliedes
der Kreisversammlung erregt werden möchten, haben Wir basjenigeaufnehmcnlassen, was Unsere
getreuen Schlcsischen Stände Uns deshalb vorgeschlagen haben, wonach diese EntscheidungUnsern
Behörden entnommen und den Standesgenossen des Bethciligtcn selbst beigelegt wird."

Die unter demselbenDatum AllerhöchsterlasseneKreisordnung, für die Nheinprovinz und
Westphalen, enthält über das Verfahren, welches, wenn sich Zweifel gegen die Unbescholtenheit
eines Mitgliedes erheben, einzuschlagen ist, nachfolgendeVorschrift:

§ 7. Wird die Unbescholtenheitdes Rufes bcstritten, so hat, wenn dies ein Mitglied der
Ritterschaft oder einen Vertreter eines solchen betrifft, die Ritterschaft des Kreises die Befngniß,
in einem besondern Conventc, durch Stimmen.Mehrheit von zwei drittel der Anwesenden darüber
in erster Instanz zu entscheiden, und falls die Entscheidungfür die Bescholtenheit des Rufes aus¬
fällt, die Ausschließungzu bestimmen. Will der Betroffene oder die abgestimmte Minorität bei dem
Beschlusse sich nicht beruhigen, so ertheilen die Depntirten der Ritterschaft beim Provinzial-Land¬
tage die Entscheidungin der zweiten und letzten Instanz. Ist die Zahl der Rittergutsbesitzer im
Kreise so gering: daß nicht wenigstens, außer dem Betheiligten drei zur Abstimmung vorhanden
sind, so haben sich die vorhandenen mit der Ritterschaft eines von ihnen auszuwählendenbenachbarten
Kreises zu dieser Entscheidungzu vereinigen. Wird die Unbescholtenheitdes Rufes eines Kreistags-
Abgeordneten der Städte oder der Landgemeindenin Zweifel gezogen, so ist darüber die Entscheid¬
ung in erster Instanz dem Wahl.Kollcgio, von welchen, er gewählt worden ist: überlassen, um
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bei demselbendie Wahl eines andern Deputirteu in Antrag zu bringen. Die Entscheidungin zweiter
Instanz gebührt ebenfalls den Laudtagsmitglicdern von demjenigen der beiden Stände, zu welchem
der betreffende Kreistags-Abgeordnete gehört.

§ 8. Sobald eine Entscheidungder zweiten Instanz nachgesucht worden, bleibt es den Krcio-
tagsmitglicdern desjenigen Standes, zn welchem der, dessen Ruf bestrittcn wird, gehört, überlasse»,
das Tbeilnchmungsrecht desselbenan den Kreistagen bis zu erfolgter Entscheidung zu suspeudireu.

Ferner bestimmtdas Gesetz vom 8. Mai 1837 betreffend die persönlicheFähigfeit zur Aus.
übuug der Rechte der >3tandschaft, der Gerichtsbarkeit und des Patronats in Hinsicht der Stand'
schaft.

§ 2. I» Ansehung der Standschaft verbleibt es in dieser Beziehung bei den darüber vor-
handeucn besondern Verordnungen.

Endlich enthält der Allerhöchste Landtags-Äbschicdfür die Nheiuproviuz vom 15. Juli 182!)
die Bestimmung, daß, wen» je die Ständeversammlnng eines ihrer Mitglieder auszuschließen für
nothwendig hallcu sollte, der Laudtags-Marschall sich an den Landtags-Eommissar zu wenden, —
und von diesem, wegen des zn beobachtenden Verfahrens Instruction zu erwarten habe, — eine
Instrnetion, die dann gewiß nnr im Sinne der oben erwähnten, die Kreisstände betreffenden und
durch das Gesetz vom 8. Mai 1837 auf die Staudschaft überhaupt anwendbar erklärten Bestimm,
uugeu zu erlheilen sei» würde.

So steht dann der in der Natur der ständischen Vertretung liegende Grundsatz, daß die Ver¬
waltungsbehörde die Ausschließung eines Ständcmitglieos, sowohl die einstweilige, als die defini¬
tive, rechtmäßig nicht verfüge» kann, auch iu der Gesetzgebungunumstößlichfest, und ebeu so fest
begründet ist die Ueberzeugung der Stände von dem laudesväterlicheu Willen Euer Majestät, die
segcnreicheUnmittelbarfeit des Verhältnisses, in welchem die vcrfassuugsmäßige Vertretung der
Provinz zu dem Throne steht, ungetrübt zu erhalten.

Im Inlcrrcssc des betreffendenWahlbezirks, dem ohne sein Vorwissc», und ohne seine Mit¬
wirkung sein erster Vertreter entzogen wnrde, im Interesse eines unserer Mitglieder, das sich in
dem wesentlichenEhrenrechte gekränkt, uud gleichsam»»gehört verurthcilt sieht, im Iittcrcsse der
ständischen Institutionen, deren Lebenskraft ans ihrem Rcchl beruht, wage» die getreue,, Stände
voll Vcrtraueu in die Gerechtigkeitihres Königs, Ener Majestät in tiefster Unterthänigkeit ihre Be¬
schwerde, wegen der nicht rechtmäßig erfolgten Ausschließung des Abgeordneten Brust, von den
Sitzungen des 8, RheinischenLandtages vorzutragen.

Wir ersterben :c. :c.
Coblcnz, den 17. Februar 1845.

Kchlci!

ANerdurchlauchtigstcr König :c, :c.

,8. Ocffcnt. Wenn die trengehorsanistcnStände der Rheinprovinz an den Stufe» des Thrones Euerer Majestät
'-ildcrLand. d,'e »nterihänige Bitte niederlege,,, es möge nuscr» Vollmachtgeber»künftig gestattet sei», als ruhige

' Zuhörer nnscren Verhandlungen zu folgen und sich mit eigenen Augen und Ohren zu überzeugen,
wie ihre theuerstenInteressen berathen und gepflegt werde»; so geschieht das hauptsächlich im Gefühle
der ernsten Pflicht gegen diejenigen, welcheuns hierher gesandt haben und die zu vertreten nic von
Euerer Majestät berufe» sind.

So weise auch der Auospruch des Z 52 des Allerhöchste,,Gesetzes vom 24. März 1824 ist,
welcher untersagt, dem Abgeordnete» bindende Iustructiouen zu gebe», ihm erlaubt, der später
gewonnenen bessernUeberzeugungzu folgen, so halte» wir uuo dennoch nicht von der Pflicht ent-
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bunden, persönlich der Provinz Rede ;u stehen über unser Thun und Lassen, ihr das Mittel zu
gewähren, über den Willen wie über die Fähigkeit eines Jeden unter uns sich eine richtige Ansicht
;u bilden. Wenn es bei Behandlung der einfachsten, unbedeutendsten Privat-Angelegenheit ein
allseitig anerkanntes Recht des Vollmachtgebersist, von der Thätigfeit und den Fähigkeiten seines
Bevollmächtigten sich stets überzeugen zu löunen, so muß die Erlangung desselben noch in erhöhtem
Maaße wünschenswert!)sein, da wo es sich um die wichtigste»Interessen des Landes handelt, wo
eo wesentlich ist, daß die Wähler die Tüchtigkeit der durch sie in die Versammlung der Landes-
Vertreter gesandte,, Männer kennen lernen und sie sich ei» Urtheil zu bilden vermögen über die
nothwendigen Eigenschafte» zu einem guten Abgeordneten. Es ist uns eine Ehrenpflicht, dieser
Rechenschaft nicht auszuweichen.

Durchdrungen von diesem Gefühle, dem Euer Majestät die Billigung gewiß nicht versagen
werden; überzeugt von der Zweckmäßigkeitfür die Wahl tüchtiger Landtags-Abgeordneter; belehrt
über die Unschädlichkeit,so wie über de» hohen Werth der Ocffentlichkeit, durch die Erfahrung in
uuscru Genchtosälcn uud deu gesetzgebende» Versammlungender Nachbarländer, finden wir eine mäch«
tige Anregung für unsere Bitte iu dem immer unzweideutiger hervortretenden Wunscheder Provinz.
Während dem beim siebentenRheinischenLandtag das Begehren nach Ocffentlichkeitsich nur ans den
Städten Trier, Aachen, Eleve uud Köln veruehmcn ließ, liegen heute vierzehn Petitionen,
bedeckt mit mehreren Tausend Unterschriftenachtbarer und angesehener Bürger aus den Städten
Köln, Aachen, Elberfeld, Crefeld, Düsseldorf, Langenberg, Gladbach, Geilen-
kirchcn, Bonn, Coblenz, Trier, Saarburg, Saarbrück, Wallerfaugen dem Landtage
vor und befinden sich darunter Männer jeder Richtung.

Wenn auch der Landtag vor Allem zu prüfen bat, ob der Gegenstand der durch ihn an Euer
Majestät Throu zu befördernden Bitten der Empfehlung vollkommenwürdig sei, und seine Pflicht
ihm gebietet, dabei mit Sorgfalt und der größten Unabhängigkeit zu verfahren, so würde er doch
seiner Mission nicht getreu bleiben, wenn er den so laute», von ihm gebilligten Wunsch der Provinz
nicht mit dem dem Rheinländer ziemenden Freimuthe, aber auch mit der schuldige»Ehrfurcht gegen
den Willen des KöniglichenHerrn zu Allerhöchstdessen Kenntniß brächte.

Erscheint es aber einerseits den treugehorfamsten Ständen als Pflicht, die Bitte um Gestat¬
tung der Oeffentlichkcitder Landtags-Verhandlungen vor den Thron zu bringen, so haben sie auch
anderseits, nach reiflicher Erwägung. keine Gründe gewahren können, welche laut genug sprächen,
um davon Abstand zu nehmen, vielmehr erblicke»dieselben darin außer dem Vorerwähnten noch
manche Vortheile. Die Basis einer kräftigen Regierung ist das Vertrauen zwischen Krone uud Volk,
die thatkräftige, opferfähige Liebe zum Vatcrlande, der erhöhte Gemeinsinn und das ächte National¬
gefühl' lauter unschätzbare Güter im Staatslcbeu, die geweckt und gestärkt werden durch die gestattete
Theilnahme an den öffentlichenAngelegenheiten, die befestigtwerden durch Wegräumung all' dessen,
was an Heimlichkeitoder Mißtrauen nur erinnert. Bedenklich ist der politische Fortschritt, bloß
hervorgegangen ans der politischenBildung der Stände-Versammlung und nicht Wurzel schlagend
auch außerhalb derselben, sich nicht stützend auf dc» Bildungsgrad des Volkes im Ganzen.

Oeffentlichkcitin Wechselwirkungmit freier Mittheilung der Ansichten über die Strebungcn
des Landtages sind am meisten geeignet, die wahre öffentlicheMeinung der Provinz zu Tage zu
fördern.

Möge Euer Majestät iu Allerhöchstdcren Weisheit unseren Beweggründen Belfall schenken und
Allerguädigst zu gestatte»geruhcu, daß b:e Sitzuugcn der Rheinischen Landtage künftig öffentlich seien!

Wir ersterben :e.

Loblenz, den 12. März 1845.
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Allerdurchlauchtigster König sc. se.

, <>.ständische ^)l'e gesetzlichen Bestimmungen über die ständischen Wahlen haben sowohl in Bezug auf ihren In«
halt als auf ihre Auslegung und Anwendung mehrfach schon auf früheren Landtagen Wünsche um
Abänderungen und beziehungsweiseVervollständigung derselben kund werden lassen.

Euer Majestät treugehorsamstc Stände haben, in Erwägung dieser Umstände, auö den dem ge¬
genwärtigen 8. Rheinischen Landtage vorgelegten Petitionen von Trier, Coblenz, Bonn und des
Abgeordneten der Stadt Aachen Veranlassung genommen diesen Gegenstand einer sorgfältigen und
umfassendenPrüfung in allen Theilen zu unterziehen.

Das Ergebniß derselben, so wie es aus den Berathungen des 8. Ausschusses und den Be<
Müssen der Plenar»Vcrsammlung hervorgegangen ist, erlauben sich dieselben Euer Majestät in der
beiliegendenDenkschriftehrfurchtsvoll zu überreichenuud gestützt auf die in derselbennäher entwickel»

"-"""" ten Gründe damit die allerunterthänigste Bitte zu verbinden:
Daß Euer Majestät es gefallen möge, unter allergnädigfter Berücksichtigungder

darin enthaltenen Vorschläge, die bestehenden Vorschriften über die ständischenWahlen in
legislativer Weise huldreichst vervollständigen, beziehungsweiseabändern lassen zu wollen.

Wir ersterben ?c. :e.

Coblenz, den 2. April 1845.

Denkschrift
des VIII. Rheinischen Landtag« über die Petitionen von Trier, Coble«), Ponn und
des Abgeordneten der Stadt Aachen, belrettend Abänderung und Vervollständigung

der Gesetzgebungüber die ständischen Wahlen.

Hervorgegangen aus den Berathungen des sechsten Ausschusses und den Beschlüssen
der Plenar-Versammlung.

Nie bisher zur Anwendung gekommenen gesetzlichen Bestimmungen und Anordnungen, betreffend
die ständischen Wahlen, sind auf früheren Landtagen mehrfachder Gegenstand von Beschwerdenund
Petitionen gewesen.

Diesesmal gaben die Petitionen von Trier, Coblenz, Bonn uud des Abgeordneten der
Stadt Aachen abermals Gelegenheit, auf den Gegenstand zurückzukommen und ihn einer umfasseu-
den Prüfung zu unterwerfen.

Die Bittsteller berufen sich auf die Mangelhaftigkeit uud theilwcise Unzweckmäßigkeit der in
Anwendung kommendenGesetze, Vorschriften, Interpretationen und Instructiouen, wie dieses allge¬
mein gefühlt werde und aus den Verhandlungen früherer Landtage hervorgehe; sodann heißt es
namentlich in der Petition des Abgeordneten von Aachen:

„Die Mangelhaftigkeit befördert die Unbestimmtheitder gesetzlichenVorschriften und veranlaßt
hierdurch, daß sie in manchen Fällen von den Verwaltungs-Behörden nach billigem Ermessen ange¬
wendet werden können. Die Folge hiervon ist, daß die Staatsbürger eines ihrer wichtigsten Rechte,
die freie Wahl ihrer Vertreter in den Landtagen, nicht gehörig kennen, und daß dieses Recht durch
Dispense von den gesetzlichen Vorschriften und durch ministerielleInstructionen und Interpretationen,
— sogar durch solche, die nicht einmal publicirt werden, — geändert und gedeutet wird.
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Der auf diese Weise den Vcrwaltungs-Vehördcn eingeräumte weite Spielraum kaun weder

hcm Throne erwünscht, noch dem Volke heilsam sein und steht gewiß im entschiedenen Widersprüche
mit den ausgesprochenen Absichten des Königs; denn seinem erhabenen Willen verdanken wir es,
baß die frühere so bedaucrungswürdige Gleichgültigkeit des Volkes für seine ständischen Rechte schon
einem regeren Interesse für dieselben gewichen ist. Es giebt aber keine wahren Rechte, wenn sie
nicht gesetzlich genau und vollständig bestimmt sind, und wenn sie einseitig von der Staats-Verwal-
tling verändert uud intcrprctirt werden können, und es erscheint daher als dringliche Nothwendigkeit,
daß die Gesetze in Beziehung ans die landstandschaftlichen Wahlen vervollständigt werden."

Die in Beziehung auf die ständischen Wahlen bis jetzt geltenden und zur Anwendung kom¬
menden Vcstimmnngen sind enthalten:

1. in dem allgemeinen Gesetze vom 5. Juni 1823, wegen Anordnung der Provinzialstände in
der Preußischen Monarchie;

2. in dem Gesetze vom 27. März 1824, wegen Auordnung der Provinzialstände für die Nhein-
provinzen;

3. in der Verordnung, vom 13. Juli 1827, wegen der nach dem Gesetze vom 27. März 1824
vorbehaltcncu Bestimmungen für die Rhcinprovinzcn;

4. in der Allerhöchsten Kabinets-Ordre vom 27. Februar 1830, betreffend die Dauer der Func-
tioncn der Orts- und Vc;irks. Wähler.

5. in dem Reglement vom 22. Juni 1842, über das Verfahren bei den ständischen Wahlen;
(i. in der Verordnung vom 2!). November 1844, wegen Znfammeurechnung der Vesitzzeit der

Erblasser uud der Erben bei der zur Ausübung ständischer Rechte erforderlichen Dauer des
Grundbesitzes.

Und ferner:
7. in der in den Amtsblättern mitgetheilten Allerhöchsten Kabinets-Ordre vom 14. November

1825, betreffend die Anordnung der Wahlen:

8. in den gleichzeitig in den Amtsblättern mitgetheilten vorläufigen Vorschriften des Obcrprä-
sidiums vom 9. Juni 1826;

9. in der auf gleiche Weise mitgetheilten ministeriellen Interpretation von, 9. December 1823,
über die Qualisieation der auf städtischen Grundstücken Ackerbautreibenden zu Abgeordneten
des 3- Standes.

Außerdem:
10. in mehreren Aeußerungen in den Landtags-Abschieden, und endlich:
11. in nicht veröffentlichten Instruktionen für die Wahl-Commissarc.

Nachdem die aufgeführten verschiedenen Bestimmungen, so weit solche zur Kenntniß des Land¬
tags gelangt, nutcreinauder und mit den vorliegeudeu Anträgen, welche im Einklänge sind mit den
lant gewordenen Wünschen der Provinz, verglichen waren, war man einstimmig der Meinung, daß
eine Abänderung und Vervollständigung der Gesetzgebung über die ständischen Wahlen allerdings als
ein bringendes Bedürfniß erscheine, wobei zunächst als nothwendiger und unabweisbarer Grundsatz
erklärt wurde, daß die Wahlen zu ständischen Vertretern und die Wahlen zu Gemeinde-Vertretern
durchaus vou einander getrennt gehalten werden müßten, weil die Ansprüche an einen Vertreter der
Provinz ganz andere sein könnte», als die an einen Vertreter der Gemeinde; daß mithin die zu
erwartende Gemeinde-Ordnuug auf die hier in Frage stehende Gesetzgebung nicht von hinderndem
Einflüsse sein dürfe. - Ferner:

War man einstimmig darüber einverstanden, daß Besitz vor wie nach Grundbedingung der
Standschaft bleiben müsse nnd daß es sogar wünschenswert!) sei, auch das Recht zur Ausübung der
Wahl an eine gewisse Dauer desselben zn knüpfen, wodurch dann eine Verkürzung der bisher für

24
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die Wählbarkeit vorgeschriebenenDauer desselben ohne Beschwerdeherbeigeführt werden könnte; auch
erklärte man sich für die Annahme einer gleichenDauer des Besitzes als Bedingung zur Ausübung
des Wahlrechts und der Wählbarkeit. — Sodann kam in Erwägung, daß die Entscheidung über die
Nechtmäßigkeitder Wahlen nothwendig bei den Ständen beruhen müsse, wenn die Unabhängigkeit
der Wahlen gesichert sein, und Reibungen und Eouflikle zwischen den Ständen N»d Vcrwaltnngs-
Bchördcn vermieden werden sollen, da jedoch solche Entscheidungen nicht auf den Zusammentritt
des Landtagen verschobenwerden dürfen, so scheine die Übertragung derselbe» auf den ständischen
Ausschuß ein zweckdienliches Auskuuftnnttcl,

Endlich war man einig darüber, daß die Beibehaltung der Bestimmung Nr. 2 in § 5 des
Gesetzes vom 27. März 1824 nicht zu vereinbaren sein würde mit den Beschlüssendes Landtages
über die Emancipation der Juden.

Nach diesen Erwägungen und zur Beseitigung /oder Uubcstimmihcitin der Gesetzgebunghielt
man die Annahnie folgender allgemeinen Bestimmungen, als Porschläge zur Vervollständigung der
Wahlgesctzgcdungfür angemessen,

1. Der Grundbesitz, welcher erforderlich ist, nm Wähler oder wählbar zu sein, muß vor Aus¬
übung des Wahlrecht? oder vor der Befähigung zur Wählbarkeit zwei Jahre bestanden habe».

Das Gesetz vom 29. November 1814, wegen Znsammenrcchnungder Besitzzeit der Erb¬
lasser und der Erben bleibt auch für den vorstehend festgesetzten zweijährige,, Grundbesitz
gültig.

Der erforderliche Umfang desselben wird durch Bezeichnungder davon zu entrichtenden
Grundsteuer bestimmt. In Beziehung auf die Berechtigung zur Wahl und zur Wählbarkeit
wird der Grundbesitzeiner Fran ihrem Ehemanne angerechnet.

2. Die Berechtigung zur Wahl und zur Wählbarkeit in Beziehung auf den Grundbesitz,kann
die Wittwe einem Sohne oder Schwiegersohne übertragen. Dies geschieht vermittelst schrift¬
licher Anzeige an den Bürgermeister desjenigen Orts, wo der, die Berechtigung verleihende,
Grundbesitz sich befindet.

3. Wenn der Grundbesitzveräußert, oder in anderer Weise abgetreten wirb, vorgängig jedoch
oder gleichzeitigein anderer erworben ist, so findet keiue Unlerbrcching der an die Dauer
des Grundbesitzes gckuüpftcu Berechtigung statt, insofern die letztere übrigens mit dem
neuen, wie mit dem abgetretenen Grundbesitzeverbunden ist.

4. Für alle Wahlen ist absolute Majorität erforderlich. Ist diese nicht durch das erste Scru-
tininm erreicht, so kommen die Bestimmungen znr Auwcuduug, welche in den §Z 4 bis ein¬
schließlich 9 der Verordnung vom 22. Juni 1642 über das Verfahren bei den ständischen
Wahlen festgesetzt sind.

Ebenfalls für alle Wahlen ist der Z 10 der vorerwähnten Verordnung vom 22. Juni
1842 anwendbar.

' H. Für alle Wahlen gelten die im Z 11 der nämlichen Verordnung, hinsichtlich des Wahlpro¬
tokolls enthaltenen Bestimmungen, ausgenommen diejenigen, welche sich auf die Berufung
der Wahlberechtigten, auf die Bescheinigungen über die Insinuation der Einladungen, auf
die Angabc des Gntes oder Grundbesitzes, und ans Stellvertreter beziehen; diese Bestim¬
mungen bleiben nur auf die Wahl-Versammlungen anwendbar, welche Landtags-Abgeord¬
nete wählen.

Reklamationen gegen die Regelmäßigkeit der Wahl werden auf Verlangen ,'n dem Pro¬
tokolle vermerkt, oder können auch dem Wahl-Commissär nachträglich, innerhalb acht Tage
nach dem Wahlakte besonders zugestelltwerden. Die Entscheidung über die Nechtmäßigkeit
der Wahlen steht im Falle der Coutcstation dem ständischenAusschusse zu.



187

Alle Protokolle über Wahlen, wegen welcher Reklamationenvermerkt oder eingegangen,
ober Bedenken von Seiten der Behörde angeregt sind, werden zu dem Ende dem ständi¬
schen Ausschusse vorgelegt, welcher über die Regelmäßigkeit oder Nichtigkeitdes Wahlaktes
mit Stimmenmehrheit entscheidet.

Ein Abgeordneter, dessen Wahl durch den Ausschuß für nichtig erklärt worden, kann
auf die Entscheidungdes Landtags rekurrireu.

L. Der mit Leitung der Wahl beauftragte Commissär ist nicht für die Stelle wählbar, welche
durch jene Wahl besetzt werden soll.

Der Abgeordnete, welcher nicht mehr die zu seiner Erwählung erforderlichengesetz«
lichen Eigenschaftenbesitzt, hört ans, Abgeordneter zu sein.

Etwaige Eontestalionen über die Ausführung dieser Bestimmung entscheidet der Landtag.
7. Wer ein geistliches, Militair- oder Civil-Amt bekleidet, bedarf, um als Abgeordneter zu

fnngiren, vor der definitiven Annahme der auf ihn gefallenen Wahl, der Beurlaubung
seines Vorgesetzten.

Erst dann, wenn die Beurlaubung versagt wird, findet eine zweite Wahl statt. Die
Bestimmung Nro. 2. s 5 des Gesetzesvom 27. März 1824 ist aufgehoben.

8. Alle Bestimmungenbezüglich auf die Erwählung der Landtags-Abgeordneten sind auch auf
die Erwählung ihrer Stellvertreter anwendbar.

Die Steuersätze, welche für die Befähigung zur Wahl oder Wählbarkeit gesetzlich
erforderlich sind, beziehensich nur auf die Principalsteuer.

Mber die Laudstandschaftund die auf dieselbe sich beziehende»Wahlrechte sind nur die
Bestimmungen der Gesetze vom 5. Juni 1823, 27. März 1824, 13. Juli 1827, 22. Iuui
1842 und 29. November 1844 gültig, welche mit den gegenwärtigen Vorschlägen nicht in
Widerspruch stehen.

Nachdemdie Stände« Versammlung über die vorstehendenallgemeinen Vestimmuugen
sich geeinigt hatte, schritt dieselbe zur Berathung über die besonderen Vcstimmuugcu, welche
für die Wahlen im Staude der Städte noch zu wünschen sein möchten.

Zunächst kam die Rede auf die zur Begründung des Wahlrechts nnd der Wählbarkeit gesetzlich
vorgeschriebenenSteuersätze, deren Erhöhung von cinigcn Mitgliedern bevorwortet, von andern
bekämpft wurde. Für die Erhöhung wnrdc einerseits augeführt, d>,ß dadurch ciue unabhängige
Stellung der Urwählcr mehr gesichert sei» würde, wogegen anderseits eine Beschränkung der Wahl¬
rechte in den untern Klassen für nicht erforderlich und nicht zuträglich erachtet wurde. Für die
Ertheiluug des Wahlrechts an Nichtgcwcrbtrcibcndc, welche bloß Grundsteuer, so wie an solche
Gcwcrbtrcibcndc, welche keine Grundsteuer entrichten, sprach mau jedoch um so mehr sich aus, als
dadurch einem fühlbaren bisherigen Mangel abgeholfen werde, der darin besteht, daß manchmal die
qualifieirtcstcn Personen von dem Wahlrechte ausgeschlossensind.

Ferner kam in Erwägung, daß der Ausdruck: „Feuerstellen" in den gesetzlichen Bestim¬
mungen undeutlich, und es zweifelhaft sei, ob darunter Häuser oder Familien zu verstehen seien,
und daß dieselbe Undentlichkcitgelte vou dem Ausdruck: „Familien"; weil mehrere Familien
nicht nnr hänsig in einem Hause, sondern sogar oft in einer Stube zusammenwohnen.

Nach reiflicher Abwägung aller Verhältnisse wnrde die Bevölkerung als der klarste und rich¬
tigste Vcrthcilnngs-Maaßftab anerkannt, und einstimmigals zweckmäßig angenommen, daß auf 800.
Seelen ein Wahlmamr gewählt, werde.

Ebenso war man einverstanden, daß wo die Wahlfähigkeit durch Zusammenrechnungvon
Grund, nud Gewecksteuer bedingt wird, die Festsetzung einer bestimmtenHöhe der letzteren nich
»rforderUchsei.

24*
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Sodann kam in Erwägung, daß bisbcran über die Vertretung einer kaufmännischenFirma
eine Unsicherheitgeherrschthabe, welche zu hcbeu wünschenswcrthsei.

Endlich kam noch zur Sprache, daß iu Beziehung auf die Aufstellungder Listen der Wähler,
und deren Veröffentlichung; iu Beziehung auf eintretende Reklamationen nnd deren Entscheidung,
so wie über die Dauer der Functiencu der Wahlmäuncr und die Einladungen zu den Wahlen
bestimmtereNormen zu wünschenseien.

Es wurde dicscuniach die Annahme folgender fernerer Bestimmungen als Vorschläge zur
Ergänzung der jetzt bestehenden Vorschriftenfür die Wahlen im Stande der Städte beschlossen:

9. In den Städten und den ihnen i» der LandstaudschaftzugeselltenOrten bestehenWäbler,
welcheWahlmäuncr erwählen; die letzteren wählen den Abgeordneten.

10. Das Minimum der zu entrichtendenSteuern, welche die Eigenschaftals Wähler — außer
den sonst erforderlichen Eigenschaften— begründen, sind:

^. In den Städten init Virilstimmen:
u) entweder 8 Thlr. Grnnd- und Gewerbesteuer zusammen oder
1») 8 Thlr. Grundsteuer, oder auch
e) 12 Thlr. Gewerbesteuer.

«. In den Städten und Orten mit Kollcktivstimmen:
ä) entweder 6 Thlr. Grund- nnd Gewerbesteuer zusammen, oder
0) 6 Thlr. Grnudstcucr, ober auch
1) 9 Thlr. Gewerbesteuer.

11. Die Zahl der Wahlmäuncr wird so bestimmt, daß auf je 300 Seele,, Einer gewählt wird.
Ist die Vevötterungszahl nicht durch 800 theilbar, so wird für die überschießende Bevölke¬
rung Ein Wahlmann mehr erwählt.

Sind nach vorstehenden Vestimmnngen in einer Stadt mehr als 6 Wahlmänner zu
wählen, so wird sie durch Beschluß des Gemcindcrathcs in Wahlbezirke eingetheilt, derge¬
stalt, daß die Wähler cincs Bezirkes nicht mehr als 6 Wahlmäuncr zu wählen haben, und
übrigens das gleichmäßige Verhältniß der Zahl der Wähler zn der Zahl der von ihnen
zu wählenden Wahlmäuncr berücksichtigtwird. Die Wähler köuucn den Wahlmann aus
jedem Theile der Stadt, ohne Rücksicht auf die Wahlbezirke, wählen.

12. Das von einem Wahlmanne zn entrichtendeMinimum an Steuern ist:
.4. Für Städte mit Virilstimmcn:

») entweder 18 Thlr. Grnnd» und Gewerbesteuer zusammen, oder
I,) 24 Thlr. Grundsteuer, oder auch
0) 24 Thlr. Gewerbesteuer.

». Für die Städte und Orte mit Kollcktivstimmen:
ü) entweder 12 Thlr. Grnnd- und Gewerbesteuer zusammen, oder
«) 16 Thlr. Grundsteuer, oder auch
1) 16 Thlr. Gewerbesteuer.

Wählbar als Landtags-Abgeordneter, in Beziehung auf das Erfordern,'!) cincs zu
entrichtenden Minimums au Steuern ist:

H,. In den Städten mit Virilstimmen:
l») wer entweder 30 Thlr. Grund- und Gewerbesteuer zusammen, ohne Rücksicht auf daS

Verhältniß dieser beiden Steuern zu einander, oder
I») 30 Thlr. Grundsteuer entrichtet.
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V. In den Städten und Orten mit Kollektlvstimmen:

«) wer entweder 15 Thlr. Grund- und Gewerbesteuer zusammen, ohne Rücksicht auf das
Verhältniß dieser beiden Steuern zu einander, oder

ä) 20 Thlr. Grundsteuer entrichtet.
Sind in der Firma, nuter welcher eiu Gewerbe betrieben wirb, mehrere Betheiligte,

so wird die Gewerbesteuer in Beziehung ans das Recht der Wahl und der Wählbarkeit
Einem Vethciligten, und zwar demjenigen angerechnet, welcher dazn von ihnen dem Bür¬
germeister dcsignirt wird, oder wenn eine solche Dcsignation nicht erfolgt, dem ältesten der
Bethciligtcn. In gleicher Weise können die Vethciligten Mehrere von ihnen designiren, so
oft das gesetzliche Minimum es gestattet. Ob die Firma auf den Namen eines Betheiligten
lautet oder nicht, macht hinsichtlich der Anrechnung der Gewerbesteuer keinen Unterschied.

13. Jährlich im Monat März werden die Listen der Wähler, der Bürger, welche als Wahl«
Männer, und der Bürger, welche als Landtags «Abgeordnete wählbar sind, von dem
Bürgermeister aufgestellt.

Diese Liste» liegen das ganze Jahr hindurch zur Einsicht jeden Bürgers offen, welcher
darin aufgenommen ist, oder zur Aufnahme darin berechtigt zu sein behauptet.

Es sind Reklamationen zulässig, sowohl gsgcn die unrechtmäßige Aufnahme, wie auch
gegen die unrechtmäßige Nichtanfuahme eines Bürgers in die vorbezeichneten Listen. Die
Reklamationen werden mit den Beweisstücken an den Bürgermeister gerichtet, welcher dar¬
über innerhalb vierzehn Tagen durch den Gemcinderath entscheiden läßt.

Von dieser Eulscheidung kann au diejenige der Königlichen Regierung berufen werden, welche
darüber im Plenum innerhalb zehn Tagen beschließt und den Netlamantcn definitiv bescheibet.

14. Soll die Wahl eines Landtags-Abgeordneten stattfinden, so werden jedesmal vorgängig
die Wahlmäuner neu gewählt, insofern bereits mehr als sechs Monate seit ihrer letzten
Erwählnng verflossen sind.

15. Zu jeder Wahl, bevor die Versammlung der Wahlmänncr zur Wahl schreitet, wird ihr die
Liste der zur Wählbarkeit als Landtags-Abgeordnete Berechtigten vorgelegt.

Von Wahlmännern werden die Wähler nicht nur schriftlich eingeladen, sondern auch
innerhalb der vorhergehenden vierzehn Tage wenigstens zweimal iu dem Kreis- oder einem
andern Lokal-Blatte desjenigen Ortes aufgefordert, wo die Wahl stattfinden soll.

Findet zur Wahl eines Abgeordneten eine Versammlung der Wahlmänner statt, so wird
dieselbe in gleicher Weise berufen.

Die schriftliche Aufforderung erfolgt nach 8 11 der Verordnung vom 22. Juni 1842
wenigstens vierzehn Tage vor dem Wahl-Akte.

In Beziehung auf die Wahlen im Staube der Landgemeinden wurde zunächst in
Erwägung gezogen, ob es angemessen sei, nach dem Antrage des Abgeordneten von Aachen auf
eine Abänderung des bisherigen Systems einzugehen, und statt der bisherigen dreimaligen, nur eine
zweimalige, und zwar nur eine Kreis- und Bezirks-Wahl in Antrag zu bringen; nach ausführ,
licher Besprechung wurde angenommen, daß es bei den bisherigen drei Wahlen- Gemeinde«, Kreis-
nnd Bezirks-Wahlen, sein Bewenden behalten müsse. ««...<« .

Hinsichtlich der Slcucrsätte der Verthcilung der Bezirks-Wähler nach Maßgabe der Bevölke¬
rung- der Förmlichkeiten bei der Aufstellung nnd Veröffentlichung der Listen, und bei den Einla¬
dungen zu den Wahlen fanden die nämlichen Erwägnngen statt, wie beim Stande der Städte.

Nach allseitiger Besprechung und erfolgter Einigung wurden als Vorschläge zur Vervollstän«

diguug der Vorschriften in Beziehung auf die Waple» der Landgemeinden folgende Vestim«
mungen angenommen:
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t6. Es bestehen Bürgermeisterei-Wähler, Kreis-Wähler und Bezirks-Wähler. Die Bürger¬
meisterei-Wähler wählen die Kreis-Wähler; diese Letzteren, in eine Wahl-Versammlung
vereinigt, wählen die Bezirks-Wähler, welche Letztcrc, aus dem ganzen Wahlbezirke ver¬
einigt, die Abgeordneten wählen.

17. Bürgermeisterei. Wähler ist in Beziehung auf das Erforderniß eines zu entrichtendenMiin>
mums an Steuern, wer eine Grundsteuer von 3 Thalern entrichtet.

Ist nach vorstehenderBestimmung auf 100 Seelen nicht ein Wähler in einer Bürger¬
meisterei vorhanden, so wird das Minimum um so viel erniedrigt, als zur Erreichung
dieses Verhältnisses erforderlich ist.

18. Auf 50 Bürgermeisterei-Wähler, und zwar auf nicht mehr, wird ei» Kreis-Wähler gerechnet.
Um als Kreis-Wähler erwählt werden zu können, wird das Minimum der zu entrich¬

tenden Gruudsteuer auf 10 Thlr. festgesetzt.
Sind uach vorstehenderBestimmung für jeden zu wählenden Kreis-Wähler nicht wenig¬

stens L Wählbare vorhanden, so wird das Minimum der Grundsteuer so viel erniedrigt,
als erforderlich ist, um das letztere Verhältniß herbeizuführen.

19. Das Minimum der von einem Bezirks-Wähler zu entrichtenden Grundsteuer wird auf
15 Thlr. festgesetzt. Ihre Zahl wird so uormirt, daß auf 8000 Seelen (und nicht mehr)
der ländlichen Bevölkerung eines Kreises Einer erwählt wird.

Wenn nach dem oben festgesetzten Minimum der Grundsteuer auf einen zu wählenden
Bezirks-Wähler nicht wenigstens 0 Wählbare im kreise vorhanden sind, so wird das
Minimum so weit herabgesetzt, als es zur Erlangung dieses Verhältnisses erforderlich ist.

20. Wenn nach dem 8 12 des Gesetzes vom 27. März 1824 und nach Artikel 11 deö Gesetzes
vom 13. Juli 1827 in einem «reise auf je 10,000 Seelen der ländlichen Vcoölkerung nicht
Ein zur Wählbarkeit als AbgeordneterBerechtigter vorhanden ist, so wird für diesen Kreis
das in der ersten Gesctzesstellcfestgesetzte Grundsteuer-Minimum von 20 Thalern um so
so viel herabgesetzt, als zur Erreichung dieses Verhältnisses nöthig ist.

21. 'Die Bestimmungen in Nr. 13 für die städtischen Wahlen sind auf die Bürgermeisterei-Wähler,
die Kreis-Wähler, die Vezirks-Wählcr und auf die als Abgeordnete Wählbaren anwencbar.
Die Bestimmung in Nro. 14, hinsichtlich der neuen Wahl von Wahlmäuncrn, gilt in den
Landgemeindensowohl für die Kreis-, als auch für die Bezirks-Wähler.

Zu jeder Wahl von Kreis.Wählern werden die Bürgermeisterei-Wähler ncnigstcns
8 Tage vorher schriftlich aufgefordert.

Für jede Wahl von Bczirks-Wählern gelten hinsichtlich der Kreis-Wähler die in Nro.
15 für die städtischen Wähler enthaltenen Bestimmungen. In gleicher Weise g,ltcn für die
Bezirks-Wähler bei der Wahl eines Abgeordneten die Bestimmungen, welchedort für die,
städtischenWahlmänncr vorgeschriebensind.

Die Stände-Versammlung, beschloß: die vorstehenden Vorschlage als das Ergebniß ihrer
Prüfung- Seiner Majestät dem Kömge ehrfurchtsvoll,vorzulegen und um huldvolle Berücksichtigung,
derselben zur Vervollständigung, beziehungsweiseAbänderung der bestehende» Vorschriften über, die.'
ständischen Wahlen allerunterlhänigst zu bitten.

Coblenz, den 2. April 1845.
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Allcvdurchlauchtigster König ,c. ,e.

Euer Majestät gctreucstc Stände der Nhciuvroviuz erlauben sich über zwei ihnen beim vorigen °°, Ausn.hme
Landtage vorgclcgeueu, dem königlichen Landtags-Commissar zur weiteren Veranlassung zngewie-^" ^""""°"
senen und von demselben jetzt wieder zur Sprache gebrachten Anträge der Gemeinden Schlciden Ochleivenw
und Steele um Aufnahme in städtische Verbindung, Folgendes allerunterthäuigst vorzutragen: S?^'"" ""

Die Gemeinde Schlciden genoß schon im zwölften Jahrhundert Stadtrechtc und Privilegien,
welchedurch den Kaiser Marimiliau ll. im Jahre 1575 bestätigt und durch Abhalten freier Iabr-
und Wochenmärkteerweitert wurden. I» früherer Zeit besaß Schleidcn unter einem Ober-Amt-
mauuc hohe Gerichtsbarkeit und war der Sitz eines Forst- und Berg-Amts, Donminen-Amts,
eines Stadtgerichts, uud führte seil dem zwölftenJahrhundert ein eigenes Stadt-Siegel. Doch alle
diese Rechte und Privilegien gingen gröstlcnthei'lsbei der Organisation im Jahre 18l6 verloren.

Schlciden, worin fast gar teiu Ackerbau betrieben wird, verdient in commerziellerBezie¬
hung vor mehreren andern in städtischer Verbindung stehendenOrte darin aufgenommenzu werden.

An Grundsteuer zahlt Schlei den ..........263 Nthlr. 23 Sgr. 7 Pf.
„ Klassensteuer .................494 „ 15 „ — „
„ Gewerbesteuer ................187 „ — „ — „

überhaupt also: 945 Nthlr. 8 Sgr. 7 Pf.
Es bestehen daselbst vier nicht unbedeutendeEisenhütten, eine ausgedehnte Mahl- und Oel«

mühlc, zwei Decken- uud Tuchfabriken, eine Tuchwebereiund mehrere Kleinhandlungen.
Die Stadt Steel e, iu historischerund gewerblicher Beziehung mit Schlciden ziemlich

gleichbedeutend, erhielt im Jahre «578 durch die damalige regierende Fürstin Äbtissin von Essen
ebenfalls Stadtrechtc und die Führung eines Wappenschildes; hat gegenwärtig eine Population von
2200 Einwohner, besitzt eine große Glasfabrik, bedeutendeKohlengewerkc, zwei Zechen mit zwei
Dampfmaschinenvon 220 Pfcrdckraft, mehrere Spczerci- und sonstige Handlungen, mehrere große
Vichmärkte und zahlt au Schlacht- und Mahlsteuer ......... 881 Nthlr. 15 Sgr.

„ Gcwcrbsteuer..............626 „ — „

1507 Nlhlr. 15 Sgr.
Nach Lage der hier obwallcuden Verhältnisse glauben die treugehorsamsteuStände, abgesehen

von der historischen Wichtigkeitder genannten beiden Orte, in Hinsichtihrer Industrie, Euer Maje¬
stät allerunterthäuigst bitten zu dürfen, die Gemeinden Schleiden und Stcele allergnädigst in
den Stand der Städte aufnehmen zu lassen geruhen zu wollen, da nach angestellteramtlicher Ver-
gleichuug viele Orte vorhanden sind, welche im Stande der Städte vertreten werden, aber in
gewerblicherund industrieller Beziehung den vorgenannten Orten bedeutend nachstehen.

Wir ersterben :c. :e.
Coblenz, den 18. März 1845.

AUerdurchlauchtigster König «. se.

Euer Majestät treugehorsamsteuStauden wurde bei dem siebentenLandtage das Gesuch der Stadt „. uet«<r«t
Stromb crg um Versetzung aus dem Wahlverbande Maven in jenen von Kreuznach M^^"^"
Berathung vorgelegt, welchesaber getreue Staude aus dem Grunde ablehnen zu müssen glaubten, in »«„ W»»l.
weil dasselbe nicht gehörig motivirt zu sein schien, auch aus den eingereichten Materialien nicht « "",'",5.
entnommen werden konnte, daß die Nealisirung ohne Nachtheil des Wahlverbandes Maven statt-
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finden könnte. Dieses Gesuch ist nun bei dem diesjährigen Landtage erneuert, und nach den von»
den Vcrwaltnngs-Behörden gepflogenenund vorgelegten Verhandlungen crgicbt sich nun, daß bei
Einthcilung des Wahlbezirks Mayen, wozu die Stadt Stromberg einverleibt ist, schon in
geographischerHinsichtein Fehler begangen worden, da Stronibcrg von Mayen 24 Stunden,
und von Kreuznach nur 3 Stunde,, entfernt ist. Daß durch diese unrichtige Eiutheilung für die
Wahlberechtigten allerdings große Schwierigfeiten entstehen, auch der Weg nach Mayen in den
Wintcrmonaten, worin die Wahlen gewöhnlichstattfinden, über das Gebirge beinahe unmöglich zu
passiren ist, so halten die trcugchorsamstc,,Stände das Gesuch schon aus dieser Rücksicht als gehö¬
rig motivirt, uud da nun auch die Städte Kren zu ach, Et. Goar, Aacharach, Kirn und
Sobernhcim die Aufnahme in ihren Wahlverband wünschen, glauben wir die allernnterthänigstc
Bitte aussprechcn zu dürfe», Eure Majestät wollen allergnädigst geruhen, ;n befehlen,

daß die Stadt Stromberg in den Wahlverband von Grenzn ach aufgenommenwerde.
Wir ersterbenw. w.

Cob lenz, den 18. März 1845.

Allerdurchlauchtigster König Ze. 3c.

«. Vertretung?)^ Stadt Emmerich im Kreise Necs hat bei dem achten rheinischenLandtage das schon früher
der Vtadt um» ^ <. ,
meri« auf den angebrachte Gesuch wiederholt, nach Maaßgabc ihrer Bevölkerung auf den Kreistagen statt wie
«rei"««en. bisher durch einen, künftig durch zwei Deputirte vertreten zu werden. Die Bevölkerung der Stadt

Emmerich, die zur Zeit der Bildung der jtrcioNänte noch nicht 50U0 Seelen betrug, ist nach
amtlichen Ermittelungen gegenwärtig bis auf 6377 Seeleu gestiegen, und jene kann daher, in Ueber¬
einstimmung mit den Gutachten der vorgesetzten Verwaltungsbehörden gesetzlich auf eine stärkere
Vertretung auf dem Kreistage Anspruch machen.

Die zum achten rheinischenLandtage versammelten trcugehorsamstcn Stände erlauben sich
daher Euer Königlichen Majestät allcrnnterthänigst zu bitten:

allergnädigst zu verordnen, daß die Stadt Emmerich im Kreise Necs nach Maaß¬
gabc ihrer Bevölkerung auf den Kreistagen künftig durch zwei Deputirte vertreten
werde.

der

Wir ersterben :e. :e.

Coblcnz, den 14. März 1845.

Allerdurchlauchtigster König :c. :c

«3. Vcif»«m. ^l" zu" achten rheinischen Landtage versammelten Ständen sind von zweien ihrer Mitglieder
iun«cn ,ur «c> Bittschriften von Bürgern Trier's vorgelegt worden, worin angeführt wird, es seien daselbst'alle

zum Zwecke der Berathung und Unterzeichnung von Bittschriften an den Landtag,
tionc» an den Von der Polizei untersagt worden und welche damit schließen, es möge Euer Majestät ehrfnrcht6>

voll gebeten werden, die Zweifel der Polizei in dieser Beziehung zu heben und Allergnädigst ;,l
befehlen, daß künftig der Berathung und Unterzeichnungvon Petitionen an baS gesetzmäßige Organ
der Provinz keine Hindernisse mehr in den Weg gelegt werden sollen-
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Von Seiten der Polizei-Verwaltung ist als Grund des Verbots der Bundes «Beschluß vom
5. Juli 1832 angeführt worden, welcher eine vorgängige Genehmigung für außerordentliche Volts.
Versammlungen vorschreibe.

Es hat Euer Majestät treugehorsamstenStanden mit Allcrhöchstdcrsclbcnhochherzigen Ab¬
sichten unvereinbar geschienen,das heiligste, natürlichste Recht, jenes der Bitte, geschmälertzu sehen
unter Hinwcisung auf einen Bundes-Beschluß, der wie der Eingang deutlich sagt, für längst ver¬
gangene Zeitverhältnissc und nur für die Dauer derselbenerlassen war und von dem Euer Majestät
in Gott ruhender Vater in dem Publications-Patent vom 25. September 1832 gesagt hatte, daß
die beklagcnswcrthcn Erscheinungen, welche die Maaßregeln des Bundes hervorgerufen hätten,
seinen Staaten überall fremd geblieben seien und daß Allcrhöchstdcrselbe in dem Vertrauen und der
erprobten Zuneigung der Unterthanen die zuvcrläßigste Bürgschaft für die iunere Ruhe des Landes
erblicke. In dem Bewußtsein dieses Vertrauen heute nicht minder zu verdienen, hegen wir die feste
Zuversicht es bei Euer Majestät in gleichemGrade zu besitzen, als bei AllerhöchstderoKöniglichem
Vater.

Die treugehorsamsten Stände erblicken aber auch einen wesentlichen Unterschied zwischen
Volksversammlungenund der Vereinigung von Eingesesseneneines bestimmtabgegrenzten, ständischen
Wahlbezirks, um Bitten an das Organ der Provinz, den Landtag, zu berathen, das ihnen ver¬
fassungsmäßig gewährte Pelitionsrccht auszuüben. Während bei ersteren Jeder Zutritt hat und
willkommenist, wenig Gewähr für Ordnung und Besonnenheit besteht, so handelt es sich hier um
die Vereinigung von einer verhältnißmäßig viel beschränkterenZahl friedlicher Bürger, von Per¬
sonen des reiferen Alters, aus den gebildeteren Ständen, welche durch Besitz und Geschäfte an der
Aufrechthaltung der öffentlichenNuhe und Ordnung wesentlichinteressirt sind. Der Zweck und das
Resultat dieser Versammlungen ist eine Petition, welche nur in soweit einen Erfolg haben tan»,
als sie gestützt wird durch das Gewicht ihrer Gründe, deren Erörterung und Abwägung man be¬
zweckt.

In der Volksversammlung, welche Kinder und Erwachsene Personen der verschiedenste»
Stände und Bildungsstufe!, aufnimmt, welche selbst dem Ehrlosen, ja dem Fremdling offen steht,
muß die Ansprache sich zur Masse richten; nicht blos zu den Urtheilsfähigen; nicht die besonnene
Erörterung, sondern der Schrei der Leidenschaft wird hier die Regel bilden. Der Zweck der Volks¬
versammlung wird selbst mittelst Schaustellung physischer Gewalt, der gebieterischeAufruf an die
rohe Masse, die That schon gleichsam in Aussichtgenommen sein. Steht es nach § 52 des Gesetzes
vom 27. Mm 1824 den einzelnenStänden frei, ihre Abgeordneten mit der Anbringung von Bitten
i'Nd Beschwerden zu beauftragen, und ist es klar, daß dieses Recht nicht gemeinschaftlichvon allen
Personen, welche einen Stand bilden,' ausgeübt werden kann, auch den Wählern eine Qualität der
Vertretung in der Hinsichtweder gesetzlich beigelegt, noch aus der Natur der Sache zu interpretircn
ist so wird das Pctitionsrecht sowohl von Einzelnen als von Mehreren aus demselbenStande
aemcinschaftlichgeübt werden können, da die Collectiv-Bitte durch kein Gesetz verboten ist, vielmehr
tagtäglich sowobl bei Gesuchenan alle Behörden, so wie auch an Euer Majestät selbst zur Anwen¬
dung kommt und ebenso wenig die Beralhuug dieser Bitten irgendwie eine Störung erlitten hat.
Das Verbot der Erörterung würde das Recht der gemeinschaftlichenBitte aber völlig aufheben, da
ohne Besprechung eine Uebereinstimmungder Ansichten über Inhalt und Form gar nicht denkbar ist.

Während bisher die Versammlungen zur Berathung von Petitionen an den Landtag keinerlei
Hemmnisseerfuhren und es Niemand einfiel den erwähnten Bundes-Beschluß darauf anzuwenden,
mußte ein derartiges Verbot noch um so mehr auffallen, als die Polizei-Behörden der verschiedene»
Städte der Provinz ein verschiedenesVerfahren beobachteten. Von verschiedenenSeiten wurde»

25



194

die Versammlungen nicht angefochten,von andern untersagt, weil nur die Wähler das Recht hätten
die Abgeordneten ihres Standes mit Einbringung von Petitionen zu beauftragen; von einer dritten
Seile wurde behauptet, es dürften zwar Versammlungen gehalten, aber keine politischen Fragen, d.
h. solche, welchedie Verfassung berühren, erörtert werden; endlich wurde der Bundes-Beschluß als
Motiv des gänzlichen Verbots angeführt.

Müssen die treugehorsamstcnStände es als ein verfassungsmäßiges Recht der Provinz an»
sehen, gemeinschaftliche Petitionen wie solche einzelner Personen an den Landtag zu richten, also
auch darüber zu berathe»; können dieselben in dem Bundes «Beschluß vom 5. Juli 1832 eine gesetz¬
liche Beschränkung oder gar Aufhebung dieses Rechtes nicht crbllckcn,so haben dieselbenweiter auch
keine Gründe gewahren können, welche ein solches Verbot im Interesse der öffentlichenRuhe und
Ordnung oder des Staats-Wohles rechtfertigen.

Die Zusammensetzungdieser Versammlungen, die Bcfugniß der Agenten der Staats-Gewalt
daran Theil zu nehmen, zu berichtigen und zu überwachen; der doppelte Instanzcngang des Abge¬
ordneten der eine solche Bitte zu der Seinigeu machen und der Stände-Versammlung, welchesie
nach reiflicher Erörterung im Ausschusse und im Plenum annehmen muß, bevor sie an Euer Majestät
Thron gelangen kann, das sind Garantien, welche den frciestcn Spielraum gauz unbedenklich
erscheinenlassen möchten.

Auch dürfte der Natur und dem Zwecke dieser Versammlungen nach die Besorgnis) ganz
ungcgründct erscheinen, daß dieselben einmal zu Auftritte» führen köuulen, welche die öffentliche
Ruhe und Ordnung zu gefährden im Stande wären.

In dem gesunden Sinn der Bewohner der Provinz, in ihrer hohen Achtung vor dem Gesetz
und in der erprobten Anhänglichkeit und Treue an ihr Fürstenhaus, unter dessen Seeptcr zu leben
ihr Stolz ist, wie denn die Erfahrung der Jahre 1830 und 1840 unzweideutig gelehrt hat und
deren Anerkennung von Seiten Euer Majestät, allgemein so wohlthuend empfunden worden, finden
die treugehorsamstenStände eine Gewähr dafür, daß in keiner dieser Versammlungen sich allgemein
Ansichten Geltung verschaffenwerden, welchedas Staats-Wohl bedrohen könnten, daß es einzelne»
Personen oder Parthcien gelänge, die öffentlicheMeinung irre zu leiten.

In einer freien möglichst vielseitigen Discussion kann man vielmehr die größte Garantie er¬
blicken, daß Ungeeignetes oder Unpassendesausgeschiedenwerde, daß die wahre öffentliche Meinung
zu Tag komme und das Unrichtige seine Widerlegung finde. — Sollten sich aber auch einzelne
Erscheinungen zeigen, die nicht gebilligt werden könnten, so stehen solche gegen die großen Vortheile
doch gewiß in einem sehr untergeordneten Verhältniß und sind ebenso unbedcutcud zu nennen im
Vergleich zu der Einbuße an Vertrauen der Provinz zu den Behörden, wenn dem natürlichsten hei¬
ligsten Rechte, der Bitte, Eintrag geschieht.

Eine Ansicht und sei sie die unrichtigste; ein Wuusch, wäre es der unpassendste, ein Gefühl
des Unrechts und sei es das ungercchtfcrtigste, werden darum doch nicht zu bestehen aufhören,
wenn sie sich auch nicht äußern dürfen, vielmehr wird sich durch Zurückdrängen dieser Aeußerungen
die Ansicht festsetzen, die Staats-Negierung habe die Kundgebung zu fürchten, sie wird kaum dem
Schein entgehen, als wolle sie Gewalt üben, da wo ihr Ansehen wesentlichwurzeln soll in der
Ueberzeugungvon ihrer hohen Einsicht gepaart mit Milde und Vertrauen in ihre Kraft.

Im Gefühle der Erfüllung einer ernsten Pflicht, im Vertrauen zu ihrem Königlichen Herrn,
der gewiß keine» Bittende» »»gehört zurückgewiesen wissen will, legen die treugehorsamsteuStände
die unlcrthämgste Bitte an den Stufen des Thrones nieder:

„Euer Majestät möge die Zweifel der Polizei zu beseitigen uud zu befehlen geruhe»,
daß das Recht Petitionen an den Landtag in Versammlungen zu berathen und zu unter-
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zeichnen, nicht ferner durch Anwendung des crceptioncllen Bundes «Beschlussesvom 5.
Juli 1832 oder auf andere Weise geschmälertwerde."

Wir ersterben ic. lc.
Cob lenz, den 31. Mär; 1845.

ic. :c.Allerdurchlauchtigster König.

Durch die betreffenden Deputirtcn hat eine große Anzahl der Bewohner derStadte Cöln, Aachen^^^«.,
Düsseldorf, Elberfeld, Crefcld, Bonn, Trier, Coblenz, Saarbrücken,
Lennep Cupen. Oeil enkirche n , Gladbach, Vicrsen, Hückeswagen. Saarburg.
Dülke,/ Adenau, Wallcrfangen, Langeubcrg, Vernkastel, Cleve, Mülhcim,
a/N und^Wesel, so wie noch besonders der Abgeordnete der Stadt Cöln in 25 verschiedenen
dem 8. Rheinischen Provinzial-Landtage eingereichten Petitionen um Aufhebung der Censur und
Gewährung der Preßfrciheit, unter einem diese Freiheit anerkennenden mit Beirath der Stände zu
erlassenden Preßgcsctzc gebeten.

Diese Eingaben zeigen in großer Menge Unterschriftender notabelsten Bewohner aus allen
Klassen der Gebildeten, überall haben sich die Stadt, und Gcmeinderäthe, so wie in Bonn fast alle
Pro essoren der Hochschule, den Bitten und Wünschen ihrer Mitbürger angeschlossen. - Nie mag
sscl, d Stimme im Volke, als Kundgeberin eines gereiften Bewußtseins in nnserem Vaterlande,
e tlicher ausgesprochenhabe», als in diesen Petitionen und mau darf sie als den Hulferuf von

Millio en treuer Unterthanen ansehen, dnrch ihr .hren allverehr.en Landes¬
vater gerichtet, um von dem Preßzwange und den Verhutungs-Maßregeln emes fre.en ge.st.gen
Vcrkebrs in Wort und Schrift wieder befreit zu werden.

Euer Majestät trengehorsamsteSlände haben diese inhaltschweren Bitten nnd ihren höchst¬
wichtigen Gegenstand einer sorgfältigen uud gewissenhaftenPrüfung, in Für nnd Gegen unterwor-
f ^ ^ , ^ erstattetem Vortrag des betreffendenAnoschnsses,und m Ueber,
fcn, und '' ^ '/, ^ ,,, EinstimmigkeitgrenzendeUeberzeugung fester als jeZ begründet,

d^^C < w n M)stschädl.'chen Folgen, dem sich mehr und mehr entwickelnden Geisteo¬
st beuns^ Zitd dem nicht ableugnenden Volksbewußtftin nicht länger hindernd entgegen-
t^u dürft' soll sie uicht eiue Zerstörerin des Friedens und deo Vertrauens zwischen ,urst und

^^Necht der freien Mitch^^^^^ des Gedankens in Wort uud Schrift, wird Überali als-"ao ^"^' ^ .. ... ....^ die Vrcssc alo se n wirksamstesOrgan angc,ehcn und allgc-
ein «nveränßerlicheo Men.chenrechtuch .o p ss ^ ^ ' „^.Wickelung und Bildnng

mein herrsch, die "' '^"^^^..^ .^^ ^^ ...^ ^ Gedanken-Mittheilung zn erreuhen
zur geistige« und si.tl.chen ^lv ll om mm ^,, ^^^ ^ ^^ ^,^ .^

ist; daß dagegen be. «»^ ^ g^ ^^u n ^ '„„ »^, Geisteoregnngen im Volke zerstör.,

d^N^chr^ ^"^«er genommen uud sie der Verdnmpfnng nnd

Verfinsterung Preis gegeben wnd. ^^^^ ^^^^^ ^'^ ^^^^ ^,^ ^ ^„^ ,^
Fern von allen e l >' ^ürfnisse und dem Zustande des Augenblickseinge¬

gebenden Zustrnettonen '"U"^ ' ^eudig das iu jedem Momente zur Herrschaf, kommende Reichrichtet werden, woraus sich dann no,^>.nv u
der unbeschränktestenWillkühr ergeben muß. 25 ^
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Statt der öffentlichen Meinung zu folgen, muß der Zweck der Censur dahin gehen, daß die
öffentliche Meinung der Staatsgewalt folge, deswegen muß sie sich denn auch jedem Wechsel in den
Ansichten und Meinungen der Staatsgewalt anschließen und nothwendig auch nach diesen Ansichten
alle gesellschaftlichen und wissenschaftlichen Frage» beurtheilen und das Verhalten der Regierung zu
allen Bestrebungen der Zeit und der Wissenschaft darnach zu würdigen sich abmühen, sie muß heute
verdammen, was sie gestern gelobt, heute Zustände befördern, die gestern noch staatsgcfährlich
gewesen :c. :c. Wohin ein solches Gewebe von widerstrebenden und aller Wahrheit entbehrenden
Motiven, ein solches falsches System am Eudc führt, bedarf wohl feiner weiteren Entwickelung.

Wenn es ferner wahr ist, daß die uneingeschränkte Staatsgewalt nur i» der Uebercinstimmnng
mit dem Willen der Mehrheit ihren festen Halt und ihre Dauer finden kann, so wird sie sich der
letzern auch am leichtesten und sichersten nähern, wenn die öffentliche Meinung in der Presse ihren
Ausdruck findet. Dies ist aber unmöglich, wenn es der Willkühr eines Einzigen gestattet ist, die
öffentliche Meinung gleichsam gefangen zu nehmen und nur das an das Licht hervortreten zu lassen,
was jener für angemessen erachtet. — In der Allerhöchsten Cabincts-Ordre vom 4. Februar 1843
ist diese verderbliche Seite und das Unzureichende der Censur dadurch anerkannt, daß sie erklärt:
„die Allerhöchste Intention über die Behandlung der Zeitnngspressc wäre von dem größten Theile
der Censoren nußverstanden und durch ungehörige Behandlung der Zweck verfehlt worden."

Unter solchen Umständen und Verhältnissen muß das allgemeine Verlangen nach Aufhebung
des Censurzwanges gewiß als höchst begründet erscheinen, und es darf nicht wundern, daß dies
Verlangen die Loosnng unserer Zeit und die Preßfrciheit eiu unabweisbares Bedürfniß geworden,
und baß daher auch auf dem gegenwärtigen Landtage die bis dahin als entschiedene Gegner der
Prcßfreihcit bekannte Mitglieder desselben, als eben so entschiedene Vertheidiger der freien Presse
sich ausgesprochen haben.

Euer Majestät haben zwar in den Allerhöchsten Cabincts-Ordrcs vom 19. Dezember 1841
und 3. Februar 1843 aufzusprechen geruht:

„daß Allerhöchst Sie Wissenschaft und Literatur von jeder hemmenden Fessel befreit, ihren
„vollen Einflnß auf das geistige Leben der Nation gesichert der Tagcsprcssc aber inner¬
halb des Gebietes, in welchem sie in richtiger Erkenntniß ihres Berufes Heilsames
„in reichem Maaße wirken könne, alle Freiheit gestattet wissen wollten."

Allein bei dem Fortbestehen der Ccnsnr hat diese Allerhöchste Willensmcinnng den gchofftcn
guten Erfolg nicht gehabt, und eben so wenig ist derselbe nach den bisherigen Erfahrungen dnrch
die seit beinahe zwei Jahren bestandenen nen organisirtcn Ccnsurbehördcn, uud insbesondere dnrch
das Qber-Censurgcricht, und bei dessen Bestreben, die Presse der Willkühr der Ccusur zu entreißen
und sie ans den Ncchtsboden zu verpflanzen, zu erreichen gewesen; vielmehr hat sich bis zur höchsten
Evidenz ergeben, daß auch unter den mildesten und wohlmeinendste!» gesetzlichen Vorschriften, die
Ceusur für Staat, Kirche uud sittliche Zustände uicht wohlthätig gewirkt hat, und auch der Natur
der Sache „ach, nicht wohlthätig hat wirken können, weil ihr innerster Charaetcr „individuelle
Willkühr" nicht genommen werden kann. Deswegen kann man den Zustand unserer Presse in der
Gegenwart anch nur als einen höchst trostlosen bezeichnen, der durch keine Censur-Vorschriften zu
heben und bei längerer Fortdauer, für die sittliche und geistige Entwickelung des Volkes, für reli¬
giöse und bürgerliche Zustände, nur von verderblichen Folgen sein kann.

An diese Ueberzeugung von »den nachtheiligcn Folgen der Censur knüpft sich bei Ener Majo
stät treu gehorsamsten Ständen ferner die Gewißheit, daß die oft berührte» Nachtheile der freier
Presse für sittliche staatliche und Privat-Verhältnisse dnrch ein unseren Zuständen und unserer Zen
angemessenes Preßgesetz bei weitem sicherer und besser zu verhindern uud zu mildern sein werden,
als dnrch irgcv.d eine Ceusur. — Die Erfahrungen in allen den Ländern uud Staaten Europa's,
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die sich der Preßfreihcit zu erfreuen und gerade dieser freien Gebankcnmitcheilnngihren höchsten Flor,
ihre politischeBedeutung und Entwickelungnach Innen und Außen wohl hauptsächlich zu danken
haben, haben dies längst erwiesen. Das preußische und das deutsche Volt steht aber allen diesen
durch die Preßfreihcit beglückten Nationen an Intelligenz und sittlicherBildung gewiß nicht nach
und die treugehorsamstcnStände sind daher des alleruntcrthänigstenDafürhaltens, daß auch unserem
Volke, ohne irgend eine Gefahr vertraut und ihm das so lange ersehnte und gehoffte, im Jahre
1815 allen deutschenBundes Völkern verheißeneGlück freier Gedankenmittheilnng, durch Wort und
Schrift, gewähre und es von dem unheilvollen Ccnsurdruck durch die Gnade seines erhabenen
KöniglichenGebieters befreit werden könne. Ja! mit allem Rechte kann man unserem Volke ver»
trauen, weil es ein treues gehorsames, Gott und dem Könige ergebenes Volk ist, es hat eine un¬
erschütterliche,sittliche Grundlage und trägt überhaupt weniger sittliche und politischeVerderbnis)in
sich, als früher wohl und lange von ihm behauptet und vermuthet worden, möge ihm daher auch
das Mittel zur Entwickelungseines politischen und sittlichen Lebens „die Preßfrciheit" jetzt nicht
länger vorenthalten bleiben.

Die trcugehorfamstcnStände hoffen dies um so gewisser, als die Zustände und Besorgnisse,
die im Jahre 181!) die Censnrvorschriflcnin unserm Staate hervorriefen, schon seit Jahren nicht
mehr vorhanden; weshalb denn auch mit der Ursache die Wirkung wird schwinden können. Die
getreuen Stände knüpfen auch hierau die fernere Zuversicht, daß der Gewährung der allgemeinen
Prcßfreiheit kein äußeres Hinderniß weiter werde entgegenstehe,,, und namentlich die frühern Bnn-
deobeschlüsse hierbei um so weniger werden im Betracht kommen können, als diese notorisch über
Censur und Prcßfreiheit keine ausdrücklicheBestimmungen enthalten und den betreffenden Regierungen
die ihnen nöthig scheinenden Maaßregeln überlassenhaben.

Die getreuen Stände glauben aber jedenfalls, daß die kräftige und einflußreicheEntschließ,
ung Euer Majestät jedes etwaige Hinderniß beseitigenwerde.

Endlich leben die trcngchorsamstenStände der Ueberzeugung, daß in Hinsicht der Schriften
über 20 Bogen, die bestehende Befugniß, dieselbenin polizeilichenBeschlag nehmen zu dürfen, für
eiue höchst drückende, mit dem freien geistigen Verkehr und mit der diesen Schriften bewilligten
Ccnsurfrcihci»,nicht wohl zu vereinigendeund die Härte der Censur noch überschreitendeMaaßregel
zu erachten und die Aufhebung dieser Befugniß als dringend wünschenswerth erscheint, und sie er«
landen sich daher zum Schlüssedie allerunterthänigste Bitte:

Ener Majestät wolle Allergnadigstgeruhen, dem Volke die sehnlichst erwünschte Preß»
frciheit zu gewähren, und zwar unter Erlassung eines mit den Ständen zu berathenden,
unserer Zeit und unseren Zuständen angemessenen Preßgesctzes und in Hinsicht der Schriften
über 20 Bogen mit Aufhebung der bis daher gestatteten polizeilichen Beschlagnahme derselben.

Wir ersterben :c. :c.
C ob lenz, den 27. März 1845.

Nllerdurchlauchtigster König x. ,e.

Die zum achten Rheinischen Provinzial-Landtage versammelten treugehorsamstenStände der Rhein-„. ««^.^
Provinz nahen nochmals dem erhabenen Throne Euer Majestät, um für eine ihres Glaubens wegen «er«»l>Me°er
bart zurückgesetzte Klasse ihrer Mitbürger vor Euer Majestät das Wort zu führen, und aufgefordert,^
durch die Petitionen der Städte Köln, Cleve, Bonn, Elberfeld, Crefeld, Aachen,
Essen, Mülheim a. Nh., Wesel, Düsseldorf, Wallerfangen, Trier und Saar-
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brücken, vertrauend, dem alle trene Unterthanen mit gleicher Liebe umfassenden Herzen Euer Ma¬
jestät und dem erhabenen Rrgentcnsinn, welcherJedem nach seinem Werthe und seinen Leistungen
und nicht nach seinem Glauben schätzet.

Auf die vom siebenten RheinischenLandtage bei Euer Majestät vorgetragene ehrfurchtsvolle
Bitte:

l. die Anwendbarkeit des RapolconischenDekrets vom 17. März 1808 Allcrgnädigst aufzu¬
heben;

II, die Wegräumnng aller noch bestchcuden Hindernisse znr völligen Gleichstellung der Juden
in bürgerlicher und politischer Hinsicht mit Euer Majestät christlichen Unterthanen vorberei¬
ten und deren Beseitigung herbeiführen lassen zu wollen;

haben Euer Majestät in dem Landtags-Abschiede vom 30. Dezember 1843 zu erklären geruht: „die
bürgerlichen Verhältnisse der Juden sind bereits Gegenstand legislativer Berathungen, bei denen
auch der Autrag Unserer getrcueu Stände, wegen Aufhebung der beschränkenden Bestimmungen des
Dekrets vom 17. März 1808, erwogen werden wird."

Seitdem ist die allgemeine Gewerbe-Ordnung vom 17. Januar 1845 erschienen, durch deren
Publikation der gewerblicheZustand der Juden, soweit er durch das Dekret vom 17. März 1808
betroffen wird, seine Erledigung soll gefunden haben, wie dieß die Uebersichtder vom siebenten
RheinischenLandtage her iwch nicht erledigten Angelegenheitenbesagt.

Die trcngchorsamstc»Stände erkennen mit tiefgefühltem Danke die den Juden in der allge¬
meinen Gewerbe-Ordnung ertheilten Coneessioncn, glauben jedoch Encr Majestät die ehrerbietigste
Vorstellung machen ;u dürfen, daß nach § 58 der allgemeinen Gewerbe-Ordnuug vom 17. Januar
1845 die Zulassung zum Betriebe mancher Gewerbe anch noch ferner von der Gemeinschaftmit einer
der christlichen Kirchen abhängig gemachtwird.

Euer Majestät haben geruht, durch Erlaß der allgemeinen Gewerbe-Ordnung die Verfügun¬
gen des Dekrets von 1808 einigermaßen zu erleichtern; allein es lastet noch fortwährend auf den
Juden die Verpflichtung, sich alljährig mit einem Moralitäts-Patente zu versehen, um rechtsgültige
Handelsgeschäfteabschließenzn können.

Kein Wcchsclbrief, kein Billet auf Ordre, keiue Obligation oder Verspruch, der von einem
nicht handeltreibendenBürger unterzeichnetworden, kann von einem Juden eingefordert werden,
ohne daß er noch besonders beweise, daß der ganze Werth ohne Betrug erlegt wurde.

Endlich besteht noch fortwährend das in 'lit. lll. des Dekrets von 1808 ausgesprochene
Verbot der Freizügigkeit für die Juden.

Seit dem 27. September 1791 auf der linken Nbcinscite gleichgestelltihren christlichen Mit¬
bürgern, wurden die Iudcu durch das Dekret von 1808 für eine Zeit lang Beschränkungenunter¬
worfen, iu der Hoffnung, wie Arlikcl 18 des Dekrets besagt, daß nach Verlauf dieser Zeit kein
Unterschiedmehr zwischen ihnen und den andern Bürgern des Staats sein werde.

Diese Hoffnung ist in Frankreich, Belgien, den Niederlanden und Lurcmburg längst in
Erfüllung gegangen; »nr noch an den gescguetcuUfern des Rheines blickt mit banger Sehnsucht
eine gedrückte Menschcnklassc nach dem Erretter aus den Banden der geistige» Knechtschaft.

Wenn der handeltreibende Jude sich auf die härteste Weise bnrch das Dekret von 1808 beengt
fühlte, so hatte er dafür durch die fortwährende Geltung der im Gesetze von 179! ausgesprochene»
Rechtsgleichheitdie Aussicht, daß, wenn er seiner bisherigen Beschäftigung entsagen wollte, ihm auch
die ehrenvollsteBahn geöffnet war und seine Religion ihm dann in keiner Beziehung mehr im
Wege stand.

Das gegenwärtige in dem Rheinland? herrschendeSystem dagegen, welches jenes Grund¬
prinzip der Rechtsgleichheitstillschweigendaufgehoben hat, und jene Ausnahms-Verfügungen allein
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für die Juden fortbestehe»läßt,, hat ihrem Ehrgefühl, ihrem Talente u»d ihrem Wissen jede Bahn
fast ohne Ausnahme verschlossen; es hat sie verdammt, ihre Talente zn vergraben, und ihnen den
Muth benommen, sich herauszureißen aus dem Zustande, in welchen die frühere Behandlung sie
versetzt hat.

Die treugchorsamstenStände bitten daher Euer Majestät, daß alle Menschenwie vor Gott,
so auch vor dem Gesetze, gleich sein mögen; indem sie es mit der Idee eines die Fortentwickeln»,,
des rein Menschlichen, in der Verwirklichungdes höchsten Prinzips des Christenthumsbefördernden
Staates im Widerspruch erachten, wenn er zulaßt, daß ein Theil seiner Glieder, bloß weil der
Zufall sie von Eltern hat geboren werden lassen, welche Gott in einer andern Weise verehre», in
seiner geistige»u»d sittliche»Vervollkommnungans gesetzliche Weise gehemmtwird.

Durchdrungen von dem Grundsatze des christlichen Gebotes allgemeiner Nächstenliebe, bitten
wir Euer Majestät, die schwere Strafe von den Juden, durch ein Herrscherwort der Gnade und
Gerechtigkeitzugleich, hinwegzunchmen, eine Anzahl treuer, schuldloserBürger in die Reihen freier
und gleichberechtigterUnterthanen Euer Majestät, aus deucu sie ohne Ultheilssprnch, in vielen
Punkte», selbst oh»e ausdrückliche gesetzlicheBestimmung, nur in Folge sanctionirter Gewohnheit
verbannt wurde, wieder eintreten zu lassen.

Die treugehorsamste»Stände bitte» daher alleruutcrthäuigst, Euer Majestät wolle geruhen:
I. das NapoleonischeDekret vom 17. März 1803 auf der linken Rheinseite vollständig

aufzuheben;
II. den Juden gleiche politische und bürgerliche Rechte mit allen übrigen Unterthanen

Allerguädigstzu verleihen.
Wir ersterben :c. :c.

Coblenz, den 28. März 1845.

Allerdurchlanchtigster König :c. :c.

Nicht blos die sozialen Verhältnisse, sondern auch die Sicherstelln««,der Familien- und bürget-,«. ^, .........
lichen Rechte der Juden, hat in Frankreich und somit in den mit diesem Staate damals vereinigt «°«'^°" 2^
gewesenenProvinzen das Gesetz vom 20. Juli 1808 hervorgerufen, in dessen Folge die Juden zur rechten m«,»'
Annahme festtr und bleibender Familiennamen, so wie zur Eintragung derselben in die Civilstands-"'"
realster unter Androhung der Landcsverweisung verpflichtet wurden, worüber sie sich innerhalb
dreier Monaten auszuweisen hatten. Wilttührlichc Veränderung einmal angenommener Namen
sollte als Fälschung bestraft werden, die Annahme alttcstamentarischeroder von Städtenamen, ent.
lehnter Familiennamen, aber war untersagt.

Die Angemcsscnhcit, ja unabwcisllche Nothwendigkeit einer solchen gesetzlichen Bestimmung
liegt klar zu Tage und der Mangel derselben in den zu dem ehemaligen Großhcrzogthum Berg
gehörenden Theile unserer Provinz führt daher fortwährend manche, sowohl den täglichen Verkehr
als auch die bürgerlichen und plrsönlichen Rechtsverhältnisse vielfach störende Verwirrungen und
Nachtheile herbei. Soviel aus den uns vorliegenden Verhandlungen zu ersehen, ist wegen Negu»
lirung dieser Angelegenheit, Seitens der Königlichen Regierung in Cöln bereits seit dem Jahre
1840 Einleitung getroffen worden. ^ . . m » >> .^, . ,

Da inzwischen eine dcsfallsigeVerfügung bisher aus uns unbekanntenGründen nicht erfolgt,
das Bedürfniß einer solchen aber laut der uns vorliegenden Darstellung aus jenem Landestdcilc
sich stets dringender herausstellt, so erlauben sich die treugchorsamstenStände, Euer KöniglicheMa<
jestäl ganz unttrlhänigst zu bitten,

Familien^
2>"
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die Annahme fester Familiennamen der Juden in denjenigen Theilen der Nheinprovin;,
wo dieserhalb die erforderliche Vorsorge noch nicht geschehen, durch gesetzliche Bestim-
mung Allcrgnädigst befehlen zu wollen.

Wir ersterben ir. :c.
Coblenz, den 3. März 1845.

AUcrdurchlauchtigster König se. le.

,?. N«i>i d<« 3)urch das im vorigen Jahre erfolgic Ableben des Freiherr» von Hauer ist die von demselben
««»<«^"', bekleideteStelle des Direktors der rheinischenProvinzial-Feuer-Societät erledigt worden.

lH,«.D,r«!«r«. Zur Wicderbesctzungbesagter Directorstclle haben die treugchorsamsten Stände die durch
Allerhöchst vollzogenes Reglement vom 5. Januar 183L 8 81 vorgeschriebeneWahl in der Plenar-
Vcrsammlung vom 7. März vorgenommen. Dieselbe ist auf den Landtags-Abgeordneten Freiherrn
Clemens von Waldbott-Bassenheim- V ornhcim gefallen, und bitten die trcngehorsamsten
Stände Eure Majestät um Allergnädigste Genehmigung dieser Wahl.

Wir ersterben lc. :c.
Coblenz, den l2. März 1845.

Allcrdurchlauchtigster König :c. ?c.

,». ««!!»». >^in Abgeordneter der Landgemeinde hat dargestellt, wie wünschcnswerth es sei, daß in den zur
lung »er C,v>l. Aushebung der Kriegs - Ersatzpflichtigen zusammengesetztenDepartements - Commissionendas Civil»
Departement«" Element mehr vertreten werde und nimmt für diesen Wunsch die Befürwortung des achten rhei«
s"»ß'<!<"nm!s'nischenLandtags in Anspruch.

Die treugehorsamstcnStände haben, nach Einsicht der betreffenden Gesetze und Instruktionen
reiflich in Erwägung gezogen, wie lebhaft die Familien der Militärpflichtigen es wünschenmüssen,
daß in Fällen, wo Nellamationsgründe vorhanden sind, einem mit den häuslichen Verhältnissen der
Nctlamirten genau bekannten Civilmitgliede Gelegenheit gegeben werde, diejenigen Aufschlüsse zur
Kenntniß der Commissionzu bringen, welche so oft zur richtigen Würdigung des Antrages erfor¬
derlich und auf die Entscheidungvon Einfluß sind.

Auch ist das Mißverhältnis) nicht verkannt worden, welches rücksichtlich der Vertretung des
Civil-Elements, in der Zusammensetzungder Departements-Commission gegen die Kreis,Ersatz,
commissionbesteht und eS hat darum die Befürchtung Raum gewonnen, daß möglicher Weise eine
einseitige Beurtheilung der Reklamationen in der erstgenannten Commissionvorkommen könne, da¬
durch aber eine größere Garantie für eine, nach allen Seiten wohlerwogene Entscheidung bedingt
werde. Diese Garantie glauben die treugehorsamsten Stände in der Erfüllung der uutetthänigsten
Bitte zu finden,

„daß es Euer Majestät gefallen wolle, die Aufnahme eines von den KrciSständen für
jeden Kreis zu wählenden Einfassen mit Sjtz und Stimme in die Departements-Com¬
mission allergnädigst zu gestatten."

Wir ersterben ,c. :c.
Coblenz, den 2. April 1845.
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Allcrdurchlauchtigstcr König se. ,c.

V^ucr Majestät, zum achten rheinischen Provinzial-Landtage versammelten, trcugehorsamstcn Stände 2y. Lchutz d«
find durch einen an sie gerichteten, sich auf die sich mehr und mehr ungünstig gestaltenden Verhält» l<mdw!l«>sch<,ft.
nissc unserer Landwirthschaft, beziehenden Antrag, vornehmlich auch auf die für unsern Staat so
nachthcilige Bilanz des Vichverkehrs mit dem Auslanvc aufmerksam gemacht worden und haben
daher Veranlassung genommen diesen Gegenstand so wie überhaupt das, was dem so überaus wich¬
tigen Staatsclcmcnte, der Landwirthschast, Noth thut, in reiflichste Vcratbuug zu nehmen.

Ungeachtet der so starken Bevölkerung unserer Rheinprovinz, produeirt diese bei weitem mehr
an Getreide, insbesondere an Weizen, als im Innern derselben consumirt wird; und wenn das
Stocken der Ausfuhr, wie leider mehr als wahrscheinlich, noch lange fortdauert, so ist die Möglich¬
keit nicht abzusehen, wie der Landwirth neben seinem hohen Zins, resp. Pacht, die hohen Grund-,
Klassen- und immer wachsenden Eommunalstcucrn erschwingen soll.

In den andern vaterländischen Provinzen scheint die Proeuetion die Consumtion uud Aus¬
fuhr in noch größerem Maaße zu übersteigen, da unsere bierländischen Militär-Magazine, ungeachtet
unseres eigenen Ucberflusseo', mit dortigem Mehl proviantirt werden.

Daß die vielen kleinen und Mittclwirthschaften unserer Nheinprovinz sich seither noch einiger¬
maßen aufrecht erbaltcn haben, muß grösitenlheils den gewöhnlich damit verbuudcuc» Brennereien
und den Ersparnissen ans früherer Zeit zugeschrieben werden; die Preise des Branntweines sind
aber in der legten Zeit, vornehmlich durch die Menge von Spiritus, die uns vou unsern östlichen,
wohl nicht minder als wir bedrängten Brüdern zugeführt wird, so sehr gefallen, daß bei der sich
gleichbleibenden hohen Maischstencr, unsere Brennereien wahrscheinlich mehr und mehr eingehen,
und wir diese frühere Stütze größtcnthcils verlieren werden.

In Betreff unseres Viehverlchrs mit dem Auslande geht ans den uns vorliegenden, von
dem Herrn geheimen Finanzrath und Provinziell-Steuer-Director Helmcntag beglaubigten stati¬
stische!! Datis hervor, daß der Preußische Staat, an und für sich, im Jahre 1843, eine so bedeu¬
tende Menge Vieh mehr ein al^l ausgeführt hat, daß, alte Vieharten zu durchschnittlichen Mittel-
Preisen angenommen, sich ein Minus von L,28H,0LL Thlr. für denselben herausstellt, wovon auf
unsere Nhciuprovinz allein 751,9^3 Thlr. fallen.

Dieses nachthcilige Verhältniß wird um so mehr betrübend, ja beunruhigend, da sowohl
unsere Nachbarstaaten, als England sich unsere landwirthschaftlichcn Erzeugnissen, mittels Verbote
gleichkommenden Besteuerungen, gleichsam verschließen, während die ihrigen gegen geringe Eingangs«
rechte bei nns eingeführt werden dürfen und eingeführt werden. Vornehmlich ist dies bei dem
Viehvcrkchr zum, diesseitigen großen Nachtheil der Fall, demnächst aber auch bei Butter, Käse,,
Mohu, Hanf, Flachs, Naps :e,, wovon der gehechelte Flachs nur mit 5 Sgr. i»o Ccntncr und
Naps und Oelsacnnen überhaupt, mir mit 1'/, Sgr. v» Ecntncr besteuert sind.

Es muß allerdings cuiffallcnd erscheinen, daß wir in unserm von der Natur für Landwirth-
schaft so vornlglich geeigneten Lande, namentlich in der Vichzncht nnd den sogenannten Handels¬
gewächsen: Flachs, Hanf, Mohn, Naps :c. noch so sehr zurück sind, daß wir gegen andere Staaten:
Holland, Belgien, England, ohne besondere Maaßnahmcn, in unserm eigenen Lande nicht concur¬
riren können. — Die getreuen Stände haben die Grundursache dieser bctrübeudcu Thatsache in
rcr seitherigen Hintansetzung uud schweren Belastung der Landwirthschaft gefunden, indem Capital
nnd Intelligenz dadurch veranlaßt worden, sich davon entfernt zu halten und sich andern, begün¬
stigter», obschon zum Theil sehr prccciiren Industriezweige» zuzuwenden.

Euer Majestät haben durch die Institution eines Landes «Oeconomie-Collcginms, zur För»
dcrung der Wirksamkeit unserer landwirthschaftlichcn Vereine so wie durch die diesen Allcrgnädigst

26.
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zugesagten Unterstützungen, einem wichtigen Bedürfniß der Landwirthschaft huldreichst zu entsprechen
geru/t.

Die getreuen Stände glauben sich indessen die allcrunterthänigste Bemerkung erlauben zu
müsse», daß wenn auch die erwähnten Allerhöchsten Dispositionen zu einer frühern Zeit, mehr als
hinreichend gewesen sein dürften, der sich jetzt näher und näher heranwagenden Krisis vorzubeugen,
dieselbe», auf dem Punkte, wohin wir jetzt einmal leider gediehen sind, nicht mehr zureichen können.
Nach nnserer uu »angebliche» Ansicht sind jetzt ernstlichere, ja die crnstlichsten Maaßregeln erforderlich,
wenn »m'ere zurückgebliebene Laudwirthschaft sich heben, wenn Capital und Intelligenz sich ihr ernst«
lich zuwenden sollen. Vor allem dürfte, unseres allcrunterthänigste» Dafürhaltens, eine bündige
Vertretung des laudwirthschaftlichen Interesse bei den Eonfercnzcn der Zollvcreinsstaatcn dahin ge¬
hören, uni d>» vorstchend allernntcrthäuigst bemerkten Gründe» Gclluug »nd dadurch der bedrängten
Landwinbschaft bessere Aussichten zu verschaffe».

Unsere allernmerthänigste Bitte geht indessen vorläufig vornehmlich nur dahin,
daß es Eurer Majestät gefallen möge, Allcrgnädigst i» Erwägung zu ziehe», auf welche
Weise uusere Landwirlhschaft und insbesondere die Viehzucht durch Handelsverträge mit
dem .'luolaudc und erhöhte Schutzzölle oder wie so»st gefördert werden könne.

Wir ersterben ?c.
Cobleuz, den 3l. März 1845.

NllcrVurchlauchtigster Kvlng :e. :c.

20, Ablösim«, ^»"' Königliche Majestät haben der unterthänigsten Biltc der zum 7. Rheinischen Landtage vcr-
der Iüüdocrcch. sssm,uslt gewesenen Stände, wegen Ablöobarkeit der Jagd-Berechtigung auf der rechte» Rhciu-
r'lchw, "mc!n> Seite, nicht Folge zu geben geruhet. Dujc Ailerl'öchstc Bescheidung hat die bedrängten Grund-
seitc. cigeutuümcr je»cs Theiles der Rhei»-Provl»; lief belümmert, nicht aber das Vertrauen zu ibrem

väterlichen Könige erschüttern können, dessen schönstes Vorrecht es ist, der Unterdrückte» Schützer
und Helfer zu sei». Darum haben sie ihre Beschwerden in zahlreich un:crzeichneteu Bittschriften
den jetzt versammelten Stände» neuerdings vorgetragen, uno um Unterstützung dieser Eingaben bei
Eurer königlichen Majestät wiederholt und dringend gebeten. Sie stützen ihre Bitten darauf, daß
die von den Jagd »Berechtigten vorgebrachten in dem MKrhöchsten Bescheide angefübrlen entgegen¬
stehende!: Motive eine Widerlegung zulasse» und hoffen, daß Eure Königliche Majestät gcruheu
wollen, ihre Gründe dafür iu Aüergnädlgstc Erwägung zu ziehen.

Euer Königlichen Majestät treugcdorsamstc Stände, dnrchdruugen von ihrem Berufe, die
Bitte» und Beschwerde» der Bewohner der Provin;, wenn sie wahr befunden, zur Allerhöchsten
Kenntniß zu bringen, mußten es daher für ihre uuabweiolichc Pflicht erkennen, jene Gründe einer
strengen Prüfung zu unterwerfen, deren Resultat sie iu dem allerunterthänigst beigelegte» Referate
an dem Throne niederzulegen sich erlauben. Die trengehorfnmsten Stände glauben demnach die
Ansicht auosprcchcu zu dürfen, daß, weil das Prinzip und die Ausführbarkeit der Ablösung durch
das Gesetz vom 16. Mai 1811 für die Königlichen Jagden bereits ausgesprochen ist, die Privaten
einen rechtlichen Widerspruch nicht erheben können, wenn dieses Prinzip auch ans ihre Prival-Be»
rechtigung ausgedehnt werden soll.

Der Anschein der Beschwernis; einer richtigen Ermittelung des eventuellen Entschädigungs-
Quantums mag darans hervorgegangen sein, daß am 7. Rheinischen Landtage in tcn Gründen sür
die Ablösbarkcit die Analogie derselben mit der der Zehnten und ähnlichen Rechten bemerklich gemacht
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worden, das I»r°l!i,m uNeetion!« bei einer solchen Berechtigung eben weniger in Anschlag gekom¬
men ist.

Geruhen Eure Majestät jedoch zu erwägen, daß in neuester Zeit bei den Anlagen von Eisen¬
bahnen und Staats-Bautcu, so mancher Private das Erbe seiner Väter, dem oft die Pietät ein
unbezahlbares und unersetzliches I'reliuiu »tl'eelioni» verleiht, dem allgemeinen Wohle opfern muß,
und daß demnach der Iagdbcrcchtigte im Aufgeben seiner Berechtigung dem Interesse der Landes«
Cultur ein ungleich geringeres Opfer bringt, und zwar um so geringer, weil ihm die Möglichkeit
bleibt, durch Anpachtung einer Jagd seiner Lust dennoch zu genügen, so wird der Einwand weg¬
fallen , und die Expropriation für den einen wie für den andern den richtigen und gesetzlichenWeg
zeigen.

Eben so wenig haben die trcugehorsamstcn Stände den Einwand der Iagdberechtigtcn, daß
durch die Ablösung die Berechtigung nur in der Person wechseln, der Nachtheil für den Eigen¬
thümer derselbe bleiben werde, als begründet, nicht erkennen können.

Die veränderte Stellung des Eigeuthümcrs zu dem Iagdbcrechtigten ist in dem Referate
gleichfalls nachgewiesen, sie bcweis't sich durch die That auf der linken Rhein-Seite, und wird um
so lebhafter empfunden, wenn auf dem rechten Ufer jetzt der Berechtigte sein Recht oft mit schon«
uugoloser Wlllkühr übt. Den Eigenthümer wird aber auch die Handhabung der Iagd-Polizei«
Ordnung nicht immer und besonders danu nicht sicher stellen können, wenn der Berechtigte im
Kreise seiner Jagdberechtigung eine, amtliche Stellung einnimmt.

Auch dieses glauben die trcugehorsamsten Stände in dem Referate nachgewiesen. Die des«
fallsiqe Prüfung hat zugleich eine Lücke in dem am 6. Rheinischen Landtage berathenen Entwürfe
eines Iagd-Polizci-Gesctzcs bei den Bestimmuugc» zum Schutze der Landes-Cultur erkennen lassen
und haben die trcugehorsamsten Stände es für ihre Pflicht erachtet, entsprechende Vorschläge zu der
Ausfüllung dieser Lücke in dem Referate niederzulegen.

Geruhen daher Eure Königliche Majestät die Resultate dieser Prüfung der Bitten der
bedrängten Eigenthümer in Erwägung zu ziehen, und es gnädig aufzunehmen, wenn die treuge«
horsamstcn Stände im Gefühle ihrer Pflicht ihre Bitten mit denen der Eigenthümer vereinen,
und den untcrthllnigcn Antrag stellen, es wolle Eurer Majestät gefallen, zum Schutze der Landes-
Cnltur:

1) die Ablösbarkeit der Jagd-Berechtigung auf der rechten Rbcinscite, mit Ausschluß der den
Slaudes-Herrcn zustehenden Rechte, Allergnädigst zu befehlen;

2) beim Erlasse des am L. Rheinischen Landtage berathenen Iagd'Polizci-Gesctzcs für die
'au'c Rhein-Provinz die Bestimmungen darin Allergnädigst aufuehmen zu lassen, daß

») der § 124 folgende Fassung erhalte:
das Abtreiben der auf dem Halme stehenden Früchte, so wie bei aufgeweichtem Boden
das Abtreiben der zur Saat bestellten Felder und der jungen Saaten ist unbedingt

„verboten;"
t>) ^cde Contravention hingegen wird, unbeschadet der außerdem zu, ermittelnden Entschäd-

iaung für den Eigenthümer, mit einer Polizei-Strafe von Einem bis Fünf Thaler
belegt; ,

^ die Feldhüter und sonstige Gemeinde-Polizei Beamten, so wie tue Königlichen Gendar¬
men sind verpflichtet, über die Einhaltung der Bestimmungen des Z 124 strenge zu
wachen die Contraventioncu bei den betreffenden Gerichten zur Anzeige zu bringen und
auf ihren Amts-Eid zu coustatiren;

ä) diese Gerichte haben solche Contravcntiouen amtlich mrd ohne Kosten für den Beschä¬
digten zu verfolgen und zur Bestrafung zu bringen;

2L*
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«) die Entscheidung, ob in vorkommendenFällen das Wild in ungewöhnlicher Menge ge¬
hegt werde, wird einer alljährlich von den Krcisständcn zu wählenden Commission,
zur Hälfte aus Jagd-Berechtigten, zur Hälfte aus Belasteten bestehend, unter dem
Vorsitze eines Königlichen Forstbeamtcn anheim gegeben.

In tiefster Ehrfurcht ersterben :c. :c.

Cob lenz, den 17. März 1845.

Referat bes ersten Mlsschusses

über zwei Anträge, wovon der eine das HIclitum tiir Alilö'sbarKcit der Jagd-

Verechtsame aul dem rechten Nhcinuter neuerdings anregt) der andere eine

Modifikation des am sechsten Lllicinischen Landlage berathenen Jagd-Polizei-Veselzes

wünscht, nm den Sandmann sicher zu stellen und die FU'lösuug zu erleichtern.

Meine Herren!

Hwci Anträge, hervorgerufen durch die Nachtheile, welche die Ausübung der Jagd «Gerechtigkeit
auf dem rechten Nhcinufer, namentlich dem weniger vermögenden Ackerbauerzufügt, sind, der Ge¬
genstand des gegenwärtigen Referats. Achnlichehaben bereits dem vorigen Landtage vorgelegen,
und mit großer Stimmenmehrheit ist damals der Beschluß gefaßt worden, AllerhöchstenOrtes die
untcrthänige Bitte zu stellen, daß die Ablösbart'cit der Jagd-Gerechtsame mit Ausschluß der den
Standeshcrreu zustehendenIagdrechtc von Seiner Majestät möge ausgesprochen werden.

Diese Bitte hat keine Gewährung gefunden, und neuerdings wenden sich die bedrängten
Landbaucr in großer Zahl an die Vertreter der Provinz, um für den Ackerbau denselben Schutz
zu erlangen, der auch die Industrie in ihrem Interesse in Anspruch nimmt, uud es darf angenom¬
men werden, daß die gegenwärtige Versammlung denselben Grundsätzen huldigen werde, welche den
vorigen Landtag bei dieser Berathung leiteten.

Der erste Ausschuß mußte es sich daher vor allem zur Aufgabe stellen, zu ermitteln, ob und
in wicfcr» die diesmaligen Bitten und Anträge neue Gründe für die Ablösung ergeben, die gewich¬
tig genug erscheinen, dieselbe neuerdings zum Gegenstände einer Adresse an Seine Majestät zu
machen, oder ob dem Pclito Folge gegeben werden solle, was eine Modifieation des von dem
sechsten Rheinischen Landtage berathenen Jagd-Polizei-Gesetzes verlangt, um bei dem definitiven
Erlasse dieses Gesetzes Berücksichtigungzu finden.

Der erneuerte Antrag auf Ablösung der Jagd-Berechtigung sucht darznthun, daß die, dem
abschlägigen Bescheidezum Grunde gelegten Motive eine Erneuerung der Bitte zuließen.

Die sind:
1) Die Schwierigkeit, allgemein passende Grundsätze zu finden und festzustellen für die de»

Jagd-Berechtigten zu gewährende Entschädigung.
2) Die Ansicht, daß bei gehöriger Handhabung der jagdpolizcilichcn Ordnung die Ausübung

des Iagdrcchtcs der Landes-Cultur nicht in dem Maaße nachthcilig erkannt werden tonne,
um im Ilttcrcssc des Gemeinwohles deren zwangsweise Ablösung «üugcmeffcn erscheinenzu
lassen.



205

Ä) Daß überhaupt die Ablösung der Jagd < Gerechtigkeit in den meisten Fällen nur einen
Wechsel der Berechtigten zur Folge haben werde, indem crfcchrungsmäßig nicht jedem
Eigenthümer das Iagdrecht auf seinem Grunde gestattet werden könne.

Hä 1 ist allerdings nicht zu verkennen, daß die Aufstellung von Grundsätzen für die Bestim.
mung des Ablösungs. Betrages, die auf alle mögliche Fälle passend wären, in das Reich der
Unmöglichkeitübergreifen würde, da in jedem einzelnen Falle die Verhältnisse und Rücksichten sich
anders gestalten können.

Diesem Uebelstandewürde aber dadurch zu begegnen sein, daß der Ablösungs-Betrag jedes¬
mal in contradictorischerWeise ermittelt und von dem betreffendenGerichte in ganz ähnlicherWeise
wie bei Erpropriationcn im öffentlichenInteresse festgestellt würde. Es ist in der That nicht abzu¬
sehen, warum nicht, wenn dabei außer dem Rcalwcrthc auch das Gelüste in Anrechnung kommen
soll, dafür ein anderer Modus nothwendig wäre, als der, welcher bei Erpropriationen für Wege
oder Eisenbahnengilt, wo auch oft Interesse und Liebhabereienin Anspruchgenommen werden, welche
dem der Iagdluft uicht nachstehen. Wer von uns möchte daran zweifeln, daß das Vergnügen,
welches der Sandmann empfindet, wenn er im dankbaren Aufblicke zum Himmel das Gedeihen seiner
Saaten die er im Schweiße seines Angesichtsbestellte, betrachtet, ein reineres und edleres genannt
werden darf, als die Iagdlust, und wer schätzt denn richtig seinen Schmerz, wenn diese Saaten
und Früchte rücksichtslosunter die Füße getreten werden; darum wird es nicht schwer sei», eine
gegenseitige billige Abschätzung zu erwirken.

Das 2te Motiv setzt die gehörige Handhabung der Iagd-Polizci-Ordnung unbedingt voraus,
und gründet "darauf das Urtheil über die größere oder geringere Schädlichkeit der Ausübung des
Iagdrcchtcs. Es kann jedoch nicht in Abrede gestellt werden, daß die Jagd -Polizei- Ordnung
namentlich wie sie am sechsten RheinischenLandtage beantragt worden ist, der Landeskultur nicht
die gehörige Sicherheit für die Ucbcrgriffe der Jagd-Berechtigten darbietet, wie dieses in dem
Anlrage auf dcsfallsige Modifikation sehr richtig angedeutet ist, weshalb hier der Ort sein wird,
denselben näher zu beleuchten, damit bei definitiver Erlassung jenes Gesetzes die entsprechenden
Bestimmungen zum Schutze des LandmanneS darin aufgenommen werden mögen.

Der Herr Antragsteller hat es sich zur Aufgabe gestellt, nachzuweisen,daß mehrere in jenem
Gesetze enthaltenen Bestimmungender Landes-Lultur nicht die erforderliche Sicherheit bewahren,
und hebt vor Allem den 3 124 dieses Gesetzes hervor, worin es heißt: „Fcldfrüchtc müssen mög.
lichst acschont junge Saatfelder bei aufgeweichtemBoden nicht abgetrieben werden." Mit Recht
bemerkt er wo ist diese Grenze des Möglichen? Der Ausdruck ist so unbestimmt, daß schwerlich
irgend ein Richter darauf einen Ausspruch gründen könnte, der ihm nicht den Vorwurf der Partei¬
lichkeit vou der einen oder andern Seite zuziehen würde, uud diese Unbestimmtheit ist für den
Beschädigten um so gefäbrlicher, als in vielen Fällen der Richter selbst zu den Iagdlicbhabern
-ählt und weil auch er immer ein Mensch bleibt, mit menschlichen Augen sehen wird.

' Es dürfte daher der Antrag vollkommen begründet stin, aus dem 8 124 das Wort „möglichst"
-u streichen und das Abtreiben der auf dem Halm stehendenFrüchte, ebenso wie das Abtreiben der
zur Einsaat'bestellten Felder und jungen Saaten bei aufgeweichtemBoden unbedingt zu verbieten.

' Billiacrweisc können sich die Jagd-Berechtigten über eine solche Beschränkung nicht beschwe¬
ren da hi>r der Schul, des Armen gegen die bloße Lust des Reichen im Gegensatzesteht, und dem
^aad.Bercchtiatcu dao Wild und die Fröbuung seiner Lust vorbehalte» bleibt.
" Der f>err Artragsteller hebt ferner hervor, wie es in den meisten Fallen dem Eigenthümer
ausuebmend"schwer fallen werde, die Contraventionen der Jagd-Berechtigten zu konftatiren, da ihm
n>.r Meu zwei unbefangene Zeugen zur Seite sein würden. Auch diese Bemerkung scheint er volttom.
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mcn gegründet, und steht der Eigenthümer gegen den Jagd«Berechtigten in einem die Parität der-
Rechte durchaus verletzenden Verhältnisse.

Der Jagd-Berechtigte kann die Iagd.Contraventioncn durch seinen Förster constatircn lassen,
dessen Aussage,,, sobald die Anstellung in gesetzlicher Weise erfolgt ist, vor Gericht vollen Glauben
haben, und die unmittelbare Verfolgung und Bestrafung des Jagdfrevels >>ur Folge haben. Gegen¬
beweis ist zwar zulässig, allein in den meisten Fällen wird er unmöglich sein, weil dazu unbe¬
fangener Zeugen Gegenwart und wieder weitläufige Rechts »Mittel erfordert werden.

Dem Eigenthümer müssen daher seinerseits ebenso kurze Mittel gegeben werden, die Contra«
veutionen der Jagd-Berechtigten, namentlich in den in 8 124 vorgesehenen Fällen zu constatircn
und dieselben ohne Kosten für den Beeinträchtigten zur Strafe zu bringen.

Dieses wird zu erreichen sein, wenn die betreffenden Feldhüter und sonstigen Polizcibeamtcn
der Gemeinde, so wie die Gensd'armcric angewiesen und verpflichtet worden, über die unbedingte
Schonuug der Feldfrüchte, so wie der zur Einsaat bereiteten Felder und jungen Saaten bei aufge¬
weichtem Boden zu wachen und die Contravcntioncn dem betreffenden Polizcigerichte zur Anzeige zu
bringen, wo ihre Dcposilion dieselbe Beweiskraft haben muß, wie sie im § 144 den Förstern ein»
geräumt wird, und wenn endlich den Polizcigerichteu die Verpflichtung aufgelegt wird, diefc Con-
travcntioncn amtlich uud ohne Kosten für den Beschädigte» zu verfolgen. Eine wcitcrc Bestimmung
wird dann erforderlich sein, wonach jede derartige Coutraventiou (vorbehaltlich des weiter zu
ermittelnden Schadenersatzes) mit einer Polizeistrafe von 1 bis 5 Thlr. belegt wird.

Diese Bestimmungen werden eine Parität zwischen dem Eigenthümer und dem Jagd-Berech¬
tigten schaffen, die in dem berathenen Entwürfe zu dem Jagd -Polizei -Gesetze schmerzlich vermißt
wird, denn wie der Jagdfrevler hinter jedem Busche den Förster zu fürchten hat, so wird der
Jagd-Berechtigte in dem Flurschützcn und den sonstigen Polizcibeamlcn die Mahner erkennen müssen,
wenn sein Gelüste ihn treibt, das Eigenthum des Landmanncs mit Füßen zu treten.

Der Herr Antragsteller rügt ferner die Fassung des 8 125 des berathenen Gesetz-Entwurfes,
wonach der Jagd, Berechtigte das Wild in seinem Revier nicht in ungewöhnlicher Menge hüten
dürfe.

Mit Recht fragt er auch hier: was ist eine ungewöhnliche Menge?
Die Antwort wird man ihm schuldig bleiben müssen, weil eine allgemeine Regel dafür nicht

aufzustellen ist. Sie wird von den jedesmaligen Lokal-Verhältnissen bedingt, und es kann nur
wünschcnswcrth erscheinen, eine bessere Definition dafür zu erlangen. Auch in diesem Falle scheint
cS angemessen, die Entsaeidung einer durch die Krcioständc jährlich zu wählenden Commission,
bestehend zur Hälfte aus Jagd.-Verechngten, zur Hälfte aus Belasteten, unter dem Vorsitze eines
Königlichen Forst^camlcn, anheim zu geden.

Die endlich in dem Antrage entbaltcnc Rüge, daß nicht jedem Eigrnlhü'ner das Recht
gestattet worden, auf seinem Gründe Waffen zu trage», mußte dagegen der Ausschuß als unstatthaft
zurückweisen, da eine solche Erlaubniß nicht allein in polizeilicher Hinficht unzulässig ist, sondern
auch dem Jagdfrevel Thür und Thor öffnen wurde.

Ans dem Gesagten geht unzweifelhaft hervor, daß bei Berathung des Iagd-Polizci-Gcsctzcs
hinsichtlich des der Landes-Cultur zu gewährenden Schutzes eine Lücke geblieben ist, deren Ausfül¬
lung in der angedeuteten Weise allgemein zu wünschen sein, aber ganz besonders dann eine Noth¬
wendigkeit werden wird, wenn da« in dem Allerhöchsten Landtags-Abschiede »ul, 2 angegebene
Motiv wirkliche Geltung haben soll.

Dem 3tcn Motive endlich, daß die Ablösung in den meisten Fällen nur einen Wechsel des
Berechtigten herbeiführen, nicht aber eine» gtößcrn Schutz der Landes-Cultur zur Folge haben
werde, möchte die Aemerlung entgegen zu slvllcn sein, dazj ei» großer Unterschied darin liegt, ob
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der Landmanli die Betretung und Abtreibung seiner Felder durch die Jagd-Berechtigten, als eine
aus der Feudalzcit herstammende Servitutc dulden muß, oder ob, wie auf der linken Nheinscite,
dieses Recht selbst besitzt und die Ausübung derselben nach Gutdünken ruhen oder einem Dritten
pachtweise unter den von ihm oder dem Eomplere, zu welchem er gehört, festzustellenden Bedingun¬
gen überlassen kann, so daß es eveutnaliter ihm oder diesem freisteht, bei einem sich ergebenden
Mißbrauche dem Pachter diese Ansübungsbcfugniß wieder zu entziehen.

Dieser Unterschied ist so klar und bedeutend, daß er allein die Gewährung der Bitte um
Ablösbarfeit zu motivircu im Stande wäre.

Erwägt man nun ferner daß hinsichtlich der Ablösbarkeit der Domanial-Jagden auf dem
rechten Nhciunfcr, da, wo das preußische Lauerecht gilt, der Z L des Gesetzes vom 16. März 1811,
diese für die niedere und mittlere Jagd unbedingt gestattet, während für die hohe Jagd die Gcnch«
miguug der Königlichen Regierung vorbelmlten wird, (welche in der ohne Beirath der Stände
erlassene» Verordnung vom 29, Mae; ld2i) freilich auch auf die niedere und mittlere Jagd ausge¬
dehnt werden), das Prinzip der Ablösung und ihre Ausführbarkeit aber dadurch allerdings anerkannt
ist, so wird nicht in Adrerc zu stellen sein, daß vollwichtige Gründe für die Erneuerung des An«
träges auf die Ablösbarleit der Jagd-Berechtigung vorliegen, und ist daher der erste Ausschuß der
ciustimmigeu Ansicht:

„die hohe Stände-Versammlung zu ersuchen, neuerdings Allerhöchsten Ortes den Antrag
zu stehen, daß es Seiner Majestät gefallen wolle, die Ablösbarkeit der Jagd-Berechti¬
gung mit Ausschluß der standesyerrlichen, Allcrguädigst anzubefehlen, uud ferner die
Bitte au den Theo» zu bringen, daß bei Abfassung des Iagd-Polizei-Gcsetzes im allge¬
meinen Interesse des Ackerbaues die Ausfüllung der in dem dcsfattsigcn Entwürfe ancr«
lauulcn Lücke durch Äufual'mc der vorgeschlagenen Modisicationen Allcrgnädigst zu verfügen.

Koblenz, oen 27. Februar 1845.

AVcrdl-rchlauchtigstcr Kö»ng ?c. ?e.

Euer Majestät wage» die getreuen Stände der Rheinprovinz in tiefster Ehrfurcht vorzustellen, wie Z,. Tw'ineh,
<>s zu ihrer Kenntniß gelangt ist, daß die Kreisstände der Kreise Nees uud Duisburg auf
28. v. M. einberufe» worden sind, nm sich über einen Gesetz-Entwurf „zur näheren Bestimmung St^t. «»»
und Er'gänzuug der Vorschriften des Allgemeinen Landrechts uud der
nuua vom 7 ^uui 1821 über nutzbares Vermöge,, der Land« und Stadtgemeindcn" gutachtlich zu schauiich »uhba»

äußern, und zwar soll die,er Gcietz-Enlwurs, wie ev in der die Elndcrufuug anordnenden Vcrfu-«„^ «„cch.i«.
gung der Königlichen Negierung zu Düsseldorf vom 5. v. M. heißt, den Kreisständcn vor-"tcn.
gelegt werden, weil eine solche Berathung beim P ro v in zial - Land ta g leicht zu einem den
Interessen und Bedürfnissen der nnr schwach darin vertretenen beiden Kreise Recs und Duisburg
nicht cnlsprcchendeu Resultate führen könnte.

Die getreuen Stände glauben das Bewußtsein aussvrcchen zn dürfen, daß die Interessen
nud Bedürfnisse aller Theile der Provinz stets gleichmäßig von ihnen gewahrt worden sind, und
wenn sie auch, geMt auf das Grundgesetz vom 5. Iuui 1823 keineswegs zweifeln, daß es in der
Absicht Euer Majestät liegt, ihnen den erwähnten verfassungsmäßig zu ihrer Eognition gehörenden
Gesetz-Entwurf, bevor derselbe die Allerhöchste Sanction erhält, zur gutachtlichen Aeußerung vor¬
legen zu lassen,' so finden sich die Stände doch im Interesse der Sache veranlaßt, schon jetzt eine
diese Propvsition betreffende allcrnntcrthänigste Bitte an Euer Majestät zu richten.

"m Folge der in dem Allerhöchsten Propositions-Dekrct vom 2. Februar d. I. «uli 9 enthal¬
tenen Aufforderung bat die Stände-Versammlung aus ihrer Mitte einen Ausschuß erwählt, um



208

mit Eommissariender Regierung zur Vorbcrathung einer Gcmeinheits-Thcilungs- uud Scrvitutm-
Ablösungs-Ordnung uud ciucr Feld-Poli;ei-Ordnu»g für die Nheinprovin; zusammen zu treten.
Demselben Ausschüssewurde die dem Landtage vorgelegte, «u>, 8 des Allerhöchsten Propositions-
Detrcts erwähnte Feld-Polizei'Ordnung für die Kreise Rccs u. Duisburg zur Vorberathung überwiesen,
und wenn mit dem oben erwähnten nuumehr den Kreisständcnder Kreise Rccs u. Duisburg vorliegenden
Gesetz-Entwurf ein Gleiches geschähe, so würden dadurch nicht nur ganz analoge Gegenstände mit
einander verbunden werde», sondern auch die späteren Verhandlungen des Landtages über dieses
Gesetz eine um so bessere Vorbereitung erlange,,, als jener Ausschuß aus Staude» Mitgliedern,
welche den verschiedenenTheile» der Provinz angehören, zusammengesetzt, nnd dabei den Kreisen
Nees und Duisburg gehörige Berücksichtigunggeworden ist.

Hierdurch glauben die gelreueu stände die Bitte gerechtfertigt zu haben, welche sie allcruu-
terthä'nigst an Euer Majestät dahin richten:

Euer Majestät wollen allergnärigst geruhen, zu befehlen, daß der Gesetz-Entwurf zur
näheren Bestimmn üg und Ergänzung der Vorschriften des allgemeinen Landrechts und
der Gemeinheit^ Tdcilungs «Ordnung vom 7. Juni 182! über nutzbares Vermögen der
Land- und Stadtgcmeindcn dem von der Stände-Versammlung in ihrer Sitzung vom
12. v. M. erwählten 'Ausschüsse' zum Zwecke der Vorbcrathung uud Berichterstattung an
den nächstenLandtag überwiesen werde.

Wir ersterben w. w.
Coblenz, den 2. April 1845.

Allcrdurchl^uchtigstcr König ?c. )e.

,° Nüci,nschcÄ^l)«re aus den Städten Eöln, Eoblcnz nnd Ercfcld eingegangene, von vielen achtbaren
Gcsmsc ' Qid. Eingesessenen unterzeichnetePetitionen haben dem znm achten rheinischenProvinzial-Landtag vcr-
"""^' sammelten getreuemStänden die Verpflichtung auferlegt, die am 19. August 1844 Allerhöchst voll¬

zogene Gesinde-Ordnung für die Nhcinprovinz mit Rücksichtauf die seitdem gesammelten Erfah¬
rungen einer reiflichen uud gewissenhaftenPrüfung zu unterwerfen.

Eine gründliche Erörterung der einzelnen Paragraphen, deren Ergebniß die getreuen Stände
in der Anlage ehrfurchtsvoll vorlegen, führe zu der Ueberzeugung, daß mit Ausnahme des »<l Z 12
der Gesinde-Ordnung erwähnten Falles der gleichzeitigenVcrmicthung, die Bestimmungendes rhei¬
nischen Eivilrcchts, verbunden mit dem überall feststehendenOrtogcbrauch vollkommen ausreichen,
um die Rechtsverhältnisse zwischen Herrschaft und Gesinde zu reguliren. Dem Richter liegt es ob,
in jedem einzelnen Falle die Umstände zu ermessen,uud die allgemeinen Regeln seiner Entscheidung
zu Grunde zu legen.

Jedes Gesetz, welches sich die Aufgabe stellt, die einzelnen Fälle und Umstände vorzusehen,,
welche dem Richter zur Entscheidung vorgelegt werden möchten, ist schon deshalb mangelhaft, weil
die Lösung dieser Aufgabe unmöglich ist. Das Ncchtsgcfühl des Volkes wird besser geleitet dnrch
allgemeine feste Rcchtsregcln, denen Sitten und Gewohnheiten sich «»schließen, als durch zahlreiche
specielle Bestimmungen, welche besonders bci den untern Volksklassenzu Verwirrungen Anlaß geben,
und die Streitigkeiten vermehren. Von diesem Gesichtspunktebetrachtet, scheint die Gesinde-Ordnung
dem Zwecke nicht zu entspreche».

Weit bedenklicher aber erscheint den getreuen Ständen daS Element, welches der Gesinde-
Ordnung zn Grunde liegt, — ein Element, welches störend in das wohlgeordnete System der
rheinischen Gesetzgebungund Gerichtsverfassung eingreift. Die Rhein-Provinz erblickteine Haupt-
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Garantie der bürgerlichen Freiheit in der Selbststäudigkcit und Unabhängigkeit des Nichtcramtes,
in dem öffentlichenmündlichenVerfahre». Diese Garantie aber wird durch die Gesinde-Ordnung
beeinträchtigt, indem sie eine Unsicherheit des Ncchlszustandeszwischen Herrschaft und Gesinde her¬
beigeführt hat. In den meisten Fällen wird die Polizei als Zwischenbchördecingcschobcn, so daß
erst dann, nachdem bei dieser und durch dieselbe zwecklose Schritte und Weiterungen gemacht sind,
ein Anspruchauf richterlicheEntscheidungbegründet ist. Die bisher dem Richter allein anhcimge-
gcbeneEntscheidungwird in vielen Fallen in die Hände der Orts-Polizei'Beamten gelegt, welche»
man, den besten Willen vorausgesetzt, doch unmöglichden unbefangenen und sichern Blick des Rich¬
ters zucrkcunenkann. ES wird ihnen sogar die Anwendung von Zwangsmitteln überlassen, und
eine Strafgcwalt beigelegt, die dem System der rheinischenGesetzgebungfremd ist.

Vor allem steht die Gesinde-Ordnung nicht im Einklang mit den faktischen und sittlichen Zu¬
ständen der Provinz und ihrer Bewohner. Sie ist hervorgegangen aus der altländischcn Gesinde-
Ordnung von 1810, und beruht auf Voraussctznngen, die in der Nhcinprovinz keine Basis finden.

Am Nhcine ist das Verhältniß zwischen Herrschaft und Dienerschaft wesentlich verschieden.
Das Gesinde wird zur Haushaltung und gleichsam zur Familie gehörig angesehen. Bei etwaigen
Streitigkeiten entscheidet der Ortsgcbrauch uud selten nur bedarf es der Dazwischculunft des Nich¬
ters, so daß überhaupt eine Gesinde-Ordnung für den rheinischenAppcllatious-Gcrichtsbczirl kein
Bedürfniß erscheint.

Die gelreuen Stände wollen nicht verkennen, daß die Gesinde-Ordnung nach Anhörung der
Stände erlassen ist. Dem fünften rheinischen Landtag wurde nämlich ein aus 1L6 Paragraphen be¬
standener Entwurf einer Gesinde-Ordnung zur Berathung vorgelegt, wovon derselbe 44 Para¬
graphen, aber auch nur mit schwacher Majorität als zulässig erachtet hat. Jede Einmischungder
Polizei wurde aber auch schon damals als höchst mißlich und bedenklich bezeichnet, und wenn nun
diesem Gutachten entgegen die Gesinde-Ordnung in vielen zugesetzten Bestimmungenden Orts-Po-
lizei-Veamten fast bei alleu Streitigkeiten eine Einmischungund Strafgewalt beigelegt hat, so sind
es grade diese Bestimmuugen, welche in dem rheinischenAppcllations-Gcrichtsbezirk, besonders bei
den uiucren Vottoklassen einen so unerfreulichen Eindruck hervorgerufen, und zu so unzähligen
Eompctcnz-Coustietcn Anlaß gegeben haben. Die übrigen Bestimmungen aber dürften unnöthig
erscheinen,weil sie, wie schon angeführt, theils ausdrücklich, theils folgerecht in den bestehenden
Gesetzenenthalten sind, und es dürfte nur etwa für den im Z 12 der Gesinde-Ordnung vorgese¬
henen Fall der gleichzeitigenVermiethung, dessen Strafbarkcit nach der bisherigen Jurisprudenz
verschiedenbeurtheilt wurde, eine bestimmteStrafe anzuordnen sein.'

Für den ostrheinischcn Bezirk dürfte dagegen die ganze Gesinde-Ordnung in Kraft zu lassen
sei», da nach der einstimmigenErklärung der Abgeordneten aus den betreffendenLandesthcilcn in
Ermangelnüg anderweitiger zweckmäßiger Bestimmungen daselbst die Beibehaltung gewünschtwird.
Mit Recht heißt es in der dem 5. rheinischenLandtag vorgelegten Denkschrift, daß die Hauptfrage
üb.r das Bedürfniß recht eigentlicheine solche sei, über welche zunächst den Ständen eine Aeußerung
gebühre.

Die -lim achten Provin;ial« Landtag ver,ammcltcn getreuen Stände der Nhcinprovinz ver¬
trauen daher einer huldvollen Gewährung, indem sie auf Grund gesammelter Erfahrung uud ge¬
wissenhafterUeberzeugung, als Organ der übereinstimmenden Wünsche der Provinz Euer Ma<
j^stät die ehrerbietige Bitte vortrage»:

Allcrhöchstdicsclben wollen geruhen, die am 13. Angnst 1544 Allerhöchst vollzogeneGe¬
sinde-Ordnung für den Bezirk des rheinischenAppellationsgerichtshofswieder aufzuheben
resp, außer Kraft zu setzen; dagegen für denselbenBezirk eine Slrafbeftimmung dahin
-u erlassen, daß Jeder, der sich in betrügerischerAbsicht, um das Miethsgeld zu gewinnen,
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bei mehreren Herrschaften für «ine mehr oder weniger zusammenfallendeZeit-'Pcriode
vermuthet, mit der Strafe der Prellerei, also in Gcmäßhcit des Artikels 405, und be-
zichungsweise des Artikels 463 des rheinischen Strafgesetzbuch's bestraft werden soll."

Wir ersterben :c. :c.
Cob lenz, den 2. April 1845.

Begutachtung
der einzelnen Paragraphen der Gesinde-Ordnung lür die Nhcinnrovin) vom l9.

August «854.

HH z 1. Die Bestimmungen des ersten Abschnitts finden sich weit einfacher und erschöpfender
in den 88 1710 und 1780 des Civil«Gesetz.Buches definirt. Der zweite Abschnitt war von dem
Landtag nicht proponirt, erscheintauch unnöthig, so daß der 8 1 füglich wegfallen kann.

Hä § 2 Dieser § hat die §z 2, 3 und 4 des dem 5. Landtag vorgelegten Original «Ent¬
wurfs aufaenommen, welche der Landtag indeß ausdrücklich, als das zarte eheliche Verhältniß un¬
sanft berührend, abgelehnt hatte. Und in der That kann die Verständigung über die Wahl der
Gesinde den Ehelcuten ruhig überlassen bleiben.

Bei den allgemeinen Vorschriften des Civil-Rechts über die Rechte der Ehegatten und
namentlich der Ehefrau (Art. 1420 des Civil-Gesetz-Buchs) ist jedenfalls eine besondere Ncguli«
rung der Rechte der Ehegatten zum Abschluß eines Dicnstvertragcs unnöthig, und der ganze 8 2

demna ^u er^u lg.^ ^.^^ ^.^ Paragraphen ist schon in dem Art. 374 und 1108 des
Civil-Gesetzbuches enthalten, daher unnöthig.

^ z 4. Die Herrschaft kann der ihr hier aufgelegten Pflicht unmöglich genügen, sie müßte
sich denn erstlich das Geburts-Attest des Dienstboten vorlegen und dann die Nachweise führen
lassen, daß der Dienstbote weder durch eine etwa bestehendeEhe, noch durch obligatorischeVerhält¬
nisse wie z. V. einen bestehendenDienstvcrtrag an seiner Vermiethung gehindert ist.

Uebrigens wird jede Herrschaft, so viel an ihr ist, auch ohne daß ein bestimmtes Gesetz sie
dazu verpflichtet, schon zusehen, daß sie mit keinem unbefugten Dienstboten contrahirt.

^l, 8 5- Der hier aufgestellteGrundsatz ist eine Folge der Artikel 1108 und 11L7 des
Civil-Gesetz-Buches und kam auch früher zur Anwendung.

H,H z 6 und 7. Diese Bestimmungen sind zum Theil schon in der Gewerbe-Ordnung vor-
gesehen. Ueberhaupt aber sind Gesinde-Mäkler in der Provinz so selten, daß eS einer weitern
Bestimmung für dieselbennicht bedarf.

H.H z 8. Ist dem Grundsatz unserer Gesetzgebung, den Zeugenbeweis so viel wie möglich
zu beschränken (Art. 1341 des Civil-Gesetz-Buches) entgegen. Es wird aber auch nicht nöthig
sein die Zulässigkeit des Zeugenbeweiscs für den Abschluß des Miethsvertrags noch ausdrücklich
durch ein Gesetz zu sauctionireu, da der Miethpreis meistens 150 Franken (30 Thaler.) nicht über,
steigt, und da, wo er sich höher belaufen möchte, die Parthcicn selbst ein Interesse haben werden,
den Vertrag in der sicherndenschriftlichen Form abzuschließen.

H>! § 9. Das Miethgeld (»rr!»») wird nach allgemeinen Prinzipien im Zweifel als consir«
malerisch und den Beweis des geschlossenenVertrags bildend, angesehen: der Paragraph also überflüssig.

4<l § 10. Diese Bestimmung gilt beim Mangel besonderer Verabredung überall als Orts¬
gebrauch.

4cl 8 11. Folgt schon nach der bisherigen Gesetzgebung aus den Art. 1142 und 1382 des
Civil« Gesetz «Buchs.
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H,ä § 12. Nach der rheinischen Gesetzgebungwürde der hier angegebene Fall nur einen
Anspruch auf Schaben - Ersatz begründen. Die Erfahrung hat es nun zwar als wünschcnswcrth
herausgestellt, denselben für strafbar zu erklären. Es erscheint aber bedenklich der Polizeibehörde
die richterlicheEtrasgcwalt beizulegen, dagegen weit angemessener, diese Strafgcwalt dem Richter
zu überlassen, und den Art. 405 des Straf-Gesetz-Buchs auf jenen Fall anwendbar zu erklären.

äll 8 13. Stimmt im Allgemeinenganz mit den bisher beobachtetenGrundsätzen.
Es ist indessennicht abzusehen, weßhalb der Dicnstvcrtrag nicht auf längere Zeit als 3 Jahre

geschlossn, werden soll. Die Bestimmung des Art. 1780 des Eivil-Gesetz-Buches, wonach der
Miclhvcrtrag auf eine bestimmteZeit geschlossen werden muß, erscheintgenügend, und der indivi¬
duellen Freiheit entsprechender.

Der von dem 5. Landtag nicht aufgenommeneSchlußsatz versteht sich von selbst, weil Kinder
und Pflegebefohlenedurch die für sie von ihren Eltern oder Vormündern geschlossene Verträge nur
so lange gebunden werden können, als die väterliche oder vormundschaftlicheGewalt dauert.

Ucbrigcns cuthält der Paragraph den merkwürdigen Widerspruch, daß einmal der Micths-
Vcrtrag mit rcchtsvcrbindlichcrKraft nur auf 3 Jahre geschlossen werden darf, und daß denn,
wenn von einer verabredeten oder ortsüblichen (?) längeren Dienstzeit 3 Jahre verstrichensind,
doch noch ein Vertrag cristircn soll, zu dessen Aufhebung erst eine Kündigung erforderlich ist.

^<I § 14. Dieser von dem 5. Landtage nicht aufgenommeneParagraph ist ganz unnöthig
und widerstrebt dem in der Provinz bestehenden Ortsgcbrauch.

Hll Z 15. Der hier vorgesehene Fall wird nach den vollkommen ausreichendenBestimmungeu
unseres rheinischenRechts über Schaden-Ersatz eben so beurtheilt. Die im ersten Satze des Para¬
graphen enthaltene neue Bestimmung wird «cl Zz 29 — 31 erörtert werden. Der von dem 5.
Landtag nicht angenommene Schlußsatz enthält eine nur zu Weiterungen und Verwirrungen füh¬
rende unzweckmäßige Neuerung.

H<! 8 16. Die Strafbcstimmung war von dem 5. Landtag abgelehnt, und es scheint in
diesem Falle der gesetzliche Anspruchauf Schaden-Ersatz ausreichend.

Es ist aber auch höchst gefährlich, der Polizeibehörde die Macht zu geben, das Recht¬
liche oder Nichtrcchtlichedes Grundes, weshalb das Gesinde den Dienst nicht annehmen will,
zu prüfen, und auf diese Prüfung ein sofort in Vollzug zu setzendes Strafrcsultat zu er¬
lassen.

^<I 8 17. Die Untersuchungder Frage, ob der Fall des ersten Theiles eingetreten, kann
zu große» Weiterungen führen. Daß der Zufall, welcher das Gesinde zu ziehen verhindert, den
Vertrag aufhebt, sanctionitt schon der allgemeine Artikel 1148 des Civil-Gesetz-Buchs. Warum
die Verhcirathung dem Zufall gleich gestellt wird, ist nicht abzusehen.

Hll «8 18 19 und 21. Die Bestimmungen liegen in der Natur des Dienstvertrags und in
dem Geiste unserer Gesetzgebung. Es ist übrigens mißlich, solche aus der Natur der Sache sich
klar ergebende Prinzipien buchstäblich zum Gesetz zu erheben, zumal wenn sie, wie im vorliegenden
Falle, zu den mannigfachstenDeutungen Anlaß geben können.

. ^ « 92. Es ist schwer einzusehen,wie dieser Paragraph das Wohl der Herrschaft fördern
kann da auf'die Nichtbefolgimgkeine Strafe zu setzen, überhaupt dergleichennicht zu erzwinge» ist.

^i 8 23, Als selbstredend anzusehen.
Die Fassung könnte, zumal bei einem Polizei-Beamten, die Deutung zulassen, daß das

Gesinde in Angelegenheitder Herrschaft die Zeit überschreitendarf.
^ 1 « ^4 Diese Bestimmung dürfte je nachdem daS Gesinde dieselbe deutet, zumal bei un-

gcleqcner' Stimde zu manchenCollisionenAnlaß geben, es scheint wenigstens eine besondere Bestiin-
mung i» dieser Beziehung kein Bedürfniß zu sein.
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H,ä § 25. Liegt schon in den Bestimmungen der Artikel 1382 und sey«. deS Civil-Gesetz-
Vuchs.

Ha K 26. Diese Bestimmung ist allerdings zweckmäßig, ob sie aber durch die Erfahrung
als Bedürfniß zu betrachten, ist zu bezweifeln.

4.1 8 27. Als Wiederholung des Artikel 1781 des Civil-Gesetz-Vuchs überflüssig,
^ll z 28. Ganz im Einklang mit den bestehendenGesetzen.
HH §§ 29 — 31. Diese Bestimmungen erscheinenunbillig und stehen nicht nur im Wider¬

spruch mit dem Rechts-Grundsatz, daß der Contrahcnt, wenn der Zufall das Fortbestehen des Ver¬
trags nicht nothwendig hindert, leinen Nachtheil erleiden kann, sondern stehen auch dem Ortsge¬
brauch entgegen.

H^! 8 32 und 33. Was diese Paragraphen enthalten, stand nach den bisher beobachteten
dem allgemeinen Vcrtragsrechte entnommenen Regeln schon fest.

Bei der Klage hatte der Richter die Umstände zu ermessen, was, wie »ä §§ 18 und 19 er¬
wähnt, vorzuziehen ist.

H,cl 8 34. Die Bestimmung ,»d » erscheint der Herrschaft gegenüber je nach Umständen
nicht genügend, und kann ebenso bei willkührlichcrDeutuug dem Gesinde nachthcilig sein. Sie wird
am besten dem richterlichenErmessenvorbehalten bleiben.

Hä I, wird auf die Bemerkungen »<I 8§ 29 — 31 verwiesen.
H<! 8 35. ^<l » paßt umgekehrtdie »<1 § 34 für die Herrschaft gemachteBemerkung.
H«l I» ist wohl gleich mit dem Falle des 8 33 ».
Xä e wird Seitens des Gesindes zu großen Chicanen Anlaß geben.
H.li e und »1 wird Vezug genommen auf die Bemerkungen l"l 83 29 — 31 über den bei der

Herrschaft eingetretenen Zufall.
H,ä « ist die Bestimmung, abgesehen davon, daß das Gesinde durch den auf Seiten der

Herrschaft eingetretenen Zufall so wenig gewinnen als verlieren kann, aus dem Grunde unbillig,
weil sie dem Gesinde in demselbenFalle weniger Rechte gib», als die §Z 29 und 30 der Herrschaft
in dem nemlichenFalle gewähren.

ä'«l 8 3L. Dieser Paragraph bringt eine solch: Unsicherheit in die Kündigungsfrist, daß dessen
Wegfallen wünschenswert!)erscheint.

H.ä § 37. Steht im Widerspruch mit 8 19.
Siehe übrigens die Bemerkungen »<l 8 35 o. <!. und 88 29 — 31.
ä<1 §8 38 — 40. Diese Bestimmungen verstehen sich von selbst, und finden auch in der rhei¬

nischen Gesetzgebungihre rechtliche Begründung.
.Vcl, 8 41. Dieser Paragraph enthält im ersten Satze eine überflüssige Weiterung, deren

practische Zweckmäßigkeitzu bezweifelnist. Der Schlußsatz ist unbillig, da er einmal der Herrschaft
das Recht giebt, das Gesinde bei Zahlungen, Lohn und Kost für die Dauer der Kündigungsfrist
stets beliebig zn entlassen, und auf der andern Seite die Herrschaft auch dann zur Zahlung ver¬
pflichtet, wenn das Gesinde sofort ein anderes Dicnstvcrhältniß eingeht.

4<l 8 42. Erscheint mit Rücksicht auf die, im 8 41 der Herrschaft auferlegten Verpflichtungen
höchst unbillig. Das Gesinde soll Zwangsmittel erleiden, vollständigen Schaben-Ersatz gewähren,
sogar bestraft werben, während die Herrschaft in demselbenFalle nur Kost uud Lohn geben muß.

Was unter Zwangsmitteln verstanden ist, ist nicht angegeben.
ä>»1,8 43 — 46. Waren von dem 5. Landtag nicht aufgenommen, erscheinenauch ganz un¬

geeignet.
H<! 8 47. Dieser Paragraph erscheint nicht zweckmäßig, weil er in seiner allgemeinen

wenig pr/icisirtenFassung leicht zu Irrungen Anlaß geben, und die Polizei hiernach möglicherWeise
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alle Rechtsverhältnissezwischen Herrschaft und Gesinde in dem Bereich ihrer Cognition ziehen kann.
Auch ist die Schlußbcstimmungbedenklich.

Hä z 48. Hier fehlt die nähere Bestimmungwegen des Rechtsweges, nemlichüber Forum,
Form und Frist.

Hci § 49. Dies würde auch nach den bestehendenGesetzennicht der Fall sein.
Hä Z 50. Es kann durchaus nicht gebilligt werben, daß der Polizei-Behörde irgend

ein Strafrccht beigelegt werde, und es hat grade diese Bestimmung allgemeine Unzufriedenheit
hervorgerufen.

Allerdurchlauchtigster König :c. :c.

^)cn zum achten RheinischenProvinzial'Landtagc versammelten treugchorsamstcnStänden ist allf,Z. ««setzun,
den Antrag des Abgeordneten der Stadt Ralnigcn die Bitte zugekommen, die Versetzung duser d" ^°",^"'
Stadt aus der 3. in die 4. Abtheilung der Gewerbesteuer allerunterthänigst .bcvorwortcn zu Gcwcrdcncucr'
wollen. «blycüxng.

Nach vorgenommener Prüfung und wohlerwogener Berücksichtigungaller obwaltenden Ver¬
hältnisse, finden die treugchorsamstcnStände, daß nachdemdie bis jetzt auf dem Verwaltungswege
geführten Reklamationen erfolglos geblieben sind, und:

1) die Nahrlosigkeit der Stadt Natingen die Anwendung des § 4 des Gewerbestcuergesetzes
vom 20. Mai 1820 zulässig macht;

2) die unverhältnißmäßigc Anzahl von 245 Armen auf eine Bevölkerung von 1729 Seelen
konstatirt ist;

3) die Klassenstcuer-Eintheilungvon dem aufzubringenden Kontingent von 936 Thaler nach»
weißt, daß
») mehr als '/, der 19. und 20. Stufe,
I>) mehr als '/, der 15. bis 18. Stufe, und
e) nur etwas mehr als '/, den übrigen höheren Stufen angehören und endlich

4) es feststeht, daß der Wohlstand im Allgemeinen durch den nach und nach erfolgten Abzug
reicherer Familien in größere Städte und Zunahme der Bevölkerung armer vom Taglohn
sich nährenden Familien abgenommen hat;

so erlauben sich dieselben an Euer Majestät die allcruntcrthänigste Bitte zu richten, daß es Aller»
höchstdcnselbcn gefallen möge zu befehlen, daß

die Stadt Ratingen nebst ihren auswärtigen Gemeinden aus der 3. in die 4. Abthei«
lung der Gewerbesteuer herabgesetztwerden möge.

Wir ersterben in tiefster Ehrfurcht :c. :c.
Eob lenz, den 8. März 1845.

Allerdurchlauchtigster König :c. :c.

Vie erleichterten Communikationcn uud verbessertenTransportmittel haben zwar auch auf dem ^ ^,^ ^
Nhcine die erfreulichstenErfolge für das Gemeinwohl, jedoch auch unvermeidliche,betrübende Rück» >'««' N»l<ns<»<ff.
Wirkungenund Zustände mit sich gebracht, welche die Befürwortung der treugehorsamsten Stände """-'"««b«.
in Anspruchnehmen, und der Allerhöchsten Berücksichtigungwerth erscheinen.
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Der notorische traurige Zustand der Segelschiffe? hat aus ihrer Mitte, so wie auS dem
Handelsstande zu Petitionen Veranlassung gegeben, welche

«) Ermäßigung der den Schiffcrstand besonders drückenden Lasten, und
1») Aufhebung der Schissodurchlaßgcbührenan den stehendenRhcinbrückcn bezwecken.

Durch die Dampfschiffeund zumal durch die eisernen Dampfschlcppschiffc,die sowohl hin¬
sichtlich der Bewegung der Waaren-Massen, als der schnellen Beförderung und billigen Frachtsätze
gegen die Segclschifffahrt große Vorzüge gewähren, ist eine Concurrcnz eingetreten, welcher die
Scgelschiffer erliegen müssen.

Während nun mit der Ausbreitung der Dampfschifffahrt die Vcdrängniß des Segelschiffer-
standes wächst, und sein Erwerb stets beschränkterwird, sind gleichwohl die ihn treffenden, mit der
Ausübung seines Geschäfts verbundenen Ausgaben, auf derselben Höhe geblieben, ja sogar ve»
mehrt, weil er den verringerten Verdienst, nur durch öftere Fahrten und daher mit größeren Un¬
kosten , erringen kann.

Die betreffendenLasten sind:
1) die Schiffogcbühr (Neeognitionsgcbübr), wclchevon jedem Fahrzeuge über 50 Ztr. Ladungs¬

fähigkeit, an jeder RheinischenZollstclle, bei der Durchfuhr, nach der Maßgabe entrichtet werden
muß, daß auf dem Preußischen Rhein, bei der Einfahrt abwärts über Eoblenz und aufwärts über
Emmerich mit der Bestimmung innerhalb dieser beiden Zollämter die Zahlung an den zu passircn-
dcn Zollstcllen Statt findet; der Binnenhandel-Verkehr hingegen frei ist.

Der eigentliche größere Waarcnzug nimmt jedoch seine Richtung zwischenden Niederlanden,
Belgien und dem Obcrrbcin, so daß die Erleichterung des Binnenverkehrs, dem größer« Schiff-
fahrtsbetricb wenig oder gar nicht zu gutkommt.

Sodann
2) die Gewerbesteuervon 1 Thlr. 10 Sgr. pr« L Last von der Ladungsfähigkeit des Schiffs.

Daraus ergibt sich, daß ein gewöhnliches, größeres Rheinschifffür eine dreimalige Reise
von Rotterdam bis Mannheim und zurück, an zwölf Zollstellen und zwar zu vier Thaler an jeder
einen Gcsammtbetrag von 288 Thlr., —und mit Zuziehung der Gewerbesteuer von eile» 30Thlr.,
eine jährliche Abgabe von oire» 318 Thlr., zu entrichten hat.

Für kleine Distanzen und mit öfterer Berührung der Grenzzollstellcn, kommt folglich diese
Schiffs-Gebühr um so häufiger vor, und wird daher um so drückender; eine Verthcilung derselben
auf die Schiffsfrachten ist aber nicht ausführbar, weil in den niedrigen Sätzen kein Ersatz liegt
und überdies das Fahrzeug beladen oder unbeladcn bezahlen muß.

Der Schiffer hat also eine Iahres-Stcucr zu tragen, die in Betracht seines geringen Betrieb-
Capitals , in Betracht der sein Eigenthum begleitendenGefahr und mit Rücksicht auf die von anderen
Gewerben und dem Handel zu tragenden Abgaben, außer allem Verhältniß liegt.

Eine weitere die Nhcinschifffahrtsehr hemmendeund bcnachthciligendcAbgabe besteht in den
Schiffdurchlaß-Gcbühren an den stehendenRheinbrückcn.

Die Abschaffung derselben wird sowohl durch den Nothstand der Segclschiffer motivirt, als
für die Erleichterung der Nhcinschifffahrtstets wünfchcnswcrthcr.

TecugehorsamsteStände glauben sich dahin ehrfurchtsvoll aussprechcn zu müssen, daß die
Schiffvnrchlaß-Gcbühren an und für sich dem in der Wiener Congrcß.Aklc und dem Rheinschifffahrts-
Vertragc angenommenen Grundsatz der freien Fahrt widerstreiten, und wenn die stehendenBrücken
zur Unterhaltung des Verkehrs der beiden Rhcinscitcn an manchen Orten sehr nützlich ja noth¬
wendig sind, dennochdie dadurch für die Schifffahrt verursachten Hemmnisseso viel Störung und
Nachtheil verursachen, daß der freie Durchlaß um so mehr gestattet, und nur für die Benutzung
der Brücke von Ufer zu Ufer die Gebühr erhoben werden mögte. Diese Ansicht findet darin ferner
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Begründung, daß die von den Nhcinschifffahrtsgclderngetrennten Vrückengcldelnnahmenzur Instand»
Haltung des Leinen-Pfades und der Ufer keineswegs contribuiren und durchgängig die starke Passage,
zur Unterhaltung nicht nur einen angemessenenErtrag einbringt, sondern sogar merkliche Ueber-
schüsse liefert, weshalb an verschiedenenOrten eine Ermäßigung des Tarifs Statt fand; obwohl
anderseits die Schifffahrt, die Entlastung der Gebühr so sehr bedürfte und fortwährend bedarf.

Wie bedeutend die Durchlaßgebührcn sind, geht daraus hervor, daß z. B. in Coblenz das
Ausführen eines Brückenjochs .................2 Thlr. 20 Sgr.
und des Windschiffs für die Segelschiffe ..............„ — 17'/, —
kostet.

Für die Dampfschifffahrt insbesondere verursacht der tägliche Durchlaß eine drückende große
Iahres-Ausgabe.

Diese Schiffe bedürfen abwärts des Ausfahrcns eines Jochs, zu Berg des Windschiffsund
zahlen das Windschiff. Die Holzstöße entrichten für jedes Joch 2 Thlr. 20 Sgr. und gebrauchen
oft 3, 4 bis 5 Joche.

Wie aber zunächst die Scgelschifffahrt, so erfordert der Schifffahrts-Betrieb überhaupt größere
Erleichterung, sollen die vorbereiteten neuen Vcrbindungs'Wege und Mittel einen nachthciligen
Umschwungnicht herbeiführen.

In fast allen Ländern, und unter Euer Majestät Allergnädigsten Schutz, herrscht im Rhein¬
land selbst, ein Wetteifer, die Communikationcn zu erleichtern.

Für die Frequenz auf unserm herrlichen Strome ist in den letzten zehn Jahren durch Ver-
vollkommnungder Schifffahrt fürwahr außerordentlich viel geschehen, gleichwohl sind neue Anstren«
gungcn nöthig, um mindestens auf große Strecken der bedrohlichenConcurrenz der Eisenbahnen, und
für einen Theil des Nieverrheins, dem schädlichen Einfluß der Maaßschifffahrt zu entgehen. In
der Dampfschifffahrt aber ist kaum Größeres zu leisten.

Durch Ermäßigung und tbcilweisc Abschaffung der auf dem Nheine lastenden Gebühren und
Zölle kann jedoch am entschiedensten ausgcholfcn werden.

Aus diesen Gründen sehen sich die treugehorsamstenStände veranlaßt, an Euer Majestät
die allerunterthänigste Bitte zu richten:

1) die Abschaffungder Necognitions-Gcbühr an den NheinvreußischenZollstellcn zu Gunsten
der inländischen Segelschifffahrt, Dampfschiff- und Dampfschlcppschifffcihrt;

2) den freien Durchlaß an den Preußischen Nheinbrückenfür die Segel«, Dampf- und Dampf¬
schleppschifffahrt,und die Holzflößen Preußischer Unterthanen, Allcrgnädigst zu befehlen;
und

3) das allerunterthänigste Gesuch hinzuzufügen, Euer Majestät mögen geruhen, mit den
Nheinuferstaaten Vereinbarungen treffen zu lassen, damit die vorbenannten drückenden Ab»
gaben, auf dem ganzen schiffbarenRhein abgeschafft werden.

Wir ersterben :c. :c.

Coblenz. den 17. März 1845.
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Allcrdurchlauchtigster König w. le.

25. Zuiieüung Vie zum achten Rheinischen Provinzial-Landtag versammelten getreuen stände wurden durch den
""°'"'"^^'Antrag eines Abgeordneten aus ihrer Mitte zur Erörterung der Frage veranlaßt, wiefern die Zu«
s>°n uud Festste!, ziehung ständischer Deputaten bei Revision und Feststellung des Zolltarifs wünschenswertl) und
,^°e« Z°l..^^,H h.gründet erscheine.

Wie würdig, umsichtig und ehrenhaft die hohen Staatsbeamten auch sein mögen, welchezu
den jährlichen Zoll-Eonfcrenzen zusammentreten, so dürfte es ihnen doch zu sehr an Gelegenheit
fehlen, die großen Bewegungen des Handels und der Industrie in allen ihren einzelnen Erschei¬
nungen aus eigener Anschauung zu erfassen und zu verfolgen, um allein zu einer umfassenden
Vertretung der Interessen des Zoll-Vereins geeignet zu erscheinen. Selbst in England, dem größten
Handclsstaatc, würde man es nicht gerathen finden, ihnen allein die Vertretung der gewerblichen
Interessen des Landes zu überlassest'.

Echo» bei mehreren Veranlassungen ist der Wunsch lebhaft hervorgetreten, daß bei den für
die Interessen der Rheinprovinz so höchst wichtigen Verhandlungen der Zoll-Confercnzcn die Stimme
der Vctheiligtcn gehört werde, und die Erfahrung hat die Ucbelständcder bisherigen Vcrfcchrungs-
wcise, nach welcher bloß Staatsbeamte zur Tarif-Bestimmung zusammentreten, nur zu sehr bekundet.

Die getrcueu Stände glauben sich einer dcsfallsigen näheren Ausführung enthalten, aber
doch in tiefster Ehrfurcht andeuten zu dürfen, wie die in deutschen Zeitungen publicirten Berichte
englischer Geschäftsträger in Beziehung auf die Verhandlungen der Zoll-Eonfcrcnzen ein schmerz¬
liches Bedauern erregen mußten. Es ist anzunehmen, daß diese Verhandlnngen, wenn sie mit
Zuziehung praktisch erfahrener unabhängiger Dcputirtcn geführt werden, für die Berücksichtigung
und Führung aller in Betracht kommeuocnVerhältnisse eine ungleich größere Gewähr bieten.

Allein die Zuziehung ständischerDcputirten erscheintnicht bloß wünschenswertl), sondern anch
gesetzlichbegründet. Die Zölle bilden nämlich einen wesentlichenTheil der Staats-Einnahmen,
und es steht somit die Frage einer Erhöhung oder Erniedrigung der Tarifsätze mit der Frage einer
höheren oder geringeren Besteuerung in so naher Verbindung, daß in den mcisteu Fällen die Zölle
in ihrer Wirkung einer Besteuerung gleich zu achten sind, wie dieß aus den jüngsten großartigen
Maaßregeln der engliichen Regierung auch zur Evidcuz hervorgeht. Da nun alle Gesetze, welche
die Besteuerung betreffen, dem Bcirath der Stände unterliegen, so dürfte nach dem ehrerbietigen
Ermessen der getreuen Stände das verfassuugomäßigcRecht des Heiraths auch für die Bestimmun¬
gen des Zolltarifs Geltung haben.

Die getreuen Stände halten sich verpflichtet, bei dieser Gelegenheit ihren Dank dafür aus-
zusprcchcn, daß Euer Majestät rücksichtlich der bei der Zoll-Eonfcreu; diesseits anzubringenden
Vorschläge eine Berathung von Sachverständige» aus dem Handels- und Gcwerbsstandc in landcs-
väterlichcr Fürsorge anzuordnen befohlen haben. Bei diesen Berathungen aber, so zweckmäßigund
nothwendig sie zur Aufttäruug der wahren Zustände und Bedürfnisse auch erscheinenmögen, werden
hauptsächlich und zunächst nur die speziellenInteressen des Handels uud der Gewerbe maaßgebend
sein, während die Stände, bcziehnngswcisedie ständischenDepntirtcn, die Zweckmäßigkeitder aus
jenen Verathungen hervorgehenden Vorschläge, wie überhaupt aller Tarifbcstimmungcn aus einem
allgemeineren Gesichtspunkte, nämlich nur im Interesse der allgemeinen Etaatowohlfahrt und in
Vertretung aller Staatsbürger zu prüfen haben.

In andern Zollvereins-Staaten wird nach diesem Grundsatz verfahren, indem von Seite»
der betreffendenStaatsregiernngcn bei jeder Tarif-Aenderung die Zustimmung der Stände gefordert
wird. Die getreuen Staude bescheiden sich, daß sich in unserm Vaterlande die dcrmalige Cempetcnz
der Stände auf den Bcirath beschränkt.
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Indem jedoch der nachträgliche Beirath seine Bedeutung verlieren würde, indem die
Norberathung auf acht Provinzial-Landtagen sehr mißlich und für die Durchführung einer festen
Vereins-Politik sehr störend einwirken, ja häufig unmöglich sein würde, wenn die Vorschläge der
übrigen Vereins «Negierungen erst bei versammelter Zoll. Eonfcrcnz angebracht werden, so sind die
getreuen Stände des untcrthänigsten Dafürhaltens, daß der ständische Beirath am zweckmäßigsten
durch Zuziehung ständischerDeputirten aus sämmtlichenVereinsstaaten in Ausübung kommen dürfte»

Möchten Eure Majestät geruhen, diese Ansicht in Gnaden zu billigen und diescrhalb mit den
übrigen durchlauchtigenVereins« Regierungen in Verhandlung zu treten, so dürfte von dieser Seite
um so weniger eine Abneigung zu erwarten sein, als die Mitwirkung ständischer Deputirten die
nachträglicheZustimmung der Stände-Versammlungen in den betreffendenStaaten wesentlichbeför¬dert würde.

Keine Provinz aber kann bei den Bestimmungen des Zolltarifs ein größeres Interesse haben,
als grade die Nheinprovinz, in welcher Handel und Gewerbe einen Aufschwunggenommen haben,
welcher der größten Beachtung werth erscheint.

Die treugehorsamstenStände der Nheinprovinz richten demnachauf Grund eines einstimmigen
Beschlussesder Plcnar« Versammlung an Euer Majestät die ehrerbietige Bitte:

„ Allerhöchstdicselbenwollen geruhen, mit den übrigen durchlauchtigenRegierungen des
Zoll-Vereines zu dem Zwecke in Verhandlung zu treten, daß die periodischeRevision
und Feststellung des Zolltarifs in Zukunft nur unter Zuziehung ständischerDeputirten
aus allen Zollvereins-Staaten erfolge.

Wir ersterben :c. ?c.
Cob lenz, den 17. März 1845.

Allerdurchlauchtigster König :c. :c.

Die treuen Stände haben sich der Berathung über die zwei Anträge der im vorigen Jahre in ,o, M°°.ßc«.
Trarbach versammelten Commission, welche auf einige Modisieationen des Grundsteuer - Gesetzes "°"""^""""
vom 21. Januar 1839 gerichtet sind, uud demgemäß, wie das Propositions-Dekret »c, 12 es
spricht, ihren Vciralh erfordert, unterzogen, und sich mit dem ersten, wonach für die Weinberge «3"'"^. >",-
welche ihrer geringen Lage und schlechten Bodenbeschaffenheitwegen in andere Cul turarten umgewandeltEmwr'«n 7mgc!
werden, eine zwölfjährige Grundsteuer-Freiheit bewilligt werden soll, als dem beabsichtigten Zwecke"""""""""'
sehr förderlich, um so mehr einverstanden erklärt, als gemäß der beigefügten Denkschriftdie hohe
Staatsrcgicrung geneigt ist, dieser Maaßregel ihre Genehmigung zu ertheilen. ^^^

In Betreff des andern Antrages hat jedoch die Stände-Versammlung, indem sie der in
beigefügter Denkschrift dagegen erhobenen Bedenklichkeit sich anschloß und noch ferner in Erwägung
zog, daß auch der dadurch beabsichtigte Vortheil den Nachtheil nicht überwiegen könne, welcher aus
einer solchen Beschränkungin der Benutzung des Gruudeigcnthums entstehenwürde, nicht geglaubt,
sich für dessen Befürwortung aussprechcn zu können, und die getreuen Stände beschränken sich daher
darauf, Euer Königliche Majestät allcrunterthänigst zu bitten:

„nur dem Antrage um Bewilligung einer zwölfjährigen Grundsteuer-Freiheit für dieje¬
nigen Weinberge, welche in eine andere Eulturart umgewandelt werden, Allcrgnädigst
willfahren zu wollen."

Wir cistcrbeu :e. :c.
Cob lenz, den 18. März 1845.
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Denkschrift.
,3)ie auf den Antrag der zum siebentenProvinz»'«!-Landtage versammelten Stände der Rheinpro«
vinz im September deS verflossenenJahres zu Trarbach zusammengetretene Commission hat zu
den Ursachen, welche vorzugsweise nachtheilig auf die Winzer an der Mosel, der Äbr und am
Nbeine einwirken, den Umstand gerechnet, daß zu viel in schlechten Lagen und mitbin zu viel
schlechter Wein gebaut werde, und hat es für wünschenswert!)erklärt, diesem Ucbelstande

») durch Verringerung der Zahl der jetzt bestehendenschlechten Weinberge, und
I,) durch künftige Verhütung der Anlegung solcher Weinberge

vorzubeugen. Nach der Ansicht der Commission läßt sich die Zahl der schlechten Weinberge nur
dadurch vermindern, daß solche, die ihrer Natur und Lage nach zu andern Culturartcn geeignet
sind, ausgerodet und in Gärten, Aecker, Wiesen oder Waldungen, insbesondere Lohliolzschläge,
verwandelt werden. Da aber ein Befehl hierzu nicht gegeben werden könne, und von einer bloßen
Aufforderung ein Erfolg nicht zu erwarten sei, so müsse für die Umwandlung schlechter Weinberge
eine Prämie in der Art bewilligt werden, daß den ausgerodeten und zu einer andern Culturalt
bestimmten Weinbergen auf 12 Jahre lang Grundsteuer»Freiheit gewährt werde, und zwar sei der
Zeitraum von 12 Jahren deshalb am angemessensten,weil bei Anlegung von Lohhccken erst in etwa
13 Jahren ein Ertrag zu erwarten stehe, und die Besitzer geringer und zu Lohhecken geeigneter
Weinberge sich schwerlichzu der gewünschtenUmwandlung verstehen würden, wenn sie eine Reihe
von Jahren hindurch die Grundsteuer von einem Vesitzthum entrichten sollten, welches ihnen noch
keinen Ertrag liefere.

Um ferner die Anlegung neuer schlechter Weinberge für die Zukunft zu verhüten, hat die
Commissioneine Modifikation des § 29 des Grundsteuer»Gesetzes vom 21. Januar 1839 dahin in
Vorschlag gebracht, daß die in diesem8 den auf Ocdländercien angelegten Weinbergen zugesagte
Steuer-Ermäßigung nur dann eintreten solle, wenn nach dem Atteste des Steuer-Controleurs, in
Uebereinstimmung mit dem Gutachten einer für diesen Zweck zu bildenden Commission, das in
Weinberg umzuwandelndeOedland seiner Lage und seinem Boden nach ein Weinberg besserer Gattung
zu werden verspreche.

Bei dem Vorschlage wegen Bewilligung einer temporären Grundsteuer-Freiheit für die aus»
gerodeten und zu einer andern Culturart bestimmtenWeinberge kommt zunächst in Betracht, daß
schon nach 8 29 des Gesetzes vom 21. Januar 1839 in dem Falle, wo mindestens 10 Quadrat»
Nuthen Weinland in eine andere Culturart umgewandelt und von dieser Aenderung die vorschrifts»
mäßige Anzeige gemacht wird, eine anderweite Ermittelung des Katastral-Reinertrages stattfindet,
welche nach einem durch die Amtsblätter der Regierungen bekannt zu machendenTurnus von 5 zu
5 Jahren erfolgt, und deren Resultat bei der Grundsteuer»Veranlagung des nächstenJahres zu
Grunde gelegt wird. Die demgemäß für die fraglichen Grundstückeeintretende Verminderung der
Grundsteuer wird, nach Maaßgabe des z 1 des erwähnten Gesetzes, von dem Grnndstcuer-Verbande
der beiden westlichenProvinzen übertragen, und eben so würde es zu halten sein, wenn von den
umgewandelten Weinbergen eine Zeit lang leine Grundsteuer erhoben werden soll. Es würde dann
die eben erwähnte gesetzliche Bestimmung im Wesentlichen nur dahin zu ändern sein, daß es der
vorgeschriebenenandcrweiten Ermittelung des Katastral-Neinertrages erst nach Ablauf von 12 Iah«
ren bei umgewandelten Weinbergen bedürfe und bis dahin angenommen werden solle, daß dieselben
gar keinen Reinertrag abwerfen. Wenn gleich eine solche Voraussehung und die daran geknüpfte
Folge als eine besondere Ausnahme von den Prinzipien des Grundsteuer-Gesetzes hervortritt, so
würde doch die Staatsregierung nicht Anstand nehmen, einem dcsfallsigen Antrage der Stände Folge
zu geben.
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Was die Anlage von Weinbergen auf Oedlänbereien betrifft, so bewilligt der 8 29 des Gesetzes
vom 21. Januar 1839 für dieselben keine eigentliche Steuerermäßigung, sondern er bestimmt nur, daß der
durch die Melioration erzielte höhere Ertrag während mindestens 20 Jahren keine höhere Vesteuc«
rung zur Folge haben soll. Diese zeitweise Nichtheranziehung, welchebei Holz« Anpflanzungen und
bei Austrocknungvon Sümpfen für eine noch etwas längere Zeit zugesichert ist, erscheint im Allge¬
meinen zweckmäßig und der Billigkeit entsprechend. Sofern aber mit Rücksicht auf die Verhältnisse
des Weinbaues in der Rheinprovinz eine Aenderung dieser Bestimmung im Sinne des von der
Commission zu Trarbach gemachten Vorschlages für angemessen erachtet wird, so möchte es
(wenn nicht lieber von letzteremganz Abstand genommen werden soll) jedenfalls rathsam sein, die
Besteuerung des durch die Melioration erzielten höheren Ertrages für alle und nicht bloß für die
muthmaßlich schlechten Weinberge schon vor Ablauf des Zeitraums von 20 Jahren eintreten zu
lassen, weil bei dem Gutachten, welches von einer aus Gemeindeglicdern zu bildenden Commission
über die künftige Qualität eines neu angelegten Weinberges abgegeben werden soll, Irrthum und
Willkühr schwer zu vermeiden sein würden. Daß übrigens die höhere Steuer, welche die auf Oed«
land ucu angelegten Weinberge bei Annahme des gemachten Vorschlages treffen würde, dem Grund¬
steuer-Verbände der beiden westlichenProvinzen zu Gute gehen würde, crgiebt sich aus dem im
§ 1 des Grundsteuer-Gesetzes vom 21. Januar 1839 aufgestellten und oben im umgekehrtenFalle
angewandten Grundsatze.

Berlin, im Januar 1845.

Allerdurchlauchtigster König :c :c.

^)n Folge eines Nescripts des Herrn Finanzministcrs vom 17. Juni 1844 und eines desgleichen,?. ,i.,fn«lml
des Herrn Ober-Präsidenten der Nheinprovinz vom 8. Januar 1845 soll die Aufnahme der Güter« ^" ^«"rwcch.
wcchselcrtlärungen den Bürgermeistern übertragen und dieses Geschäft den bisher dafür angestellten
selbständigen technischen Beamten wieder entzogen werden.

Die Aufnahme dieser Erklärungen ist aber das wichtigsteElement für die Erhaltung des
Grundsteuer-Katasters. — Es steht Allenmäßig durch Erfahrung fest, daß schon im Jahre 1824,
bis wohin länger als ein Dcccnnium. die gedachte Aufnahme durch die Bürgermeister besorgt wor¬
den war, grade hierin ein Hauptgrund aller Verwirrung lag, welche sich in dem Fortschreibungs-
Wesen täglich sichtbarer herausgestellt hatte. Die Felge dieser Wahrnehmungen war, daß damals
die Aufnahme der Güterwechsel-Erklärungen eigenen seldstständigen technischen Beamten übertragen
wurde. In der That ist auch nicht abzusehen, wie die Bürgermeister im Stande sein können, bei
den vielen und mannichfaltigcn ihnen obliegenden Arbeiten, sich auch noch diesem mühevollen und
zeitraubenden, und außerdem technische Fertigkeiten erfordernden, Geschäfte zu unterziehen.

Die Wichtigkeitund Nützlichkeit deS Grundsteuer-Katasters, sowohl wegen des Zweckes der
gleichmäßigenGrundstcucr-Vertheilung, als auch wegen des tief, in alle Eigenthums« und Hopo-
theken - Rechte eingreifenden Gebrauches desselben, hat jetzt so allgemeine anerkannte Gellung ge¬
funden, daß die sichere Erhaltung dieses kostspieligenWerkes für die Provinz, ein unabweisbares
Bedürfniß geworden, und alles zu entfernen ist, was diese Erhaltung nur einigermaßen in Ge¬
fahr bringen tönnlc.

Die getreuen Stände haben es daher für ihre Pflicht erachtet, eine so durchgreifende Reform,
wie sie in den gedachten Rcscripten in Aussichtgestellt ist, zum Gegenstaude ihrer sorgfältigstenBe¬
rathung zu machen, und sind demnächst aus den vorhin angeführten Gründen zu der einstimmigen
Annahme gekommen,daß durch die Ucberlragung der Aufnahme der Güterwechsel-Erllsrungen an

28*
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die Bürgermeister, die sichere Erhaltung des Grundsteuer-Katasters für die Zukunft als gefährdet
betrachtet werden dürfte.

Dieselben finden sich daher veranlaßt, Ew. Majestät allerunterthänigst zu bitten, Allcrgnä-
digst befehlen zu wollen:

„daß die bestehendeEinrichtung, wonach für die Erhaltung des Grundsteuer-Katasters
„selbstständigetechnische Beamte angestellt sind, beibehalten werde, und daß die durch
„die vorbezogenen Nescripte deü Finanzministers vom 17. Juni 1844 und des Ober»
„Präsidenten der Rheinprovinz vom 8. Januar 1845, in Aussichtgestellte Reform, nach
„welcher die Aufnahme der Güterwechsel-Erklärungen den Bürgermeistern wieder über»
„tragen werden soll, nicht zur Ausführung kommen.

Wir ersterben :c. :c.

Coblenz, den 18. März 1845.

Allerdurchlauchtigster König ,e. te.

Euer Königliche Majestät haben zur Erleichterung einer gemachten Vcrtheilung der Gewerbesteuer
'2- ^'''^"' durch AllerhöchsteCabinets-Ordre vom 24. November v. I. zu genehmigen geruht, daß die Ge-

OtwertNtucr. werbesteuer in den Klassen ^ «. K. t). N. r. und ll nicht blos in den durch die Beilage U. zum
6""' Gewerbesteuergesetzvom 30. Mai vorgeschriebenen Steigcrungssätzen, sondern außerdem noch in

Iahresbeträgen von 10, 14, 16, 20, 28, 32, 42, 54, 66, 72 und weiter jedesmal von 12 zu 12
Thlr. steigend entrichtet werden soll.

Durch diesen AllerhöchstenErlaß ist nun freilich für die Gewerbetreibenden, welche vermöge
ihres Gewerbcumfangs zu 8 Thlr. und höher besteuert werden müssen, in jeder Weise gesorgt; in¬
dem die Steuer-Sätze bis zu 32 Thlr. successive von 2 zu 2 steigen, und wodurch denn die Steuer»
Vertheilet es nun in der Gewalt haben, die Steuer den verschiedenenGewerbetreibenden auf eine
sachgemäßeWeise anzupaßen.

Was dagegen die Gewerbe betrifft, welche sachgemäßunter 8 Thlr. besteuert werden müssen,
so erscheint bei diesen eine Abstufung der Steuersätze von 2 zu 2 Thlr. noch zu auffallend. Ganz
besonders ist dies bei den Sätzen von 2 auf 4 Thlr. und von 4 auf 6 Thlr. der Fall, wo also
ein Steigen vom Einfachen aufs Doppelte und vom zweifachenzum dreifachen stattfindet.

Dieses auffallende Verhältniß kommt aber bei den höhern Steuersätzen, und selbst bei denen,
die von 12 Thlr. zu 12 Thlr. steigen, nicht vor. Hat man aber für sachgemäß gehalten, bei einem
Steuersatz von 28 Thlr. noch eine Erhöhung von 2 Thlr.: — also um '/^ — eintreten zu lassen,
so wird es gewiß um so angemessenererscheinenbei den niedern Steuersätzen von 2, 4 und 6 eine
Erhöhung von jedesmal 1 Thlr. eintreten zu lassen, zumal da diese niedern Steuersätze gerade die
geringste Gewerbetreibenden treffen, welche wegen größerer Beschränktheit an Mitteln die möglichste
Berücksichtigungverdienen.

Würden also außer den bereits bewilligtenSteuersätzen auch noch die von 3, 5 und 7 Thlr.
in Anwendung kommen, so wäre der Veranlagungs-Behörde die Möglichkeit geboten, auch bei den
geringen Gewerbetreibenden, die Gcwerbsteucr mit größerer Genauigkeit unter zu Vertheilen, was
aber natürlich zur Folge hatte, daß weniger Beschwerdenangebracht würden, da eben die geringere
Gewcrbtreibende am meisten rcllamiren.

Schließlich wird noch allerunterthänigst angeführt, daß bei der Genehmigung vorgedachter
Abstufung von 1 zu 1 Thlr. bis >,»<:!. 8 Thlr. die Untcrverthcilung des ganzen Steucrquanlums
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einer Gewcrbsklassedurchaus keiner Schwierigkeit unterliegt, indem durch die Zusammensetzungder
Steuersätze von 1 bis 8 Thlr. um l Thlr. jedesmal steigend sich jede beliebige Summe zusammen¬
stellen läßt.

Der Landtag erlaubt sich also Euer Königliche Majestät allerunterthänigst zu bitten, auch in
den niedern Gewerbesteuer-Sätzen von 2 bis 8 Tblr. eine Erhöhung von jedesmal 1 Tblr. ein¬
treten zu lassen, und den bisherigen Steigerungs-Modus allergnädigst abändern zu wollen.

Wir ersterben :c. :c.

Cob lenz, den 18. März 1845.

«9, Einführung

Allerdnrchlauchtigster König ,e. sc.

^./27's ^.!" '"elcher die Stadt Iülich sich befindet, ist schon mehrmals Gegenstand der ,««r«««
B.tten gewesen, welche Euer Majestät vorzutragen die treugehorsamsten Stände sich verpflichtet'"""""
erachten. Auch jetzt müssen wir das landesväterliche Herz Euer Majestät auf die Leiden einer Stadt '"^'"'
lenken, welche dadurch, daß sie Festung ist, in ihrer Entwickelung gestört wurde, und durch die
Anlage einer rheinischenEisenbahn einen Haupttheil ihres geringen gewerblichenVerkehrs, - den.
jenigen, welcher mit der Lage an einer frequenten Hauptstraße verbunden ist, — verloren hat

Unter diesen Verhältnissen tragen Euer Majestät getreue Stände die allerunterthänigste Bitte
einstimmig vor:

daß Allerhöchstdieselbenhuldreichst geruhen wollen, die Aufhebung der Mahl- und
Schlachtstcucr, und dagegen d,e Einführung der Klassensteuer in Iülich unter Veran.
legung derselben zu den Grundsätzen zu befehlen, wie solche nach den über die Klassen-
steuer bestehenden gesetzlichenBestimmungen auch in andern tlassensteuerpflichtige» Städten
in Anwendung kommen.

Die Allcrgnädigste Gewährung dieser allerunterthänigste» Bitte dürfte wesentlich zur Linde-
rung des Nothstandes der Stadt Iülich beitragen, in welcher unter den oben geschildertenVcr«
Hältnissendie Mahl« und Schlachtsteuer als eine besonders drückende Last erscheint. Alle Gründe
welche jetzt von manchen Seiten gegen diese Steuer vorgebracht werden, - ihre Ungleichartigkeit^
ihre Störung des freien Verkehrs zwischen Stadt und Land, ihre Eigenschaft, die untere und mitt¬
lere Volksklassenvorzugsweise zu belasten, - finden auf Iülich'verstärkte Anwendung. Da diese
Steuer die Bewohner der Stadl mit mehr als 1'/, Thlr. ?.-« Kopf trifft (ohne den Communal-
Zuschlag zu rechnen), während die normalmäßig umgelegte Klassensteuer wahrscheinlichnur etwa
20 Sgr. j..» iiopf betragen würde, so läßt sich ermessen, wie ein so ungünstiges Steuerverhältniß
fortwährend zur Vermehrung der Armuth in einer durch äußere Verhältnisse ohnehin bedrängten
Stadt wirken muß. Wie ledhaft und allgemein dies in Iülich gefühlt wird, geht aus dem Um.
stände hervor, daß die auf Abschaffung der Mahl- und Schlachtsteuer gerichteteund bei dem gegen,
wärtigen Landtage eingegangeneBittschrift nicht nur von einer großen Zahl der Bewohner Iülichs
sondern auch von dem Bürgermeister und den Mitgliedern des Stadtraths daselbst unterschriebenist
ungeachtet die Communal-Behörden häufig keine Gegner dieser Steuer sind, weil sie vermittelst der
Zuschläge eine gewisse Bequemlichkeitfür die Aufbringung von Communal-Lasten darbietet.

Wir ersterben:e. :c.

Coblcnz, den 2L. März 1845.
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AUerdurchlauchtigster König :c. ,c.

,0 Dtbit »e« ^?it besonderem Danke wird die von Seiner Majestät dem hochscligenKönige auf die Bitte des
NieM,c«. fünften RheinischenLandtags im Jahre 1838 geschehene Verleihung besonderenwohlfeilen Viehsalzes,

so wie die von Euer Königlichen Majestät im Jahre 1843 gestattete Erweiterung dieser Bcfngniß
fortwährend in der ganzen Provinz anerkannt. So wohlthätig aber der Gebrauch des Salzes bei
der Fütterung auf die Gesundheit des Viehs wirkt, so ist doch zu beklagen, daß der Erfahrung
nach so wenig in der ganzen Provinz davon verbraucht wird, welches seinen Hauptgrund hat in
den Formalitäten und Umständlichkeiten, unter welchen dasselbe aus den Salz-Niederlagen zu
beziehen ist. Haupthindcrniß ist vorncbmlich die Bestimmung, daß daS Salz nur in Partien von
200 Pfund und zwar gegen baares Geld direct aus den oft entlegenen Debitstellen zu entnehmen
ist; weil dadurch namcmllch der kleine Landwirth, der wenige, selbst oft nur ein Stück Vieh besitzt,
an dem Nutzen des wohlfeilen Salzes gar keinen Antheil hat, indem der Einwand, er könne sich
ja mit mehreren Genossen vereinigen, um einen Sack n 200 Pfund gemeinschaftlich aus den Salz«
Niederlagen zu beziehen, sich praktischnicht rcalisiren läßt. Es würde aber, ohne viele Schwierig¬
keiten und ohne Gefahr für die Staatskasse, auch den ärmeren Familien Erleichterung verschafft
werden können dadurch, daß nach Anhörung des Bürgermeisters und Gcmcindcraths, einem von da
aus als dazu am geeignetsten vorgeschlagenen zuvcrläßigen Einwohner des Ortes die nach dem
Viehstande etwa bcnöthigtc Tonncnzahl dieses Salzes mit der Verbindlichkeitüberlassen würde, den
einzelnen Viehbcsitzcrnder Gemeinde davon zu überlassen, und dafür etwa den Gewinn von höch¬
stens einem Pfennig i»r<> Pfund entnehmen zu dürfen. Auf diese Weise tonnte auch die ärmere
Klasse des Volks an der Wohlthat des geringeren Preises des Viehsalzes Participiren; und da bei
dem bekannten Zusätze von Wermuthtraut und Eisenorid, oder besser noch Enzianpulvcr, nicht leicht
Mißbrauch zu befürchtenist, wie solcher auch der Erfahrung «ach sich noch nicht herausgestellt hat,
so wird dadurch dem Staatsschatze schon überhaupt, als insbesondere bei der durch Überlassung an
einen zuverlässigen Einwohner des Orts gestellten Garantie nicht allein kein Nachtheil erwachsen,
sondern Vielmehr durch den bei vermehrtem Gebrauche des Salzes günstigeren Gcsundhcuozustcind
des Viehes und den dadurch beförderten Wohlstand der Staat, als Compler des Ganzen genommen,
nur gewinnen.

Selbst direct hat die Staatskasse dadurch einen Vortheil, weil selbst beim Preise von 5 Thlr.
pr» Tonne die Selbstkostenhöchstens'/, betragen, ein gesteigerter Verbrauch also jenen jedenfalls
vermehren wird.

An Euer Königliche Majestät richten treugehorsamste Stände demnach, im Interesse der
Landwirthschaft, die ehrfurchtsvolle Bitte, Ällcrhöchstdicsclbcn wollen geruhen zu befehlen:

daß in jeder Gemeinde einem vom Bürgermeister und Gcmeindcrathe vorgeschlagenen
Einwohner die dem Viehstande des Vezirks entsprechende Tonnenzahl Viehsalz, zur
Wiedervertheilung an die benöthigten Gemeiudemitglicdcr überlassen werden dürfe.

Wir ersterben lc. ic.

Loblenz, den 2. April 1845.
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Allerdurchlauchtigster König ,e. tc.

(3s sind den zum 8. Landtage versammelten getreuen Ständen vielfachePetitionen und Anträge <,, «iM««
wegen Abschaffung der Mahl« und Schlachtsteuerund wegen Revision der Steuergesetzgebungzugc-'" -'""'^'
kommen, alle darauf gegründet, daß die Steuern in zu starlem Verhältnisse die untern Volkstlassen
belasten.

Bei Erwägung dieses wichtigen Gegenstandes haben die getreuen Stände sich überzeugt, baß
allerdings ein wesentlicherUcbelstandder dermaligen Besteuerung darin besteht, daß mehre Steuern,
und insbesondere die Mahl- und Schlachtsteuerverhältnißmäßig zu stark auf den untern und null-
lern Volkollassen lasten, und hierdurch nicht nur im Widersprüche mit dem v«n Euer Majestät stets
sanctiouirten Grundsatze der glcichvertheilcndenSteuer stehen, sondern auch die Entwickelung
des National» Wohlstandes beeinträchtigen. Die getreuen Stände müssen diese Rücksichten um so
wichtiger erachten, je mehr in neuerer Zeit die politische Bedeutsamkeit der untere» Voltsklassen
hervortritt, und je stärker dieser Umstand die Ansicht unterstützt, daß zur festen Ausrechthaltungvon
Ruhe und Ordnung im Staate eine zeitige Würdigung der Beschwerden jener Klassen eines der
besten Mittel sei.

Euer Majestät haben Allerhöchstsclbst die Verbesserung des Zustandes der untern Volkstlassen
als eine, der von der Staatsverwaltung zu erfüllenden Aufgaben betrachtet. Indem die getreuen
Stände die hierdurch ausgesprocheneerhabene Gesinnung Euer Majestät tief verehren, glauben sie
Allcrhöchstdero landcsväterliche Absichtenauf die Erwägung der Frage hinlenken zu dürfen, ob
nicht das gegenwärtige Steuersystem hinsichtlich seiner unverhältnißmäßigen Belastung der untern
und mittlern Volkstlassen einer wesentlichenReform bedürfe.

So nützlichhierüber eine nähere Erörterung den getreuen Ständen zu sein scheint, so wenig
haben sie sich dagegen für jetzt befähigt erachtet, bestimmteVorschläge ober Bitten wegen Abschaf«
fung oder Veränderung der bestehendenSteuern, namentlich der Mahl« und Schlachtsteuerund der
Klassensteuer,vorzubringen, sie glauben vielmehr, sich darauf beschränken zu müssen, Euer Majestät
die alleruntcrthänigste Bitte vorzutragen:

daß Allerhöchstdiesclben Allcrgnädigst geruhen mögen, der Staatsverwaltung eine gründ«
liche Prüfung der Frage zu befehlen, ob und in wie weit eine Revision der Steuer-
Gesetzgebung zum Zwecke einer gleichmäßigen Vertheilung der Steuern, und zwar ins¬
besondere zur Erleichterung der Steuerlasten der untern Volkstlassen nothwendig und
ausführbar sei.

Zur weiten, Begründung dieser allerunterthänigsten Bitte nehmen die getreuen Stände noch
ehrerbietigst Bezug auf den in Abschriftbeigefügten Bericht, welchen der 5. Ausschußüber die vor«
liegende Frage erstattet hat. ^.

Wir ersterben :c. :c.
Coblcnz, den 26. März 1845.

Bericht des 3. Ausschusses
ober mehre Antrage und Petitionen, die Aufhebung resp. Modichirung der Mahl-

nnd Schlachtsteuer, so wie eine Revision der Steuer Gesetzgebungbetreffend.

Aci der hohen Stände «Versammlung sind mehre Anträge und Petitionen eingegangen, welche die
Aufhebung oder Modlfizirung der Mahl« und Schlachtsteuer, oder überhaupt eine Revision der
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Steuergesetzgebung bezwecken;letzteres vorzüglich in Hinsichtauf eine gerechtere, die untern Volks¬
klassen weniger belastende Besteuerung.

Diese Anträge und Petitionen können unter drei Hauptrubriken gebracht werden.

H. Auf die Abschaffung der Mahl« und Schlachtsteuer, resp, die Einführung der
Klassensteuer sind gerichtet:

Eine Bittschrift von 1,58 Bürgern zu Düsseldorf.
Eine Bittschrift von 660 Bürgern zu Wesel, welche lebhaft den Druck der Mahl« und

Schlachtstcucr schildern.
Eine Bittschrift vor 148 Bürgern zu Coblenz.
Eine Bittschrift von 175 Einwohnern von Saarbrücken, St. Johann und Umgegend.
Eine Bittschrift von 188 Bürgern zu Iülich, in welcher der große Druck der Mahl» und

Schlachtstcucr lebhaft, jedoch ohne Zweifel mit treuer Wahrheit geschildertwird.
Eine Bittschrift von 740 Bürgern zu Aachen.
Eine Bittschrift von Bürgermeister und Stadtrath zu Cleve, welche erklären, daß sie un¬

geachtet mancher Vorzüge der Mahl« und Schlachtstcuerdoch deren Aufhebung dringend wünschen,
weil jene Steuer immer verhaßter werde, und man sie allgemein für eine ungleichmäßigeBelastung
halte.

Eine Bittschrift von 564 Bürgern zu Trier.
Ein Antrag des Abgeordneten Guittienne für die Bürger von Wallerfangen.

It. Auf die Modification der Mahl- und Schlachtsteuer sind gerichtet:
Ein Antrag des Abgeordneten Baum für den Stadtrath zu Düsseldorf. .Es wird die

Aufhebung der Steuer auf Roggen gewünscht, und außerdem die Bitte ausgesprochen, daß alsdann
der Staat von der Mahl- und Schlachtstcuer nur so viel für sich nehme, als die Klassensteuer,
normalmäßig umgclcgt, betragen würde, und daß der Nest der Kommune überlassen werde.

Eine Bittschrift von 411 Bürgern zu Trier, welche die dort bestehende Mahl- und Schlacht¬
stcuer in verschiedenenEinzclnheilen verändert zu sehen wünschen, namentlich darin: daß wiederum
die Steuerfreiheit für '/^ Centner eintrete; daß wie früher, wiederum nur 12 Sgr. für Graupen,
Hirse und Hafergrütze, und dagegen 48 Sgr. für feine Mchlsorten, als Griesmehl, feine Graupen
u. dgl, anstatt des jetzt bestehenden durchschnittlichenSatzes von 24'/, Sgr. erhoben werden möge;
daß die Fleischstcuer bei der Erhebung nach der Stückzahl des Viehes auf den früher bestandenen
niedrigern Satz wiederum zurückgeführt, und daß endlich auch Wildprctt und Geflügel besteuert,
dagegen r>> Mahl- und Schlachtstcucrum so viel herabgesetztwcrdc. Indessen verlangen die Bitt.
steller im Allgemeinen auch die Aufhebung dieser Steuer, sobald die dcrmaligen Eommunal-Zuschlcige
durch eine andere Steuer ersetzt werden können, welche nicht das Gehässige der jetzt auch dort be¬
stehenden Einkommensteuerhabe.

Eine Bittschrift von Ober-Bürgermeister und 91 Bürgern zu Bonn, welche auf Abschaffung
der Steuer von Roggen antragen.

6. Auf Revision der Steuer-Gesetzgebung sind gerichtet:
Eine Petition des Stadtrathes zu Trier zu dem Zwecke,daß die ärmere Klasse erleichtert,

und dagegen die wohlhabenden und reichen Stände verhältnißmäßig stärker besteuert werden mögen.
Die bereits erwähnte Bittschrift von 564 Bürgern zu Trier, welche die zunehmende Noth

der untern Volksklasscnund die ungleichmäßigeBesteuerung hervorheben, und die Einführung eines
neuen, jedes Vermögen gleichmäßig belastenden Steuersystems beantragen.
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Die ebenfalls schon erwähnte Bittschrift von 175 Einwohnern von Saarbrücken, St. Jo¬
hann und Umgegend, welche hervorheben, daß außer der Mahl- und Schlachtstcucr auch die
Klassensteuer,die Stempelsteuer und die Notariatstaie den geringen und Mittclbürger zu stark be¬
lasten, und welche überhaupt zur Abschaffung dieser Uebelstände eine Revision der Steuergesetzgebung
beantragen. . «, , ^. . .

Der bereits erwähnte Antrag des Abgeordneten Guittienne, worin die Nothwendigkeit
einer gleichmäßigen Vertheilung der Staatslastcn hervorgehoben wirb.

Die ebenfalls erwähnte Bittschrift vom Ober-Bürgermeister und 91 Bürgern zu Bonn,
welche eine Ermäßigung der Klassensteuerin den untersten Stufen wünschen.

Ein Antrag des Abgeordneten Fellinger, darauf hingehend: daß die bestehendeSteuer-
Gesetzgebung einer Revision unterworfen, und anstatt aller Steuern, welche vorzüglich die nicht
wohlhabenden Volksklasscn treffen, nur Eine Vermögens- oder Einkommensteuer eingeführt, daß
jedoch schon jetzt die Mahl- und Schlachtsteuerin eine Einkommensteuerverwandelt werde, welche
den gemeinen Mann gar nicht, dagegen die wohlhabenden und reichen Bewohner ohne alle Aus¬
nahme treffe. Der Herr Antragsteller sucht seine Ansicht vom philosophischenStandpunkte aus zu
begründen; er betrachtet die dcrmaligcn steuerlichenVerhältnisse als unvereinbar mit der allgemeinen
Gerechtigkeit«nd als höchst nachtbeiligund gefährlich, letzteres weil sie den Pauperismus begünstigen
und wegen ihrer innern Ungerechtigkeithöchst bedenkliche Folgen haben möchten.

Der Zweck dieser Bittschriften und Anträge ist im Allgemeinen gleichartig, sie eignen sich da-
berzur Vereinigung in Eine Berichts-Erstattung, welche folgende Fragen zu erörtern hat:

I. Ist eine Revision der Steuer-Gesetze nützlich und wünschcnswcrth, um eine gerechtere
Bcitragspflichligkcit der Unterthanen, und insbesondere für die untern Volksklasscneine
Erleichterung der Steuerlast zu bewirken?

II. Wenn die erste Frage bejaht werden müßte, was ist alsdann zu beantragen?

lll. Ist eine Aufhebung oder eine Modifikation der Mahl« und Schlachtsteuer hinreichend ge¬
rechtfertigt, und sind dicserhalb bestimmteAnträge zu stellen?

ää I Die Regeneration, welche der preußischeStaat nothgebrungen zur Sclbsterhaltung
nach den unglücklichenEreignissen von 1806 und 1807 in fast allen Zweigen der Staatsverwaltung
und in manchen socialen Verhältnissen vornehmen mußte, erstrecktesich auch auf das gesamm e
Steuersystem Dasselbe ward durch die in den Jahren 1818-1822 erlassenenGe etze aroßtcnthc.ls
neu geordnet, erreichte aber nicht seine vollständigeDurchführung nach den allgemeinenGrundsätzen,
wie solche durch frühere Edikte ausgesprochen waren; namentlich blieb die frühere V ordnung

u geführt, nach welcher die Grundsteuer wie jede andere Steuer nach gleichen Grundsätzen.m
S °aa h n w/rben sollte. Es folgte nun, als die neu eingeführten Steuern n.cht nur daS
B d rfniß ^ völlig deckten, sondern noch über dasselbehinaus

in welcher Rnhe, Stillstehen und eine bloße da
Hau e der höhern Staatsbeamten zu sein schien, eine Periode, in welcher d.e Bildung des

als einziger Glanzpunkt im politischen Leben des Staats leuchtet,
deutschenZollve. ^ .^ ^^ ^ ^.^^ ^^.^^ des Steuersystems w.e so

manches Andere geschlummerthat, ist nun sei. einigen Jahren wieder Bewegung entstanden a
^l«? des Raturaesetzes der Reaktion, und auch theilweise hervorgerufen und befördert durch den
^5 ^e/. eines r aben n Herrschers, welcher erkennt, daß ohne Bewegung und Fortschritt die

E^rrun e<n."tt/^ '«m Toie oder in. weniger unglücklichenFalle znm Wieder-
erwachen unter convulsivischcnund gefährlichen Ereignissen führt.
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ES ist daher erfreulich, daß auch in Beziehung auf SteuergesetzgebungBewegung und Leben
in ungefährlicher Weise eingetreten sind, und daß überall die Frage der Gerechtigkeitund Zweck¬
mäßigkeit der Steuern zur Erörterung gebracht wird.

Von vornherein muß sich die Bemerkung aufdrängen, daß es ein wahres Wunder wäre,
wenn eine Erfahrung von 20 oder 25 Jahren nicht herausstellen sollte, daß die eine oder andere
Steuer eine wesentlicheVeränderung bedürfe, um noch als gerecht und zweckmäßig betrachtet werden
zu können. In dieser Beziehung heben wir im Hinblick auf die vorliegenden Anträge folgende
Momente hervor:

») Die Klassensteuerhat bekanntlichanfangs nicht den Ertrag aufgebracht, welchen die Staats¬
verwaltung vor Erlassung des betreffenden Gesetzes vom 30. Mai 1820 berechnethatte.
Es ergab sich, daß die Normen, nach welchen die Classificirung der Steuerpflichtigen
erfolgen sollte, mit Strenge in Anwendung gebracht werden mußten, um sich dem vräsu-
mirten Ertrage zu nähern; auf diese Weise mag die Klassensteuer wohl in einzelnen
Bezirken oder Kreisen härter drücken, als es die ursprüngliche Absicht des Gesetzgebers
gewesen ist. Abgesehen hievon ist aber nicht zu leugnen, daß diese Steuer verhältniß¬
mäßig die untern Voltsklassen zu stark trifft, und baß sie in dieser Beziehung gegen
Gerechtigkeit streitet. Der Grundsatz, auf welchen diese Steuer basirt ist. daß sie eigentlich
eine Kopfsteuer, in welche die Steuerpflichtigen in wenige Klassen getheilt werden, sein soll,
stellt ein Mittelding zwischen Kopfsteuer, Vermögens- und Lurussteuer hin, in welchem
lein hinreichender Anhaltpunkt für die Veranlagung gegeben ist. Ein weiterer Vorwurf,
welcher dieser Steuer nicht mit Unrecht gemacht wird, besteht darin, daß sie nothwendig
große Ungleichheitender Besteuerung zwischen verschiedenenKreisen oder Orten herbeifüh¬
ren muß. In einem Kreise, in welchemdurchschnittlichdie Bevölkerung arm ist, werden
die Steuerpflichtigen jeder Klasse weit weniger Stcuerfäbigkeit besitzen, als in einem Kreise,
welcher durchschnittlich wohlhabend ist; danach wird die Steuer den einen Kreis härter
treffen, als den andern, so daß man wohl anucbmen kaun, daß in einem solchen Falle
die Steuerpflichtigen des ärmeren Kreises im Durchschnittum etwa eine halbe Klasse höher
besteuert sind, als in dem wohlhabender« Krcise. Ungleichheiten dieser Art können bei
einer Steuer, die durchschnittlichauf den Kopf der Bevölkerung «ro» 16 bis 18 Sgr.
beträgt, weder gerecht noch zweckmäßig genannt werden,

l») Nicht nur die Klassensteuer,sondern überhaupt das preußischeSteuersystem, welches in den
meisten größeren Städten die nöthigsten Nahrungsmittel, — Brod und Fleisch, — im
Allgemeinen das Salz besteuert, auch vermittelst des Zolltarifs die LebensbedürfnissedeS
geringen Mannes mit vcrhällnißmäßig höheren Zöllen trifft, als die Gegenstände des
Lurus, ist unverkennbar für die untern Volksklassendrückend. Gern geben wir zu, daß
indirect die Steuern der letzter» zum Theil durch Erhöhung des Arbeitslohns auf die
wohlhabenderen Voltsklassen zurückfallen. Dies geschiehtjedoch in der Wirklichkeitkeines,
Wegs in dem Maaße, wie es von der Theorie behauptet wirb und wie eS auch wirklich
geschehen würde, wenn das sociale Leben des preußischenVolkes ein in sich abgeschlossenes
wäre. Eine solche Abgeschlossenheit findet aber gerade für daS preußischeVolk am wenig¬
sten Statt, weil der Zollverein alle preußischen Provinzen mehr oder weniger in nahe
Verbindungen und in freien Verkehr mit andern Staaten gesetzt hat; ein Umstand, welcher
beharrlich auf die Gleichstellung der Preise der verschiedenenLebensbedürfnisse,ohne Rück»
ficht auf die in jedem Staate bestehendenSteuern, folglich auf Annäherung zur Gleichheit
im Arbeitslöhne hinwirken muß. Der preußische Staat hat also sein Steuersystem so ein»
zurichten, daß daraus im Vergleiche gegen dasjenige der im Zollvereine befindlichen
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Staaten lein Nachtheil für die Production und insbesondere lein Hinderniß für die Zu¬
nahme der Wohlhabenheit entstehe,

e) Mit jedem Jahre nimmt die politische Wichtigkeit der untern Volksklassen zu. Um so
nothwendiger erscheint es, daß sie nicht einmal scheinbar, geschweige denn in der Wirklich,
lcit von den Steuern vcrhältnißmäßig hart bedrückt werden. In neuerer Zeit hat die
Philantropie die Verbesserung des Zustandes jener Voltsklassen lebhaft ergriffen. Ist
dabei auch nicht überall mit staatsmännischemVerstände und mit hinreichenderSachkenntniß
verfahren, sind auch manche Schilderungen von der allgemeinen Noth der untern Volks-
llassen nicht immer ganz richtig, - so viel ist aber gewiß, daß die Gesetzgebungsich nicht
wird erwehren können, der philantropischen Richtung zu folgen, und daß dies wirksam
vorzugsweise im Gebiete der Besteuerung wirb geschehen müssen,

ä) Das Stempelgesetz ist überhaupt seit langer Zeit sogar im Kreise der Staatsbeamten als
mangelhaft anerkannt und dessen wesentliche Verbesserung dem Vernehmen nach langst
beabsichtigt.

Hiernach sprechenwir uns auf die erste Frage dahin bejahend aus: daß eine Revision
der Steuergesetze, und zwar derjenigen, welche verhältnißmäßig die untern
Volksklassen stark treffen, zum Zweck der Festsetzung einer gerechtern und
zweckmäßigern Beitragspflichtigkeit der Unterthanen, nützlich und wünschens¬
wert h zu sein scheint.

H»l II. Zur zweiten Frage übergehend, müssenwir zuvörderst anerkennen, daß eine wcsent«
liche Umgestaltung des Steuersystems eine ernste, von vielen Seiten zu prüfende Angelegenheit ist,
in welcher die Stände-Versammlung uicht wohl specielle Vorträge machen kann. Nur die Staats-
Verwaltung ist nach ihrer Stellung und nach ihrer Kenntniß der Verhältnisse befähigt, dies zu thun.

Wir können daher die Stände-Versammlung nur bitten, bei Sr. Majestät dem Könige zu
beantragen, daß zu einer Revision der Steuergesetzgebung in dem oben angedeuteten Sinne die
Einleitungen getroffen werden mögen.

Zugleich möchte die hohe Stände-Versammlung sich dahin aussprechen, daß bei der Erwä¬
gung der in den Steuern zu treffenden Abänderungen die nachfolgendenAnsichtenin Betracht zu
ziehen <cin dürften:

») Es erscheint nicht praktisch und zulässig, einen großen Theil der verschiedenenSteuern
durch eine Einzige Einkommen- oder Vermögenssteuer zu ersetzen,wie es der Abgeordnete
Fellin ger beantragt hat. Diese humanistische Idee erscheint bei dem Belaufe der jetzigen
für den Staatshaushalt erforderlichen Bedürfnisse unausführbar. Der Versuch, sie in's
Velen zu rufen, würde ohne Zweifel auf unüberwindliche Hindernissestoßen und insbeson¬
dere die für den Staat sehr nachthcilige Folge haben, daß reiche und angesehene Personen
auswandern würden,

l») Dagegen fordert die kürzlich in England mit glänzendem Erfolg bewerkstelligteEinkom¬
mensteuer allerdings dazu auf, auch eine solche in Preußen einzuführen. Es dürfte aber
nicht zu wagen sein, sie wie in England zu 3°/» von dem Einkommen festzustellen. In
dieser Höhe erscheint die Eiukommensttuer nur in einem i!ande ausführbar, in welchem
als Folge der freiesten Institutionen der lebendigsteNalionalgeist oder die höhere Idee
des StaalSbürgcrthumS alle Volkoklasscndurchdrungen hat. Daher scheint die Hälfte deS
in England angenommenen Steuersatzes das Marimum zu sein, welches in Preußen in
den dcrmaligcn Verhältnissen in Anwendung kommendarf.

«:) Welche Einwendungen auch gegen indirecle Steuern gemacht werden mögen, so läßt sich
doch nicht verkennen, daß sie praktisch uud zweckmäßig in jedem Staate sind, welcher einen

29'
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erheblichen Staatshaushaltungs« Bedarf aufzubringen hat. Auch lehrt die Erfahrung, daß
die indirekten Steuern nicht im Widersprüche mit der politischen Freiheit stehen, denn sie
sind bei den freicsten Völkern der Neuzeit allgemein eingeführt. Es kommt also nur darauf
an, die indirekten Steuern so zu normiren, daß sie vcrhältnißmäßig die untern Volks«
klaffen nicht zu stark treffen,

ä) Bei den jetzt in Preußen bestehenden indirekten Steuern dürfte insbesondere zu erwägen
sein, ob bei den Objekten und der Erhcbungsweise nicht zu viel Rücksicht auf die fiskalische
Sicherheit und Bequemlichkeit, und dagegen zu wenig Rücksicht darauf genommen worden
ist, daß die Lebensbedürfnisseder untern Volksklasscn zu viel und die Bedürfnisse der
wohlhabender« Volksklasscnzu wenig treffen, und daß sie die Produktion in den Fällen
erschwere», wo die Produzenten die Steuer für den Konsumenten eine geraume Zeit lang
vorschießenmüssen,

e) Gerade im Gegensatz mit den humanistischenAnsichten dürfte eine Vielseitigkeit der Ve-
steuerungsarten am meisten dazu beitragen, den Steuerdruck zu erleichtern und eine verhält¬
nißmäßige Gleichheit der Besteuerung zu befördern,

t) Die handarbeitcnden, nicht mit Grundbesitz versehenen Staatsbürger der untern Volks¬
klasscn (die Personen, welche man heutigestages Prolaterier zu nennen pflegt) von jeder
direkten Steuer zu entbinden, ist nicht anräthlich. Gerade damit man allgemein wisse und
stolz darauf sei, der großen Genossenschaftdes Staates anzugchörc», gebe eS eine Kopf¬
steuer, die einen Jeden, welcher von seiner Hundearbeit, seinem Amt, Gewerbe oder Ver¬
mögen leben kann, mit einem gleichen Satze treffe, welcher niedrig — etwa zu 8 Sgr. —
zu normiren sein dürfte.

8) An die Stelle der jetzigen Klaffen- und Mahl- und Schlacht-Steuer würde nicht nur die
unter !» bemerkte Einkommensteuer nnd die unter l angegebene Kopfsteuer, sondern auch
außerdem eine oder mehre direkte Steuern eingeführt werden können, welche durch gehörig
erkennbare Merkmale den Lurus oder auch nur das Wohllcbcu treffen. Als Beispiele für
solche gesetzlich festzustellende Merkmale können angeführt werden: die mehr oder weniger
theure Wohnung; die Zahl der Dienstboten, welche Jemand, ausschließlichderer, die zum
Erwerbe dienen, hält; die Zahl der Luruspfcrdc, welche Jemand besitzt, und dergleichen.

HH III. Bei der dritten Frage, die baldige Aufhebung oder Modifikation der Mahl- und
Schlacht-Steuer betreffend, sind wir nach reiflicher Erwägung zu dem Resultate gelaugt, daß eine
deöfallsige Bitte an Se. Majestät den König zu richten sei.

Gegen diese Ansicht sind nur wenige Gründe, uud zwar die folgenden, anzuführen:
») Der Ausfall für die Staatskasse im Ertrage, wenn anstatt der Mahl- uud Schlacht-

Steuer die Klassensteuereingeführt würde. Es leidet keinen Zweifel, daß ein Ausfall
und zwar ein nicht unerheblicher entsteht, wenn die Mahl« uud Schlachtsteuer abge«
schafft und dagegen die Klassensteuer»ach deu gesetzlichfeststehendenGrundsätzen der
Veranlagung an die Stelle gesetzt wird.

I») Die Schwierigkeit, die Conununal-Revenüe, welche jetzt durch Zuschläge zur Mahl-
uud Schlachtsteuer beschafft wird, und in der Rhcinprovinz nach anliegender Tabelle
im Jahre 1840 durchschnittlichauf den Kopf der Bevölkerung 0,72 Thlr. betrug,
überall durch Einführung anderer Communalsteucrn zu ersetzen; eine Schwierigkeit,
welche die alleinige Ursache ist, daß die Bürgermeister und Siadträthe jeder mahl«
und schlachlsteucrpflichligcnStadt nicht die Abschaffungdieser Steuer dringend ver¬
langen, sondern im Gegentheil thcilweise sogar die Annäherung des Zeitpunkts dieser
Abschaffungängstlich besorgen.
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e) Zu der Mahl« und Schlachtsteuer trägt nicht nur der Bewohner der Städte, wo sie
besteht, bei, sondern auch zum Theil der Bewohner der Umgegend, welcher mitunter
in diesen Städten das Fleisch, weil es bort frischer und besser als auf dem Lande zu
haben ist, und das feinere Brod oder Gebäckeaus der nämlichen Ursache, kauft. Auch
der Fremde oder Ausländer trägt zu der Steuer bei, wenn er die Mahl- und schlacht-
stcuerpflichtigcnStädte besucht. Folglich trifft die Steuer nicht ganz in dem Maße,
wie die Statistik es ergibt, die Bewohner dieser Städte.

Die vorstehendenGründe sind nicht erheblich genug um diejenigen zu entkräften, welche ihnen
entgegen gesetzt werden müssen.

Die Gerechtigkeit in der Stcucrvcrtheilung ist im Allgemeinen eine unabweisbare, von der
Staatsverwaltung stets anerkannte Pflicht; sie ist es insbesondere dann, wenn es sich, wie in vor¬
liegendem Falle, von einer Steuer handelt, die eigentlich crceptionell anstatt der Klassensteuerbesteht,
und im Durchschnitt die Bewohner etwa doppelt so stark trifft. ^) Es kann nicht gerechtfertigt
werden, daß eine lokale weil zufällig die Erhebung der Mahl- und Schlachtsteuer durch Ring¬
mauern oder andere Stadt, Verhältnisse begünstigt wird, vermittelst dieser Steuer bedeutend
höher als eine andere Stadt, in welcher solche Verhältnisse nicht stattfinden, zu den Staatslasten
beitragen muß.

Zu dieser Rücksicht, welche die Gerechtigkeit gebieterischerheischt, gesellen sich noch die wich¬
tigen Rücksichten, welche, wie wir oben anführten, überhaupt gegen eine Steuer sprechen, die mehr
als irgend eine andere vorzugsweise die untern Volksllassen drückt und für sie die gesundesten und
nothwendigsten Nahrungsmittel übermäßig vcrtheucrt.

Daß diese Verlhcucruug in einem noch höhern Grade, als solcher durch die Steuer an und
für sich bestimmt wird, stattfindet, ist von Bülow - Cummerow überzeugend nachgewiesen, wes»
halb wir darauf hier nicht zurückkommen. Deßhalb setzen wir auch die von dem nämlichen Schrift¬
steller hervorgehobenen weitern Nachtheile nicht auseinander, die aus der Absonderung von Stadt
und Land in Bczichuug auf den Verkehr der nothwendigsten Lebensbedürfnisseentstehen.

Die Aufhebung der Mahl- und Schlachtstcucr ist zwar schon seit geraumer Z.it von der
Staats'Vcrwallung jeder Stadt freigestellt, welche sich verpflichtet, vermittelst der Klassensteuereinen
gleichenErtrag, wie den durch die erstere Steuer erzielten, für den Staat aufzubringen; aber auf
diese Bedingung kann natürlich nur in einzelnen Ausnahmefällen eingegangen werden, weil meistens
durch die Beschaffung eines solchen Ertrages die Klassensteuerzu einer «och viel drückendere»Last
als die Mahl- und Schlachtstcucrwerden würde. Abgesehenhiervon müssen wir nicht nur die An¬
sicht, auf welcher eine solche Festsetzung beruhen würbe, als völlig unvereinbar mit dem feststehenden
Grundsatze der gleichvcrthcilenden Gerechtigkeit, sondern auch überhaupt mit allen anerkannten
Grundsätzen der innern Staatspolitik und der Finanzwissenschaft unvereinbar erachten. I>l Preußen,
dem Staate der Intelligenz und der Gerechtigkeit, kann unmöglich auf die Dauer eine Ansicht Be«
stand haben, nach welcher die Aufgabe der Finanz-Verwaltung nicht dari» bestände, den für den
Staats-Haushalt erforderlichen Bedarf an Steuern nach gleichmäßigen Grundsätzen auf die Unter«
thanen zu vertheilen, sondern nur in einer gewissenKunst, eine hohe Steuer, zu deren Entrichtung
einzelne Städte oder Korporationen oder gewisse Vollöklassen zufällig während einer kürzern ober
länger« Reihe von Jahren herangezogen worden sind, als eine feststehende Belastung aufrecht zu
erhalten, und zwar ohne alle Rücksicht darauf, in welchemVerhältnisse die übrige» Unterthanen be«
steuert sind.

») Nach der anliegenden Tabelle betrug sie in der Rheinprovinzin, Jahre 1640 als Staalssleucr 1,?S
Thaler auf den Kopf der steuerpflichtigenVcvö'llcrung.
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Nur die Noth, die unabweisbare Nothwendigkeit kann eine Ansicht wie die vorbezcichuctc
höher stellen als den Grundsatz der glcichvertheilendenGerechtigkeit. Es darf daher zuversichtlich
gehofft werden, daß die Verletzung des letzter», wie solche in der Mahl« und Schlachtstcucrstatt¬
findet, vor der Gerechtigkeit des Thrones jetzt nicht länger bestehen bleibe; in den Finanzen des
Staates ist ja weder eine Noth noch eine Nothwendigkeit begründet.

In dieser Hinsicht bemerkenwir nur: baß der Ertrag der Klassensteuer und der Mahl- und
Schlachtsteuer zusammen seit 20 Jahren um etwa 1 Million Thaler zugenommen hat; daß die
Revenüen aus den direkten und indirekten Steuern nach Ausweis der darüber amtlich gegebenen
Erläuterungen von Jahr zu Jahr in der jetzigen Friedenszcit um Millionen wachsen; daß auf diese
Weise der von Sr. Majestät dem Könige vor 2 Jahren huldreichst bewilligte Steuer-Erlaß auf
Salz längst compensirt, und zu einem weitern Nachlasse die Deckung aus den Steuern gesichert ist.
Unter diesen Verhältnissen wird es schwerlich Anstand haben können, wenn durch die Abschaffung
ter Mahl- und Schlachtstcucr ein Ausfall entsteht, welcher für die Monarchie auf etwa 1,400,000
Thaler veranschlagt werben kann.-")

Wir glauben hier noch der Einwendung begegnen zu müssen: die Steuer-Erträge reichten
zwar völlig für die gewöhnlichenBedürfnisse des Staatshaushaltes aus, sie müßten aber auch für
außerordentliche Ausgaben, welche eine bedeutende Zunahme der Macht, Sicherheit und Prospe¬
rität des Staates bezwecken, z. V. für die Anlage großer Eisenbahnen, großer Festungen und der¬
gleichen beträchtlich in Anspruch genommen werden. Die jetzige Generation hat so beträchtliche
basten von der vorhergegangenen übernommen und größtentheils bezahlt, daß es billig erscheint,
wenn sie solche außerordentliche Ausgaben, deren Früchte in großem Maaße den folgenden Gene¬
rationen zu Gute kommen, auch nur thcilweise trägt und zu einem großen Theile den letztere zu
tilgen überläßt. Zu der Billigkeit dieses Verfahrens gesellt sich noch unterstützenddie Rücksicht, daß
eö sich ganz in Uebereinstimmung mit den Grundsätzen der höhern auf die möglich größte Entwik«
lelung der Staatslräftc gerichteten Finanzpolitik besindct. Die Stände aller Provinzen und gewiß
die Rheinischenwerben stolz darauf sein, wenn sie vom Throne berufen würden, in verfassungs¬
mäßiger Weise mitzuwirken zur Beschaffung der außergewöhnlichen Mittel, welche zur Erfüllung
großer Staatszwcckc erforderlich sein möchten.

Die Schwierigkeit, welche der Aufhebung der Mahl« und Schlachtstcucr hinsichtlich des Er¬
satzes der dermaligen Eommunal-Zuschläge entgegensteht, scheint uns nicht erheblich zu sein; in kei¬
nem Falle verdient sie so viel Berücksichtigung,daß deßhalb die von der Gerechtigkeitund von einer
voraussichtigcn Staatspolitik gebotene baldige Aufhebung der Steuer zu unterbleiben habe. Daß
diese Ansicht richtig ist, wird in einigen der eingegangenen Bittschriften bestätigt. Insbesondere ver¬
dient in dieser Beziehung viel Berücksichtigung, daß Bürgermeister und Etadtrath von Eleve die
Aufhebung der Steuer erbitten, ungeachtet der nenncnswcrthcn Vortheile, welche jetzt der Stadt
zum Theil daraus erwachsen, daß in derselben leine Klassensteuerbestellt.

In den meisten Städten wird, wenn die Klassensteuer nach den für dieselbe feststehenden
gesetzlichen Normen au die Stelle der Mahl- und Schlachtsteucr tritt, der Ersatz für die bisherigen
Eommunal-Zuschläge durch direkte Eommunal-Steuern in der Weise, wie solche in verschiedener
Art schon in vielen Gemeinden bestehen, um so eher zu beschaffen sein, als nach dem Gcsammtbe«

*) Nach HoffmaunS Lehre von den Steuern Seite 332. 334 betrügt die Mahl- und Schlachtsteucr der
Monarchie auf den Kopf der steuerpflichtigen Vevölkerunq 4UN Pseuiiinqe oder 1 Thlr. IN Sgr.
w Pf. Diese Bevölkerung beträgt mithin jetzt, da nach dem Staatsbudget >>sl» 1844 die Mahl-
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trage der Steucrbelastung eine wesentlicheErleichterung stattfindet. In den Städten dagegen, in
welchen der Ersatz der Eommunal-Zuschläge nicht füglich durch direkte Steuern ganz beschafft werden
lann, erachten wir für angemessen,baß auch eine Besteuerung gewisser Konsumtabilien für Eommu¬
nal-Bedürfnisse zulässig erklärt werde, jedoch dergestalt, daß Se. Majestät der König huldreichst die
Ausarbeitung eines der Berathung der Stände zu überweisenden Gesetzes anordnen möge, in wel»
chem genau zu bestimmensein würde, welche Gegenstände und wie hoch dieselben im Marimum be»
steuert werden dürfen.

In dieser Beziehung geht unsere Meinung dahin, daß die Besteuerung auf folgende Gegen¬
stände zu beschränkensein dürfte:

») Fleisch, mit Ausnahme des Schweinefleisches,im Marimum zur Hälfte der Sätze der
jetzt bestehendenSchlachtsteucr;

l») Wildprctt zu einem höhern Steuersätze als dem des Fleisches;
e) Geflügel ebenfalls, jedoch mit der Maßgabe, daß Gänse verhälinißmäßig nicht hoch

besteuert werden dürfen;
6) ungesalzene und «»getrockneteFische, im Marimum zu 6 Pfg. pro Pfund.

Die Erleichterung, welchedie Bevölkerung durch Abschaffungder Mahl- und Schlachtsteucr
genießen würde, wird gewiß dazu beitragen, eine Communal-Steuer auf die vorstehendenGegen»
stände um so ergiebiger zu machen. Der Ucbelstand, daß für Lebensbedürfnisse kein ganz freier
Verkehr zwischenStadt und Land überall stattfindet, wird zwar, wenn einzelne Städte eine solche
Communal-Steuer erheben, nicht ganz und gar aufhören; aber er wird doch vergleichsweise gegen
den dermaligcnZustand nur höchst unerheblichseyn, sowohl nach der Zahl der Städte wie auch nach
dem Objekte und der Höhe der Besteuerung.

In einem der Anträge, welcheden gegenwärtigen Bericht veranlaßt haben, wird in Hinsicht
auf die vermittelst der Mahl- und Schlachtsteucr zu beschaffendeCommunal-Revcnüe das Aus»
lunftsmittel in Vorschlag gebracht: der Staat möge die Mahl- und Schlachtsteucr zwar bestehen
lassen, jedoch von ihrem Ertrage nur so viel beanspruchen, als die Klassensteuer, wenn sie nach
dem gesetzmäßigenVerhältnisse umgelegt werde, aufbringen würde, und den Nest der Stadtkasse
überweisen. Diesen Vorschlag haben wir aus zwei Gründen nicht befürworten können. Erstlich
weil dadurch die wesentlichsten Nachtheile, welche mit der Mahl- und Schlachtsteuer verbunden
sind, bestehenbleiben würden; sodann weil dies eine Art von Kontingentirung einer einzelnen
Stadt zu einem festen Beitrage an die Staatskasse sein und folglich mit den oben dargestellten, im
Allgemeinen von der Staatsregicrung anerkanntenGrundsätzen einer gleichmäßigen und gleichartigen
Vcrtheilung der Steuern im scharfen Widersprüchestehen würde.

Dagegen werden die Nachtheile und Uebelstände der Mahl» und Schlachtsteuerim Wesent»
lichcn durch Annahme unserer Ansicht bald aufhören, daß nämlich

alsbald jeder Stadt freigestellt werde, anstatt der Mahl- und Schlachtsteucr die nach
de» gesetzmäßigfestgestellten Prinzipien zu veranlagende Klassensteuereinzuführen, wenn
sie die bisherigen Communal-Zuschlägezu dieser Steuer ohne Communal-Besteuerung der
Eousumtabilien in anderweiter Weise aufzubringen erklärt, und

in den übrigen mahl- und schlachtsteuervstichtigen Städten diese Steuer abgeschafft
und dagegen die Klassensteuernach den vorerwähnten Prinzipien eingeführt werben muß,
sobald das Gesetz, welches die Communal-Besteuerung gewisser Consumtabilien in der
von uns angedeuteten Weise zu gestatten hätte, erschienen sein würde.

Die Mahl- und Schlachtsteucr erachten wir so nachtheilig und so unvereinbar mit den
Grundsätzen der Gerechtigkeitund der höhern Staatspolitik, daß die baldigste Abschaffung dieser
Steuer, ganz abgesehen von einer allgemeinen Revision der SteueV'Gtsetzgedung zu wünschenist,
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um so mehr, als eine solche Revision schwerlich anders als in Folge gründlicher und lange dauern
der Prüfungen eintreten, also möglicher Weise noch in weiter Ferne stehen kann.

Der fünfte Ausschuß.

Der fünfte Ausschuß trägt bei Einer hohen Stände-Versammlung darauf an, daß es Ihr
gefallen wolle:

1) Ihr Einverständniß mit dem vorstehenden Berichte zu erklären;
2) Se. Majestät den König ehrfurchtsvoll unter Bezugnahme auf den erwähnten Bericht zu

bitten, daß Allerhöchstdieselbengeruhen wollen:
») der Staatsverwaltung eine gründliche Prüfung der Frage zu befehlen, ob und in wie

weit eine Revision der Steuer-Gesetzgebung zum Zwecke einer gleichmäßigern Ver¬
keilung der Steuern, und zwar insbesondere zur Erleichterung der Steuerlasten der
untern Volksklassennothwendig und ausführbar sey;

l») jedoch abgesehen von der vorgedachten Revision der Steuer-Gesetzgebung zur baldigsten
Erleichterung der Steuerlast der mittlern und untern Volksklassenund zum Zwecke einer
gerechtern und mildern Besteuerung die baldigste Aufhebung der Mahl» und Schlacht¬
steuer allergnädigst zu beschließen,und zwar dergestalt,

daß jeder Stadt freigestellt werde, anstatt der Mahl- und Schlachtsteuer die nach den
gesetzmäßigfestgestellten Prinzipien zu veranlagende Klassensteuer einzuführen, wenn
sie die bisherigen Communal-Zuschläge zu der erster« Steuer ohne Communal-Ve-
steuerung der Consumtabilien in anderweiter Weise aufzubringen erklärt, und

in den übrigen Mahl« und SchlachtsteuerpflichtigenStädten die Mahl- und
Schlachtsteuer abgeschafftund dagegen die Klassensteuernach den vorerwähnten Prin¬
zipien eingeführt werden muß, sobald das Gesetz, welches die Communal-Besteuerung
gewisserConsumtabilien in der durch den Bericht angedeuteten Weise zu gestatten hätte,
erschienen sein würde.

Der Referent.
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Uebersicht
Kr in den größern Städten der Rheinprovinz im Jahre 1840 an Mahl- und Schlacht-

stcuer erhobenen Beträge.

Namen der Vtckdte.

Cöln und Deuy . .
Aachen und Burtscheid
Düsseldorf ....
Coblenz u. Ehrenbreitstein
Trier
Bonn . .
Wesel . .
Saarbrücken
Cleve . .
Emmerich.
Wetzlar
SaarlouiS
Iülich

Einwoh:
ner«Zahl.

!!

73,954
48,632
22,477
18,387
15,717
14,369
11,592
8,081
8,015
6,256
4,806
4,233
2,942

233,462

Mahl- und Schlacht
steuer.

Betrag
im Ganzen.

M»lr,

132,022
71,122
40,210
46,729
34,941
29,391
17,098
14,311
10,176
7,768
4,640

11,850
6,086

426,344

Betrag
pro Kops.

«tthlr.

1.79
1,46
1,79
2,54
2,22
2,04
1,47
1,77
1,27
1,24
0,96
2,80
2,07

1,78
Durchschnitt

Communal. Zuschlag!! Die Mahl- und
«" ^ °" Schlachtsteuer>nel.

Communal-Zuschlag
darauf

zur Mahl- und
Schlachtsteuer.

Betrag. > Betrag
im Ganzen. ^ pro Kops.

»!l»r. ! Ntylr.

59,388
25,549
19,636
11,171
10,491
11,362
6,896
3,542
5,049
3.884
1,160
2,649
1,463

172,240

0,80
0,73
0,87
0,60
0,66
0,79
0,59
0,43
0,63
0,62
0,24
0,62
0,49

0,72
Durchschnitt

betragt
in. Ganzen.

Nthlr.

191,410
106,671
59,846
57,900
45,432
40,753
23,994
17,853
15,225
11,652
5,800

14,499
7.549

beträgt
pr,K»pfter
«eu°ilcr«n»

Vltdlr,

598,584

2,59
2,19
2,66
3,14
2,88
2,83
2,06
2,20
1,90
1,86
1,20
3,42
2,56

2,50
Durchschnitt

30
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Allerdurchlauchtigster König :e. se.

" n««»ic<ch°^u den wahrhaft wichtigen und das specielle Interesse der Nheinprovinz in hohem Grate berübr-
NtucrinderMn'enoeii Angelegenheiten gehört auch die von einem Abgeordneten der Landgemeinden beantragte Pa-
,e» W°n»rch,e. ^,'^^g„ h^ Grundsteuer zwischen den ältern und neuern Provinzen.

Die treugehorsamst unterzeichneten Stände haben es daher für ihre unabweisbare Pflicht
gehalten, in eine nähere Prüfung dieses Antrages einzugehen, und erlauben sich Euer Majestät das
Resultat nachfolgend allcrunterthänigst vorzutragen.

seitder Erscheinung des, eine durchgreifende Reform der Finanzen des Staats beabsichtigen«
den Edicts vom 27. October 18>0, wonach Behufs Feststellung des Beitrages eines jeden
Unterthans zu einer allgemeinen Grundsteuer ein neues Kataster nach gleichen Grundsätzen für den
ganzen Staat angelegt werden sollte, und seit der Erscheinung des spätern auf das erstere Bezug
nehmenden Edicts vom 7. Scptr. 1811 über die neueren Einrichtungen wegen der Abgaben ist der
Grundsatz der gleichen Tragung der Stacuslasten in jeder anderen Beziehung leitend gewesen, nur
nicht in Beziehung auf die Besteuerung des Grundeigentbiims.

Die letzte urkundliche Allerhöchste Erklärung, welche dieses Prinzip durchzuführen beabsichtigt,
findet sich im Eingänge des Gesetzes vom 30. Mai 1820.

Darauf bestimmt aber § 3 dieses Gesetzes: die Grundsteuer wird in jeder Provinz nach
den Grundsatz^! und Vorschriften erhoben, welche darin gegenwärtig zur Anwendung kommen.

Das Vorhandensein der Ungleichheit der Grundbcstcucrung beweist demnach schon der In¬
halt der ehrerbietigst bezogenen Edictc über die Finanzen des Staats.

Seitdem ist in diesem wichtigen Zweige der Finanz - Gesetzgebung nichts Durchgreifendes
mehr geschehen. So bestehen demnach im Staate zur Stunde über 50 verschiedene Grundsteuern,
von denen jede einzelne ihre besondere Geschichte und ihre besondern Grundsätze hat, von denen
aber allein die Grundsteuer im Rheinland und Wcstvhalen auf einem nach wisscnschastlichen Prin¬
cipien construirtcn der Fortbildung fähigen Kataster beruht.

Die gcsammtc Grundsteuer beträgt 10,049,241 Thlr. Davon kommen auf den aus den
westlichen Provinzen, d. h. aus Westpbalen und den Mcinprovinzen gebildeten Verband 3,790,329
Thlr,, also beinahe ein Drillheil des gesammnn Grundsteuer-Aufkommenö in der Monarchie, wie¬
wohl die Grundfläche der westlichen Provinzen nur 854 m Meilen, die der übrigen Gebiete ohne
Ncuschatel aber ol'ngcfähr 42_'3 m Meilen, also fast fünfmal mehr beträgt.

Noch ungünstiger wird dieses Verhältniß für die westlichen Provinzen, wenn man berücksich¬
tigt, daß das Kataster, welches dem Staate den richtigen Eingang seiner Steuern sichert, auf ihre
Kosten gemacht ist, und einen Aufwand yon etwa 5,000,000 Thlr. erheischt hat, daß sie die Er-
bebnngskosten » 3 °/„ selbst bcstrciten; — daß sie die sämmtlichen Ausfälle decken, und zu dem
Ende einen besondern Deckung«- und Remissionsfonds durch Zuschlag von 2"/« auf die Grundsteuer
aufbringen müssen.

Hierdurch verstärkt sich die Grundsteuer der westlichen Provinzen auf 3,952,029 Thlr. und
macht ei»-!» '/„ des Gcsammtbetragcs der unter diesem Namen in dem Staats-Etat figurircnden
Steuern aus.

In der Provinz Preußen auf ei>,er Grundfläche von 1178 ^Zi, lü Meilen werden nur eis«»
752 798 Thlr. an Grundsteuern aller Art entrichtet.

Auf der Provinz Pommern bei einer Bodenstäche von 574 ^°<, Hü Meilen lasten nur
444,881 Tlilr.

Auf die Provinz Brandenburg, 730 ^ lü Meilen groß, kommen 819,160 Thlr.
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Auf Posen mit 530 ^ ^ Meilen, 457,127 Thlr. Schlesien ist höher besteuert; bei einer
Grundfläche von 741 ^ m Meilen werden 2,127,039 Th!r. jährlich aufgebracht, und in Sachsen,
dessen Ausdehnung gleich 400 ^ ÜH Meilen ist, beträgt die Grundsteuer 1,057,608 Thlr.

Die Unverhällnißmäßigkeit der Besteuerung der verschiedenenProvinzen unter sich liegt mit¬
hin zu Tage. Frcilicl' können die trcugehorsamstenStände es sich nicht verhehlen, daß die Beweise
über die großen Mißverhältnisse in der Aufbringung der Grundsteuer in den verschiedenenProvin¬
zen auf Zahlen beruhen, deren streng rechtliche Wahrheit gerade apodictischnicht behauptet werden
kann; dagegen glauben wir unverhulcn äußern zu dürfen, daß beim Abgang offizieller Anhalts¬
punkte b is jetzt unseres Wissens keine Zahlen ermittelt und publicirt worden sind, welche der Wahr¬
heit näher kämen , als die ehrerbietigstangeführten, die wir einem geachtetenpreußischen Publicisten
entnommen haben. Wenn wir auch zugebcu wollen, daß die uubedeutende Ungenauigkeit der Fac-
toren die auffallende Ungleichheitder Besteuerung in den verschiedenenProvinzen eines und des¬
selben Staats allerdings um ein weniges vermindern mag, so kann sie dieselbe doch weder erklären
noch aufheben. Die treugchorsamstcn Stände glauben demnach dargethan zu haben, daß für alle
Theile des Staats durchaus keine gleichen Grundsteuern bestehen. Die einzelnen Provinzen mit
Ausnahme von Rheinland und Westphalen zahlen, vielmehr von einer gleichmäßigenVodcnfläche,
jehr verschiedene Grundsteuc»Veträge<

Muß auch eine Ungleichheit in dieser Beziehung wegen des großen Unterschiedes in der
Ertragsfähigkeit des Grund und Bodens wegen der verschiedenenProduetionskosten und Getreide¬
preise angenommen werden, so ist doch die Abstufung ,u deu Steuersätzen zu bedeutend, denn auf
die geographischem Meile kommen durchschnittlich an Grundsteuern:

in dir Provinz Preußen............ «30 Thlr. — Sgr. 11 Pf.
„ „ „ Pommern............ 774 „ 13 „ — „
„ „ ,, Posen ............. 852 „ 17 „ 11 „
,, „ „ Brandenburg .......... 1120 „ 20 „ 10 „
„ „ „ Schlesien ............ 2867 „ 19 „ - „
„ „ „ Sachsen ............ 3598 „ 16 „ 11 „
„ „ „ Westpbalen ........... 3721 „ 22 „ 5 „

„ „ „ Nheinprovinz........... 4969 „ 10 „ 11 „
Im ganzen Staat............... 1979 „ 6 „ 2 „

Die westlichen Landestheile sind daher gegen die östlichen gewiß überbürdet; denn von einer
gleich großen Vodenflächevon beziehungsweisemittlerer Güte, für welche in Preußen 1 Thlr. un¬
gefähr, in Pommern 1'/., in Posen l'/,« Thlr., in Brandenburg 1'/, Thlr., in Schlesien 4'/, Thlr.
und in Sachsen 5'/, Thlr. an Grundsteuer gezahlt werden, müssen in der Nheiuprovlnz 7 Thlr.
22 Sgr. also nahe 8 Thlr. aufgebracht werden.

Sollte auch der Reinertrag des Bodeus im Gelbe veranschlagt, in der Nheinprovinz sich
höher stellen, als in Preußen, Schlesien und Sachsen, was in Betreff Sachsens bezweifelt werden
darf, so kann diese Verschiedenheitdoch nicht so beträchtlichsein, als die genannten Grundsteuerbe-
träge von einander abweichen.

Nur die rheinischen Thäler und die Umgegendenvon Cöln, Coblenz, Iülich und Trier
sind ergiebig; die große» Districte der Eifelgegeud, des Hundsrückens, des Belgischen, des Wcster«
waldes, des hohen Vrhns, der Gegenden von Eupen, Heinsberg, Malmedy, Montjoic
und Schlei den sind fast ganz unfruchtbar.

Wenn überhaupt die Grundsteuer im Staate in einem verhältnißmäßl'gen Theile des Nein«
ertrageS der einzelnen Landestheile bestehe» soll, so erscheintes zunächst unerläßlich,- das Kataster
nach gleichenGrundsätzen in allen Provinzen des Staats durchzuführen.

30"



Diesem Ansprüchesteht nicht nur die Billigkeit, sondern die — Gerechtigkeitzur Seite.
Die treugehorsamstenStände können sich überhaupt den Grund nicht erklären, warum die

Neinerträge des Grundeigenthums, somit die Leistungsfähigkeitmit so großer Genauigkeit nur in
Westphalen und der Rheinprovinz zumal auf deren Kosten ermittelt werden, während diese Ermittel¬
ung für die andern Provinzen des Staats unterbleibt, somit die richtige Basis zur Gleichstellung
derselben fehlt.

Gerade auf die Ermittelung dieser Leistungsfähigkeit aller Provinzen des Staats soll die
jährliche Leistung zum Staatsbedarf fundirt sein.

Eine Grundsteuer-Ausgleichungder Provinzen unter sich thut daher wahrhaft Noth, damit
niemand einseitig eine Last trage, die nicht gemeinsamund mit gleichenKräften getragen wird.

War auch im Hinblickauf die Drangsale der Kriegsjahre von 1806 — 18l5 ein Aufschub
in der allgemeinen Besteuerung des Grundeigcnthums zu rechtfertigen, so fällt dieser Grund der«
malen weg. Nur durch Parzellar-Katastrirung oder zur Verminderung der Kosten durch vorläufige
Katastrirung in Massen wird es zuläßig, den steuerbarenReinertrag der älteren Provinzen möglichst
sicher oder wenigstens apron'mativ zu ermitteln und eine gleiche Vertheilung der Grundsteuer zu
bewirken.

So lange dies nicht geschehen,werden die westlichenProvinzen sich immer mit Recht für
überbürdet halten müssen. Der Zweck des Staats ist auf Bildung eines Nationalgeiftcs, eines
Interesses und eines Sinnes gerichtet. Dieser hohe Zweck wird aber am vollkommenstenerreicht
werden, wenn das gemeinschaftlicheBand gleicher Besteuerung nach gleichen Grundsätzen die Be¬
wohner eines Staates umschlingt.

Bei dieser wohl schwerlich zu verkennenden und schon seit so langen Jahren bestehenden
Ueberbürdung der Rheinprovinz so wie mit Rücksicht auf den Umstand, daß die Parisication noch
eine geraume Zeit erfordern dürfte, erlauben sich die treugehorsamsten Stände an Eure Majestät
die ehrfurchtsvolle Bitte dahin untcrthänigst zuzurichten, daß Allerhöchstdieselben huldreichst geruhen
mögen, die erforderliche Grundstcuer-Parification möglichst bald eintreten zu lassen, dagegen bis
dahin zur etwaigen Gleichstellung der Rheinprovinz vorläufig einen angemessenenErlaß an dem
jährlich aufzubringenden Grundsteuer-Eontingente Allergnädigst gewähren zu wollen.

Wir ersterben «. ic.

«oblenz, den 31. März 1845.

«^
Allerdurchlauchtigster König >e. ,c.

«»«en- Euer Königliche Majestät haben auf die unterthänigstc Bitte der getreuen Stände in dem Land-
!«7««»"«.e°m! tags-Abschiede vom 3«. Dezember 1843 zu bestimmengeruht, daß die seit dem Jahre 1842 aufge-
mene» Mehl'kommenenMehr < Einnahmen an Rhein-Oktroi theils zur Beförderung der Rhein > Schiffahrt und
Ny'in.o'«r°i'°'desNheinhandels, oder auch der Communikations-Wege in der Nheinprovinz verwendet werden

sollen. Indem die getreuen Stände diesen neuen Beweis der väterlichen Fürsorge Eurer König¬
lichen Majestät für das Wohl der Rhcinprovinz dankbar anerkennen, erlauben wir uns einen Theil
der gedachten Fonds zur Abhülfe eines der dringendsten Bedürfnisse in den meisten Theilen der
Provinz, nämlich zur Vermehrung und Verbesserung der Communilations»Wege gehorsamst z»
erbitten.

Nach einer unS von dem Herrn Landtags - Commissar und Ober-Präsident der Rhein-Pro«
vinz gemachten Mittheilung beträgt der noch disponible Fond aus dem Rhein «Oktroi herrührend,
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nach Abzug von Thlr. 22,200 —, welche als Ausrüstungs- und Fahrtprämien für Schiffe, die
einen direkten Verkehr zwischen den Nheinhäfen und den östlichen Provinzen eröffnen sollen, bereits
bewilligt worden sind, noch eiro» Thlr. 160,000. — Bei dem so sehr erschöpften und mit Schulden
belasteten Bezirks »Straßen-Baufonds würde den meisten NegicrungS.Bezirlen eine wesentlicheEr.
leichterung dadurch gewährt werden, wenn ein Theil der obigen noch disponiblen Summe zum Bau
der Bezirks-Straßen verwendet werden könnte, und die treugehorsamstenStände wagen es daher
an Eure Königliche Majestät die unterthänige Bitte zu richten, daß:

Allerhöchstdicselben geruhen mögen, von dem vorerwähnten disponiblen Fonds aus den
Mehreinnahmen des Rhein« Ottroi herrührend der Rhein «Provinz die Summe von Thlr.
60,000, — zur Verwendung für Wegebauten in den fünf Negicrungs« Bezirken Aller«
gnädigst zu bewilligen.

Wir ersterben ,c. ,c.
Coblenz, den 2. April 1845.

E
AUerdurchlauchtigster König ,e. se.

urer Majestät allergetreuestenStände ist eine Eingabe von Steuerempfängern der linken Rhein« ,,. ««,««.
seit« der Provinz vorgelegt worden, worin dieselbenvorstellen, daß ihnen, obgleich Staalsdiener,'""«"'""""

«. . » ^. ^. . ... .. .. l, ^ . . "..... ^ » .. sioni»Anspruch«
em Anrecht auf Pensionlrung mcht eingeräumt werde, «hre Lage daher e«ne wirklich bedrängte se«»« »>c E,»«».
und viele unter ihnen bei dem Hinblick in die Zukunft von den kummervollstenSorgen gedrückt"""" °'""«
WUlbeN. weMichtN <vl».

Die Anstellungder Empfänger der direkten Steuern ist in dem französischen Finanz-Gesetze""'"-
vom 5. veut«,»« Jahr XII oder 25. Februar 1804 ausgesprochen; ihre Ernennung ging zu der
Zeit, auf Grund dieses Gesetzes, vom Staatsoberhaupte aus. Bei der Besitznahme der jetzigen
Nheinprovinz durch die Krone Preußens ist in der Gesetzgebungin Bezug auf die Ernennung der
Steuerempfänger nichts geändert worden, jedoch zogen die Provinzial« Regierungen die Ernennung
der Steuerempfänger an sich. Euer Majestät haben geruht, durch Allerhöchste Kabinets-Ordre vom
6. Februar 1841 die in den westlichen Provinzen vorgefundene Einrichtung der Elementar« Nezep«
turen der direkten Steuern dahin zu bestätigen, daß auch ferner die Erhebung der Klassen«und
Gewerbe-Steuer durch die von der Negierung ernannten Empfänger der Grundsteuer bewirkt werden
soll, unter Entbindung der Gemeinden von der ihnen durch das Abgaben «Gesetz vom 30. Mai 1820
auferlegten Verpflichtung zur örtlichen Erhebung der Grund-, Klassen- und Gewerbe «Steuer.

Durch diese Allerhöchste Bestätigung der VorgefundenenEinrichtung und die Entbindung der
Gemeinden von der fraglichen Verpflichtung ist Eurer Majestät Wille, daß die Empfänger der di¬
rekten Steuern auf der linken Nhcinscite, deren Funktionen ohnehin ausschließlichdem Fiskus ge»
widmet sind, wo ihnen der Communal«Empfang nicht als Neben »Geschäft übertragen wurde, zu
den wirklichenStaatsdienern gehören, deutlich ausgesprochenworden, und es möchte deshalb ihre
Bitte um Pensions-Ansprüche zureichend begründet erscheinen.

Die treugehorsamsten Stände nehmen daher Veranlassung, die untertänigste Bitte vorzu«
tragen:

daß es Eurer Majestät gefallen wolle, die Dienstverhältnisse der Steuerempfänger in
den westlichen Provinzen einer genauen Prüfung in der angeregten Beziehung unter«
werfen und nach Maaßgabe des Bedürfnisses in der Weise durch feste Bestimmungen
Allcrgnädigst reguliren zu lassen, daß ihnen bei treuer Diensterfüllung in ihren alten
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Tagen oder früherer Dienstuntauglichkeitdie Aussicht auf eine angemessene Pension nicht
verkümmert werde, wenn eine andere Einrichtung, die sie vor Mangel schützt, nicht zu¬
läßig sein sollte.

Wir ersterben :c. w.

Coblenz, den 31. März 1845.

Allervurchlauchtigster König le. te.

«5. Viaodt«' Aer Schöffcnratp der Vürgermeistcrci Dudeldorf im Kreise Bit bürg, RegierungsbezirkTrier,
,^!^" ^'hat den zum achten RheinischenProvinziell»Landtage versammelten treugehorsamstcnStänden das

Gesuch eingereicht:
daß die Vianden-Wittlicher Bczirksstraße nicht weiter als bis Vadem ausgebaut,
und der Bürgermeisterei Dudeldorf die Kosten des Ausbaues und der Unterhaltung
der etwa 820 Ruthen langen Strecke von Vadem bis zur Einmündung in die Prüm-
Birten selber Bezirksstraße, als Unterstützung für den Fortbau auf ihre Kosten der
Vianden» Wittlicher Straße von Badem über Dudeldorf uach Wittlich aus
dem Bezirksstraßen-Vaufonds vergütet, und zugleich die Errichtung von 2 Barrieren
auf dieser Straße gestaltet werde.

Bei Feststellungder Bczirksstraßcn-Linien mußte man, wegen BeschränktheitdeS Vaufonds.
die Vianden » Wittlicher in die Prüm - Birken selber Bezirksstraße einmünden lassen, weil
diese Letztere von Vadem, von wo aus zwar eine kürzere Richtung auch über Dudeldorf nach
Wittlich führt, nur 820 Ruthen entfernt ist. Dadurch findet sich aber die Bürgermeisterei Du»
deldorfvon dieser für sie höchst wichtigen Verbindung ausgeschlossen.

Die Herstellung einer solchen Verbindung ist für die betreffenden Gemeinden und besonders
für den Cantons-Ort Dudeldorf eine Lebensfrage, sie haben sich daher zur Erreichung dieses
Zweckeszu dem bedeutendenOpfer entschlossen, die Straße von Badem über Dudeldorf bis
Wittlich auf ihre Kosten zu bauen, wenn ihnen der beantragte Zuschuß und die 2 Barrieren ge¬
stattet werden.

Da die Vermehrung und Verbesserung der Communicationcn überhaupt von wesentlichem
Vortbcile für Ackerbau, Handel und Gewerbe ist, da ferner die fragliche Str.iße nicht allein für
die anliegenden Gemeinden, sondern auch für andere nicht fern davon gelegene Ortschaften und für
den weiter» Verkehr ein großes Interesse bat, und dieser Zweck erreicht werden kann, ohne den Be-
zirksstraßen-Vaufonds zu belästigen, indem er nur für de» Betrag in Anspruch genommen wird,
welchen er durch den Ausbau dieser Straße erspart, so dürfte diesem billigen Gesuche zu ent¬
sprechen sein.

Die treugehorsamstenStände erlauben sich daher Euer Königliche Majestät die ehrerbietige
Bitte vorzutragen, daß es Atlerhöchstdenselben gefallen möge zu befehlen:

«) daß der Ausbau der Strecke der Vianden - Wittlicher Bczirksstraße von Badem
bis zu ihrem Eintritt in die Prüm- Birken selber Bczirksstraße aufgegeben, und der
Vetrag der dadurch für den Bezirksstraßen-Baufonds ersparten Bau« und Unterhaltungs-
Kosten dieser Strecke den Gemeinden, welche die Fortsetzung der Viandencr Straße in
der neuen Richtung über Dudeldorf auf ihre Kosten ausbauen, als Zuschuß aus dem
besagten Vaufonds in den Jahren 1845 bis 1848 gewährt und
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!>) daß ihnen die Errichtung von zwei Barrieren auf dieser Straße, nämlich eine zu Wilt-
lich und die andere zu Dudeldorf, um den Ertrag derselben zur Unterhaltung dieser
Straße zu verwenden, gestattet werde.

Wir ersterben :c. :c.
Eob lenz, den 14. März 1845.

Allerdurchlauchtigster König :c. :c.

9ie Winzer von Bcrnkastel haben durch einen Abgeordneten der Städte den zum achten rheinischen ,«. Lr^«un,
Provinzial-Landtage versammelten treugehorsamstcnStänden das Gesuch eingereicht, bei Euer Ma- """ «"""««
icstat die Bitte Mosel bei «ern.

UM Erbauung einer steinernen Brücke über die Mosel bei Bernkastcl l'lM'
zu befürworten.

Sie stützen diese Bitte auf die Frequenz der Hauptstraßenzügc, welche hier einmünden und
ihren Ucbcrgang über die Mosel nehmen, auf die Gefahr so wie die Unterbrechungder Ueberfahrt
bei hoben, Wasserstande und beim Eisgange, und darauf, daß die Ausführung dieses Baues ein
Mittel darbieten würde, der ärmcrn Klasse der Winzer Arbeit zu verschaffen, und ihren Nothstand
zu lindern.

Es ist nicht zu verkennen, daß eine stehendeBrücke, da, wo sich der Uebergangspunlt der
Luremburg-Trier-Mainzer, der Viandcn- Wit tlich'Mninzer, der Aachen-Trier-
Mainzcr, der Stadtlpll-B ernkastellcr, und der Prüm-Birkenfcldcr Brzirkostraßen
befindet, vermöge der dadurch bewirkten ununterbrochenen Communikation, ein wesentlichesHinder¬
niß des Verkehrs, auf diesen sowohl in strategischerals commerzicllcr Beziehung sehr wichtigen
Straßenzügen beseitigen, und daher die Nuoführuug dieses Bauwerks für den allgemeinen Verkehr
und besonders für jenen der Mosclgcgcud von großem Nutzen sein würde.

In frühern Zeiten war die Ucbevfahrt durch eine fliegendeBrücke, welche die Stadt Bern«
lastet auf ihre Kosten batte erbaue» lassen, seh.' erlcichcrt, allein diese ist im Jahre 1795 von den
Franzosen weggenommen,und der genannten Stadt niemals irgend eine Entschädigung dafür gelei¬
stet worden.

Durch die Erbauung der beantragten Brücke würde Bernkastel einen Ersatz für diesen
Verlust erlangen, und die arme Mosclgegcnd, welche nach ihrer geographischen Lage nie der großen
Vortheile der Eisenbahnen, wofür der Staat bedeutende Opfer bringt, theilhaftig werden kann,
dieses als eine kleine Entschädigung dafür ansehen dürfen.

Den armen Winzern würde überdies in einer Gegend, die von hohen, zum Ackerbau wenig
geeigneten Gebirgen umschlossen,daber hauptsächlichauf den Weinbau beschränkt sind, Gelegenheit
zum Verdienste für ihren Lebensunterhalt nnr> zur Verbesserung ihrer Verhältnisse dargeboten.

Auch möchten die Zinsen des Anlage-Capitals theilwcise durch die Erhebung eines Brücken¬
geldes wieder in die Staatskasse zurückfließen.

Euer Majestät baben bei vielen Gelegenheiten der gedrücktenWinzer in landesväterlichcr
Fürsorge Erleichterungen angedeihc» lassen, und noch kürzlich durch Mlrrgnädigstc Berücksichtigung
der Anträge der Trarbacher Commissionin Aussicht zu stellen geruht, welchesauch mit dem ehr-
c-.bietigsten und innigsten Dank von denselben anerkannt wird.

Die treugehorjamstcn Stände glauben es daher wagen zu dürfen, Euer Majestät die ehrcr«
bietigc Bitte vorzutragen, daß Allerhöchstdieselben geruhen wollen,
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die Erbauung einer steinernen Brückt über die Mosel bei Bernlast el Allergnädigft zu
befehlen.

Wir ersterben :c. :c.
Coblenz, den 18. März 1845.

Allerdurchlauchtigster König ,c. ,c.

»'. e°mmu«ai.Euer Majestät treugehorsamstenStände der Nhein-Provinz glauben in Folge eines durch zwei
«>traße »°» Abaeordnete gestelltenAntrags:

«""t «M. daß d,e Straße von Eustlrchen über Münstereifel, Vlankenheim nach Stadt
Kyll aus allgemeinen Staatsmitteln unterhalten werden möge,

sich dringend verpflichtet zu sehen, diese Angelegenheitder Allerhöchsten Berücksichtigungehrerbietigst
zu empfehlen.

Schon der 7. rheinische Landtag sah sich veranlaßt, die fernere Unterhaltung dieser Straßen,
strecke auf der Cö ln - Trierer Straße aus allgemeinen Staats.Mitteln dringend zu befürworten
weil diese Straße zu allgemeinen Zwecken sowohl als Post, wie als Militär-Straße benutzt wird'
und dieselbe obgleich mittelst Decrcts vom 7. Januar 1813 als Departemental. Straße bezeichnet'
dennochspäter auf Kosten der betreffendenGemeinden ausgeführt wurde, wodurch dieselbenjedoch
solche bedeutende Opfer haben bringen müssen, daß bei der in diesen Gegenden herrschenden Armuth
die Unterhaltung der Straße aus Gemeinde. Mitteln ferner nicht mehr zu erreichenist.

In dem Allerhöchsten Landtags-Abschiede vom 30. Dezember 1843 wurde jedoch diese Bitte
abgelehnt, weil bei Verleihung des Rechts zum Ausbau besagter Straße und zur Wegegelds. Erbe-
bung die Gemeinden sich ausdrücklichverpflichtet hätten, die zur Instandhaltung dieses Weges erfor-
derlichen Kosten, soweit dieselben durch die Einnahmen aus dem Wege-Gelde nicht gedeckt werden
können, aus eigenen Mitteln zu bestreuen und eS nicht anzunehmen sei, daß die fernere Erfülluna
dieser fast überall durch Natural. Dienste abzuleistendenVerpflichtung die Kräfte der Gemeinden
überschreitensolle.

Die treugehorsamstenStände fühlen sich jedoch nach den ihnen liber diesen Gegenstand vor-
gebrachten Anträgen gedrungen, vor Euer Majestät die Ueberzeugungauszusprechen, daß

1) die angeblicheVerpflichtungvon der Gemeinde Münstereifel nur bis Ende des Jahres
1843 und von den übrigen Gemeinden nur i» der Voraussetzung übernommen worden ist
daß dies nur vorübergehend, und die Zeit nicht fern sein könne, wo diese Straße entweder
als Staats- oder Bezirlsstraßc aufgenommen werde.

2) Der Weg nicht durch Natural-Dienste, sondern unter der Aufsicht eines Königlichen Wege^
baumeisters und dem von der KöniglichenNegierung angestelltenWegewärter durch gedun'
gene Arbeiten und Lieferungen unterhalten wird, und die veranschlagten Unterhaltunas.
Kosten pr«, 1845 die Summe von 5220 Thlr. betragen, wovon nur 1585 Thlr. durch das
Einkommen des Wegegeldes gedeckt werden können, und die Aufbringung der fehlenden
3635 Thlr. eine die Kräfte der betreffendenCommunen bei Weitem übersteigendeLast ist

3) Die früher in Aussicht gestellte Uebernahme dieses Weges als Vezirksstraße wegen der
unzureichendenMittel des Aezirksstraßen-Fonds nicht zu verwirklichenist.

Unter diesen Umständen bitten die getreuen Stände Euer Majestät in aller Unterthänigkeit
daß Allcrhöchstdieselben geruhen mögen, die Gründe, welche diese Ueberzeugunghervorgerufen haben'
einer gnädigsten Prüfung zu unterwerfen, und dann huldreichstzu befehlen: '
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„daß zur Unterhaltung der Straße von Euskirchen über Münstereifel und Blan¬
ke nhe im nach Stadt Kyll den betreffenden Gemeinden ein angemessenerZuschuß aus
allgemeinen Staatsmitteln zu Theil werde.

Wir ersterben ?c. :e.

Coblenz, den 14. März 1845.

Allerdurchlauchtigster König :c. ,c.

^)en treugehorsamstenStänden des achten rheinischenLandtags ist von einem Abgeordneten aus ,». ««sn«»»,»
ihrer Mitte der Antrag gestellt worden: ««^n«'« Z".

Euer Majestät um Wiederaufnahme der Straße von Köln auf Zulpich und in ihrer p'ch ««" "»
Fortsetzung bis Commern in die Reihe der Vezirtsstraßen Behufs Beförderung
kunstmäßigenAusbaues Allerunterthänigst zu bitten. >>»„>« «°l«.

Diese in der Römerzeit angelegte und daher mir dem Namen „alte Nömerstraße" bezeichnete
Straße beginnt am Weierthore der großen Handelsstadt Köln, geht in südwestlicher Richtung ganz
gerade auf Zülpich und durchzieht die rcichbevölkertenGegenden der LandkreiseKöln und Eus-
kirchen.

Das Bedürfniß einer kunstgemäßcnInstandsetzung dieses Weges ist in landwirthschaftlicher
und gewerblicherHinsichtin hohem Grade vorhanden, indem hierdurch das nicht unbedeutendeStadt«
viertel von Köln, die Weierstraße und Umgegenddie nöthige Verbindung nach Außen erhält; das
unerschöpfliche Lager von Braunkohlen, welches in der Ville lagert, hierdurch einem weitern Kreise
von Consumenten nutzbar gemacht und der jährliche Verkehr mit Holz, welchendie Ville darbietet,
bedeutend erleichtert wird. AuS den an die Zülpicher Straße anschließenden8000 Morgen großen
KöniglichenDomänen-Waldungen kann der jährliche Holzabsaß nach einem Durchschnitts-Ertrage
auf 10,000 Thlr. berechnetwerden, der aber bei guten Absatzwegen zum Vortheile des Staates und
zum Nutzen der Staatsbürger, ohne die Quantität des Wirthschaftsplans zu vergrößern, sich noch
bedeutend erhöhen wird. Außer den KöniglichenForsten siud an dieser Straße noch bedeutende
Privatwaldungcn gelegen, die ebenfalls einen erheblichenHolzabsatz jährlich gewähren, und über¬
schätzt man es nicht, wenn die Holzfuhren über diese Straße auf jährlich 5000 bis «000 angenom¬
men werden.

Ueberhaupt wird durch diesen Straßcnzug der große Landstrich, welcher zwischen der Bonn-
Trierer und der Köln-Dürener Bezirksstraße liegt, aufgeschlossen,und werden, ohne die anschlie¬
ßenden Ortschaften des Kreises Sch leiden zu erwähnen, und außer der Stadt Köln, 93 Ort¬
schaften inolulilvo zwei Städte mit 30,000 Einwohnern, deren Hauptgewerbe der Ackerbau ist. mit
dem großen Markte Kölns in Verbindung gesetzt, und finden diese nicht allein an jener Straße
einen Weg zum Absetzen ihrer Früchte, sondern auch zum Abheben ihres Hauptbedarfes an Brenn¬
material.

Durch die pro/ectirte Fortsetzung der Straße von Zülpich bis Commern wird dieselbe
noch einen crhöhteren Grad von Nützlichkeit und Wichtigkeiterlangen, indem hierdurch die verkehr-
reiche Vordereifel vermittelst der ausgebauten Straße von Zülpich nach Düren, folglich auch mit
der fruchtreicheren Ebene der Kreise Düren und Euskirchen, woher sie ihre fehlendenBrodfrüchte
nimmt, in Verbindung gesetzt und der Absatz ihrer Probucte an Glasurerz erleichtert und endlich auch
der Anschlußan die von Commern in das Schleidener Thal führende Vezirksstraße erreicht wird.
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Die Wichtigkeitdieser Straße, welche „ach traditioneller Ueberlieferung in den ältesten Zeiten
eine Heerstraße gewesen, wurde schon unter französischer Herrschaft anerkannt, indem das Dekret
vom 7. Januar 1813 solche als eiue Deparlemeutalsttaße bezeichnete. Nach aufgehobener Fremd.
Herrfchaftgab sich eine gleiche Vorsorge für diese Straße zu erkennen. Durch die Allerhöchsten Kabi-
nets-Ordres vom 17. September 1822 und 14. November 1825 wurde die Zülpicher Straße an die
Spitze der Bczirlsstraßcn des Negiernngobeznks Köln gestellt, und wenn dieselbeauch nun in dem
Allerhöchsten Regulativ vom 20. Januar 1841 unter den auszubauenden Bczirksstraßen vermißt wird,
so ist doch nirgendwo weder durch ein Gesetz, noch durch ei» zur öffeinlichcuKenntniß gekommenes
hohes Ministcrial-Nescnpt die Herabsetzung der Zülpicher Straße in die Klasse der Vicinalwege
erfolgt.

Wie sehr nun auch der Mangel einer guten, zu jeder Jahreszeit brauchbaren Communication
zwischender Stadt Köln über Zülpich bis Commern in allen von dem fraglichen Straßcnzuge
berührten Communen gefühlt wird, ist dadurch bis zur Evidenz bewiesen, daß diese Gemeinden dem
Bczirksstraßen- Baufonds an freiwilligen Beiträge» die Summe von 24,078 Thlr. überweisen wer¬
den, wenn dadurch der Ausbau dieser projeciirten Straße beschleunigtwerden könne.

Bei diesen bedeutenden Opfern der bethciligtcn Gemeinden sehe» sich die treugchorsamstcn
Stände veranlaßt, Euer Majestät einen Abdruck der an sie gelaugte« Denkschriftgauz uuterthänigst
zu überreichen und die ganz gehorsamsteBitte beizufügen:

„daß es Euer Majestät gefalleu wolle, die Wiederaufnahme der alten Nömerstraße von
Köln auf Zülpich in die Reihe der Bezirkostraßen des Regierungsbezirks «öln Aller-
guädigst zu befehlen, und auch der von Zülpich bis Commern fortzusetzenden Straße
die Qualität alo Bczirkostraße huldreichstzu verleihen, damit die nöthige Instandsetzung
der fraglichen Straße, nach Beendigung des Ausbaues der bereits in Angriff gcnomme»
nen übrigen Bezirksstraßen des Negieriüigsbezirks Köln, gleich vorgenommen werden
könne."

Wir ersterben ?e. ic.

Cob lenz, den 30. März 1845.

Denkschrift,
betretend den Ausban der durch das Kaiser!. Dekret vom 7. Jan. 48l3, durch
die König!. Mabiuetsordres vom l7. Scpt. <822 und «4. Nov. 482ä «ls Bezirks-

jtrajse bezeichneten Zülpicher Strasse.

^!)er Name „Zülpicher Straße" darf nur genannt werden, und jeder Rheinländer weiß, daß
er die Nömerstraße bezeichne,welche im grauen Alterthume eiue weltbeherrschcndcNation in ganz
gerader Linie von Köln nach Zülpich anlegte, und deren Richtung noch überall gnt erhalten ist.

Zülpich war zu jener Zeit eine Militärstation und Centralpnnkt von sieben Hauptstraßen!
Die Bedeutsamkeit des Ortes, sowohl in der Römerzeit, als im Mittelalter, ist geschichtlich nach¬
gewiesen.

Am Weierthor der Handel- und verkehrreichenStadt Köln beginnt diese Zülpicher Straße
(Nömerstraße), geht in südwestlicherRichtung ganz gerade auf Zülpich, berührt mehrere Villa's,
geht durch üppicheFluren an dem Dorfe Effern vorbei, durchsch-eidet das Dorf Herm ülheim
in zwei Hälften, geht zwischen bedeutenden Braiinkohlengrubcn durch, berührt zn beiden Seiten die



Felbfluren und WeichbilderzahlreicherOrtschaften und besteigt dann in einer sanften Böschung die
großen Forsten, „Ville" genannt.

Diese Ville, ein lebendiges Zeugniß, was Holzkultur vermag, besteht aus bedeutenden For«
sten des Staates, aus großen Parzellen der Grafen Metter »ich und vielen Privatwaldungen,
welche die Nömerstraße berühren. De» Rücken dieser Anhöhe durchzieht die genannte Nömerstraße
eine Stunde Weges, senkt sich in noch sanftere Böschung hinab, als sie hinaufsteigt, berührt vor
dem Dorfe Liblar bedeutende Anlagen von Braunkohlenwcrken und geht dann in die fruchtbare
Ebene des Erftthales.

In dieser Ebene durchschneidet sie die gesegneten Felder mehrerer Gemeinden, steigt dann auf
das Plateau der Gemarkung von Erp*), läuft in dieser Ebene an Meicrhöfcn, Ritlergütern und
Ortschaften vorbei bis zum Manenwalde, den sie an der östlichen Seite durchschneidet. Diesen kaum
verlassend, eröffnet sie dem Wanderer plötzlich das Panorama von Zülpich, welches in einem
großen Kessel, auf einem kleinen Hügel, von vielen Ortschafte» umgeben, liegt.

In diesem Kessel, unmittelbar an der Nömerstraße, war es, wo im Jahre 1842 die vater¬
ländischen Truppen das durch seine Großartigkeit und seinen Glanz ausgezeichneteHerbstmanöver
theilweise abhielten. Und welchem Zuschauer sollte hierbei «icht die im Jahre 496 zwischendem
Frankenköuig Clodewig uud den Allemannen vorgefallene Schlacht in Erinnerung gekommeu sein,
für welche in der That diese Ebene nicht die ungeeignetsteStelle gewesen sein kaun!

An dem östlichen Thore von Zülpich endet zwar dieser Straßenzug, dessen Hauptbestimmung
war, das alte Tolbiacum mit den römischenColonien am Nheine in Verbindung zu setze». Er
«st als ein Theil der im Itinerariu.n des M. Antonius bezeichnetenTrier-Kölner Straße zu
betrachten, und über Zülpich an Commern vorbei auf Marmagen, Iünkerath, Bittburg
bis Trier geführt. Aus diesemStraßeuzuge läßt sich im Allgemeine!, die genaue Kenntniß der
Römer im Straßenbau, so wie ihre große Umsicht bei Auswahl des Terrains für denselben nicht
verkennen, obgleich die ursprüngliche römische Bauart nur noch au einzelnen Stellen zu erkeuue» ist,
und die Straße sich durch den Gebrauch um das zwei- bis dreifache der ursprünglichen Breite
erweitert hat. Sie ist eine der ältesten der Provinz und scheint von M. V. Agrippa erbaut wor¬
den zu sein.

Das Bedürfniß, diese Zülpicher Nömerstraße wieder herzustellen, ward schon seit einer
ganzen Generation dringend gefühlt, und die Nothwendigkeit von der vormaligen Regierung
schon anerkannt.

Ein Kaiserliches Dekret vom 7. Januar 1813 befahl den Ausbau der Straßen:
1) von Aachen nach Duisburg,
2) von Neuß nach Eleve,
3) von Köln nach Zülpich,

und bewilligte nach den damaligen Prinzipien 10 Prozent der direkten Steuern für den Ausbau und
die Unterhaltung der Straßen.

Durch Königliche Kabinets-Ordre vom 17. September 1822 wurden in der Nheinproviuz
die Straßen ») in Staatsstraßen,

l«) in Vezirkostraßen
tubrizirt und unter letzteren, im Regierungsbezirk Köln, die besprochene

Zülpicher Straße
obenan gesetzt; dann folgte 2) die Luremburger Straße, und

3) die Trierische Straße.

*) Parabeplatz des Herbstmanövcrs von 1842.
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In dieser Allerhöchsten Ordre war zugleich dem Herrn Minister des Handels die Befugniß
ercheilt, einzelne in der Rheinprovin; zum Ausbau bezeichnete Straßen, „wenn sich deren min¬
dere Wichtigkeit ergebe, in die Klasse der gemeinen (Vicinal-) Wege herunter
zu setzen.

Gleich nach dieser Veröffentlichungwurde die von der Köln-Mainzer Staatsstraße vor Köln
abgebende, durch Brühl und Eus lirchen nach Gemünd gebaute „Köln-Luremburger
Straße" in Bau unternommen und am 30. Juli 1825 durch den Oberwegbau«Inspektor Frey¬
mann zu Siegburg in Verding gegeben. (Oeffentlicher Anzeiger des Kölner Amtsblatts vom
Jahre 1825. p««?. 27s.)

Schon waren die Bauarbeiten weit fortgerückt, als der Herr Staatsminister und Oberpräsi¬
dent von Inger sieben am 18. Februar 1826 veröffentlichte:

„Des Königs Majestät haben mittelst Allerhöchster Kabinets-Ordre vom
„14. November 1825 Allergnädigst zu bestimmen geruht, daß nachstehende bishe¬
rige Vicinalwege in den Provinzen des linken Rheinufers von jetzt an den
„Bezirksstraßen zugezählt werden sollen."

In dieser Veröffentlichungführt der Herr Oberpräsident die nunmehr zu Bezirksstraßen erho¬
benen Wege nach Regierungsbezirken auf, und zwar unter

v. Im Regierungsbezirk Köln:
,,1) der Weg von Köln über Frechen, Kerpen und Baltzheim bis zur Grenze des

Regierungsbezirks;
„2) der Weg von Köln nach Venlo über Pulheim und Stommeln;
„3) der Weg von Vrühl nach Liblar."

Der Herr Oberprästdcnt bemerkt ferner:
daß „von dem Königlichen Ministerium des Innern, in Gemäßheit der durch die
„Allerhöchste Kabinets-Ordre vom 17. September 1826 gegebenen Befugniß,
„folgende bisherige Bezirtsstraßen in die Klasse der Vicinalwege herabgesetzt
„worden."

^. Im Regierungsbezirk Aachen:
„die Straße von Düren nach Iülich."

n. Im Regierungsbezirk Düsseldorf:
„die Straße von Cranenburg über Vrasselt bis zur Landesgränze."

Diesem Oberpräsidial-Erlaffe ist ein Verzeichnis) beigefügt, worin die beibehaltenen Bezirks¬
straßen in dem westlichen Theile des Großherzogthums Niederrhein alle aufgezählt sind, und findet
sich unter den im Regierungsbezirk Köln vorstehend aufgezählten 6 Bezirkostraßen

Iülpichcr Straße
mit 12033 Ruthen Länge obenan gestellt.

Von diesen 6 Straßen ist jedoch jene von Köln über Frechen, Kerpen, Baltzheim
bis zur Grenze des Regierungsbezirks durch eine Verfügung des Köm'gl. hohen Ministeriums des
Innern vom 15. Dezember 1826, kraft der dieser hohen Behörde zustehendenBefugniß, wieder in
die Reihe der Vicinalwege versetzt worden, (««nlerntu,- Amtsblatt der Negierung zu Köln vom
Jahre 1827. l»»ss. 22.)

Aus diesem Erlasse mag jeder Unbefangene den Schluß ziehen, daß dieser Herabsetzungder
vorhin genannten Bezirksstraßen in die Reihe der Vicinalwege eine sorgfältige Prüfung über die
größere und mindere Wichtigkeit aller Aezirksstraßen von Seiten des Herrn Ministers vorange¬
gangen seie, mithin auch jeder den ferneren Schluß wagen dürfe, daß die demnach veröffentlichten
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Vezirksstraßen von solchem gemeinnützigenEinfluß gehalten worden, daß der möglichst baldige Aus-
bau derselben wünschenswert!)erschien.

Dieser Schluß findet auch seine Rechtfertigung in dem Allerhöchsten Regulativ vom 29. Januar
1841. In demselbensind nämlich alle für den Regierungsbezirk Köln durch den Herrn Oberprä«
sidenten am 18. Februar 1826 veröffentlichteBezirksstraßen theils ausgebaut, theils in Bau genom«
wen, mit Ausnahme

der Zülpichcr Straße.
Das Bedürfniß, diese Straße kunstmäßigauszubauen, und zwar, der allgemeinenNützlichkeit

wegen, vom Weierthor zu Köln durch Hermülbeim, Liblar, Lechenich, Er» und Weiler
nach Zülpich und in der Fortsetzung bis Commern ist so fühlbar geworden, daß der wohlha¬
bende, ackerbautreibendeLandesstrich, durch welchen sie ausgeführt werben soll, sichtbarin der Ent-
Wickelung zurückgeblieben ist.

Es hat sich daher ein Comite aus allen von der Zülpich« Straße berührten Bürgermeiste.
reien, von Köln bis Zülpich, gebildet, welches sich die Aufgabe gestellt, die gemeinsamen Wünsche
zu prüfen, die freiwilligen Erbietungen zur Beförderung des lunstmäßigen Ausbaues zu sammeln
und bei den hohen Behörden die geeigneten Schritte zur Erreichung des Zweckes zu thun.

Das Comite ist ermächtigt, Folgendes vorzulegen:
1) Die Stadt Köln hat seiner Zeit zur Förderung des Ausbaues der Venloer Bezirks«

ftraße 4800 Tblr. zugesagt; es liegen Gründe vor, wodurch zu erwarten steht, daß der
Stadtrath auf das ihm bereits seit einiger Zeit vorliegende Gesuch des Comite's zu diesem
Zwecke eine nicht minder große Summe bewilligen werde, weil vom Ausbau dieser Straße die
Belebung eines relativ öden Stadtviertels und die Entwickelungeiner nützlichen Gewerbthätig.
keit abhängt. Obwohl in diesem Augenblicke noch kein Beschluß über die von der Stadt Köln
zugesagte Summe vorliegt, so ist der Beitrag derselben zu gleicher Höhe anzunehmen mit 4800 Thlr.

2) Die projectirte Straße würde vor der Stadt Köln zwar das Gebiet der Bürger¬
meistereiMüngersdorf berühren, jedoch so wenig, daß von daher ein Beitrag
nicht erwartet werden könne.

3) Diese verlassend, geht die Straße anfangs zwischen den Bürgermeistereien Ron-
dorf uud Effcrn durch. Von den Eigenthümern der anschießendenGüter sind
zugesichert:

l 250 „
500 „

und zwar von v«er ................... . . < «nn
l 100 I

4) Die Bürgermeisterei Effern hat durch einen vom Gemeinderathe gefaßten Be-
schluß zugesichert .......................3000 „

5) Die anschießende Bürgermeisterei Hürth hat ebenfalls durch Gemeinderaths-Be¬
schluß zugesagt . ......................6000 „

6) Die Bürgermeisterei Liblar hat in Berücksichtigung, baß die Straße durch ihr
Gebiet bereits kunstmäßigausgebaut ist, keinen Beitrag als Commune bewilligt;
dagegen sieben Zusicherungenbevor, daß von der Notabilität ansehnliche Bei¬
träge erfolgen werden!

7) Die Stadt Lechenich, welche bis zum Jahre 1827 Kreishauptort war, was sie
aber nach Ausbau der Köln - Luremburger Straße bis Euslirchen und Verle»

I«»tu, . . 14850 Thlr.
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'l'r<»,5l><,rt . . 14850 Thlr.
gung des Kreisortes nach Euskirchen zu sein aufgehört hat, trotz aller Verwen¬
dungen, die noch auszubauende Strecke der Brühl-Lechenicher Bezirksstraße nicht
in Ausführung dringen können, sicher: dessen ungeachtet durch Ocmeindcraths-Be-
schluß diesem schönen Vorhaben ,;n .................4000 „

8) Die Gemeinde Erp hat als Commune zu diesem schönen Projecte durch Gemeinde«
raths-Beschluß einen Beitrag von ................3000 „
zugesichert, und noch einen eben so hohen Beitrag in Aussichtgestellt, wenn die
Ausführung recht bald unternommen werde.

9) Die kleine Gemeinde Weiler hat einen Beitrag von .... ...... 500 „
und die etwa noch erforderlichen Grundentschädigungen zugesagt, wenn der Weg
durch ihr Dorf geführt werde, was füglich auch geschehen kann.

10) Das Gebiet dieser Gemeinde verlassend, tritt die projectirte Straße am Marien¬
walde wieder in das Bett der Nömerstraße, geht durch die Gemarkung der Ge¬
meinden Sievernich, Rövenich, Besscnich und Nemmenich, worin sie
mittelst Naturalkräfte der genannten Gemeinden in gehörige Breite gestellt und
mit Aefcstigungsdecke versehen ist.

11) Die Stadt Zülvich entbehrte bisher«« alle Verbindungen; es wurden während
der letzten 30 Jahre ihrer Entwickelung mancherlei Hemmnisse in den Weg gelegt.
Beim Foribau der Straße von Euskirchen nach Commern, erhob sie im
Jahre 1828 die billige Bitte, die Richtung über Entzen zu nehmen, und
dadurch die Straße so allgemeinnützig zu legen, daß dann der nördlicher
Seits gelegene volkreiche Theil durch eiuen Straßenanschluß von etwa 1125 Ru¬
the» sich Weg nach dem Rhein und zugleich nach der Vorbereifcl bauen tonne,
weil neben der angenommenen Richtung über Firmenich und Gartzen nnr
dem Dörfchen Satzvey, dann den von der Richtung betroffenen Ziegel¬
bäckereien zu Firmenich uud Gartzen ein directer Aufschluß gewährt würde;
allein diese Bitte, aus dem Bedurfuiß des Lebens gegriffen, blieb
unerfüllt.

Zülvich und Umgegend waren daher in die Nothwendigkeitversetzt, sich auf
kostspieligem Wege Verbindungsstraßen nach Euskirchen uud nach Commern
zu verschaffen.

So kam während des Zeitraums von 1835— 1844 ein Weg zwischen Eus¬
kirchen und Düren ;u Stande, der auf dem Gebiete der König!. Regierung zu
Köln sich zwar der landesherrlichen Unterstützung zu erfreuen hatte, und aus der
Staatskasse Zuschüsse erhielte .............. 3145 Thlr.

Es habe» aber auch die «»schießendenGemeinden:
... Euenheim, Elsig, Dürscheven.......5743 „
»,. Gemeinde Uelpenich............1321 „
<-. die Stadt Zülpich.............7512 „

in Summa . . 17721 Thlr.
an Bau- und Unterhaltungskosten verwendet.

Obwohl dieser Verbindungsstraße auf dem Bereiche des Regierungsbezirks von
Köln seit dem 15. November 1844 die Wegegelder. Erhebung verliehen ist, so

I^w« . . 22350 Thlr.
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?r«n»i>«,lt . . 22350 Thlr.
reichen diese doch bei weitem nicht hm, die Straße ferner zu unterhalten, sondern
es müssen aus dem Gemeinde-Büdjet fortwährend jährliche Zuschüsseihr zuge»
wendet werden.

Aller dieser Opfer und beinahe unbegreiflichenAnstrengungen ungeachtet, hat
die Stadt Zülpich den Theil der innerhalb ihrer Gemarkung liegenden Nömer-
straße in Graben gesetzt, im Grundbett fertig gestellt, mit einer Befestiguugodecke
versehen, und außerdem noch zur Ausführung des projectirten Straßenbaues
einen freiwilligen Veitrag zugesichert von......... . . 1728 „

Summa aller Beiträge . . 24078 Thlr.
Das Comite ist ermächtigt, diese freiwilligen Beiträge von 24078 Thlrn., welche sich nach

den entwickeltenAussichten noch erhöhen werden, dem Bezirks «Straßenbau-Fonds zu überweisen,
wenn dadurch der Ausbau dieser projectirten Straße beschleunigtwerden könuc. Nach der bisherigen
Erfahrung sind diejenigen Straßen zuerst in Bau genommen, welche Handels« und Fabrikorte
zunächst mit den Hauptstädten der Provinz in Verbindung setzen. Man wählte deren Richtung so,
daß sie möglichviele gewerbtreibendeOrtschaften und zu Gewerken fähige Flüsse und Bäche berühr¬
ten; hierbei wurde auf die ackerbautreibenden Gegeuden insofern auch Bedacht genommen, als
die Richtung nach den gewerbetreibenden Ortschaften sich damit in Verbinduug bringen ließen.

Im Regierungsbezirk Köln sind die Bezirtsstraßen, insoweit sie Hauptgcwcrbe treibende
Gegenden verbinden können, fertig. Es dürfen sich diesem nach die ackerbautreibendenGegenden
auch um so mehr einer besonderen Aufmerksamkeiterfreuen, als so viele Beweise vorliegen, wie
gerne die Staatsverwaltung diesem Zweige der Landes - Industrie Vortheil
zuwendet, wozu selten directc Gelegenheiten sich darbieten!

Die hohen Stände des siebentenRheinischenLandtages haben zwar votirt, daß die Ueber¬
schüsse des Bezirks-Straßenbau-Fonds zu Neubauten verwendet werden sollen, haben aber zum
schnellereuAusbau der Bezirtsstraßen Darlehen zu machenabgelehnt. Wenn auch diese wohl¬
meinende Absicht, den Baufonds durch Zinszahlungen nicht zu schwächen, hohe
Anerkennung verdient: so dürfte anderseits auch nicht zu verkennen sein, daß
ein wohlhabender Landstrich, dem durch Allerhöchste Bestimmungen zu wiederholten
Malen ein Unternehmen verheißen ist, wovon die Entwickelung eines Stadt¬
viertels von Köln und das Aufblühen einer großen Gegend abhängt, die Aus¬
führung dieses Unternehmens begehre und mit kräftigen Mitteln zu unterstützen
sich erbietet.

Wir halten unmaßgeblich dafür, daß bei zweckmäßigentechnischen Anordnungen die ganze
Strecke weit billiger zu bauen sein wird, als nach einem Uebelschlage der jüngsten Erfahrungen
angenommen wurde, weil fast keine Grundentschädigungen vorkommen und das Baumaterial fast
überall sich in der Nabe der Straße vorfindet.

Gesetzt aber, es sollten 80.000 Thlr. erforderlich sein, so können doch noch unter Aufrecht-
baltung der vorerwähnten Prinzipien der Provin;ialstände die Fonds zu diesem Bau durch Darlehen
beschafft und die dem Bezirks-Straßenbau-Fonds zu überweisendenBeiträge von wenigstens24,000
Thlrn. zur Deckung der Zinsen verwendet werden.

Wenn auch zur Tilgung des zu beschaffenden BaukaMals aus dem Bezirks - Straßenbau-
Fonds eine zehnjährige Frist erforderlich sein sollte, und das Kapital mit 4 Prozent zu bouoriren
sei, so werden an Zinsen »ötbig .................. 17,Ü00 Thlr.

Von dem Zuschüsse »<1 ...................^5'.?^ "__
bleibe« noch zum Vort!,eil des Vaufonds .............. «,400 Thlr.
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IViMüpnrt . . 6,400 Thlr.
Diese Zuschüsse würden indessen in vierjährigen Raten eingezahlt werden und

können während der Tilgungsperiode bei aufmerksamer Bewahrung noch an Zinsen,
zu 3 Prozent gerechnet ..................... »2,286 „__
erbringen, so daß der Baufonds...................8,686 Thlr.
erübrigte.

Das Opfer, welches dieser Landstrich der projectirten Straße anbietet, beweist mit der
unwidersprechlichsten Bestimmtheit, welches hohe Interesse und welch ein großes Bedürfniß dieser
Straßenbau in sich trage. Und verdient es nicht alle Berücksichtigung?!

Nicht minder wichtig ist der große Verkehr, der auf dieser Straße in's Leben gerufen wird:
^ In der Stadt Köln,

wo nämlich das Stadtviertel der Weierstraße und Umgegendbis heran ohne alle Verbindung nach
Außen besteht.

«. Im Landkreis Köln.
Gemäß amtlichen Nachweisungen werden in den Bürgermeistereien Rondorf, Effern,

Hürth und Brüht durch die projektirte Straße
23 Ortschaften mit 6,780 Einwohnern

dem Verkehr geöffnet.
In den meisten dieser Orte wirb Schwarz- und Weißbrod - Bäckerei getrieben, deren Absatz

mit Pferdefnhren nach Köln berechnet ist.
Noch viel wichtiger sind die Braunkohlen, ein Produkt, das den nothwendigstenBedürfnissen

deS Landes beizuzählen und heutigen Tages dem Landmanne so nöthig ist, wie Salz und Brod!
Drei Braunkohlenwerke liegen am Eingange der Ville, welche nach den Journalen der Steiger all¬
jährlich 1,350,000 Klütten über die Zülpicher Straße in Absatz bringen.

Der jährliche Verkehr mit Holz, welchendie Ville bei guten Absatzwegen darbietet, steht jenem
der Brannkohlen nicht nach.

Die Domaine besitzt hier 2 große Forsten, wovon der eine 5,000 Morgen, und der andere
3,000 Morgen hält. Beide schießen an die Zülpicher Straße. Der jährliche Holzabsatz ist nach
einem Durchschnittsertrag auf 10,000 Thlr. projektirt, der aber bei guten Absatzwegen,zum Vortheil
des Staates und zum Nutzen der Staatsbürger, ohne die Quantität des Wirthschaftsplanes zu ver¬
größern, sich bedeutend erhöhen wird. Nur ein Blick in den Holzverkauf vom Jahre 1843, worin

309 Loose Stammholz,
788 Schock Nutzholz,

364 Klafter Brennholz,
1,030 Schock Reiser Wcllholz

in der Nähe der Zülpicher Römerstraßc von der Domaine veräußert wurden, und es wird sich er»
geben, welchen Verkehr diese Waldungen der projcktirten Straße erbrächten.

Außer den KöniglichenForsten sind an dieser Straße noch bedeutendePrivatwalbungcn, die
jährlich einen erheblichenHolzabsatz gewähren. Eine genaue Nachweisnng hierüber aufzunehmen,
liegt außer dem Bereiche der Möglichkeit: dagegen überschätzt man es nicht, wenn die Holzfuhren
über diese Straße auf

5,000 bis 6,000 Fuhren
veranschlagt werden.

c. Im Kreise Ellskirchen.
An der westlichen Seite der Ville sind die großen Braunkohlenwerke, deren stärkster Absatz

auf die Richtung der Straße nach Zülpich fällt.
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Nach dem Durchschnitt der Gcwinnungsnachwcisenvon den Jahren 1838 bis 1843 sind all¬
jährlich gewonnen worden:

1) an Knabben «5,000 Körbe,
2) „ Klütte» 3,752,000 Stück,

welche nach den ausgegebenen Ladungszcttcln auf
174,000 Fuhrkarren

abgefahren sind. Dreiviertel dieser Frachten muß in der Richtung auf Zülpich eingeschlagen
werden.

Der Mangel einer guten, zu jeder Jahreszeit brauchbaren Kommunikationzwischender Ville
und der Vordcrcifel ist für die Bewohner dieses Theils der hiesigen Provinz um so empfindlicher,
als sie mit ihrem Hauptbedarf an Brennmaterial durchweg auf die Braunkohlen angewiesen sind,
die in der größten Masse von der Grube bei Liblar genommen werden. Bei dem schlechten Zu¬
stande der Landwege sind sie genöthigt, dieses Material zur Sommerzeit, wo jeder Tag und jede
Stunde dem Landmanne in seiner Wirthschaft so kostbar ist, anzufahren; indessenzur Winterzcit,
während welcher Menschen und Thiere wcuig beschäftigtsind, die Verbindung mit jenen Gruben
aufgehoben ist.

Ohne die anschießendenOrtschaften des Kreises Schleiben zu erwähnen, umfaßt der Theil
des Kreises Euskirchen, den die projektirte Straße unmittelbar und mittelbar ausschließt, die
Bürgermeistereien Liblar, Lcchenich, Erp, Friesheim, Gpmnich, Wichterich, Nemme«
nich, Siuzenich, Zülpich und einen Theil der Bürgermeisterei Entzen und Commcrn,
und enthält

33 Ortschaften mit 14,061 Einwohnern.
Ein östlicher Theil des Kreises Düren wird von dieser Straße berührt, und ihm Gelegen¬

heit zu bequememAnschlußdargeboten.
Dieser Theil nmfaßt die Bürgermeistereien Sievernich, Kels, Nörvenich, Füßenich,

Bürvcnich, sodann theilweise die Bürgermeistereien Ollesheim und Binsfeld, bestehend in
37 Ortschaften mit 9,942 Einwohnern,

welche alle an dieser Straße einen Weg zum Absetzen ihrer Früchte und Abholen des Brennmate,
n'als finden.

Außer der Stadt Köln werden also durch dicseu Straßenzug
93 Ortschaften iuolu«. 2 Städte uud 30,783 Einwohner,

deren Hanptgewerbe der Ackerbauist, mit dem großen Markte Köln's in Verbindung gefetzt, und
dadurch sich ciues gesegneten Emporblühens zu erfreuen haben.

Seit 30 Iahreu harren sie auf den Ausbau einer Straße, deren Baukosten fast eben so lange
— von >8l3 bis 1841 — lediglich auf die Grundsteuer rcpartirt gewesen ist, wozu sie selbstredend
eben so lange mit beigetragen haben.

In welcher Weise das Bedürfniß des planmäßigen Ausbaues der projektirten Straße sich
allcrwärts und allgemein ausgesprochen,braucht nicht näher hervorgehobenzu werden, indem
nicht allein die anliegende Verhandlung der Kreisstände des LandkreisesKöln vom 10. September
1344, sondern auch die iu dieser Denkschrift angeführten Opfer der Gemeinde und Privaten dieses
am deutlichsten beweisen.

Die Straße wird in ihrer Fortsetzung bis Commern einen so erhöhten Grad von Nützlich¬
keit und Wichtigkeiterlangen, die sich mit Zahlen in ihrem Umfange nicht ausdrücken lassen.

Diese Fortsetzung soll die vcrkrhrreichc Vordereifrl, vermittelst der ausgebauten und dem
öffentlichenVerkehre iU'ergcbcnenStraße von Zülpich nach Düren, folglich auch mit der frucht»
reichen Ebene der Kreise Düren und Euskirchcu, woher sie nämlich ihre fehlenden Vrodfrüchtc

32
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nimmt, in Verbindung setzen. Eine Verbindung, deren Bedeutsamkeit einleuchtet, wenn nur noch
angeführt wird, daß die Vordcreifcl an Glasurerz jährlich einen Werth von 140,000 Thlrn. prodn-
zirt. Diese Produkte werden theils an den Nheinstrom, theils in die Gegend nach Aachen versandt.

Die Masse Stabciscn, welche auf den an der Fepbach und an der Olf gelegenenWerken fab«
rizirt wird, ist bedeutend; ebenso die Vcifnhr der Kohlen und Coaks erheblich. Wir haben es
übrigens für überflüssiggehalten, diese Bedürfnisse des Straßcnausbaucs bis Commern spezieller
nachzuweisen,sondern glauben nur anführen zu müssen, daß dieser Gegenstand in der

Vergleichenden Beleuchtung aus Schleiden vom September 1841,
betreffend die Straße von Commern über Gemünd nach Schleiden und der

Denkschrift aus der Eifel vom Jahre 1843,
betreffend den Ausbau der Straße von Schleiden nach Losheim, welche beide dem Landtage
vorgelegen haben, bis zur Evidenz erwiesen ist.

Der Straßcnzug vou Zülpich bis Commern ist bereits von den betreffenden Gemeinden
seit 4 Jahren unternommen. Zwei massive Brücken sind aus Gemcindckräften und freiwilligen Bei¬
trägen erbaut, die ganze Straße in Erdarbeit und Grabenanlage beinahe fertig und an Stellen schon
mit einer Steindeckeversehen.

Diese projcktirte
Köln-Zülpicher Straße,

durchwegdem inneren Verkehr zugewendet, wird beim wirklichenInslebentreten an
Bedeutsamkeit gewinnen.

Wer an dieser Bedeutsamkeit des inneren Verkehrs in dieser so volkreichenGegend zweifeln
möchte, den weisen wir hin auf das Entstehen der Bonn-Kölner Eisenbahn, die lediglich auf den
innern Verkehr berechnetist, und er wird sehcu, wie wenig man sich im Allgemeinen von der¬
selben versprach während dem Bauen, und welcheLeistungensie dem innern Verkehr er¬
wiesen hat — seit ihrer Eröffnung!

Da sich nach diesem allem der besprocheneAusbau der Straße von Köln über Hermülbeim,
Lcchenich, Erp, Zülpich bis Eommern, zu welchem schon viele Strecken vorgearbeitet sind, als ein
unabweislichcs Bedürfniß, als die dringendste Anforderung der Gerechtigkeit, und mit Nücksicht auf
den Nutzen und die Verpflichtung des Staats nicht als zu kostspielig herausstellt: so dürfen die
Bewohner der Straßenstreckeund der Vordcreifcl mit vollem Bewußtsein ihrer guten Sache ver¬
trauen , daß die bereits zum Vlll. Landtage versammelten hohen Proviuzialstände zu deren Gunsten
eine angelegentlicheVerwendung bei Sr. Majestät dem Könige eintreten lassen. Alsdann dürfen sie
auch von der Gnade und dem immer wohlwollendenSinne unseres treu und innigst verehrten, hoch¬
herzigen Landesvaters die baldigste Erhörnng eines so lange gehegten und ticfbcgründcten Wunsches
einer von ungünstigen Verhältnissen seit 30 Jahren heimgesuchtenGegend zuversichtlich erhoffen!

Das Eomite.

Anlage.
Verhandelt Vogel sang den 10. September 1844.

Gegenwärtig waren:
der Königliche Landrath Simons als Vorsitzender.

Aus dem Stande der Ritterschaft:
der erste Krnsdeputirte Herr «r. E. von Groote, der zweite Kreisdcputirte Herr von Kemvis,

Herr Iustizratb von Bianco, Herr Bürgermeister Feltcn.
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Von den Abgeordneten der Landgemeinden re,p. deren Stellvertreter:
Bürgermeisterei Vrühl: Herr Beigeordneter Poncelet.

„ Dcutz: „ Bürgermeister Schnürte.
„ Essern: „ Beigeordneter Schmiz.
„ Frechen: /, Gcmcinderath Fuchs.
„ Freimersdorf: „ Bürgermeister Meller.
„ Hürth: „ nicht vertreten.
„ Müngcrsdorf:,, Gcmcindcratl) Grouven.
„ Longcrich: „ Bürgermeister N ossel.
„ Lövenich: „ Gemeinderath Dapper.
^ Poulheim: „ Bürgermeister Hartzhcim.
„ Nondorf: „ nicht vertreten.
„ Stommeln: „ Bürgermeister Dünwald.
„ Worringcn: „ Bürgermeister Vend er.

In der heutigen Versammlung der Kreisstände wurde die Frage zur Berathung vorgelegt:
„Ob die Zülpicher auch Nömerstraßc genannt, welche in der A. Kab. Ord. vom 17. Sep¬

tember 1822 und 14. November 1825 auf die Liste der Vczirksstraßcn gebracht wurde, wirklicheine
solche Bedeutung habe, daß deren baldigster Ausbau gewünschtwerden müsse?"

Nach den, von einzelnen Mitgliedern des Kreistages gegebenen Entwickelungen über die
Veranlassung zur Frage und nach den Erörterungen über diese Letztcrc, erklärten sämmtlicheAnwe¬
senden in einstimmigemBeschlusse:

„daß, nach ihrer innigsten Ueberzeugung, die fragliche Straße allerdings für den Landkreis
Köln, dessen Interesse sie in dieser Sitzung ausschließlichwahrzunehmenhätten, eine solche Bedeut¬
ung und Wichtigkeithabe, daß es nur sehr bedauert werden könne, daß der Ausbau derselben zum
großen Nachtheile vieler, darum beklagcnswerthcr Gemeinden, so lange verzögert worden sei. Es
werde der speciellenEntwickelungder einzelnen Daten, welchedieses Urtheil begründen, aber um
so weniger bedürfen, weil wohl an der Bedeutung einer Straße nicht gezweifelt werde, die, nach
traditioneller Ueberlieferung, schon in den ältesten Zeiten eine Heerstraße gewesen, später unter fran-
zösischcr Herrschaft, als die Wichtigkeitguter Kommunikationswcgeerkannt wurde, zur Departemen-
talstraße erhoben und endlich uuter der jetzigen Staatsrcgicrnng nacheinander in zwei schon Ein¬
gangs bezogenen Allerhöchsten Dekreten an die Spitze der Bczirksstraßen des Regierungsbezirks Köln
gestellt worden sei, welches sicherlich nicht würde geschehenscin, wenn nicht die vorhergegangene
Untersuchungdie Wichtigkeitdes fraglichen Weges für einen ganzen Landstrich herausgestellt habe;
überdies spreche der Umstand überzeugend für das dcponirte Urtheil, daß die beiden Bürgemci-
stereien im Landkreise,welche von der Straße quer durchschnitten werden, neben den hoch gestiegenen
Ansprüchenan die Kommunen, so bedeutendeSummen, wie ihnen bekannt geworben sei, als Zuschuß
zu dem Ausbau bewilligt hättcu.

Iu dcr französischen Zeit konnte nirgendwo, wenigstens im hiesigen Bezirke nicht mehr, an
dc» Anoban dcr Dcparlcmcntalstraßcn gcdacht werden und nachher sei die Straße durch ciu Zusam-
mcutrcffcn unglücklicher Verhältnisse für dicsclbc in dc» Hintergrund zurückgedrängt worden. Jetzt
aber stelle der Kreistag, wo es immerhin gcltcn möge, die dringendste Bitte, daß endlich, nach
Vcscilignng so vieler Hindcrnisse, das königliche Wort durch einen möglichst beschleunigtenAusbau
in Erfüllung gehen möge, nachdem sich längst ergeben habe, wie dem Bedürfnisse durch den An¬
schluß eines Annes von Brühl imch Libwr au die Trierer Vezirksstraße durchaus nicht abgeholfen
worden sei.

32*
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Ueber vorstehenden Beschluß ist dieses Protokoll aufgenommen und von den Anwesenden
unterzeichnetworden.

Hier folgen die Unterschriften.

der Königliche Landrath
S i m o n s.

Allcrduvchlauchtigstcr König :c. :e

„. K«<icn de» Aie Vürgermcistercicu Sieg bürg, Lohmar und Wahlschcidt im Sieglreisc sind mit König-
""^^ ^"^^lichcr Negiernng zu Köln übereingekommen, den künstlichen Ausbau einer Straße von Overalt)
«e,c«!ru «rucks.„ach Siegburg unter den in einem, ihnen abschriftlichmitgetheilten Nescripte des Herrn Staats¬

ministers Noth er vom 10. December 183ü zu übernehmen. Von den Leistungen, wozu die betref¬
fenden Gemeinde» sich verpflichten sollten und wirklich verpflichtet haben, sind Vrückcubautenvon
mehr als 18 Fuß im Lichten ausdrücklichausgeschlossen worden, wie dieses nicht allein in dem frag¬
lichen Nescripte in der gemeinderäthlichenVerhandlung vom 31. August 1839 ausgedrückt ist, sondern
noch speziell von dem KöniglichenLandrathc des Sicgkreises in einer Eingabe an den Herrn Finanz-
minister Grafen von Alvensleben vom 19. April 1841 erwähnt wurde.

Der Bau kam zu Stande und sind die gedachtenVerhandlungen die Grundlage eines Uebcr-
einkonnnens zwischen dem KöniglichenFiskus und den Gemeinden geworden.

Diese Letzteren haben ihre Verbindlichkeitenvollständig erfüllt; nun aber wirb der Bürger¬
meistereiWahlschcidt, in deren Bereich der Bau einer Brücke über die Agger von weit mehr
als 18 Fuß im Lichten in Folge des Straßenbaues erforderlich wurde, von Königlicher Ncgierung
zu Köln im besonderen Auftrage des Herrn Finanzministers nngcsonnen, zu den Kosten des gedach¬
ten Brückenbaues noch einen Beitrag von 877 Thlr. 23 Sgr. 0 Pf. zu zahlen, obgleichdie gedachte
Bürgermeisterei, welche sich im Aktienkapital mit einer Summe von 3l25 Thlr. betheiligt hat, sich
in allen der KöniglichenNegierung zn Köln vorab eingereichten und von dieser ohne Gegenbemer¬
kung angenommenen Verhandlungen auf's Unzweideutigste gegen die Uebernahme der Kosten ?c.
verwahrt, obgleich endlich das Nescript des Herrn Staatsministers Not her die Gemeinden von
einer derartigen Verpflichtung bestimmtentbunden hat.

Nach der Darstellung sind die Kräfte der Bürgermeisterei Wahlschcidt überdies) durch die
zum Straßenbau aufgewendeten Anstrengungen über das gewöhnlicheMaaß herangezogen worden,
und ein Mehrercs zn leisten, als wozu dieselbe sich verpflichtethat, ist ihr ohne gänzliche Erschöpfung
unmöglich.

Euer Majestät treugehorsamste Stände, um deren Befürwortung ihres in Nede stehenden
Anliegens die Bürgermeisterei Wahlschcidt gebeten hat, glauben, nach genauer Prüfung und
reiflicher Erwägung des Sachverhältnisses, sich gedrungen, den Fall zu Allcrhöchstdersclbeu Kcuntniß
in aller Unterthänigkeit zu bringen und stellen dabei ehrfurchtsvoll die Bitte:

„daß Euer Majestät gcruheu mögen, das Finanzministerinmanzuweisen, diejenige Summe
auf Grund der General-Bedingungen vollständig zu bewilligen, welche sich zum Ausbau
der über 18 Fuß im Lichten weiten Aggcrbrückein der Bürgermeisterei Wahlschcidt
auf der Communal-Chaussee von Veucl nach Overath nothwendig erwiesen hat."

Wir ersterben :c. :c.

Coblenz, den 17. März 1845.
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ANerdurchlauchtigster König se. se.

Ans dem Regierungsbezirke Trier ist Euer Majestät treugehorsamstenStänden neuerdings in io, V«s<lM«
dem angebogenen t'romüu,«, i» der mißlicheZustand dargestellt, von denselbengehörig geprüft und.^""ßcn de°z'
einstimmiganerkannt worden, worin sich daselbstdas Vezirks-Straßen-Wcsen befindet. Nicht allein Ncg.««. Tr>»
hat der Bezirks-Straßen-Vaufonds, nach jener Darlegung, in einer sehr gebirgigen Gegend, emc^,^"^'
Straßenlänge von 75 Meilen zu unterhalten; sondern es ist auch in den Berathungen über diesen
Gegenstand der Nachweis geliefert worden, daß in der Reihe dieser Bezirksstraßen sich mehrere Wege
befinden, die ihrer Bestimmung nach sich offenbar in die Kathegorie der Staatsstraßen gehören, da
sie dazu dienen, die wichtigsten Hauptorte nicht allein des Regierungsbezirks, sondern selbst der
Provinz mit dem Auslandezu verbinden,und neben ihnen keine andere Chausseen in derselbenRichtungvor¬
handensind. Ist der ftühcrcnVittc nicht gewillfahrtworden, so rührt dieß höchst wahrscheinlich daher, daß die
Anirägc über mehrere weniger wichtige Straßen anderer Ncgierungobezirke gleichzeitig mit den
Hauvlverbindungswcgcn und Heerstraßen des Regierungsbezirks Trier vorgetragen worden sind,
und nebst der Unterhaltung auch uoch der Ausbau derselben von dem Staate verlangt worden ist.

Diese neuen, und wie die treugchorsamstcnStände es dafür halten, anch triftigen Gründe,
haben zu einer Classisicirungder Straßen Veranlassung gegeben, und es hat sich demnach heraus«
gestellt, daß

1) die Trier-Metzer Vezirksstraße, welche in ihrer Fortsetzung von Trier nach Coblenz
schon Smalsstraßc ist, und zur Verbindung von Coblenz mit Metz dient;

2) die Trier-Mainzer Vezirksstraße, welche schon durch das KaiserlicheDekret vom 1Ü. De¬
zember 1811 als Staatsstraße bezeichnet war, und in ihrer Fortsetzung, wo sie den Regie¬
rungsbezirk Coblenz berührt, schon längst Staatsstraße ist;

3) die Saarlouis-Virkcnfcldcr, welche ebenfalls von Saarlouis nach Metz hin schon
Staatsstraße ist und zur dircctcn Verbindung zwischen Paris und Mainz dient, nnd daß

4) die Vianden-Wittlicher Vezirksstraße, welche bei Wittlich in die Coblenz-Trierische
Staatsstraße mündet uud zur Verbindung des Regierungsbezirks Trier mit dem mittlern
Theile des Großhcrzogthums Luremburg dient,

in die Reihe der Staatsstraßen gehören.
Die treugchorsamstcnStände sehen sich daher veranlaßt, Euer Majestät nochmals so dringend

als uuterlhänigst zu bitten, Allcrgnädigstbefehlen zu wollen:
„daß die Trier-Metzer, die Trier-Mainzer, die Saarlouis-Virkcnfclder uud die Vian¬
den-Wittlicher Bezirksstraßen im Regierungsbezirk Trier, nach ihrem auf kosten des
Vezirkostrasicu-Baufonds vollendeten Ausbau in die Klasse der Staatsstraßen aufgenom¬
men werden.

Wir ersterben :c. ic.

Coblenz, den 17. März 1845.

? r 0 m o IN 0 r i a,
die Staats- und DezirKsstrassen des Negiernngs PezirKs Trier betreffend.

Der Negierungs-Vezirk Trier befindet sich gegen die übrigen Bezirke der Rhein-Provinz bei den
in den Jahren 1816 bis 1840 aus allgemeinemStaatsfonds ausgeführten Slraßenbautcn der Art
im große» Nachtheile, daß von den in diesen 24 Jahren zu Chaussee-Neubautenund zur Unterhat.
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tung in der ganzen Provinz verwendeten Fonds »<1 8.436,158 Thaler auf die Quadrat-MM'
im Negierungs-Bezirke von

Düsseldorf 33,240 Thaler.
Cöln 15,923
Coblenz 13,533 „
Aachen 11,894 „

dagegen auf Trier nur 8,775 „
also auffallend am Wenigsten kommen.

Unter diesen Verhältnissen kann es daher auch nicht befremden, daß am Schlüsse des Jahres
1841 an gebauten Staatsstraßen auf die Quadrat-Meile im Negicrungs-Bczirke

Düsseldorf 2,045 Ruthen
Cöln 924
Coblenz 1,131
Aachen 847

dagegen im Negierungs-Bezirk Trier nur 707
vorhanden waren, obschon dieser nachthcilige Unterschied für Trier noch größer und auffallender
ist, wenn dabei erwogen wird, daß bei dessen gcbirgigter Beschaffenheit, diese 707 Ruthen Straßen¬
länge, kaum einer Länge von 500 Nutheu iu den ebenen Gegenden, wie solche in dem größcrn Theile
der übrigen Negierungs-Bezirke sich vorfinden, gleich zn achten sein dürfte.

Um die Connnnnication zwischen den einzelnen Gegenden des Negierungs - Bezirkes Trier
im Interesse des Ackerbaues, Handels und der Gewerbe nur einigermaßen herzustellen, mußte bei
diesem empfindlichenMangel an Staatsstrasien auf die Bildung von Vczirksstraßen, deren Neubau
und Unterhaltung aus besondern Steuer-Beischlägen erfolgt, Bedacht genommenund deren Zahl an¬
gemessen erweitert werden.

Bei der Vcrglcichungder Vezirksstraßeu in den verschiedenen Negi'crnngs-Vczirkender Nhein»
Provinz stellt sich heraus, daß auf die Quadrat-Meile an gebauten und umgebauten Bezirksstraßen
im Negierungs-Bezirk

Düsseldorf 585 Nuthen
Cöln 538 „
Coblenz 490 „
Aachc n 902 „

Bezirk Trier 1,139 „dagegen im Negierungs^
vorhanden sind.

Hieraus bildet sich für den Negierungs-Bezirk Trier das doppelt nachthcilige Resul¬
tat, daß derselbe in Vcrglcichung zu den übrigen Bezirken der Provin;:

1) an den aus dem allgemeinen Staats-Eiukommcn fließendenFonds zum Van und
zur Unterhaltung der Staatsstraßen im Verhältniß seiner Ausdehnung am Wenigsten
bethciligt ist, und

2) zur Unterhaltung von einer verhältnißmäßig viel größern Länge an Bezirksstraßen bei
einem ziemlich gleichenStcucrcoutingcnte, viel höhere Stcuerbeischläge als die übrigen be«
halten wird und niemals ans den völligen Ausbau seiner Vczirksstraßen rechnen kann, da die
Unterhaltungskosten den ganzen Fond absorbiren werden, während die andern Bezirke nach
erfolgte», Ausbau der Zwischenstrecken,den Prozentsatz der Beischläge herabzusetzen im
Stande sind.

Dieses doppelt nachthcilige Verhältniß währt nun schon über 22 Jahre nnd muß diesembis¬
her jährlich wiedc, kehrendenVerluste der zunehmendeVerfall des Wohlstandes der Einwohner im
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Ncgicnmgs-Bezirk Trier theilweise zugeschrieben werden, während die übrigen Negierungs-Bezirke
durch ihren gröstcrn Antheil am allgemeinen Chcnissccbau und dadurch, daß für die Belebung des
Verkehrs durch alle nur denkbareCommunications-Anstalten gesorgt worden ist, unverkennbare Vor¬
theile erlaugt haben.

Unter diesen verschiedenenungünstigen Verhältnissen stellt sich für die Zukunft das Resultat
heraus, daß:

der Negieruugs-Bezirk Trier, selbst wenn es ihm durch größere Opfer der einzelnen
am meistenbcthciligtcu Gcmciudcu mit der Zeit gelingen sollte, die noch vorhandenen
12 Meilen unbebauter Aezirkostraßcu kunstmäßig herzustellen, derselbe dann im Ganzen
75 Meilen Vczirksstraßcn zu unterhalte» haben würde, während der Negieruugs-Bezirk

Düsseldorf uur 29 Meilen
Eöln „20 „
Coblenz „ 26 „
Aachen „ 34 „

Vezirksstraßen haben, und daß daher der Negieruugs-Bezirk Trier bei der größten
Beschränkung der Unterhaltungskosten hierzu jedenfalls die Total-Einnahme der 5°/„
Beischläge ans die Gcsammlstcuern, i»el. des Netto-Aufkommens an Weggcld zu ver¬
wenden habeu wüi'de, — die im Allerhöchsten Regulativ vom 20. Januar 1841 § 9 in
Auosicht genommene Verminderung der Steuer-Zuschläge, für den Negieruugs-Bezirk
Trier daher, wie schon oben gesagt, niemals eintreten könnte, wohingegen die andern
Negicruugs-Bezirke der Nheiuproviuz, dereu keiner auch uur halb so viel Vezirks-
straßcu, als der Negieruugs-Bezirk Trier hat, diese Vermiudcruug der Steuer-Bei¬
schläge mit Gewißheit erwarten können, und nebenbei im forllaufcuden Genusse der
erhöhten Betheiligung am Staatsstraßen-Baufond verbleibe».

Um nun den Negieruugs-Bezirk Trier iu dieser Hinsicht mit beu übrigen Bezirken der
Provinz in etwa anszugleicheu und dem leider schon zu lauge Jahre bestehenden Mißverhältnisse ab¬
zuhelfen, erscheint die Erhebung der wichtigern Vezirksstraßen zu Staatsstraßen, ein Act der Gerech¬
tigkeit, und werden mit Berücksichtigungdes Umstandes, daß die Staatsstraßen vorzugsweise die
Bestimmung haben, Hauptorte oder gauze Landeslheile resp, die angrenzenden fremden Länder mit
dem I»la»dc z» verbinde», — zu diesem Zwecke folgende Vorschläge gemacht:

1) Die Trier-Metzcr Bezirksstraße von Fepen bis zur französischenGrenze
hinter Perl, (ganz ausgebaut) ............. 11,360 Ruthen
ist als Fortsetzung der Coblenz-TrierschcnStaatsstraße zu betrachten, und
verbindet Cvbleuz mit Metz,

2) die Trier-Maiuzer Bezirkostraße, (ganz ausgebaut) ......11,04? „
dient zur Verbindung zwischen Luremburg und Mainz und ist als eine
Hauptmilitär- und Handelsstraße schon durch das KaiserlicheDecret vom 16.
December 1811 unter der französischen Negierung zur Staatsstraße erhö¬
be«, bei der erstcu Organisation der Straßen durch die Allerhöchste Cabi-
nets-Ordre vom 17. September 1822 aber übergangen worden; im Regie-
rungs-Bezirk Coblenz ist diese Straße von Buche nbeuern ab schon
Staatsstraße.

3) Die Saarlouis-Birkenfelber Vezirksstraße von Fraulautern über Le¬
bach und Tholey bis zur Grenze gebaut ....... 4,782»
„och nicht kunstmäßiggebaut ............ 4,196 j °-"« "
diese dient gegenwärlig zur diiec.en Verbindung zwischen Paris, Metz
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und Mainz, und wird für diesen Verkehr immer wichtiger, nachdem die
Straßen durch das Fürstcnthum Virkenfelb vollständig ausgebant sind,
und auch die diesseitigeStraßenstrecke im Nahcthale in bessern Stand ge¬
setzt sein wird.

4) Die Vianden-Wittlicher Vezirksstraße von der Grenze bei V landen über
Vittburg bis Wittlich, wo sie in die Coblenz-Trierschc Staatsstraße
mündet:
gebaut ................... 13,946 > ^ ,
ungebaut .................. 3,991 l 17,937 Ruthen
dient hauptsächlich zur Verbindung des mittlern Theils des Großhcrzogthums Lurem-
burg mit dem Negierungs« Bezirk Trier resp, mit den Städten Coblenz und Mainz,
indem von Wittlich bis Vernkastcl die Prüm-Bnkcnfeldcr Vczirkostraßedie beiden be¬
treffenden Hauptstraßen verbindet; die Vianden-Wittlicher Straße ist für den Handels-Ver-
kchr des Großhcrzogthums Luremburg mit den Zollucrcinöstaaten von der größten
Wichtigkeit.

Durch die Uebernahme dieser «»!,. 1 bis 4 bezeichneten Vezirksstraßen, deren Gesammtlängc
49,322 Ruthen oder eire» 24'/, Meilen beträgt, würde die Ausdehnung der dem Negicrungs-Be¬
zirk Trier jetzt zur Last fallenden, und allein zu unterhaltenden Bczirkostraßcn von 75 auf e!re»
50'/, Meilen ermäßigt werden, ohne dadurch diesen Bezirk gegen die übrigen der Provinz zu begün¬
stigen; selbst nach der Abnahme der 24'/, Meilen würde der Negicrungs-Bezirk Trier uicht allem
immer noch am meistenVezirksstraßen behalten, sondern auch bei einem ziemlich gleichen Gesammt-
steuer-Vetrage, am meisten zur Unterhaltung derselben aufzubringen haben, indem das Verhältniß
der Bezirksstraßen-Baulast i» den verschiedenen Bezirke» sich in Trier wie 10

Düsseldorf „ L
C ö l» „4
Coblenz „ 5
Aachen „ 7

zu einander verhalten würde.
Wenn aber gleich, unter Berücksichtigungder obigen Anträge, dem Negierungs-Vezirk Trier

noch immer eine sehr große Last verbleiben wird, so eröffnet sich demselben doch dadurch die bestimmte
Hoffnung, nach Verlauf von 8 bis 10 Jahren mit Hülfe der Gemeinden die noch unausgcbauteu
Straßenstrecken kunstmäßig ausgebaut zu sehen und dann vielleichteine kleine Ermäßigung der Slcuer-
bcischlägceintreten lassen zu löunen.
Coblenz, den 13. Februar 1845.

(gez.) F. A. Kavser.

Allerdurchlauchtigstev König :c. te.

>- K i.L .^le Stände des Kreises Bittburg haben durch einen Abgeordneten der Landgemeindenden zum
embürü.L!,««. achten rheinischenProviuzial« Landtage versammelten treugchorsamstcuStänden eine Petition eingc«
str«<ie. ^^ welche dahin geht,

1) daß die Köln-Luxemburger Bezirksstraße von Neuerburg ab durch's Enzthal nach Sins-
pclt geführt werde, und hier, statt bei Gleichling cn, in die Viaudcn-Witllichcr
Bczirlostvaßc einmünde, und
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2) daß den Gemeinden, welche sich zur Herstellung des Planums auf dieser Straßenstrecte
verbindlich machen, von der Gnade Euer Majestät eine Subvention von 1 Thaler pro
Ruthe erbeten werde.

In der Nachweisnng der Vezirksstraßen im Regierungsbezirk Trier ist die Richtung der
Kölu-Luremburger Beznksstraße von Neu er bürg ab über Verscheid, und die Einmündung
derselben in die Viauden-Wittlicher Bezirksstraße zwischen Weichlingen und Obersgegen
bezeichnet, die erbetene Richtung durch's Enzthal nach Sinspelt ist aber in doppelter Beziehung
eine zweckmäßigere,indem sie

») um '/^ Meilen kürzer als die erstere ist, und
l>) das Städtchen Ncuerburg, welches beinahe 1900 Einwohner zählt, in eine um 1'/^

Meile nähere Verbindung mit der Kreisstadt Bitt bürg und ro»z,. mit Wittlich und
Trier bringt.

Die KöniglicheNegierung zu Trier ist ebcnwohl aus diesen Gründen mit der vorgeschlage¬
nen veränderten Nichtung einverstanden.

Die betreffendenGemeinden haben, um bei der Beschränktheitdes Baufonds im Regierungs¬
bezirk Trier den baldigen Ausbau dieser etwa 1900 Nuthcn langen und für ihren Verkehr sehr
wichtigen Straßenstrecke zn ermöglichen, sich zur Herstellung des Planums erboten; da sie aber nicht
zu deu wohlhabenden gehören, uud besonders Neuerburg durch den Verlust seines früheren Indu¬
striezweiges der Tuchfabrikation und durch zweimalige Einäscherung, in den Jahren 1818 und 1836,
in seinen Vcrmögensverhältnissen sehr heruntergekommenist, so fällt ihnen dieses Opfer, welches
auf oire» 2 Thlr. pro Ruthe angeschlagenwerden kann, sehr schwer, und ihre Bitte um Unter»
stützuugvon 1 Thlr. i'l-l» Ruthe dürfte demnach die AllerhöchsteBerücksichtigungverdienen. Die
treugchorsamstenStände glauben um so mehr solche bevorworten zu können, als die Köln-Luxem¬
burger Bezirksstraße nicht allein für den allgemeinen Verkehr, sondern auch in strategischerHinsicht
als Verbindung von zwei der bedeutendstenFestungen von Wichtigkeit, folglich die Beschleunigung
des Ausbaues derselbe« sehr wüuschenswerth ist, und erlauben sich daher, Euer Majestät die aller-
uuterthäuigste Bitte vorzutragen, daß Allcrhöchstdiesclbeu geruheu wollen, zu befehlen, daß

1) auf der Köln-Luremburger Bezirksstraße vor Neuer bürg, anstatt der Nichtung über
Verscheid nach Weichlingen, jene durch's Euzlhal nach Sinspelt als Aezirks-
straßc aufgenommen und ausgebaut, und daß

2) den Gemeinden, welche die Herstellung des Planums auf dieser Strecke übernehmen, dafür
eine Unterstützung von einem Thaler i>ru Ruthe aus Staatsmittel» gewährt werde.

Wir ersterben ?c. ?c.

Cobleuz, den 28. März 1845.

5». UüslMhMt

AUerdurchlauchtigster König ,e. ,e.

Ven zum achten rheinischenLandtage versammelten treugehorsamsten Ständen wurde vou einem >
Abgeordneten ein Antrag vorgelegt, wonach es sich herausstellte, daß die sieben Kreise des Regie-"
rungsbczirks Düsseldorf auf dem linken Nheinufer sich nicht in einem gleichmäßigenGenusse an «e«!««»««.«^
dem Bezirksstraßen-Vaufonds befänden; namentlich wie die Kreise Geldern und Eleve mit ihrer'/,"<^"^r
sehr bedeutenden Grundfläche gcgeu die übrigen fünf Kreise Kempen, Crefelb, Gladbach, «<l<rk<Nr»«rn.
Neuß uud Grevenbroich in großem Nachtheil an der Theilnahme des Bezirlsstraßen-Baufonds
ständen.

33
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Die Kreise Geldern und Cleve haben eine sehr bedeutende Lä»gena»sdehmmg und besitzen
auf einer Entfernung von mehr als 10 Meile» nur eine einzige Quer.Verbindungo-Straße:d.e
3.. t a^ v Venlo-Geldern-Wesel. Es gebricht somit dieser Ge»e»d an regelmäßigen
V 2 »zws^ der Staatsstraße, längs dem Nheine, und der Bezirksstraße längs der
v lä ch n Mä ze, - und noch mehr an Verbindung zwischen der Maas und dem Rheme.

sehr reiflicher Prüfuug stellte sich heraus, daß die Kreise Geldern uud
Cleve aegen die vorbena.mten fünf Kreise des Negieruugsbezirks Düsseldorf an Anschlagen zu
dem Ve irksstraßen-Vaufonds eine ganz besonders große Summe aufzubringen haben, und «st das
Verhältniß in so absouderliches, daß die Kreise Geldern und Cleve zusammen ungefähr 2 /,
Theile wo die übrigen füuf Kreise des Regierungsbezirks Düsseldorf auf dem linken Nhemufer
zusammen kaum 3 Theile bezahlen. «, , ..^ - «» , ^ ^

Erst vor wenigen Jahren ist die Gewerbesteuer mtt zum Bcz.rksstraßen- Vaufonds Herange¬
hen worden, so daß früherhin Geldern und Cleve beiuahe in ihrer Beitragspstichtigkeit ,.«..
mi. den übrigen fünf Kreiseu standen. Geldern zahlt gegenwärtig beinahe so viel Gewerbesteuer
«.ie Crefeld woqegeu Cleve nicht viel weniger wie Gladbach zahlt. Der Flächeuraum der
ft eile Gelde'rn und Cleve zeigt bei dem ersten Blick auf die Bezirksstraßen-Karte, daß diesen
Krei e» eiue Uubilde widerfahren, indem die füuf Kreise eine bedeutend größere Anzahl Meilen
Bezirkostraßen. im Verhältniß ihrer Beiträge zum Vaufonds, als die zwei Kreise Gelder« und

^"Mehrere Gemeinden, durch das dringende Bedürfniß nach regelmäßigen Straßenzügcn getrie¬
ben, haben, nm mit ihren Nachbarn eonenrriren zu köuueu, drei der nothwendigstenStraßenzüge
in planmäßigen Ansbau uuteruommen uud siud sämmtlichedre. Straßen .hrer Vollendung schon sehr

Goch und Calear, im Kreise Cleve, 1'^ Meile lang.
Dieser Zug verbindet die Stadt Goch - nnweit der holländischenGränze - einer der
bedeutendstenFruchtmärtte am Niederrheiu auf der Crefeld - Clever Bezirksstraße, mit der
Stadt Calear und dem unweit der Stadt Calear gelegenen Ladeplätze am Rhein.

2^ Die Straße von Geldern nach Xante», im Kreise Geldern, 2'/, Meile lang,
verbindet die Crefeld - Elever Bezirksstraße an dem Punkte, wo sie von der Venlo-Wesel-
schen Staatsstraße dnrchschnittenwird, mit der Staatsstraße in Xanten und dem unweit
Xanten als sehr frequent bekamttcu Ladeplatzan dem Ufer des Rheins; der Bcek verbin.
dct also fast in gerader Richtung Maas und Rhein, und setzt die Orte Bcek, Xautc».
Sonsbeck, Capellen, Gelbern, Straelen, Venlo, mehrere ailgreuzcnde u. s. w.
i» direktem Verkehr.

3) Die Straße von Aldekerk nach Meurs, im Kreise Gelder», 2'/« Meile lang,
dient zur Fortsetzung der Vicrssen - AldekerkcrBezirksstraße, als Quer-Verbiudnug über
Meurs auf die Meurs-Hombecger Acticnstraße zum Rhein.

Sämmtliche drei Straßenzügc durchschneiden eine nicht nur sehr belebte Gegend, sonder» auch
die fruchtbarste»Landstriche im Kreise Geldcrn und Cleve.

Es konnte ncht verkannt werden, daß sowohl für den in diesen Kreisen gedrücktenAckerban
und Handel, als auch für jeden innern Verkehr diese neuen Verbindungen von dem außerordentlich¬
sten Werthe und als eiue Lebensfrage zu betrachten seien.

Die wichtigstenStraßcn;üae des Negienmgsbczirks Düsseldorf, »ämlich die Crefeld-Cle¬
ver und die Köl»-Venlocr Bezirksstraße werden in dem nächstenJahre ihrer Vollendung zugeführt.
Der Zustand des Bezirksstraße»-Baufouds ist somit in diesem Regierungsbezirk als einer der bessern
zu nennen.
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Die getreuen Stände glauben demnach, daß es jetzt um so mehr an der Zeit sei, da zur
Hülfe zu kommen, wo Gemeinde», das dringende Bedürfniß regelmäßiger Straßenzüge erkennend,
keine Opfer scheuen, auch die größten Terrain-Schwierigkeiten zu überwinden, und wagen somit
vcrtraunngsvoll die an uns ergangenc gerechteBitte bei Euer Majestät allcruntcrtbänigst zu befür¬
worten.

Auf der Straße von Aldckcrk nach Meurs ist bereits durch ein hohes Ministerium die
Staatöprämie von 3000 Thalern pr» Meile bewilligt worden.

Ener Majestät treugehorsamsteStände erlauben sich darum, an Allerhöchstdieselben die unter-
thäuigste Bitte zu richten:

„ Allerguädigstbefehle» zu wollen:
1) daß die drei genannten Straßenzüge sofort in die Reihe der Bezirksstraßen aufge¬

nommen ;
2) den betreffenden Gemeinden zum Ausbau der Goch - Calcarschen, sowie der Geldern-

Hanten'schenStraße die Prämie von 3000 Thlrn i»«« Meile ebenfalls aus Staatsmitteln
bewilligt werde."

Im Vertrauen, daß die Bitte gewährt werde, haben Euer Majestät treugchorsamsteStände
bereits beschlossen, daß den bezüglichenGemeinden dieser drei Straßenzüge ebenfalls 3000 Thaler
aus dem Vczirksstraßen-Baufouds ausgezahlt werde, jedoch unter der Bedingung, daß die Gemein»
den sich verpflichten, diese Straßen planmäßig und vollständig nach Art der Bezirksstraßen ausgebaut
zu überliefern.

Wir ersterben ,c. :c.
Coblenz, den 31. März 1845.

AUerdurchlauchtigster König :c. ,c.

Aem achten rheinischen Landtage ist durch einen Abgeordneten der Antrag gestelltworden, die Bitte
zu befürworten, daß die Nichtnng und der Endpuukt der Aachen-Noermonder Bczirksstraße definitivd« «loche».«°<
festgesetzt werden möge. «m°n°^ «"

In dem dem AllerhöchstenRegulativ vom 20. Januar 1841 beigefügten Verzeichniß der
Bezirksstraßen für den Regierungsbezirk Aachen findet sich die Aachen« Noermonder Straße aufge¬
führt; als Anfcmgspunktist der Marktplatz in Aachen angegeben, der Endpuukt aber nicht bestimmt.
Die Straße ist bereits bis Heinsberg ausgebaut und bleibt die Strecke von Heinsberg bis zur
holländische»Grenze noch auszubauen übrig.

Zwei Richtungen, welchedie Straße verfolgen soll, sind in Vorschlag gebracht: die Eine
über Kempen und Karlen, und die Andere über Orsbeck und Wassenberg.

Die letztere hat den Nachtheil, daß bei Orsbeck eine Brücke über die Nocr, und außer
dieser noch zehn kleinere Brücken, mit einer leichten Ocffnung von ^,354 Fuß gebaut werden müssen;
daß ein bedeutender Umweg gemachtwird, und baß die Straße, bei einer größeren Länge von
«>re» '/. Meilen, dnrch die fast jährlich wiederkehrenden Ueberschwemmunge»der Roer häusigen
Ueberschwemmungeni» der Niederung zwischen Heinsberg uub Wassenberg ausgesetzt ist,
überdies) noch zu berücksichtige» bleibt, daß die Straße auf dem rechten Ufer der Noer von Was¬
senberg aus, nur eine öde unbewohnte Haidrgegend durchschneiden würde.

Die Richtung über Kempen und Karlen hat dagegen den Vortheil, daß sie bedeutend
kürzer ist, die Landesgränze sehr bald erreicht, durch eiue fruchtbar bevölkerte Gegend führt, und

33*
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daß nicht allein durch die um '/,. Meile kürzere Straßenstrecke, sondern auch durch die Vermeidung
der sehr kostspieligenBrückenbauten bedeutendeKosten erspart werden. Von Heinsberg bis Kar¬
len ist der Weg bereits in Gräben gesetzt und mit Kies befahren; aus dem Vezirksstraßen-Baufonds
sind auf den Grund einer Oberpräsidial-Verfügung vom 17. März 1842 3,489 Thlr. darauf ver-
wendet worden, und die holländischenGemeinden haben ebenfalls den Weg längs Po st er hold und
Odilieuberg in Gräben gesetzt.

Da nuu durch die aufzuuchmendeuCapitalien der Ausbau der Bezirksstraßen rasch fortschrei¬
ten wird und der vollständige Ausbau der Aachen-Noermonder Straße in naher Aussicht steht; es
daher um so nothwendiger erscheint, daß die Richtung, welche die Straße von Heinsberg aus
nehme» soll, unabänderlich festgestelltwerde, als auch von dieser Bestimmung holländischerSeits
der Ausbau dieser Straße abhängig gemacht wird, so wagen die treugchorsamstenStände die aller-
unterthäuigste Bitte:

„daß es Euer Majestät gefalle» wolle, mit Allergnädigster Berücksichtigungder angeführ¬
ten Verhältnisse, die der Aachen-Noermonder Aezirksstraße von Heinsberg aus zu
gebende Richtung r«8p, den Endpunkt an der holländischenGränze definitiv festzusetzen."

Wir ersterben ic. ic.

Coblenz. den 31, März 1845.

Allcrdurchlauchtigster König ?c. ?c.

5». Lr,ll,»>>, Euer Majestät treugehorsamsteStände der Rhein - Provinz fanden sich bereits auf dem 7. Landtag
Oi ^'"^Al". bewogen, an Allcrhöchstdieselben die ehrfurchtsvolle Bitte zu richten: daß der Weg von Sin zig
tc«»„l !«r «t. »ach Altenah r zur Staatsstraße erklärt uud baldmöglich ausgebaut, in» Fall der Nichtgewährung
!>re«Nl«ße.^^ ^ zi„senfrej<:r Vorschuß aus Staatsmitteln allergnädigst zugesagt werde.

Dem Allerhöchsten Landtags-Abschied vom 30. Dezember 1843 zufolge ist nun zwar der erste
Theil des Antrags abgelehnt, dagegen die Aussicht eröffnet worden, auf ei» Darlehn aus Staats¬
fonds für den Fall, wenn von Seiten der Stände die Aufnahme der fraglichen Straße in die Reihe
der Bezirksstraßeu beantragt und wegen Rückerstattung des Vorschusses bestimmteVorschläge abge¬
geben sein würden.

Nachdem nun die Vorsteher der längs der Ahrstraße gelegenen zahlreichen Gemeinden, durch
ihren Vertreter am 8. Provinzial-Landtag diese Angelegenheit abermals dringend zur Sprache ge¬
bracht und um nochmalige Befürwortung gebeten haben, so können treugehorsamsteStände nicht
umhin, in gerechter Würdigung der obwaltenden Verhältnisse und gestützt auf das einstimmige
Vuwm des 7- rheinischen Landtags, die Gründe welche für dieses Unternehmen sprechen, Allerhöchst-
denselben zur gnadigen Prüfung nochmals zu unterwerfen, sowie der Bestimmung in dem Aller¬
höchsten Laudtags-Abschiedgemäß, von Euer Majestät:

1) die Aufnahme der Ahrstraße von Einzig bis Altenahr in die Reihe der Bezirks¬
straßeu und

2) ein zinseufceies, aus dem Bezirtsstraßen-Baufonds vom Jahr 1851 an, i» fünf Jahren
zu tilgendes Darlehn aus Staatsfouds, ehrfurchtsvoll zu erbitten.

Wir ersterben ic. ?c.

Coblenz, den 2. April 1845.
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Allerdurchlauchtigster König ,e. se.

Ver Vorstand der Kreisstadt Cochem hat, im Hinblick auf den großen Nothstand der dortigen 55. <ir»cbu»<
Eingesessenen,durch ihren Vertreter bei dem achten rheinischenLandtag den Ban einer Verbinduugs- „" ,«°"„"A.'
straße beantragt, die so sehr die Interessen derselben mit jenen der umliegenden Gegend vereinigt, ",em n»ch ««.
daß die treugehorsamstenStände leinen Anstand nehmen können, den Ban dieser Straße zn befür- ^,«sti»ßc!
werten.

Die Stadt Cochem, dicht an die Mosel gedrängt, ringsum von hohen, steilen Bergen um«
geben, ohne Ackerbau, ist durch die Eigenthümlichkeit ihrer Lage einzig auf Handel und Gewerbe
angewiesen.

Für das Bestehen und den gedeihlichenFortgang derselben ist, einer laugjährigen traurigen
Erfahrung zufolge, der Wasserweg nur in so fern von Bedeutung, wenn durch gute Communications-
wege dafür gesorgt ist, daß die Bewohner der nah und entfernt liegenden Eifel ihre Produkte au
Holz, Getreide, Schiefer, Kohlen :c, an die Mosel bringen können, was einen regen Wechselver-
lchr zur wohlthätigen Folge haben würde. Dies ist das einzige Mittel, um der gänzlichen
Verarmung dieser einst so gewerbreichenund wohlhabendenStadt vorzubeugen und zugleich auch die
ganze umliegende Gegend an diesen Vortheilen varticipiren zu lassen.

Selbst ohne hinreichendeMittel, noch mit drückenden Schulden belastet, reichen aber die
schwachen Kräfte der Stadt Cochem nicht hin, die Hindernisse zu beseitigen, welche die Natur in
den Weg gelegt hat, und ohne Beihülfe so schwierige Wcgcbauten auszuführen.

Die namhafien Beiträge, welche der Kreis C 0 chem schon zu dem Bezirksstraßenfondsgeleistet,
so wie der Umstand, daß der Staat aus der Postcrpcdition daselbst jährlich an 2000 Thlr. bezieht
und noch niemals zur Unterhaltung der Communalwege contribuirt hat, lassen die Ansprüche der
Kreisstadt Cochem der möglichstenBerücksichtigungwerth erscheinen.

Schließlich darf nicht unerwähnt bleiben, daß nach ofsiciellenAngaben die Frequenz des pro-
jectirten Weges, durch das Fahrcudeier-Tbal so bedeutend sein wird, daß die demnächstigeUnter¬
haltung desselben, mehr wie gedeckt werden könnte, ein Umstand, der noch besonders für die drin»
gende Nothwendigkeitder Anlage spricht.

Im Vertrauen auf Euer Majestät laudesväterliche Huld, finden daher die treugehorsamsten
Stände aus den angegebenen Gründen sich bewogen, das Gesuch der Stadt Cochem dahin zu
unterstützen, daß an Euer Majestät sie die unterthäuigste Bitte richten: es wollen Allerhöchstdieselben
i« befehlen geruhen, daß

1) der Weg von Cochem nach Kaiser sesch, in der Richtung durch das Fahrendeier-
Thal, in die Reihe der Vczirtsstraßen aufgenommen und bald möglichst ausgebaut
werde,

2) der Kreisstadt Cochem, unter der Verpflichtung, '/, der Baukosten zuzuschießen, einst¬
weilen ein zinsenfrcier Vorschuß aus Staatsmittel,, gewährt werde, dessen Rückerstattung
demnächst nach Maßgabe der disponibel!, oder durch ein Anlehen aufzubringenden
Mitteln des Bezirksstraßeufonds zu erfolgen hätte.

Wir ersterben :c. «.

Coblenz, den 30. März 1845.



Allerdurchlauchtigster König se. >e.

5b. «««baudei Vie treugehorsamstenStände des 7. rheinische» Landtages erlaubten sich in Berücksichtigungder
«^/''Seiden dringenden Nothwendigkeit dem großen Nothstande in der Eifcl, besonders den in dem Schleidcuer
nach l!°i,yc>«. A^^ belegenen zahlreichenEisenwerken durch den Ausbau der Strecken zwischen Schlei den und

Losheim auf der Cöln «Luremb ur g er Bezirksstraße zu Hülfe zu kommen und der dortigen
Bevölkerung durch diesen. Straßenbau Mittel zur Unterhaltung zu verschaffen, an Eure Majestät
die gehorsamsteBitte zu richten, daß die Hälfte der Kosten des Ausbaues dieser 3'/« Meilen langen
Straßeustrecken überschläglichzu 110,000 Thlr. angenommen, aus der Staats-Cassc bestrittcn werde»
möchie.

Eure Majestät gcruheten Allergnädigst in dem Landtags«Abschiedevom 30. December 1843
dieser Bitte zwar nicht in ihrem ganzen Umfange zu entsprechen, jedoch ausnahmsweise eine Prämie
zu diesem Straßenbaue von 6000 Thlr. für die Meile aus Staatsfonds huldvoll zu bewilligen,
wenn der Ausbau dieser Strecke aus dem Bezirksstraßen-Baufonds mit Hülfe der Gemeinde»
innerhalb der nächstenfünf Jahre zu Stande kommt, und ist dieser neue Beweis der landesväter¬
lichen Fürsorge Euer Majestät von den getreuen Stauden auf das Dankbarste anerkannt worden.

Die betheiligten Gemeinden haben sich nun zu dem Ausbau der in Rede stehendenBezirks,
straßenstrecke auf ihre Kosten bereit erklärt, wenn ihnen ein Zuschuß von 10,000 Thlr. i»r„ Meile
gewährt würde.

Es unterliegt nun keinem Zweifel, daß ungeachtet der Gewährung eines solchen Zuschusses
immer die Last, zu deren Traguug sich die Gemeinden und Privaten erboten haben, noch sehr be«
trächtlich ist, und bei dcre» gegenwärtig gedrücktenZustande es für diese außer dem Bereiche der
Möglichkeit liegt, eine weitere Beihülfe zu leisten.

In Berücksichtigungdieser Umstände, und bei dem so sehr erschöpftenund mit Schulden be¬
lasteten Bezirksstraße»-Vaufouds des Aachener Negieruugsbezirkes, und da es sich auch weniger
davon handelt, den Ansprüchendes KrcisesSchle iden an den Vezirksstraßen»Baufonds zu genügen,
als um den großen in dortiger Gegend durch den Verfall der Eisen-Industrie herbeigeführten drück«
enden Nothstände abzuhelfen, hielt der ständische Commissar für die Bezirksstraßen-Angelegenheiten
sich berechtigt, zur Zeit bei der Königliche» Negierung zu Aachen eine Erhöhung der durch den
letzten Landtags« Abschied Allergnädigst bewilligten Prämie von 6000 auf 10,000 Thlr. pr., Meile
aus Staatsmitteln in Antrag zu stellen, und wurde bei der Auweseuheit Sr. Ercellenz des Herr»
Fiiianznüuisters Flottwell zu Aachen im Monat November v. I. nnter dessen persönliche»Prä-
sioio diese höchst dri»gc»de Angelegenheit im dortigen Negierungs-Collegium in Berathung genom-
men, worauf der Ausban der gedachtenStraßenstrecke sofort in Angriff genommen und auch des
Herrn Finauzministers Ercettenz dem ständischenCommissarius, nach dessen, in einem vorliegenden
Antrage enthalteneu Versicherung auch die mündlicheZusage ertheilt haben soll, daß der Zuschuß
aus der StaatS'Casse bis auf 10,000 Thlr. erhöhet und es dadurch möglich werdeu würde, den
Bezirtsstraßenfonds des Regierungsbezirks Aachen mit einem Veitrage zn diesem Straßenbau ganz
zu verschonen.

Diese Erwartung hat sich indessen nach einem dem Königlichen Herrn Ober-Präsidenten im
v. M. zugegangenen Nescripte des Herrn Finanzministcrs Ercellenz nicht verwirklicht, es ist viel¬
mehr nur auf die.Summe zu rechnen, welcheder Allerhöchste Landtags-Abschiebvom 30. Dezember
1843 iu Aussicht stellt, und hierdurch die Nothwendigkeit der Aushülse des Vczirksstraßcnfonds
vorhanden.

Da mm der so geringfügige und so sehr mit Schulden belastete Aachener Aezirksstraßen-
fonds, der übrigens noch mit neuen Aulchen hat beschwert werbe,, müssen, nichts disponibel läßt,
so erlauben sich die getreue» Stände die allerunterthänigste Bitte einstimmigauszusprechen:
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„daß Eur« Majestät geruhen möge, den Aachener Bczirksstraßen-Baufonds mit einem
ziuofteie» in 10 Jahren zu erstattenden Darlehn von 12,500 Thlr. huldreichst zu Hülfe
zu kommen, um so den bereits begonnenen Ausbau der gedachtenStraße schnell zu Ende
zu führen und hierdurch dem so lange gehegten und tiefbegründeten Wunsche des von so
ungünstigen Verhältnissen schwer heimgesuchten Kreises Schleiden entsprechen zu
können.

Wir ersterben zc. ,c.

Loblenz, den 2. April 1845.

Allcrdurchlauchtigster König,c. tc.

^)e mehr in der jünger» Zeit, geleitet und aufgemuntert von dem gefühlvollen Zurufe Euerer Kö- 5'. Vclii'M»,,
niglichen Majestät, die Sorge für das Wohl der arbeitenden Klassen in den Vordergrund der Phi-z^«!""^'"
lantropischcnBestrebungen getreten ist: je mehr hicbei die Ueberzeugung sich Bahn gebrochen hat, daß
nicht nur die Verbesserungihres materiellen, sondern auch diejenige ihres sittlichenund geistigenZu¬
standes zur Aufgabe zu stellen sei; um so vollständiger mußte die Nothwendigkeit anerkannt werden,
mindestens die erfahrungsmäßig das materielle und in Folge davon das geistige Wohl begünstigen¬
den Spar- und Prämien-Kassen, da wo sie fehlen, hervorzurufen. Es wird die Annahme abzn-.
weisen sein, daß die genannten Anstalten Alles oder das Meiste in sich schließen, was für unsere
ärmere» Brüder geschehen könne; es wird dagegen unbedenklichzuzugeben sein, daß sie als eines
der Mittel zu ihrer Aufhülfe und zwar als ein sehr wirksames Mittel nirgend mangeln sollten.

Indem allerunterthänigst angeschlossenenAuszuge aus einer Denkschrift, welche uns zur
Erwägung vorgelegen hat, ist die Angelegenheit einer nähern Erörterung unterworfen worden und
indem wir uns gestatten dürfen, auf die darin entwickeltenGründe Bezug zu nehmen, bitten wir
Euer Majestät ehrfurchtsvoll:

die Ausarbeitung eines Gesetzesbefehlen zu wollen, welchesden bestehenden und zu grün¬
denden Sparkassen die Überweisung ihrer Fonds an die Staatskassen gestatten und deren
Verzinsung zu 4 °/„ jährlich znsicheru möge.

Wir ersterben :c. ?c.

Cob lenz, den 13. März 1845.

Auszug
ans einer Denkschrift, die Förderung der Sparkassen bettescnd.

Eine andere Hoffnung für die raschere Entwickelung des Spartassen-Systems ist aus der jüngsten
Zeiterscheinung zu schöpfen, der zufolge die Sorge für das Wohl der arbeitenden Klassen der Ge¬
sellschaftden Vordergrund unter den politischen Erörterungen eingenommen hatte. Wir wollen
diesen Erörterungen in ihrem kühnen, häusig verwegenen Fluge nicht folgen, und hoffen, daß sie
Seitens der Besitzlose» in einer geläuterten Erkenntniß der Rechte der Besitzenden, Seitens der
Besitzenden in einem gesteigerten Gefühle ihrer Verpflichtungen gegen die Besitzlosen ihre Lösung
finden werden. In welcher Richtung aber auch das letztere Gefühl sich handelnd äußere, in Verei¬
nen oder Maßregeln für Hülse, Erziehung, Unterricht, Bildung, gegenseitige Annäherung und
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Anerkennung, in Aenderungen des Besteuerungs-Systems, in Erschwerung der ungleichen Kapital»
Verkeilung; immer wird der größere oder geringere Erfolg im Zusammenhange stehen mit dem
Grade des Strcbens, durch eigene Anstrengung aus dem Staude geistiger und leiblicher Besitzlosig-
keit in den Stand der Besitzendenhinüberzutrete».

Wurde jenes Streben, in sofern eö lediglich auf den Erwerb materieller Güter gerichtet ist,
vielleicht zu hoch gestellt, wurde von ihm mit Unrecht gerühmt, daß es in seinen Wirkungen
zugleich das Vefricdigungsmiltel der geistigen und sittlichen Bedürfnisse sei, so wird dagegen sein
großer indirecter Einfluß in letzterer Beziehung heute offenbar zu geringe veranschlagt, und wir
werden aus den gährendcn Elementen bald von Neuem die Wahrheit hervortreten sehen, daß auch
zur sittlichen Volksbildung das Streben nach materiellem Erwerbe nicht entbehrt werden könne, und
daß ein Institut, welches dieses Streben hervorruft, den Erwerb selbst erleichtert, hoch zu
achten sei.

Die gesteigerte Theilnahme der Gegenwart an dem Wohle der arbeitenden Klassen dürfte
sich daher bald mehr, als bis heute, auch in der vermehrten Gründung von Sparkassen äußern,
wenn, wie wir sofort hinzufügen müssen, die Staatsregierung ihrerseits die Pflicht anerkennt, dafür
thälig mitzuwirken. Indem wir nämlich weder in der Provinz noch im Lande die Elemente zur
Ausbildung des Sparkassen-Instituts vermissen, sind die Schwierigkeiten nicht gehoben, welche
einer zugleich Sicherheit und genügende Zinsen gewährenden Unterbringung der Sparkassengelder
entgegenstehen; Schwierigkeiten, die das Gesetz vom 12. Dezember 1838 nicht vermindert, sondern
eher vermehrt hat.

Es werden sich diese Schwierigkeiten überall ergeben, weil aus den Sparkassen keine gewinn«
bringende Handels-Instilute gemacht werden können, und weil sie dennochihrer Natur nach ange<
wiesen sind, für die angelegten Gelder etwas höhere Zinsen zu erzielen, als bei gleicher Sicherheit
der Zinsfuß des gewöhnlichenVerkehrs gewährt. Zwei große Staaten haben das Beispiel gegeben,
was zu dem Ende geschehen müsse: In Frankreich und in England verzinset der Staat die Erspar¬
nisse des Volkes, die in dem einen Lande 100, in dem andern 150 Millionen Thaler überstiegen
haben. Die außerordentlichen Resultate der Sparkasse» in jenen Ländern sind bekannt, und wir
begnügen uns, die einzige Thatsache hervorzuheben, daß im Jahre 1842 die Sparkasse zu Paris
unter 35,t,53 neuen Sparern 27,400 Arbeiter und Dienstboten zählte. Hierin liegt einer der wich»
tigstcn Beweggründe für die Regierungen, die Verzinsung der Sparkassen-Fonds zu übernehmen:
Die Sparkassen sind ein neugeschaffenes, höchst conscrvalives Element im Staatslcbcn, indem und
insofern sie die Negierung zur Schuldnerin der arbeitenden und dicucnden Volksklasscn machen;
indem sie das Interesse der arbeitenden und dienenden Klassen mit dem Interesse der Regierung
auf's Innigste verflechten; indem sie denjenigen Theil der Bevölkerung, in welchemein preußischer
Staatsmann in traurige Vcrirrung nur Durchreisende erblickenwollte, uumitlelbar für die Stabi¬
lität der Regierung, für den ruhigen Flor des Landes interessircn. Es erwächstfürwahr der Re¬
gierung eine ganz andere Kraft aus zehntausend strebsamenArbeitern, deren Jeder ihr unmittelbar
hundert Thaler anvertraut hat, als aus zehn Grunceigcnthümeru oder Kapitalisten, deren Jeder
ein Vermögen von 100,000 Thalern besitzt. Umgekehrtgewinnen aber auch die arbeitenden Klassen,
wenn ihre Ersparnisse hoch anlaufen, wenn ein großer Betrag schwebender und auflündbarcr Staats¬
schuld in ihren Händen ruht, einen Einfluß auf die Politik der Regierung, die alsdann auf die
Erhallung des Vertrauens der Arbeiter dieselbe Rücksicht nehmen muß, die gegenwärtig den großen
Hantelsbörsen, Kapitalisten und Finanzmännern nicht immer versagt werden kann. Wären in allen
größeren Staaten die Ersparnisse der Arbeiter den Händen der Regierung anvertraut und zu einer
bedcuteudeu, auftündbarcn Staatsschuld angewachsen, so würde man die Sparkassen als eines der
kräftigsten Mittel zur Erhaltung des europäischenFriedens anzusehen haben.
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Die hohe politische Bedeutung der Sparkassen kann jedoch völlig unberücksichtigtbleiben,
wenn untersuchtwerden soll, ob ausreichende Gründe für die thälige Mitwirkung der Staatsregic«
rung vorliege». Es scheint diese Untersuchungauf zwei Fragen zurückgeführtwerden zu können.

Erstens: Ist es richtig, daß zur raschen Ausbreitung der Sparkassen die Einlagen vom
Staate angemessen verzinset werden müssen?

Dafür spricht der Umstand, daß in denjenigen Ländern, wo der Staat die Sparkassen-Fonds
nicht verzinset, das Institut erst eine vcrhältnißmäßig geringe Ausdehnung erlangt hat; daß hinge¬
gen da, wo der Staat die Verzinsung übernimmt, die Sparkassen rasch und kräftig sich entwickeln.
Das Beispiel von Frankreich allein würde hierfür vielleicht nicht durchschlagen; hingegen ist das
Beispiel Englands völlig durchgreifend. In keinem Lande Europa's ist die Selbständigkeit des
Volkes und die Theilnahme desselben an der Verwaltung eigener Angelegenheiten so groß wie in
England; nirgend ist so wie dort die Kraft der freiwilligen Associationerprobt und ausgebildet;
nirgend sind so herrliche Erfolge aus der freien Vereinigung Einzelner hervorgegangen. Wenn
dessen ungeachtet in England die Nothwendigkeit erkannt wurde, für die Emporhebung der Spar»
lassen die Hülfe der Staalsregicrung eintreten zu lassen, so darf man kühn annehmen, daß in
andern Ländern diese Hülfe nicht entbehrt werden taun.

Zweitens: Ist es richtig, daß dnrch die Sparkassen viele Staatsbürger zum Besitze
gelangen, welche da, wo sie fehlen, im Stande der Besitzlosenverbleiben?

Die Antwort kann nur auf dem Wege der Vergleichung gefunden werden; man muß die
Städte, wo das Institut blüht, mit denen vergleichen, wo es nicht besteht; man muß untersuchen,
ob in diesen eben so viele Männer der arbeitenden und dienenden Klasse ein erspartes Vermögen
besitzen, als in jenen. Wir glauben, daß eine solche Untersuchungweder mühsam noch von unge¬
wissem Resultate sein kann.

Wenn aber die Wirkung der Sparkassen feststeht, wenn es zugleichfeststeht, baß diese Wir¬
kung ohne Hülfe des Staates nicht eintreten kann, so schließenwir daraus, daß die Hülfe des
Staates gewährt werden soll. Wir ziehen diesen Schluß um so zuversichtlicher,als in dem Streite
über die Mittel zur Verbesserung des Zustandes unserer ärmeren Mitbürger, das außerhalb des
Streites liegt, baß unter allen Umständendiejenigen Mittel zweckmäßig sind, welche für den Armen
den Erwerb durch eigene Anstrengung erleichtern und befördern; man kann unzweifelhaft viel mehr
thun, als Sparkassen gründen; man kann aber nicht irren, wenn man Sparkassen gründet, wo sie
fehlen. Nur das wäre zu bedenken, ob das von dem Staate zu dringende Opfer in richtigem
Verhältnisse zu dem vorauszusehenden Vortheile stehe. Wir nehmen an, daß die Staatskasse bei
den zu vergütenden Zinsen einen halben Thaler auf hundert verliere, sie möge nun allgemein 4
Prozent oder für die von den arbeitenden Klassen herrührenden Einschüsse 4'/, Prozent und für die
übrigen nur 3'/, Prozent vergüten; eine Unterscheidung, welche übrigens den Sparkassen-Verwal¬
tungen überlassen werden könnte ^ in der Art, daß der Staat von allen Einschüssen nicht mehr und
nicht weniger als 4 Prozent zu entrichten hätte. Es würde alsdann, wenn einmal die preußischen
Spartassen sich bis zum jetzige» Standpunkte der französischen hinaufgeschwungenhalten, der Staat
noch nicht 200,000 Thaler zuzuschießen habe. Er würde, an diesem Standpunkte angekommen, so
wie jetzt Frankreich, durch Ermäßigung des Zinsfußes seinen Verlust vermindern können. Es ist
ferner vorauszusetzen, daß in manchenLokalitäten die Sparkassen-Verwaltungen Gelegenheit zur
vortheilhaftercn Unterbringung der Kapitale finden, und daher von der Befugniß, an die Staats¬
kassen zu versircn, keinen Gebrauch machenwürden.

Schließlich erblicken wir einen besondernVorzug für unsere Slaatsrcgicrung barin, daß über
die Ausführbarkeit und über die Art der Ausführung der Maßregel, über die Uebelstänbeund Gefah¬
ren, welchen zu begegnen, über die Vorsichtsmaßregeln, welche zu treffen sind, ein großer Neich-

34
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thun, von Erfahrungen durch den Vorgang von England und Frankreich angesammelt, und daß es
dadurch zur leichten Aufgabe geworden ist, eine ähnliche Einrichtung einzuführen.

AUerdurchlanchtigster König :c. ,c.

°». ««lörtc.Aem gegenwärtigen Landtage sind vielfache Petitionen wegen Beförderung der Schiffahrt, des
dc!'/ l«Kch'ff. Handels und der Industrie zugekommen.
f«»,t UN» der Die Bittsteller erachten die Annahme eines folgerechteren Schutzsystemssowohl für die Fa-
Ind-strie. brikthätigkeit wie für die Schiffahrt und den Handel als nothwendig, und sind der Meinung, daß

die alsdann erforderlich werdenden Maßregeln nur durch Ausdehnung der Befugnisse des Handels¬
amtes und durch Zuziehung von Handel- und Gewcrbtreibenden aus allen Zollvcreinsstaaten zweck¬
mäßig vorbereitet und erfolgreich ausgeführt werden können.

Die treugehorsamsten Stände haben die höchstwichtigen, durch jene Petitionen angeregten
Gegenstände einer reiflichen Prüfung unterworfen und tragen demgemäß Euer Majestät die nach¬
folgenden allerunterthänigste Bitten vor:

1) daß Allerhöchstdieselben geruhen wollen, in Gemeinschaftmit den Negierungen der übrigen
Zollvereinsstaaten eine wesentlicheUmgestaltung des dermaligcn Handels und Zollsystems
zum Zwecke der Beförderung der National-Schiffahrt und der inländischenIndustrie Aller-
gnädigst anzuordnen;

2) Daß Allerhöchstdieselben dem HandelSamte eine einflußreichereStellung in Beziehung auf
Handels-Angelegenheitendes Zollvereins und der Handcls-Verhältnisse mit dem Auslande
zu verleihen huldreichstgeruhen mögen;

3) Daß Allerhöchstdieselbendie Zuziehung von Gewerb» und Handeltreibenden aus allen
Staaten des Zollvereins bei den vorläufigen Berathungen über Zölle und über Zoll- und
Handels'Syftem in Gemeinschaftmit den vereinsländischen Negierungen Allcrgnädigst ver¬
ordnen wollen.

4) Daß Allerhöchstdieselbenhuldreichst geruhen wollen, in gleicher Weise Gewerb - und
Handeltreibende bei den Berathungen der Zoll-Congressezuziehenzu lassen, so lange nicht
Devutirte der Stände der Zollvereinsstaaten hierbei mitwirken;

5) Daß Allerhöchstdieselben ebenfalls in Gemeinschaft mit den Regierungen der übrigen Zoll¬
vereinsstaaten zur Beförderung der inländischenBaumwollen-Spinnerei eine wirksameEr¬
höhung des Eingangszolles auf Baumwollengarn, und zugleichdie Gewährung eines an¬
gemessenenNückzollesauf baumwollene Waaren Allcrgnädigst anzuordnen geruhen wollen;

L) Daß Allerhöchstdieselbendie dringliche Nothwendigkeit der Erhaltung und Beförderung
der inländischen Leinen-Industrie Allergnädigst in Erwägung zu ziehen, und die wirk¬
samsten und nachhaltigsten Mittel zur Verbesserungder Flachskultur und zur Beförderung
der inländischen Flachs-Maschinensvinncreien und Leinen-Webereienhuldreichstanzuordnen
geruhen wollen.

Geruhen Euer Majestät die nähere Motivirung und Erläuterung dieser allerunterthänigste«
Bitten aus dem allergehorsamst in Abschrift beigefügten Berichte des 4. Ausschusses allergnädigst zu
entnehmen.

Wir ersterben:c.

Coblenz, den 31. März 1845.



Bericht
des vierte»» Ausschusses über mehre Anträge, die Detörderung des Handels und der

Industrie belressend.

Von den mannichfaltigen, an den 8. RheinischenLandtag gerichteten, dem 4. Ausschußüberwie-
senen, auf Handels- und GewerbS-Verhältnisse sich beziehenden Anträgen und Petitionen haben
wir die nachfolgendenzu Einer Berichts»Erstattung vereinigt.

1) Antrag des Abgeordnetenvon der Heydt, gestützt auf eine Petition von 220 Bürgern
von Elberfeld.

In dieser Petition wirb eine sorgfältige Revision des Vercinsländischen Zolltarifs
unter Beirath von Industriellen aus allen Vereinsländcrn zum Zwecke der Erhöhung des
Eingangszolles der bis jetzt ungenügend geschützten deutschen Industrie-Erzeugnisse erbeten.
Zur Begründung dieses Gesuchs wird hervorgehoben: daß nicht die philantropischenVer¬
eine im Stande seien, den Zustand der hanbarbeitenden Vollsklassen zu verbessern, der
Staat dagegen hierzu ein Mittel habe, wenn er ihnen dauernd Arbeit sichere; daß dies
geschehen könne, wenn das Gesuchder Bittsteller gewährt werde; daß alsdann etwa 25
Millionen Thaler an Veredlungslosten und Arbeitslohn, welche jetzt das Ausland gewinnt,
dem Inlande zu Gute kommen würden.

Der Abgeordnete von der Hcvdt, indem derselbe die vorstehende Petition unterstützt,
stellt seinen Antrag näher dahin, daß vor Allem dem Handelsamte eine zu gedeihlicher
Wirksamkeiterforderliche selbstständigereStellung von des Königs Majestät Allcrgnädigst
angewiesen werden möge. Es wird zu dem Ende von dem Antragsteller gezeigt: daß die
erhabene Absicht des Königs, durch Bildung des Handelsamtes die Industrie wesentlichzu
heben, nicht zu erreichen sei, wenn dem letzter« nicht eine freiere Bewegung und ein selbst-
ständigeres Wirken eingeräumt werde; daß insbesondere zum Nessort des Handelsamtes
die sämmtlichenHandelskammern und die Bildung neuer gehören müßten; daß ihm die
Leitung der Angelegenheiten des Handels und der Gewerbe einschließlich der Schiffahrt,
die Vorbereitung der auf diese Gegenstände sich beziehendenGesetze, die Verhandlungen
Aller den Zollverein betreffenden Zoll- und Handels-Angelegenheiten und auch die Ver¬
handlungen über Handels- und Schiffahrts, Verträge mit auswärtigen Staaten zu über¬
weisen seien; daß endlich zum Nachtheile der Industrie aus der jetzigen Stellung des Han¬
delsamtes Schwierigkeiten entstehen, welche nur durch die Ausdehnung seiner Befugnisse
gehoben werden können.

2) Antrag des Abgeordneten Weerth auf Erhöhung des Zolles auf Twist, Leinen- und
Wollen-Garn, feine wollene und halbwollene Waaren. Zugleich wird das System des
Nückzolls bei der Ausfuhr, namentlich auf baumwollene Waaren beantragt. Die Zoll-
Erhöhung auf Twist, welchezur Erhaltung und Belebung der inländischenBaumwoll-
spinnereien erforderlich sei, wird zu 4 —6 Thaler pr«, Centner angegeben. Die Motive
des Antrags sind ähnlich denen, welche in der bereits angeführten Elberfelder Bittschrift
enthalten sind. Insbesondere wird behauptet, baß inländischeVaumwoll-Svinnercien ein¬
gegangen seien, während sich die englischensehr gehoben haben.

3) Bittschrift des Handels« und Fabrikstandcs des Kreises Glabbach (114 Unterschriften),
auf wirksamern Schutz der Industrie und auf Abschließungvon Handelsverträgen mit
überseeischenStaaten gerichtet. Besonders hervorgehoben wirb: daß ein Zoll von 30
Thalern ?ru Centner auf feine wollene und halbwollene Zeuge nicht genüge, daß die Lei«

34»
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nen«Industrie und Flachs-Kultur zurückgehe; baß der Mangel Einreichender inländischer
Baumwoll-Spinnereien nachthcilig sei, welches noch neuerlich bei dem starken Steigen des
Preises englischer Twiste, wodurch die Engländer enorm gewonnen hätten, sich gezeigt
habe; daß bei dem jetzigen Systeme Ackerbau, Viehzucht und Industrie dem Auslande
gegenüber ohne Schutz seien; daß die Gewährung eines solchen das beste Mittel zum Ab.
schluß guter Handelsverträge sein werde; daß, so erfreulich auch die Errichtung des Han-
delsamtes sei, die jetzigen Attributiouen desselbendoch nicht für den Zweck ausreichten;
daß vor dem Abschlußvon Handelsverträgen und vor dem Zollkongressees nothwendig
sei, Gewerbtreibcnde zur Berathung hinzu zu ziehen

4) Antrag des abgeordneten Vaum nebst Bittschrift von 41 Handel, und gewerbetreibenden
Bürgern Düsseldorfs.

In dieser Bittschrift wird dargestellt: daß das allgemeine Staatswohl mit dem Zu¬
stande des Handels und der Industrie eng zusammenhange; daß die Notbwendigkcit, ihnen
eine bessere und stärkere Vertretung in der Staatsverwaltung zu gewähren, immer dring¬
licher werde; daß nur dann dem Auslande die Spitze in den Fortschritten der Industrie
geboten werden könne, wenn jene Vertretung im Inlande praktischgenug sei, das wirk¬
liche Bedürfniß zu erkennen, und einflußreichgenug, das Erkannte mit Kraft nachHallig
durchzufühlen; daß diese Ansicht besonders dadurch begründet werde, daß die Staatsver¬
waltung trotz aller Bitte» und Vorstellungen der deutschen Fabrikanten, keine wirksamen
Maßregeln in Beziehung auf Zollverhältnisse genommen habe. Mit diesen und andern
Motiven unterstützendie Bittsteller ihren Schluß-Antrag: daß ein eigenes Handels-Mini«
sterium zur Wahrnehmungder industrielle!! und mcrkamilischen Interessen errichtet werden möge.

Der AbgeordneteBaum schließt sich dem vorstehenden Antrage an, bittet aber subsi-
diarisch: daß von den Ständen eine größere Sclbstständigkeit und entscheidendereWirk¬
samkeit des Handelsamtes befürwortet werde. Er fügt den in der Bittschrift seiner Mit¬
bürger enthaltenen Gründen noch mehr hinzu, und zwar: daß das Hanoelsamt nach seiner
dermaligen Stellung nur eine berathende und vermittelnde Behörde sei, und also nur einer
Central-Handelskammer gleiche; baß demselben eine größere Selbstständigkeitnöthig sei,
damit die von ihm vertretenen Interessen kräftiger gewahrt werden können als es jetzt in
einem Ministerium, wo sie mit den Finanz - Angelegenheiten combinirt sind, möglich sei;
daß in allen Handelsstaatcn der Handel und die Industrie kräftiger und wirksamer ver¬
treten sind, als es in der böhern Staatsverwaltung Preußens der Fall ist; daß zu dieser
Vertretung staatswirthschaftlicheund finanzielle Kenntnisse nicht ausreichen, sondern daß
genaue Handelskenntnissedazu erforderlich sind, uud hierzu noch eine einflußreiche Stellung
kommen müsse, um die als zweckmäßig erkannten Maßregeln zur Verwirklichungzu bringen;
daß eine Ncmedur um so dringlicher werde, je mehr sich herausstelle, wie Deutschland in
der Wahrnahme seiner Handels- und Industrie-Interessen gegen England zurückstehe.Der
Herr Antragsteller entwickeltaußerdem hinsichtlich des Bedürfnisses eines wirksamernSchutz-
Systems zum Zwecke der Beförderung des National-Wohlstandes, der Gewährung von
Arbeit für die untern Volksklafsenund der Hebung des Ackerbaues, ähnliche Ansichten wie
diejenigen, welche in den vorher angeführten Bittschriften enthalten sind; insbesondere
hebt er hervor, daß je mehr durch Eisenbahnen und verbesserteSchiffahrt die wohlfeile
Anfuhr der Ackerbauprodukteaus der Ferne befördert werde, um so nothwendiger sei es,
durch wirksamen Schutz der Industrie die innere Bevölkerung zu vermehren und wohlha¬
bender zu machen, um auf diese Weise für den Ackerbau zahlreiche und gute Konsumenten
seiner Produkte in der Nähe zu schaffen.
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5) Antrag des Abgeordneten von Becke rath nebst Bittschrift des Handels« und Gewerbe¬
standes der Stadt Crefeld (34 Unterschriften), auf sorgfältige Revision des vereine^
ländische» Zolltarifs unter Zuziehung von praktischen Industriellen aus allen Vercius-
staateu, resp, auf Zollcrhöhung der noch ungenügend geschützten Industrie»Erzeugnisse.

Zur Unterstützungdes Antrages wird in der Bittschrift nachgewiesen, daß die Zölle
auf seidene und halbseidene Waaren, wie solche in Crefeld fabrizirt werden, in Frankreich,
England und Nußland höher als in den dculschenBcrcinsstaaten sind, und baß sogar in
Frankreich gerade dasjenige Fabrikat, welches Crefeld am vortheilhaftestcn dorthin ver.
taufen könnte, — Sammet mit Baumwollen-Einschlag — ciuznfübrcn verboten ist. So¬
dann wird hervorgehoben, daß dagegen die französischenSeidcnfabrikanten für ihren Ab¬
satz in Deutschland durch die hier herrschendeBorliebe für französische Modewaaren be¬
günstigt wären. Es komme daher vorzüglich darauf an, daß durch angemesseneZölle der
inländischen Fabrikation auch der Absatz im Inlaube gesichert werde.

U Autrag des Abgeordneten Haniel Namens des Nuhrorter Handclostandes auf Besteuerung
der im Auslande erbauten Schiffe, oder auf Gewährung niedrigerer Eingangszölle von
denjenigen Waaren, welch« mit im Inlandc erbauten Schiffen vom Auslande eingeführt
werden.

Der Herr Antragsteller hat sein Gesuch nachträglich noch durch eine Denkschriftunter¬
stützt, welche gedruckt an sämmtlicheStände-Mitglieder vertheilt worden ist, wcßhalb wir
die Motive des Antrags nicht näher darzustellen brauchen.

?) Antrag des nämlichen Abgeordneten auf Einführung einer gemeinsamen Flagge für die
Schiffe der Zollvereins-Staaten. Auch dieser Antrag ist gedruckt den Stände-Mitgliedern
mitgetheilt, und braucht daher nicht aualisirt zu werden.

8) Die in einer mehre Gegenstände umfassendenPetition von 411 Bürgern zu Trier aus¬
gesprocheneBitte um Erweiterung des Zollvereins und um Beförderung neuer Absatzwege
für Wein vermittelst des Abschlusses von Handelsverträgen.

t)) Eine von dem Abgeordneten v. Nunlel eingereichteBittschrift des Daniel Stein,
worin derselbe Namens der Ei'enproduzcntcn des Kreises Alten lirchen darauf anträgt,
daß der Eisen-Industrie auf das Schleunigste ein wirksamerer Schuy gegen das Ausland
gewährt und insbesondere gereinigtes Eisen (lln m«ll>1)höher als gewöhnliches Roheisen
beim Eingange besteuert werde.

Der Herr Bittsteller führt zur Unterstützung seines Antrages an: daß England und
Belgien — die gefährlichsten Konkurrenten in der Eisenprodultion — große natürliche
Vortheile in der Erzeugung des Eisens voraus hätten, wozu noch der komme, daß dort
bessere Kommunikationsmittel vorhanden sind; daß eigentlich die Eisen-Industrie die Be¬
günstigungen bezahle, welche der Zollverein durch den Handcls-Traktat mit Belgien er¬
worben habe; daß die Hochöfen Würtembergs mit gewissem Verluste arbeiteten und auf
eine dauernde Besserung ohne kräftigen Schutzzollnicht zu rechnen sei; daß die jetzigen
höhern Eisenvrcise in England nur durch den Bau vo» Eisenbahnen in Amerika hervor¬
gerufen seien und um so weniger Bestand haben würden, als dadurch eine Ueberproduc-
tion befördert werde; daß in Frankreich und Oesterreich die Eingangszöllc viel höher als
im Zollvereine sind, und sogar in Belgien auf Roheisen ein Eingangszoll von 20 Sgr.
pro Centncr bestehe; daß der Mangel eines Unterschiedesim Eingangszolle zwischen nicht
gereinigtem und gereinigtem Eisen (Nu m«t«I) sehr nachteilig sei; daß der höhere Preis
des Eisens in Folge eines wirksamern Schutzzollesnur vorübergehend und in jedem Falle
leichter zu ertragen sei als der Untergang der Eisen-Industrie, wodurch eine große Zahl
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Arbeiter in eine höchst traurige Lage versetztwürben; baß die Macht des Zollvereins nur
dadurch gehoben werben könne, wenn er sich hinsichtlich des Eisens unabhängig vom Aus¬
lande mache; daß Preußen aber nur mit 3°/« an der Gesammt-Eisenproduktion Euro¬
pas partizipire.

Diese Anträge und Bittschriften, deren Hauptinhalt wir im Vorstehenden angegeben haben,
bekundennicht nur die zunehmendeWichtigkeit der gewerblichenInteressen, sondern auch die mehr
und mehr sich verbreitende Ueberzeugung, daß zur Förderung dieser Interessen noch wesentliche Maß¬
nahmen der Staats-Vcrwaltung nothwendig sind.

In den Gesetzenund Einrichtungen welche auf Handel und Gewerbe einen wesentlichenEin¬
fluß ausüben, finde» wir auffallende Unterschiede,wenn wir England und andere Länder mit den
zollvereinten deutschenStaaten vergleichen. Diese Unterschiedeheben wir in der Kürze hervor.

1) Das deutsche Zollsystemist viel einfacher als das von England und Frankreich, auch
als das von Belgien. Das erstere kennt nur Gewicht, Maß oder Stückzahl. Das
der andern angeführten Länder ist zu einem großen Theile auf den Werth der Waaren
berechnet, entweder durch Festsetzung des Zolles nach einem Prozentsätze, oder indem
eine und die nämlicheWaarengattung, je nachdem ihr Werth oder ihre Qualität verschie¬
den ist, auch einem höhern oder niedrigern, nach dem Gewichte festgesetzten Zolle
unterliegt.

2) Das deutsche Zollsystem beachtet, im Gegensatz zu dem englischen und französischen,
belgischenund österreichischen,wenig das Verhältniß, in welchemdurch Erzeugung von
Produkten und Halbfabrikaten die Arbeit und die Arbeitskräfte im Inlande vermehrt
werden können.

3) Das deutsche Zollsystem nimmt, abgesehen von der Ausnahme, die in kleinem Maße
durch den neuerlichen Handelstraktat mit Belgien verwirklicht wurde, keine Rücksicht
weder auf den Ursprung der eingehenden Waaren, noch darauf, ob solche direkt vom
Ursprungsorte eingeführt werden. In England und Frankreich, seit Kurzem auch in
Belgien, werden die entgegengesetztenGrundsätze befolgt.

4) In England und Frankreich trägt man keine Scheu, Nückzölle auf Fabrikate des Inlan¬
des bei deren Ausfuhr zu vergüten, wenn darin Rohstoffe oder Halbfabrikate enthalten
sind, die vom Auslande bezogen werden und einen nicht unerheblichen Eingangszoll
tragen; sogar werden, um einen inländischen Fabrikationszweig zu stärken oder zu ver¬
mehren, auch Ausfuhrprämien auf solche inländische Fabrikate gewährt, in welchen leine
hochbesteuerte ausländische Rohstoffe oder Halbfabrikate enthalten sind. In Deutschland
sind Nückzölle nur seltene Ausnahmen von der Regel, und werden auf Zeuge überhaupt
nicht gewährt.

5) Prohibitionen für den Eingang ober Ansgang von Waaren kennt das deutsche Zoll¬
system fast gar nicht. Es hat zwar mehre Zollsätze, welche den Eingang gewisser
Waaren sehr beschränken, beruht aber doch ursprünglich auf der Idee, hauptsächlich
ein Mittel zur Beschaffung von Staats-Nevenüen sein zu sollen und die Veschützung
der inländischen Produktion und Fabrikation in der Regel nicht über 10 "/« auszudeh¬
nen. Diese Regel ist jedoch von Anfang an nicht durchgeführt, und nach und nach
durch Einführung neuer Zölle, durch Veränderung oder Erhöhung der bestehenden,
und durch das Fallen der Preise mancher Fabrikate faktisch beseitigt. Frankreich,
England, Oesterreich und Rußland dagegen stellen die Beförderung der inländischen
Produktion und Fabrikation an die Spitze ihres Zollsystems, und wenden zu dem
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Ende, je nachdem es zweckmäßig erachtet wird, Prohibitionen, hohe Zölle oder sonstige
Maßregeln an.

6) England und Frankreich begünstigen die Nhederei und die Ausbildung der Marine
des Inlandes, indem die Schiffe des Auslandes mit beträchtlichenSchiffszöllen belegt
oder ihnen andere Erschwernisse in der »ul, 3 angedeuteten Art entgegengesetzt
werden. Preußen hat dagegen Scheu getragen, solche Maßregeln zu treffen, oder
vielleicht auch frühcrhin die Ausbildung einer starken deutschen Marine für einen zu
entfernt liegenden Zweck erachtet, um für dessen Erreichung kräftige Mittel anwenden
zu mögen.

7) Die deutschen Zoll-Einrichtungen befördern den Absatz ausländischer Manufakturwaa¬
ren, indem gestattet wird, solche vermittelst des Contirungs-Systems auf den Meß»
Plätzen in den eigenen Wohnungen und Lagerräumen der Verkäufer unverzollt zum
inländischen Verbrauche feil zu bieten und den Zoll erst nach geschehenemVerkaufe
zu erlegen. In den andern mehrgenanntcn Ländern besteht keine solche Einrichtung;
im Gegentheil, es wird sogar der Absatz ausländischer Waaren an ausländische Ver¬
braucher mitunter sehr erschwert. Auf diese Weise hat Nußland, indem es den Zoll
auf Tücher enorm erhöhete und keine Mittel des Transits gewährte, einen früher be¬
trächtlich gewesenenAbsatz von preußischenTüchern über Rußland nach China vernichtet
und an sich gerissen.

8) In der höhern Staatsverwaltung Preußens sind Handel und Gewerbe als Neben»
Attributionen einem Ministerium zugetheilt, welches außerdem noch vielseitige und
wichtige Verwaltungs-Gegenstände zu leiten hat. In England und Frankreich dagegen
werden Handel und Gewerbe so wichtig erachtet, daß für deren Leitung in der höhcrn
Staatsverwaltung eigene Immediat-Behörden bestehen. Auch in Belgien ist dies theil-
weise der Fall.

9) In England, Frankreich und Belgien ist die freieste Diskussion über alle Gewerbsgegen-
stände sowohl vermittelst der Presse als sonst gestattet. In Deutschland dagegen
hindert die Staatsverwaltung fast überall die öffentliche und freie Diskussion in ge¬
ringerm oder höherm Grade. Auch hat in jenen Ländern das Volt in verfassungs¬
mäßiger Weise einen wesentlichen Antheil an der Gesetzgebung über Handel und
Gewerbe, und es ist daraus nicht nur das allgemeine Bewußtsein eines festen Nechts-
zustandes, sondern auch die allgemein gewordene Ueberzeugung entsprungen, daß die
Gesetze nur als Resultat der vielseitigsten öffentlichenBesprechungen, Berathungen und

>' Controversen erlassen, und nur in gleicher Weise verändert werden können. Daß in
Deutschland, und namentlich in Preußen die Einrichtungen und Zustände einen andern
und zwar den entgegengesetztenCharakter tragen, braucht hier nicht dargestellt zu
werden.

10) Auch in dem System des Geldumlaufs oder der Circulationsmitlel findet zwischenjenen
Ländern und Deutschland ein großer Unterschied in den bestehendenEinrichtungen und
Grundsätzen Statt.

Betrachten wir den Inhalt der Anträge und Bittschriften, welche Gegenstand unseres Berich¬
tes sind, so gehen sie im Wesentlichen darauf hinaus, baß mehrere der vorstehend geschilderten
Gegensätzeverringert werden mögen; mit andern Worten, daß das deutsche Zoll» und Handcls-
System in gewissen Beziehungen dem von England, Frankreichund Belgien ähnlicher gemachtwerde.

Diesem Wunsche schließen wir uns im Allgemeinen an; wie wir dies verstehen, suchen wir
im Nachfolgendendarzustellen. Hierbei ist jedoch zu berücksichtigen,daß ein nur auf kurze Zeit
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versammelter und mit Berichten über Anträge mancherlei Art starl beschäftigterAusschuß der Stän-
bevcrsammlung nicht füglich den Gegenstand in allen Specialitäten beHandel», und für jede derselben
bestimmte Vorschläge machen kann. Hierzu sind erforderlich: die vielseitigsten Forschungen, die
genauesten Prüfungen aller Verhältnisse, die Vernehmung vieler Bctheiligtcn, überhaupt solche
Einleitungen und Vorarbeiten, zu welchenuns die Vcfugniß, das Material und die Zeit mangeln.
Wir beschränkenuns daher darauf, die Grundsätze und Maßnahmen im Allgemeinen anuidcutcn,
welche nach unserm Dafürbalten dem Interesse des Handels und der Gewerbe unserer Provinz nicht
nur, sondern des ganzen Staates entsprechen, und nur über ein paar sehr wichtigeIndustriezweige
besondere Vorschläge zu machen.

Das Prohibitiv-System, wie es in Frankreich und Oesterreichbesteht, zu ergreife», können
wir nicht für zweckmäßig erachten. Wir glauben, daß es besser ist, die Concurrenz des Auslandes
nicht zu vernichten; erstens weil sie, wenn auch in angemessene Schranke» zurückgedrängt, doch
immer ein Sporn zur Vervollkommnungbleibt; sodann weil die Annahme des Prohibitivsystems,
abgesehen von den wesentlichenBedenken, die dagegen grundsätzlich erhoben werden können, für
Preußen und das zollvcreime Deutschland nicht geeignet erscheint, diejenige Attractionskraft auszu-
übcn, welche erforderlich ist, um die kleineren Staaten germanischen Ursprungs zu dem allgemeinen
Handelssystemdes Zollvereins oder dem Einflüsse desselben hinzuziehen. Insbesondere möchte ein
solches Prohibitivsystem ein schlechtes Mittel sein, die noch nicht zum Zollverein gehörigen nord¬
deutschenStaaten zum Beitritt zu bewegen.

Dieser Beitritt, und vermittelst desselben die Gewinnung der deutschen Häfen der Nordsee
ist die unerläßliche Bedingung und Erreichung dessen, was der Zollverein werden muß. Nothwen¬
dig ist dieser Beitritt, wenn Handel und Industrie iu Deutschland einen großen und dauernden
Aufschwungnehmen sollen, wenn das allgemeine Vertrauen auf Sicherheit geschaffenwerden soll,
welches die Kapitale und die Gewerbthätigkcit des In- und Auslandes unwiderstehlichherbeizieht,
— mit einem Worte, wenn der Zollverein eine von allen Nationen hochgeachtete Handelsmacht
werden soll.

Es sind daher diejenigen Maßregeln nach unserer Ansicht unabweisbar und dringlich, welche
den Beitritt jener norddeutschenStaaten befördern können, also solche Maßregeln, die bei ihnen
ein starkes Interesse des Beitritts hervorrufen.

Dahin gebort vor Allem die Annahme solcher Schtfffahrtsgesetze, welche die ernste und feste
Absicht zeigen, daß eine kräftigeMarine des Zollvereins geschaffen werden sott, also eine wesentliche
Bevorzugung der inländischen Schiffe und der dirceten Importationcn der Waaren aus deren
Ursprungsländern; hierzu gehört auch die Beförderung der dirceten Versendungen von Produkten
und Manufakten des Zollvereins nack außereuropäischen Ländern.

Hieraus folgt von selbst, daß nothwendig dabin gestrebt werben muß, die aus außereuro¬
päischenLändern stammendenProdukte, welche im Zollverein als Lcbcusmittel oder als Rohstoffe
für Manufakte verbraucht werden, nicht aus den Entrepots anderer Länder, sondern direct zu
beziehen; sodann, daß in jeder geeigneten Weise dafür zu sorgen ist, daß solche Rohstoffe ihre
weitere Verarbeitung im Zollvereine erlangen, nicht aber als fertige Waare, oder als Halbfabrikate
vom Auslande eingefühlt weiden.

Es ergiebt sich bei näherer Betrachtung der vorstehenden Ansichten, daß die Mittel, welche
als geeignet zur Herbeiführung des so nothwendigenBeitritts der norddeutschenStaaten erscheinen,
auch in Uebereinstimmungmit der allgemeinen Tendenz sind, die in den Bittschriften und Anträgen
enthalten ist; denn wenn jene Mittel zur Anwendung gebracht werben sollen, so folgt daraus weiter:

.1) daß die Annahme einer gemeinsamen Flagge für die Marine des Zollvereins in Erwägung
zu ziehen, und daß der inländische Schiffbau zu begünstigen ist, so weit dies mit
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bestehendenVerträgen wegen der Schissfahrt (namentlich der auf dem Nheine) und mit
der Rücksicht,daß eine wesentlicheVertheuerung der Schiffe für die Schifffahrt nachtheilig
ist, vereinbar erscheint;

l»j daß überhaupt die inländische Industrie gehoben werden muß, weil ein Staatcnverein,
welcher vcrhältnißmäßig weit mehr Binnenland als Küstenland einnimmt, eine starle und
mächtige Industrie haben muß, wenn Schifffahrt und Handel im Großen betrieben werden
und gedeihen sollen;

e) daß mithin die geeigneten Schuhzölle erforderlich sind, um dem Inlande die Erzeugung
von Fabrikaten und Halbfabrikaten zu sichern, welche dasselbe mit Erfolg zu erzeugen im
Stande ist, sobald nur durch Annahme eines sichern und dauernden Systems der erforder¬
lich,: Reiz der Kapitalisten und Gewerbetreibenden geboten wird;

ä) daß insbesondere das Schutzsystem zur Erhaltung bestehenderIndustriezweige, für welche
das Inland die erforderlichen Rohprodukte liefert, in wirksamer Weise angewendet werden
muffe;

«) daß endlich die Schuhzölle auch besonders auf diejenigen Artikel gerichtet sein müssen,
welche aus Ländern, deren Zollsystemdie inländische Industrie start beeinträchtigt, ringe»
führt werden.

Es bedarf keines Beweises, daß wenn die bisher vorgetragenen Grundsähe und Ansichten,
— wie wir hoffen, — als richtig anerkannt weroen, die wesentlichsten Veränderungen nicht nur in
einzelnen Zollsähen, sondern überhaupt in dem System, nach welchem die Zölle erhoben werden,
vorzunehmen sind. In der letzteren Beziehung wird es dann nothwendig sein:

,«) die Zölle mehr, als es jcyt der Fall ist, nach dem Werthe und der Qualität der Waaren
zu graduiren, oder auch für gewisse Gegenstände Werthzölle einzuführen;

l»l») den Grundsatz der Gewährung von Nückzöllen nicht mehr wie bisher zurückzuweisen, son¬
dern ihn vielmehr bei mehreren Gegenständen in Anwendung zu bringen;

oe) Einrichtungen zu treffen, durch welche bei Annahme des oben dargestellten Schifffahrts-
systcms der Handel der Rhcinstädte und der von Magdeburg vor wesentlichemSchaden
behütet werde;

«!<l) die Einrichtung des Contirens auf den Mcßplätzen abzuschaffen oder doch zum mindesten
wesentlichzu modisiciren.

Den von uns bisher dargestellten Ansichten stimmt, wie wir glauben, nicht nur die Mehr«
zahl der Gewerbetreibenden, sondern auch sogar der Negierungen der Zoll - Vereinsstaaten bei.
Darnach wirb nach unserer Meinung der Antrag auf eine wesentlicheUmgestaltung des bisherigen
Handels« und Schifffahrtssystems als gerechtfertigt anzuerkennen, und die desfallsige Bitte vor den
Thron zu bringen sein.

Indirect ist darin die in mehreren Petitionen vorkommendeBitte um Erweiterung des Zoll¬
vereins und um Abschlußvon Handelsverträgen enthalten, weshalb wir einen desfallsigen beson»
der« Antrag nicht gestellt zu sehen wünschen; und dies um so weniger, als der Abschluß von
Handelsverträgen jetzt besondere Vorsicht erheischt, damit durch dieselben dem anzunehmenden neuen
Systeme in nichts prajudicirt werde.

Die stets steigende Wichtigkeit des Handels und der Gewerbe für die Macht und Prosve«
rilät des Staates braucht nicht erwiesen zu werden; Seine Majestät der König haben dies Aller«
höchstselbst mehrfach und insbesondere durch die Bildung des Handelsamtes anzuerkennen geruht.
Daß sie aber auch eine vollständige Immediat« Verwaltung erheischen,und daß die landesväterliche
Absicht bei Bilrung des Handels, mtes, wenn dasselbe nur eine berathende Behörde bleibt, nicht
erreicht werden würde, geht zur Genüge aus der obigen Darstellung hervor. Ungeachtet ihrer
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Kürze ist doch daraus der beträchtliche Umfang sowohl, wie die Vielseitigkeit der Gegenstände,
ersichtlich, welche in den Kreis der allgemeinen Staatsverwaltung zu ziehen sind. Nach dem Bei¬
spiele anderer Rationen, welche in der Verwaltung von Handels- und Gewerbe-Angelegenheiten
Erfahrung besitzen, darf daher mit Gewißheit angenommen werden, daß dafür auch in Preußen
jetzt eine besondere verwaltende Behörde erforderlich ist.

Es ist also nach unserer Ansicht an Seine Majestät den König die ehrfurchtsvolle Bitte zu
richten, die Befugnisse des Handelsamtes in der Art und Weise auszudehnen, wie solches in
mehreren diesem Berichte zu Grunde gelegten Anträgen angedeutet wird.

Die nämlichen Gründe, welche für die Ausdehnung der Befugnisse des Handelsamtes
sprechen, machen auch die Zuziehung von Gcwcrb- und Handeltreibenden aus allen Vereins«
st anten zur Negulirung des Handels- und Zollsystems nothwendig. So dankbar es anzuerkennen
ist, daß, — wie seit wenige» Tagen bekannt geworden, — Fabrikanten und Kaufleute zur Vorbr-
rathung einzelner auf den Zolltarif sich beziehende»Fragen nach Berlin bcschiedcn sind, so sind
wir doch überzeugt, daß zur Erlangung des nützlichsten Handels- und Zollsystems es erforderlich
sein wird, zu dem Ende eine Versammlung von Handel- und Gewerbetreibenden aus sämm<-
lichen Vercinsstaaten periodisch zusammentreten zu lassen, besonders dann, wenn eine Revision
der Zollsätze und des Zollsystems stattzufindenhat.

Auch wird, — so lange nicht Dcputirte der Stände aller Vercinsstaaten an den Zoll-Con-
gressen Theil nehmen, — nothwendig sein, aus diesen Staaten einige Handel- und Gewerbtreibende
bei den Berathungen dieser Congrcssezuzuziehen; denn sonst werden alle Interessen nicht gehörig
vertreten sein, und die vorkommendenFragen werden nicht, wie es gerade in Handels- und gewerb¬
lichen Angelegenheiten so nützlichund nothwendig erscheint, in administrativer wie in praktischer
Hinsicht gründlich geprüft und zur genügenden Erledigung gebracht werden können.

Es ist daher, nach unserer Ansicht,wegen Zuziehung von Gewerb- und Handeltreibenden in
der Vorbezeichneten Weise die desfallsige unterthänigc Bitte an Seine Majestät den König zu richten.

In den Bitten, welche nach unserer bisherige» Darstellung vor den Thron zu bringen sind,
finden fast alle diesem Berichte zu Grunde gelegten Bittschriften und Auträgc eine directe oder
indirecte Erledigung.

Sie sind die Anträge des Abgeordneten Haniel auf Bcschützung des inländischen Schiff¬
baues und auf die Annahme einer Zollvereins-Flagge in der allgemeinen Darstellung unserer
Ansicht über Schifffahrt berücksichtigt.

Auch der von den, Abgeordneten von Nunkcl befürwortete Antrag wegen Beschützungder
Eisenproduction betrifft einen Gegenstand, welcher nur bei einer allgemeinen Erwägung über die
von uns gewünschte Umgestaltung des Zollsystems in nähere Prüfung genommen werden kann.
Erst dann wird die sehr ernste Frage einer weiter« Erhöhung des Zolles auf Roheisen und die
Möglichkeit der Verschiedenheitdieses Zolles nach der Qualität des Roheisens näher erörtert werden
können. Nach unserer Ansicht hat die hohe Ständeversammlung für jetzt keine Veranlassung, die
umfassendeDiskussion des vorigen Landtages über die Eiscnfrage zu wiederhole»; dem, erstlich
hat die Bitte des Landtages eine wesentlicheBerücksichtigungdurch den eingeführten Eingangszoll
gefunden; sodann liegen der Versammlung auch nicht alle Verhältnisse vor, auf welche sie ei»
spezielles Urtheil basiren könnte; endlich wird die Prüfung der Frage, wie wir bereits bemerkten,
am Nützlichsten bei der allgemeinen Berathung des Zolltarifs aufgenommen werden können.

, Wir gehen nun zu den Gegenständen über, welche sich zu besondern Anträgen eignen.
Etwa 500,000 Zentner Baumwollengarn werden in den Zollverein jährlich eingeführt, und

die seit Jahren diskutirte Frage, ob ernstliche Maßregeln zur inländischenErzeugung des Vanmwollen-
garus genommenwerden sollen, tritt immer dringender auf unv erheischt eine baldige definitive Lösung.
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Nach reiflicher Prüfung sind wir zu der Ueberzeugung gelangt, daß der Zollverein nicht
durch halbe, sondern durch völlig wirksame Maßregeln die Baumwollenspinnerei heben und schützen
muß, ohne dem Absätze baumwollener Manufaktc und gefärbter baumwollener Garne aus dem
Zollvereine nach dem Auslande zu schaden; daß zu dem Ende eine beträchtlicheErhöhung des Ein¬
gangszolls auf Baumwollengarn, verbunden mit der Gewährung von Nückzöllcn nothwendig ist,
und daß eine desfallsigcBitte vor den Thron zu bringen sei.

Die Erzeugung einer so großen Masse von Baumwollengarn wird ein so mächtiger Hebel
der inländischen Industrie sein, wird so stark auf die Vermehrung der Arbeit wirken, wird so
beträchtlich zur Vermehrung der Nationalschiffahrt und so wesentlichzur Beschaffung einer Marine
beitragen, daß dabei entgegenstehende, selbst erheblicheSchwierigkeiten nicht in Betracht kommen.

In der That giebt es aber auch keine so bedeutende Schwierigkeiten, wie solche früherhin
geglaubt oder angenommen wurden. Diese sind im Streite der Meinungen und im Laufe der Jahre
immer kleiner geworden. Die Opposition der Baumwollen'Fabrikanten gegen eine wirksame Ve-
schützung der Baumwollenspinnerei ist dem Erlöschen nahe. Die Erster» erkennen jetzt selbst an,
daß es auch für sie höchst nützlich ist, ihren Bedarf an Baumwollengarn durch inländische Spinne¬
reien befriedigen zu können, und sie verlangen nur, daß durch Gewährung eines angemessenen
NückzollcsVorsorge gegen die Schmälcrung ihres Absatzes nach dem Auslande getroffen werde.
Der Nückzoll ist hoffentlichfür die preußischen Finanzbcamtcn auch nicht mehr eine so unausführ¬
bare und verwerflicheMaßregel wie früherhin; sie werden die Mittel zur Ausführung einer Maß¬
regel finden, welche im höhcrn Staalsinlcresse als unabweisbar erscheint*), und welche längst in
andern Staaten zur Anwendung gekommenist, ohne daß daraus eine Unordnung in den Finanzen
entstanden wäre.

Bei Erörterung der Frage, um wie viel der Eingangszoll auf Baumwollengarn zu erhöhen
und in welchemMaße der Nückzollzu bewilligen sei, haben wir gefunden, baß es ungeeignet sein
würde, diescrhalb spezielle Anträge zu stellen; daß es vielmehr genüge, die lebendige Ueberzeugung
von der Nothwendigkeit einer vollkommenwirksamenErhöhung des Eingangszolles und der Gewäh¬
rung eines hinreichendenNückzollcsauszusprcchcn, und daß dagegen die Erörterung über das Maß
der Erhöhung und des Nückzollcsnur von der Staatsverwaltung in Gemeinschaft mit Kaufleuten
und Gcwcrblreibcnden mit der gehörige» Gründlichkeit geschehen könne.

Die Kultur und Bereitung des Flachses, die Leinengarn-Spinnerei und die Lcinenweberci
erachten wir für einen der wichtigstenZweige des Ackerbaues und der Industrie. Wie überhaupt
der große Einfluß der Industrie auf die Ergiebigkeit und Einträglichkeit des Ackerbauesanerkannt
und durch die Erfahrungen von England und Belgien außer Zweifel gestellt ist, so muß in dieser
Hinsicht die Leinengarn-Spinnerei und Lcincnwebcrci als vorzüglich wichtig erscheinen, weil der
dazu erforderlicheUrstoff ein Landcsprodukt ist. Gerade bei dieser Industrie hat es sich seit einigen
Jahren recht klar herausgestellt, wie weit Deutschland noch hinter England in der Verwaltung von
gewerblichen Angelegenheiten zurücksteht; ein in Deutschland ganz eingebürgerter Industriezweig
geräth mehr uud mehr in Verfall, uud — England bemächtigt sich seiner.

Hier ist wirksame Hülfe, nach unserer Ueberzeugung, nothwendig; sie muß gründlich sein
und deshalb auf die Verbesserung der Flachsbercilung, auf die Lciuengarn-Spinnerei und auf die
Leincnweberci sich erstrecken.

Wir machen beispielsweise nur darauf aufmerksam, baß beträchtliche Quantitäten Türtischroth.
Gar» ausgeführt werden, und daß diese wichtige Industrie, wie mehrereandere Baumwollen-
Fabrikations-Zweige ihren Absatz nach vcm Auslande ohne Gewährung von Nückzoll uerlieren
würde.
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Die Flachsbereitung betreffend, wird es nothwendig sein, die bessern Methoden des Aus¬
landes, namentlich des benachbarten Belgiens, heimisch zu machen. Die Staatsregierung würde
die zu dem Ende erforderlichen Maßregeln zn nehmen haben.

In der Leinengarn-Spinnerei hat die Erfahrung erwiesen, daß wenn auch das Handgespinnst
einige Vorzüge vor dem Maschinengespinnsthaben und deshalb nicht ganz aufhören möchte, doch
das Maschinengespinnst unentbehrlich ist, und daß Deutschland, — will es sich nicht einen seiner
ältesten Industriezweige rauben lassen, — die Flachs-Maschinen «Spinnerei in eben so hinreichen«
dem Maße und vollkommenemZustande, wie die Woll »Maschinen-Spinnerei, erlangen muß.

Die Beschulung der inländischen Leinenwebcrei steht mit der Beförderung der inländischen
Garnspinnerci in engem Zusammenhange; eins muß auf das andere gegründet sein, wenn überhaupt
die Leinen-Industrie gehoben werden und nachhaltig prosperiren soll.

Vor Allem wird daher ein wirksamer Schutzzoll auf ausländisches Leinen anzuordnen sein,
damit der inländische Verbrauch auch der inländischenIndustrie erhalten werde. Sodann werden
sichere und nachhallige Maßregeln zu ergreifen sein, durch welche ein gehöriger Reiz zur Anlage
inländischer Maschinen-Flachsspinnereienentsteht. Ob dies am besten bewirkt wird durch genügende
Erhöhung des Eiufuhrzolles von Leinengarn und der damit zu verbindenden Gewährung von Stück¬
zöllen auf Leinenwaaren, ober ob die Ertheilung von Spindel-Prämien im vorliegenden Falle ein
besseres Mittel sei, — diese Fragen so gründlich zu untersuchen, um darauf spezielleVorschläge zu
basiren, ist der Ausschuß nicht im Stande, uud es kau» dies mit Erfolg nur von der Staatsver¬
waltung in Gemeinschaft mit Sachkundigen geschehen. Die Aufgabe der Stände kann nur sein,
ihre begründete Ueberzeugung von der unabweisbaren Nothwendigkeit der Ergreifung wirksamer
Maßregeln auszusprechenund die dcsfallsigen Bitten vor den Thron zu bringen.

Bei einer hohen Stände-Versammlung wird darauf angetragen, daß es ihr gefallen wolle,
unter Bezugnahme auf den vorstehendenBericht, an Seine Majestät den König folgende ehrfurchts¬
vollen Bitten zu lichten:

1) daß Allerhöchstbicselbengeruhen wollen, in Gemeinschaft mit den Regierungen der
übrigen Zollvereinostaaten eine wesentlicheUmgestaltung des dermaligen Handels- und
Zollsystems zum Zwecke der Beförderung der National «Schifffahrt und der inländisch! n
Industrie anzuordnen;

2) daß Allerhöchstdiesclbendem Handclsamte eine einflußreichere Stellung zu verleihen,
insbesondere demselben die Verwaltung in Beziehung auf Handels-Angelegenheiten des
Zollvereins und Handels« Verhältnisse mit dem Auslande zu übertragen huldreichst
geruhen mögen;

3) daß Allerhöchstdiesclbendie Zuziehung von Gewerb« und Handeltreibenden aus allen
Staaten des Zollvereins bei den vorläufigen Berathungen über Zölle uud über Zoll-
uud Handelssystem in Gemeinschaft mit den vercinsländischen Regierungen Allerguädigst
verordnen wollen;

4) daß Allerhöchstdieselbcnhuldreichst geruhen wollen, in gleicher Weise Gewerb- und
Handeltreibende bei den Berathungen der Zoll-Congresse zuziehen zu lassen, so lange
nicht Dcputirte der Stände der Zollvcreinsstaaten hierbei mitwirken;

5) daß Allcrhöchstdicsclbcnebenfalls in Gemeinschaftmit den Regierungen der übrigen Zoll«
Vereinsstaaten, zur Bcfördcruug der inländischen Baumwollen-Spinnerei eine wirksame
Erhöhung des Eingangszollcs auf Baumwollengarn, und zugleich die Gewährung eines
angemessenenNüctzollcs auf baumwollene Waaren anzuordnen geruhen wollen;

L) daß Allerhöchstdiesclbendie dringliche Nothwendigkeit der Erhaltung und Beförderung
der inländischen Leinen-Industrie Mlergnädigst in Erwägung zu ziehen und die wirk-
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samsten und nachhaltigsten Mittel zur Verbesserung der Flachskultur und zur Beför¬
derung der inländischen Flachs-Maschinen«Spinnereien und Leincnwebereien huldreichst
anzuordnen geruhen wollen.

Cob lenz, den 27. Februar 1845.

Der Ausschuß.

AUerdurchlauchtigster König,e. >e.

Vchon an mehren früheren und zuletzt am 6. rheinischen Landtage waren die nachtheiligen Ein-«.,, »«i^b,,,,,
Wirkungen, welchedie Lotterien auf die Sittlichkeit, namentlich der ärmer» Klassen üben, Gegen«'" l°>'"'° -.
stand der ernsten Berathungen der Stände, in Folge welcher sie unterthänige Bitten um Aufhebung,en.
der kleinen und Modifikation der großen Klassen-Lotterie, um letztere der ürmern Klassen weniger
zugänglich zu machen, an den Thron niedergelegt haben.

Euer Majestät gerührten diese Bitten in so weit zu gewähren, daß die kleine Lotterie gänz¬
lich aufgehoben, die Theilnahme aber an der Großen einigermaßen erschwert würde.

Die seitdem gesammelten Erfahrungen haben jedoch die Unzulänglichkeitjener Beschränkungen
bei der letztern dargethan, das Uebel ist vielmehr größer geworben. Die Möglichkeit eines bedeu¬
tenden Gewinnes, der in einzelnen Fällen einem Spieler aus den ärmeren Klassen zu Theil wurde,
hat die Spiclsuchl in viel größerem Grade angeregt, um den höheren Satz aufzubringen, vereinigen
sich jetzt Zehn und Mehre zum Ankaufe eines Viertel- ober Halben-Looses.

Alle Uebel, die das Spiel in der kleinen Lotterie dem Einzelnen brachte, gehen dadurch im
erhöhet«« Maaße auf diese vereinten Spieler über; Gelage in den Wirthshäusern, Versäumnisse
der Arbeit, Unsittlichkeitund Veruntreuungen aller Art sind die gewöhnlichstenFolgen dieser Spiel-
sucht.

In welch hohem Grade dieselbe stattfindet, wird die Thatsache beweisen, daß nach Angabe
des Bürgermeisters von Viersen in dieser Gemeinde von 10300 Seelen, die 5N00 Thaler Klassen¬
steuer zahlt, L000 Thaler in einem Jahre in die Kasse des Lotterie-Collcctcurs flössen.

AehnlicheBeispiele könnten von andern Gemeinden angeführt werden, und es kann keinem
Zweifel unterliegen, daß diese Spiclsucht Mitursache der Verarmung und Entsittlichung der arbei¬
tenden Klassen ist.

Die, den socialen Verhältnissen und dem Wohle des Staates selbst daraus erwachsenden
Gefahren sind in neuester Zeit richtig gcwürdiget, und es ist als eine unabweisliche Nothwendigkeit
anerkannt worden, dieser Verarmung und Entsittlichung auf alle mögliche Weise entgegen z«
arbeiten.

Zu dem Ende haben sich überall Vereine gebildet, welche den Beifall Euer Majestät in so
hohem Grade erhielten, daß Allcrdöchstdieselben das Protectorat darüber anzunehmen geruheten.

Ihre Wirksamkeitwird aber nur von theilweisem und geringem Erfolge sein, so lange jenen
Klassen ein Institut zugänglich bleibt, welches mit den Zwecken jener Vereine in unmittelbarem
Widersprüche steht.

Doch nicht aus die ärmcrn Klassenbeschränken sich die nachtheiligen Einwirkungen der Lotterie;
auch den mittleren und höheren Klassen schlägt die durch sie genährte Spiclsucht tiefe Wunden, und
führt ihre Jünger zuletzt an den Spielbanken dem sichernVerderben entgegen.

Die trcugehorsamstcn Stände, indem sie die Gefahren erkennen, welcheaus dem Fortbestehen
der Lotterie und der öffeuüichcnSpielbanken dem moralischenund materiellen Wohle der Bewohner
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der Provinz erwachsen, würden ihre Pflicht verletzen, wenn sie die ihnen zugekommenenBitten auf
gänzliche Aufhebung so gefährlicher Anstalten nicht dringend unterstützenwollten, um so mehr, als
außer der Lotterie, welche in allen Provinzen ihre schädliche Einwirkung verbreitet, die Nhcinpro«
vinz das traurige Vorrecht hat, daß in ihr allein nach altem Herkommennoch eine öffentliche Spiel¬
bank besteht.

Sie verkennen aber auch nicht, daß das Uebel nur mit der Wurzel ausgerottet werden kann,
wenn alle ähnliche Anstalten in dem Bereiche der deutschenBnndesstaaten aufgehoben und auch auf
den Grenzen keine neue Spielbanken mehr geduldet werden.

Daß Euer Majestät in Allerhöchst Ihren Landen keine Spielbank mehr dulden wollen und
daher die zu Aachen noch bestehendespätestens im Jahre 1852 aufhören wird; daß durch dieses
erhabene Beispiel und durch die kräftige Vermittelung Euer Majestät bewogen, die Fürsten aller
Bnndesstaaten, die Banken in ihren Landen nach Ablauf der bestehenden Contracte ebenfalls
schließen werden: Dafür wird Euer Majestät ganz Deutschland segnen.

Um dieses Werk zu vollenden und die Gefahren der Banken von den Grenzen auf immer
fern zu halten, bleibt nur der Wunsch übrig, daß auch Belgien in dem benachbarten Spaa das
Spiel aufhebe und Holland vermocht werde an seinen Grenzen keine Banken erstehen zu lassen; die
trcugchorsamstcn Stände wagen es daher, die untcrthänige Bitte an den Thron niederzulegen, daß

„Euer Majestät geruhen wollen, durch AllerhöchstIhre Gesandtschaften bei den betref¬
fenden Höfen die geeigneten Unterhandlungen dafür einleiten zu lassen."

Wenn die treugehorsamstcn Stände in diesen Maaßregeln gegen die Spielbanken die landes-
vätcrliche Fürsorge Euer Majestät mit tiefgefühltem Danke verehren, so geben sie sich um so zuver¬
sichtlicher dcr Hoffnung hin, daß Allerhöchstdieselbe»mit gleicher Huld die Aufhebung der Lotterie
Allergnädigst anzuordnen geruhen werden.

Bei dem blühenden Zustande, in welchemsich die Finanzen befinden, darf der Gedanke, daß
die Staats-Einnahme sich dadurch um 600,000 Thaler verringern werde, diese Hoffnung nicht
trüben.

Bei dem vor zwei Jahren mit Königlicher Huld gewährten Steuer-Erlasse von 2 Million
Thaler haben Euer Majestät die Gnade gehabt, Allerhöchst ihre Unterthanen weitere Erleichterungen
hoffen zu lassen.

Kein Steuer-Erlaß wird aber so segensreicheFolgen haben, als die Aufhebung der Lotterie,
deren nachthcilige Einwirkung auf Sittlichkeit und Wohlstand nachgewiesenist, und diese Erwägung
allein schon bürgt dafür, daß unser väterlicher König die Intrade hochherzig zurückzuweisen geruhen
werde, welche der Fiscns von der Thorheit und Spiclsucht der ärmcrn Klassen insbesondere bezicht.

Euer Majestät lrcugchorsamste Stände erkennen jcooch auch hier, daß eine gänzliche Besei¬
tigung des Uebels nur dann statt haben kann, wenn auch in allen Bnndesstaaten diese Institute
aufgehoben werden, und daher wagen sie zu hoffe», daß wie bei den Spielbanken, so auch hier der
hohe Einfluß Euer Majestät auf die Beschlüsse des deutschenBundes ein gleich glücklichesResultat
für Deutschland herbeiführen werde.

Bis dahin, daß dieses Ziel erreicht sein wird, kann das einstweilige Fortbestehen der Lotterie
nur dann weniger verderblich für die ärmeren und mittleren Klassen werden, wenn ihnen der Zu¬
tritt dadurch fast unmöglich gemacht würde, daß die von den Ständen des L. RheinischenLandtags
bereits allerunterthänigst beantragten Modifikationen für die Staats-Lotterie in Kraft treten.

Darum wagen die treugehorsamsten Stände im festen Vertrauen auf Euer Majestät landes¬
väterliche Fürsorge die unterthämge Bitte auszusprcchen, daß Allerhöchstdicseldengeruhen wollen:
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„die baldigste Aufhebung der Staats-Lotterie Allergnädigst anzuordnen, so wie die
„AllerhöchsteVermittelung bei dem hohen deutschenBunde zur Aufhebung der Lotterien
„in allen deutschenVundesstaaten Allergnädigst eintreten zu lassen, bis dahin aber, daß
„diese segensreicheMaaßregel erwirtt sein wird, für die Staats «Lotterie, um sie den
„unbemittelten Klassen unzugänglich zu machen, Allergnädigst befehlen zu wollen:

1) baß künftighin die Staats-Lotterie auf eine Klasse beschränkt werde.
2) Daß keine Unterabtheilungen der Loose gestattet, vielmehr nur ganze Loose genommen

werden dürfen.
3) Das Collcctiren durchaus verboten und das Haussircn mit Lotterie-Loosen schwer verpönt,

und daß nur in der Hauptstadt eines jeden Negierungs-Bezirks ein Lotterie-Comptoir
geduldet werde, von dem die Vermögenderen ihre Loose beziehen können.

In tiefster Ehrfurcht ersterben lc. ic.
Coblenz, den 31. März 1845-

Allerdurchlauchtigster König ?c. se.

-Sei den zum achten Rheinischen Provinzial-Landtage versammelten treugehorsamsten Ständen sind z,«»»«
fünf verschiedenePetitionen, unterstützt von einer sehr großen Anzahl angesehener Bürger aus »tiTteucr.«»»-
Elberfeld, Barmen, Bonn, Langenberg, Velbert, Natinge'n und Mcttmann ein« "»«e b« >>«
gegangen, welche zum Theil auf gänzliche Erlassung resp. Ermäßigung der Vraumalzsteuer, theils
auf Erweiterung der Vefugniß den steuerfreien Haustrunk auf gewöhnlichen Kochkesseln zu berei¬
ten und auf Aufhebung der lästige» Controll'Maßregcln, welche den Gewerbtreibcnden bei der neuern
Art gutes Bier zu bereiten im Wege stehen, antragen.

Eurer Majestät trcugchorsamstenStände erkennen gerne an, daß es wünschenswerth erscheint,
durch den Genuß eines guten und wohlfeilen Bieres den Genuß des Brandtweintrinkcns ersetzt zu
sehen, glauben jedoch, daß sie Anstand nehmen müssen, das Gesuch auf gänzliche Erlassung der
Braumalzsteuer zu befürworten, und stellen es daher dem Ermessen Eurer Majestät allerunter«
thänigst anheim, in wie fern eine Ermäßigung der Braumalzsteuer zulässig erscheine.

Das Gesetz vom 8. Februar 1819 bestimmtim 8 21: „Die Verfertigung eines Haustrunkes
„in gewöhnlichenKochkesseln ist von der Steuerentrichtung ganz frei, wenn die Zubereitung allein
„zum eigenen Bedarf, in Familien von nicht mehr als 10 Personen über 14 Jahren geschieht."

Man bedient sich in der Nhcinprovinz fast einzig größerer eingemauerter Kessel zur Vereit¬
ung des Obstkrautes und zum Brühen des Vieh-Futters und es können auch nur diese Art Kessel
in vorerwähntem Z des Gesetzes verstanden worden sein; dennoch hat die Steuerbehörde stets An¬
stand genommen, die Bereitung des steuerfreien Haustrunkes in derartigen Kesseln zu gestatten,
woher es denn auch wahrscheinlichkommenmag, daß während im Jahre 1839 im ganzen Staate
82,689 Zentner Vraumalz verarbeitet wurden und deren auf die Provinz Brandenburg 25,238;
Oftpreußen 24,707; Westpreußen 319, auf Nhciuland deren nur 3 gekommen sind. Die Nhcinpro¬
vinz hat dennochvon den im sechsjährigenDurchschnitt 1833-1838 versteuerten211,847,790Pfund
Braumalz deren allein 32,865,360 Pfund verbraucht, während die Provinz Preußen nur 29,706,600
Pfund, und Brandenburg 46,502,060 Pfund verbraucht haben.

Der äußerst auffallende Unterschiedin dem zum Haustrunk frei gelassenenBraumalz-Quan-
tum scheint daher in einer mildern oder strengern Behandlung von Seiten der Steueraufsichts«
Beamten zu suchen zu sein, und begründet den Antrag um so viel mehr, als durch diese erweiterte
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Befugniß der Genuß eines guten Bieres mehr verbreitet und der Vranbtwein verdrängt werden
wird.

Wenn ferner viele Brauer darüber Beschwerde führen, daß sie durch eine Maßregel beein¬
trächtigt werden, indem ihnen ferner die Abends kalt einzuteigenden Bettiche unter Verschluß gelegt
werden, so lann dies gar nicht in der so wohlmeinenden Absicht Eurer Majestät gelegen haben,
indem zu allgemein bekannt ist, wie sehr Euer Majestät, ja sogar aus Vorschüssen der General»
Staats-Casse huldvollstgeneigt sind, Einrichtungen zu unterstützen, in denen sogenanntes Baierisches
Bier bereitet wird.

Bei der neuern Art zu brauen hängt indessender günstige Erfolg größtentheils von der ge<
nauen Beobachtung einer gewissenniedern Temvaratur ab; dadurch aber, daß die Bettiche Abends
von den Steuerbeamtcn verschlossen werden, ist der Brauer außer Stand« seinem Gute die gehörige
Aufmerksamkeitzu schenken und die Maische ist oft schon Morgens, wenn der Beamte erscheint,
um den Verschluß abzunehmen, in wilde Gährung übergegangen und somit verdorben.

Das Verschließender Bettiche ist daher bei der Baierischen Nraumethode gar nicht anwend«
bar/ indem mit dem bloscn Einteigen nicht alles geschehen ist, vielmehr das Schroot alsdann ganz
sorgfältig bearbeitet werden muß, ein Verfahren, welches mehr oder minder Zeit wegnimmt, und
nicht durch Anbringung eines Nührscheites, welches Ein Hohes Finanz-Ministerium empfiehlt, ersetzt
werden kann.

Wenn daher der Braner nicht wieder in seinen alten Schlendrian zurückfallen, und sich der
Vortheile erfreuen soll, welche die Baierische Vraumcthobe mit sich bringt, indem es nicht allein
der Geschmack, sondern auch die bessere Haltbarkeit ist, welche dem Baierischen Bier den Vorzug
geben und soll durch besseres Bier dem Ueberhandnehmen des Brandtwein-Vcrbrauches entgegen
gewirkt werden, so glauben die treugehorsamsten Stände, daß die allerunterthänigste Bitte aus
vorerwähnten Gründen gerechtfertigt erscheine, Euer Majestät wollen zu befehlen geruhen:

1) daß fernerhin du' Abends lalt einzuteig enden Bettiche nicht mehr unterNer-
schluß gelegt werden mögten;

2) daß die Bereitung des steuerfreien Haustrunkes in größeren eingemauerten
Kesseln, deren man sich in den Nhein-Landen gewöhnlich zu andern ökonomischen
Zwecken bedient, laut dem Gesetz vom 8. Februar 1819 gestattet werde, und stellen es
schließlich Eurer Majestät ehrfurchtsvoll anheim, in wie fern eine Ermäßigung der Brau»
malzsteuer zulässig erscheine.

Wir ersterben ;c. lc.

Coblenz, den 2. April 1845.

Allerdurchlauchtigster König ic. :c.

»,. N,t!,n«nd Euer Königlichen Majestät treugehorsamsten Ständen ist der Noth-Stand in dem sich augenblicklich
""«"«'""das Berg- und Hütten-Wesen im Kreise Schleiden befindet, auf eine so ausführliche und in

'«'««<" seinen Wirkungen, für die ärmere Klasse der Bewohner, so betrübenden Folgerung geschildertwor-
Dchlti»«». he,,, h<,ß sie die deßhalb eingereichten Anträge zum Gegenstande einer ernsten Berathung nehmen

zu müssen geglaubt haben.
Durch die Masse des eingeführten ausländischen Metalles und durch die dadurch unter die

inländischen Produttions-Kosten gesunkenen Preise, stockt im gedachten Kreise der Absah und mithin
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der Berg» und Hütten «Betrieb, der einzigen Crwerbungs-Quelle, der bedeutenden Masse arbeits¬
fähiger und arbeitswilliger ärmeren Bewohner, dieser sonst so unwirthlichen Gegend.

Die Besitzerder Gruben und Hütten bitten um Erlassung der Steuern und um andere den
Betrieb begünstigendevorsorgliche Einrichtungen/die sie in den Stand setzen dürften, die Concur-
renz mit den Preisen des vom Auslande eingeführten Metalles, in so weit bestehen zu können, daß
die Werke minder belegt, in stärkern Angriff genommen und dadurch den Arbeitern die Gelegenheit
zum Erwerb der nothwendigsten Bedürfnisse gegeben werden.

Wenn auch der in raschern Betrieb genommene Ausbau der Loosbeim-Schleidener
Straße der dankbarsten Erwähnung verdient und augenblicklich eine Erwerbungs-Quelle für die
ärmeren Bewohner bildet, so ist derselbe doch nur als vorübergehend anzusehen und genügt nicht
für die Masse der unbeschäftigtenArbeiter.

Es wird darauf hingewiesen, daß nach den Bestimmungen des Gesetzesvom 21. April 1810,
AbschnittII., H,rt. 33 bis 39, so wie nach der ministeriellen Instruktion vom 3. August 1810,
§ XII, I»n8>t. 2, die Abgaben vom Bergbau in folgende Categorien zerfallen.

») In eine sire Steuer,
l») In eine proportionelle Steuer, die jedoch 5 "/<, des reinen Ertrags nicht übersteigen

soll.
«) In ein Zehntel, als Zuschlag auf die zu erhebende proportionelle Steuer.

Die beiden ersten Steuer-Gattungen sollen einen eigenen Fonds bilden, über den eine beson¬
dere Rechnung geführt wird, und der zu den Ausgaben der Bcrgwcrks.Vcrwaltung, zu denen von
Schürf-Vcrsuchcn, Eröffnung und in Bctricbsctzung, Steuer und Wiederaufnahme alter Bergwerke
Verwendet werden soll.

Die letztere Steuer-Gattung soll zur Verfügung des Ministers gestellt werden, für Steuer-
Nachlässe solcher Vergwcrkscigenthümer, welche Verluste oder Unglücksfällc erlitten haben.

Es wird deßhalb unterstellt, daß wenn dieser Fonds im Sinne des gedachten Gesetzesver¬
waltet und die sich ergebenen Ucberschüsse zinsbar angelegt worden scie, auch die Mittel vorhanden
sein dürften, dem so gedrücktenund gesunkenen bergmännischenBetriebe, die partielle Hülfe, da
wo es so dringend erforderlich ist, i« bewilligen.

Die gestellten I'eUt» berühren:
I. Nachlaß der Vcrgstcucr für die Eisensteingruben im Kreise Schlciden auf so lange,

bis die dortige dem Untergange nahe Eisenproduktion unter günstigeren Konl'uncturen
wieder einen gedeihlichenFortgang nehmen möchte.

II. Uebernahme vom Staate eines verhältnißinäßigcn Theiles deS Gehaltes der Revier»
Beamten zu Commern.

III. Eine dem Geiste des Gesetzes vom 21. April 1810 entsprechendeVerwendung der erüb¬
rigten und zur allgemeinenStaats-Lasse abgeführten Ucberschüsse der Bergwerks.Steuern
zur Aufhülfe des dortigen Bergbaues und zwar:

») Zu den von der Berg- r«?«p. Polizei-Behörde als nöthig erkannten oder noch vorzu¬
schreibendenKrippwerkcn, Schleusten und Pflanzungen ». am Blcibache, deren Kosten für
die dortigen Werke jetzt durchaus unerschwinglichsein würden.

!,) Zur möglichstenBeschleunigung und Durchführung des sogenannten BcuststollenBehufs
Wasserlösung der vorhandenen zahlreichen Keldenich-Sontenicher Eisen-Gruben
um Aufschließungdes dortigen ausgedehnten Feldes.

Indem die trcugehorsamstenStände diese gestellten Bitten im allgemeinen befürworten, glau¬
ben sie „och in »peeie darauf aufmerksam macheu zu müssen, wie es bittig erscheine, daß der im
Staatsdienst angestellte Revier-Beamte, dem subsidiarisch die Blcibachs.Inspection in polizeilicher

36
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Hinsichtübertragen worden, auch sein Gehalt aus allgemeinen Mitteln bewilligt werden müsse, und
die Besitzer der Pcchwerte am Bleibach nur in so weit dafür einen Beitrag zu liefern hätten, als
er mit dem Maas der desfallsigen Leistungen im richtigen Verhältniß stehe.

Aus diesen Gründen erlauben sich die lrcugehorsamstcn Stände die allerunterthänigste Bitte
zu stellen:

Daß Euer Königliche Majestät geruhen möge zu befehlen, aus den im Sinne des
Gesetzes vom 15, April 1810 durch den Ertrag der firen und proportioncllen Steuer, und
durch den Ertrag des darauf erhobenen Zuschlags, sich gebildeten Ueberschüsscn,in huld¬
reichsterBerücksichtigungdes factisch bestehenden Nothstandes im Kreise Schlei-
den, dem so sehr gesunkenenbergmännischen Betrieb diejenigen Unterstützungen zu
bewilligen, die denselben heben, fördern und im Interesse der allgemeinen Staatswohl»
fahrt zur Concurrcnz, mit denen vom Auslande einzuführendenMetallen, befähigen.

Wir ersterben ic. :c.

Coblcnz, den 14. März 1845.

Allerdurchlauchtigstcr König ?c. ,c.

H,.«cr,.u.Hi<t. Aje Besitzer von Berg- und Hüttrngcwerkcn im Sapnischen Revier wenden sich an den 8. Rheini»
s»«"u/schcn üle'. schen Landtag mittelst einer Darstellung mannichfacher den dortigen Bergbau und Hültenbelrieb
»>cr. uu«b«u hemmender Zuständnisse, und bitten um besfallsige geneigte Befürwortung bei Euer Königlichen

Htller!«»! !«h< Majestät.
ltti»en Nttüßc. ^^ ^ diesem Revier vorherrschende Eisenproduciion leidet auch vorzüglich an dem durch

die bedeutende Einfuhr ausländischer Metalle so sehr gesunkenemPreise, der die inländischen Pro-
duetions-Kostcn nicht mehr deckt und zum bedauerlichen Nachtheil der ärmeren Klasse der Vcwoh»
ner die große Stockung im Betrieb herbeiführte.

Im allgemeinen wird darauf aufmerksam gemacht, wie wünschcnswcrth und nothwendig es
sein dürfte, den gesunkenenbergmänmschcn Betrieb zu heben und zu fördern, denselben von so
manchen drückendenAbgaben und hemmendenBestimmungen zu befreien, und die davon zu erhe¬
benden Steuern, in eine Abgabe des Nein-Ertrags zu verwandeln, in ^ix-oi« wird gebeten, die
in diesem Revier noch bestehendeerccptioncllc Steuer des Wasserlaufzinses zn erlasse», wie ähn¬
liche Abgaben in anderen Revieren durch die Allerhöchste Kabincts-Ordrc des Jahrs 1844 schon
erlassen sind. Ferner die Seitens des Königs Majestät schon im Jahre 1817, als nothwendig er¬
kannte Anlage einer Kunststraßc durch das Hcllcrthal, zur Erleichterung der Communikcuion und
billigern Anfuhr der Producte, möglichstzu beschleunigen, und die dazu erforderlichen Kosten, in
sofern sie durch die vor und nach zu diesem Zweck gesammelten Beiträgen nicht gedeckt werden dürf¬
ten, aus Staatsmitteln zu ergänzen.

Nach reiflicher Prüfung des vorliegenden Gegenstandes nehmen die treugehorsamstcu Stände
Veranlassung. Euer Königliche Majestät allcrunlerthänigst zu bitten:

Im allgemeinen die auf dem Vrutto-Ertrag des Bergbaues ruhende Abgabe, in
Eine vom Nein-Ertrag zu verwandeln, in 8p«eie den im Saynischcn Revier noch be¬
stehendenWasscrlaufzins zu erlassen und zu befehlen, daß die als nothwendig erkannte
Kunststraßedurch das Hellerthal sofort aus den vorhandenen Beiträgen und fehlend,
aus Staatsmitteln in Angriff genommen werden möge.

Wir ersterben ,c. «.
Coblenz, den 14. März 1845.
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NUcrdurchlauchtigstcr König :c. :c.

<)ie Besitzerder Kohlengruben in Essen und Werden wenden sich in einer sehr umfassenden h,. En„.n>.
Vorstellung an den achten Provinzial. Landtag und bitten um nähere und nochmaligeErwägung ^"^"^','
und Befürwortung ihrer Beschwerden. »°« den Lüc».

Das eingereichteGesuch lautet im Allgemeinen dahin, daß die an der rechten Nheinseite der A""^''.
Provinz auf dem Vcrgbaue lastenden Abgaben dahin zu ermäßigen seien, daß sie denjenigen auf Zcchc»,
der linken Nhcinseite gleichstanden.

Euer Königliche Majestät geruhten zwar im Landtags-Abschiede vom 1. November 1841 zu
bestimmen, daß die Regulirung der Bcrgwcrts-Abgabcn mit der Revision des gemeinen Bergrechts
nicht zu verbinde» feie, so wie mittelst Landtags-Abschied vom 30. Dezember 1843 zu erklären,
daß eine rechtlicheBegründung der Gleichstellungder Bergwerks-Abgaben des rechten Theils der
Nheinprovinz mit den gesetzlichen Bestimmungen der Abgaben auf dem linken Nheinufer als unzu¬
lässig zu betrachten sei, indem hier die Abgabe im Sinne des Gesetzes vom 21. April 1810 eine
Steuer, dagegen der Zehnte ein im landesherrlichen Bcrgwcrksregal begriffenes Nutzungsrecht sei
und die ausschließliche gesetzliche Bedingung bilde, uincr welcher ein Privat-Berg-Eigenthum
bewilligt und verliehen werde.

Beidm Erklärungen wurde jedoch am Schlüsse zugesetzt,daß es der landcsvätcrlichcnFürsorge
vorbehalten bleiben solle, die Zulässigkcit einer Ermäßigung künftig in nähere Erwägung zu
nehmen.

Die Bittsteller glauben indessen, in Berücksichtigungder Dringlichkeit des Gegenstandes, für
den Kohlen - Bergbau und unter Anfübrung der Seitens Euer Königlichen Majestät unterm 20.
März 1831 den Gewerken dcS wchphälischen Steinkohlen-Bergbaues, so wie unterm 14. April
1830 den Gewerken von Essen und Werden gegebenen huldreichen Zusichcrungcnnochmalen auf
diesen Gegenstand zurückkommen zu müssen, indem sie zugleichdarauf hinweisen, wie in einem Theil
von Essen und Werden der Zehnte nicht als eine ausschließliche gesetzliche Bedingung, unter
welcher das Privat-Berg-Eigenthum bewilligt und verliehen werde, zu betrachten sein dürfte.

Der Landtag hat demnach geglaubt, diesen Gegenstand nochmalcn in reifliche Erwägung
ziehen zu müssen, und zwar in einem Zeitpunkte, wo die Feststellung eiucs rcvidirtcn Bergwerks.
Gesetzes in so naher Aussicht steht, bei welcher die Bestimmungen der Bergwerks-Abgaben in so
genauem Zusammenhange sich befinden dürften.

Die Kohle, dies so unentbehrlich gewordene Material für alle Klasse» der Unterthanen
und für die Hebung aller gewerklichenInteressen, muß nothwendig dem Eonsumcnten so billig wie
möglich übergeben werden.

Wenn nuu auch die Verminderung der Abgaben und die Aufhebung der noch auf dem
Bergbaue mitunter lastenden drückendenFesseln zunächst den Gewerken zu gut kommt, so steht doch
anderseits mit Bestimmtheit zu gewärtigen, daß bei der Reichhaltigkeit und Fülle dieses Materials
in unseren inländischen Gruben die freiere Bewegung, verbunden mit der Intelligenz und den
nöthigen Gelbtrüftcu, durch die sich denn nothwendig erhöhende und vermehrende Produktion, den
Preis so drücken und feststellen wird, daß die scheinbare spezielleBegünstigung doch in »hren
Wirkungen im Wesentlichennur dem Allgemeinen zu gut kommt.

Nicht minder dürfte die Erhaltung uud fernere Begünstigung der Ausfuhr dieses, in Berück¬
sichtigung des inländischen Consumo, im Ueberfluß vorhandenen Materials, zur Hebung des Berg¬
baues, zu erwägen sein, da die deshalb vorgeschlagenenAnordnungen in England, auf den dies»
scitigen Ausfuhrhandel nach Holland nachtheilig einwirken werden.

36*
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Die Erlassung der auf dem Kohlen-Bergbau lastenden drückendenAbgaben, »» 8p««:« die
Verwandlung des Zehnten vom Brutto-Ertrag in eine Abgabe vom Netto-Erlrage, erscheinen
demnach so berücksichtigungswürdigfür die Hebung des Bergbaues, für die allgemeinen Interessen,
eine für die Beseitigung der stets sich mehrenden Magen der Bewohner einer Provinz, wegen
Mangel an Parität der bergmännischen Belastungen, daß der achte rheinische Landtag es für
Pflicht hält, Euer Königliche Majestät landcsväterliche Fürsorge auf diesen Gegenstand hinzulenken,
und in Erwägung der in der gegenwärtigen Sachlage dieser begründeten und angedeuteten Berück¬
sichtigungenallerunterthänigst die Bitte zu stellen:

„Euer Königliche Majestät möge Allergnädigst geruhen zu befehlen, daß bei der Fest¬
stellung des allgemeinen Bergrechts auch die Berathung über die Verminderung der
Abgabe mit vorgenommen werden möge, ovent»«11 daß der Zehnte, der nun noch auf
dem Brutto-Ertrag der Kohlengewinnung ruhe, in eine Abgabe vom Reinerträge ver¬
wandelt werde, wie auch, daß aus den zu erhebenden Steuern von dem Bergbau und
der Nuhrschifffahrt, dem Ausfuhrhandel der Kohle nach Holland, diejenige erhöhtere
Prämie zu bewilligen sei, die er zur Begegnung der Coneurrenz in den Preisen, im
Auslande bedarf."

Wir ersterben:c. ic.
Coblenz, den 14. März 1845.

Allerdurchlauchtigster König,c. ,c.

h„. «».»p.Auf die von dem siebenten rheinischen Provinzial-Landtage ausgesprocheneBitte, daß es Euer
"'"«-«t«>°'Majestät gefallen möge, die durch die Allerhöchsten Kabinets-Ordres vom 9. April und Ib. August
üi«e»r»ü!und 1842 in den Revieren Brühl und Commern eingeführte Knappschllfts-Ordnung allergnädigst
L°mmer». ^^ Vollzug setzen zu wollen, geruhten Eure Majestät in dem Landtags'Abschiede allergnädigst

zu entscheiden:
„Die Knappschafts«Reglements für die Bleibergwerke im Revier Commern und die
Braunkohlengruben sind auf den Grund eines in allen Bergrevicrcn Unserer Monarchie
anerkannten Bedürfnisses als weitere Ausbildung der Vorschriften des Dekrets vom 3.
Januar 1813 erlassen und durch Unsere Allerhöchste Vollziehung zu Spczialgesetzen
erhoben. Zu den in Form von Spczialgesetzen erlassenen Reglements für einzelne Cor«
porationen bedürfte es aber keineswegs der Anhörung Unserer getreuen Stände «. :c."

Wenn die getreuen Stände in diesen KöniglichenWorten die immer mehr anerkannte landes-
vätcrliche Fürsorge Euer Majestät für jede Klasse Allerhöchsterer Unterthanen verehren, so dürfen
sie nicht weniger vertrauensvoll zu der Gcrechtigkeitslicbe ihres erhabenen Monarchen sich wenden,
wenn sie die Ueberzeugung nicht abzuweisen vermögen, daß dennoch durch das im Allerhöchsten
Landtags-Abschiede bestätigte Reglement mannichfacheInteressen von Staatsbürgern beeinträchtigt
werden, und daß Unvereinbarlichkeitcn mit der hier geltenden Gesetzgebung und mit den örtlichen
Verhältnissen hervortreten und störend der AllerhöchstenAbsicht entgegen wirken.

Gestatten Euer Majestät demnach huldreichst, daß den auf dem vorigen Landtage sowohl in
der Adresse, als in der derselben beigelegten Denkschriftangeführten Gründen diejenigen neuen hier
ehrfurchtsvoll beigefügt werden, welche aus der Fassung des Landtags»Abschiedes sich darbiete«.

Derselbe bezeichnet die Knappschafts-Ordnung als eine weitere Ausbildung des kaiserlichen
Dekrets vom 3. Januar 1813 und weis't darauf hin, daß bei AllerhöchstenVollziehungen von
Spczialgesetzenfür eine Corporation die Mitwirkung der Stände nicht erforderlich sei.
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So unverkennbar wohlwollend und vorsorgend das erwähnte französische Dekret auch für die
Bergleute ist, so beschränkt sich dessen ganzer Inhalt in dieser Beziehung doch nur auf die Vervoll¬
ständigung der in dem Dekrete vom 20. April 18l0 erlassenen Vorschriften, durch Bestimmungen
zur Verhütung von Unglücksfällen, durch Maßregeln, welche bei eingetretenen Unglücksfällenerfol'
gen sollen, und geht überhaupt nicht über die gesundheitspolizeilicheFürsorge für die Bergleute hinaus.

Die getreuen Stände haben sich erlaubt, bei der Beantragung auf dem vorigen Landtage
ausführlich hervorzuheben, daß das Knappschafts- Reglement dagegen ein ganz neues Institut zu
einem anderen Zwecke, zur Unterstützung der Arbeiter und ihrer Familien, einfühlt; daß es zu
dem Ende eine neue Abgabe den Besitzern auferlegt, wobei die Grundlage der bisher gesetzlich
bestandenenBesteuerung nach dem Neinertrage verlassen und jene nach den Reinerträgen angenom«
mcn wird, welche bei den ungleichen Gewinnungskosten im umgekehrten Verhältnisse mit den Nein»
ertragen stehen können; daß es überdies den Grubenbesitzern und ihren Arbeitern einen bisher
unbekannten persönlichen Zwang, in eine Innung eintreten zu müssen, auflegt, deren Kosten sie
tragen, deren Verwaltung aber von der Bergbehörde ausgeübt wird; daß es mithin ganz die
Grundlage der bisherigen Gesetzgebung über das Bergwesen verläßt und ohne Vorwissen der
Vetheiligtcn erfolgte, obwohl ihre Zuziehung selbst zur Vertheilung der gesetzlich bestehenden Berg«
werks-Abgaben nach dem Dekrete vom 16. Mai 1811 und der AllerhöchstenKabinets-Ordre vom
30. August 1820 angeordnet ist.

Die getreuen Stände erlauben sich dermalen noch allerunterthänigst hinzuzufügen, daß das
Knappschafts-Reglement nach allem diesem weit über den dabei beabsichtigtenZweck hinaus wirkt;
daß es die Gruben überdies mit einer neuen Abgabe belastet, die höher als jede der sonst gesetzlich
bestehendenist; in einzelnen Fällen fast das Doppelte der bisherigen Bergwerks-Abgaben beträgt,
und daß ihrer Ansicht auch die Thatsache zur Seite steht, daß, als in Frankreich auf den Stein«
kohlengruben in Folge schwerer Unglücke ein derartiger Verein zur Unterstützungder Arbeiter und
ihrer Familien nöthig erachtet wurde, der Gesetzgeberdes Dekrets vom 3. Januar 1813 selbst sich
nicht auf dieses bezog, sondern ein neues Gesetz erforderlich hielt und dasselbe unter dem 20. Mai
1813 für das Departement der Ourthe erließ.

Die trcugchorsamstcn Stände erlauben sich Euer Majestät ehrfurchtsvoll vorzustellen, daß die
Bergwerksbesitzernach dem Gesetze vom 20. April 1810 weder unter sich noch mit ihren Arbeitern
eine Corporation bilden. Ihr Besitz ist bisher unter der bergpolizeilichenAufsicht so frei, wie jeder
eines andern Gewcrkcs gewesen. Sie erhalten durch die Concessionblos ein ausschließlichesRecht
des Bergwerksbetriebs auf der concedirten Fläche in ähnlicher Art wie bei vielen andern Anlagen.

Die Arbeiter sind ihrerseits vollkommenfrei und durch Nichts an eine Grube oder an einen
Besitzer gebunden.

Durch die Einführung der Knappschafts-Ordnung würde vielmehr erst der Grund zu einer
corporativen Verbindung durch ein gemeinsames Statut und eine gemeinsameKasse gelegt werden.

Wenn die getreuen Stände die wesentlichstenGründe gegen die in dem Allerhöchsten Land¬
tags-Abschiede enthaltene Motive zur Erlassung dieser Verordnung in Vorstehendem zu entwickeln
ehrfurchtsvoll sich erlaubt haben, so erkennen sie mit tiefgefühltem Danke die im Landtags-Abschiede
Allcrgnädigst ertheilte Zusage, daß bei der künftigen Abfassung von dergleichenReglements die
Grubenbesitzerzur Berathung gezogen werden sollen, und es unterliegt wohl keinem Zweifel, daß
wenn dergleichenVereine wirklich wohlthätig einwirken sollen, sie auf die allgemein anerkannten
Bedürfnisse, wie sie aus den örtlichen Verhältnissen hervorgehen, gegründet sein, und daß sie aus
der Ueberzeugung von der Zweckmäßigkeit,aus der Uebereinstimmungund Einwilligung des Bethei¬
ligten hervorgehen müssen, wie ja auch andere Vereine zu gemeinnützigenZweckennur auf diesem
Boden gedeihen können.
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Da die treugehorsamsten Stände die in Frage stehende Knappschafts«Ordnung mit diesem
Prinzip nicht in Uebereinstimmungfinden können, so treten sie vertrauensvoll vor den Thron mit
der erneuerten allerunterthänigstcn Bitte, daß es Euer Majestät gefallen möge, in laudcsvälcrlicher
Huld Allergnädigst zu befehlen:

„daß die Knappschafts° Ordnung für die Reviere Brühl und Commern nach Anhö-
rung der Vetheiligtcn einer Revision unterworfen, diese revidirte Ordnung einer spätern
Stände-Versammlung zur Berathung vorgelegt und bis dahin für jene beide Reviere
die erlassene Knappschafts-Ordnung außer Vollzug gesetzt, beziehungsweise nicht in
Wirksamkeit gebracht werde."

Wir ersterben :c. ic.

Cob lenz, den 2. April 1845.

Allerdurchlauchtigster König :c. :c.

«5. «cchtipsic.Allere Majestät haben zwar auf den allcrunterthänigsten Antrag des siebenten RheinischenProvin,
,c ,m »or!,«>. zial- Landtages wegen Einführung des öffentlichenund mündlichen Civil- und Eriminal-Verfahrcns
»cl Ncqicrm,.,«. im Ostrhciiüschcn Theile des Regierungsbezirks Coblen z, in dem Allergnädigstcn Landtags-Ab-
»e,irl« C«bleni. ^^.^^ auszusprechen geruhet, daß die Erledigung dieses Gegenstands von dem Resultate einer

angeordneten ministeriellen Prüfung abhänge.
Der auf Befehl Eucrer Majestät der zum achten Landtage versammelten trcugeborsamstcn

Ständen zur Prüfung vorgelegte Eutwurf einer Verordnung, wegen Einführung kürzerer Verjäh¬
rungsfristen, durch welche jener OstrhcinischeTheil der Nhcinprovinz allein berührt wird, hat jedoch
dem Abgeordneten der Städte des letzteren Veranlassung gegeben, mit der Schilderung des mangel¬
haften und verschiedenartigenRcchtszustandes in dem besagtenGcbietsthcile, den Antrag auf einzelne
weitere Verbesserungen, nämlich auf Abschaffungder verzögerlichcn Prozcßfristcn und Feststellung
des Hypothckcnwesenszu verbinden.

Was den ersten Gegenstand, die dilatorischen Fristen betrifft, welche in allen Instanzen des
gewöhnlichen Verfahrens stattfinden, so ist es klar, daß solche zur großen Verschleppungdieses Ver¬
fahrens dienen, und eine möglichstrasche Nechtshülfe sich damit nicht verträgt.

Auch der zweite Gegenstand, ein sicheres Hypothclcnwcsen, hat auf den bürgerlichen Verkehr
einen wesentlichen Einfluß. Die Maugclhaftigkeu desselben ist nach der Beschreibung des Antrags-
stellers, wcnigstcnö in einigen OstrhcmischenGerichtsbezirkcnvorhanden, namentlich in der Stadt
Wetzlar, wo die Basi? der Hypotheken, das Eigenthums'Recht, nicht feststeht,uud noch die still¬
schweigendenund nicht eingetragenen gesetzlichen, so wie die General-Hvpoihckrn gültig sind.

Aus diesen Umständen und der übrigen großen Ungleichartigkeitder Instizgesetzcin dem Ost-
rheinischen Theile des Regiernngsbczirks Coblenz haben die treugehorsamsten Stände das drin¬
gende Bedürfniß einer allgemein verbessertenCivil- und Prozeß-Gesetzgebungfür diesen Gebietotheil
erkannt, und erlauben sich daher, an Eucre Majestät die alleruntcrthänigste Bitte zu richten:

1) Dem mehrbezeichnetcnGebietstheile das, ihn der Provinz näher anschließendeRheinische
Civil-Gesetzbuch und Prozeßverfahren gewähren, — bis zu dem Zeitpunkt, wo dessen
Einführung geschehen kann, jedoch —

2) Allergnädigst verordnen zu wollen, daß an die Stelle der, in diesem ganzen Gebietstheile
bisher üblichen verzögerlichen Fristen, i>>8„ .jur« zerstörliche überall in Processen treten
sollten, und dann eine neue sichere Hypotheken-Ordnung, nach Analogie der Königlich
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Preußischen, mit Rücksicht auf den vorherrschendenParzellar-Grundbesitz, und im Einklänge
mit dem Grundcatastcr, in den Gerichtsbezirkcneinzuführen sei.

Wir ersterben :c. :c.

Cob lenz, den 6. März 1845.

AUerdurchlauchtigster König ic. ic.

^in Mitglied der unterzeichneten zum achten Provinziell, Landtage versammelten treugchorsamstcne«. lüeüu«««.
Stände der Rheinprovinz hat den Antrag gestellt: „"33e,wn'

Euer Majestät allerunterthänigst zu bitten, den bisherigen Thcilungs»Proceß für «e», de> «eiche»
freiwillige Theilungen, wobei bevormundete Personen concurriren, im Bezirke des rhei- ^"»^'sm"
Nischen Appellations-Gerichtshofes zu Köln Allergnädigst aufzubeben und statt dessen z»
verordne», daß freiwillige Theilungen der gedachten Art künftighin unter einfacher Au»
torisalion des Familienraths ,o«>>. Genehmigung des Landgerichts blos notariell und
ohne sonstige Förmlichkeitenvollzogen werden könnten.

Wir haben diesen das materielle Wohl und das häusliche Glück zahlreicher Familien unmit«
tclbar berührenden Antrag und die zu dessen Begründung aufgestellten Motive einer sorgfältigen
Prüfung pflichtschuldigst unterworfen und erlauben uns das Ergebniß dieser unserer Prüfung Euer
Majestät in gedrängter Kürze unterthänigst vorzutragen.

Die Procedur, welche bei der Concurrcnz von Minderjährigen oder sonstigen bevormundeten
Personen »ach dem rheinischen Recht bisher stets beobachtetwerden muß, ergibt sich aus den in den
Artikeln 815 — 842 des Civil-Gcsetzbuchsund den Artikeln 953-985 der Civil-Prozeß. Ordnung
über das Theilungs-Verfahren »nd insbesondere über den Verkauf von Immobilien gegebenenVor¬
schriften, und ist anerkanntermaßen mit großen Kosten und Zeitaufwand verbunden. Die in der
Rhcinprovinz fast allgemeine Zerstückelungdes Grundcigentbums hat in Verbindung mit jenen kost«
spieligen und langwierigen Formen des Verfahrens gar häufig die bedauerlicheFolge, daß die ge<
richtlichcTheilung, zum Nachtheile von Wittwen und Waisen, den bei weitem größten Theil der
Masse verschlingt. Es darf daher nicht befremden, daß die Interessenten das Gesetz und seine Härte
auf alle Weise zu umgehen bemüht sind, und daß auch selbst die Praris der Gerichte, in so weit es
irgend thunlich, diesen Bestrebungen der Interessenten nicht entgegen zu treten sucht. So gelten die
Bestimmungen der Artikel 457 und folgende des Civil-Gesetzbuchs eigentlich nur für die Veräuße¬
rungen von Immobilien, welche Minderjährigen allein gehören; da indeß die hier festgesetzten For¬
men (Familienratbsbcschluß und Homologationsurthcil des Landgerichts in der Rathskammer), weit
leichter und mit ungleich geringeren Kosten zu beobachtensind, und beantragt die Vormundschaft den
Verkauf im Einverständnisse mit den großjährige» Interessenten und die Landgerichtepflegen dann
auch, obgleiches streng rechtlich nicht haltbar sein dürfte, die betreffenden Familienrathsgutachten
zu bestätigen. Selbst in ^u<li<:»uc!<, ist für die Gültigkeit eines solchen Verfahrens vielfach entschie¬
den worden.

Die Abänderungen, welche die Gesetzgebungin dieser so tief in das bürgerliche Leben und
das Wohl der Familien eingreifenden Materie bisher hat eintreten lassen und welche die Rhein-
Provinz mit Dank angenommen hat, sind nur unbedeutend und reduziren sich im Wesentlichenauf
Abschaffungder präparatorischcn Versteigerungen und auf Kosten - Ersparungen bei den Verkündi¬
gungen.
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°s. die Allerhöchsten Cabinets-Ordres vom 4. Juli 1834, vom 21. Januar und vom 29.
September 1835.

So gewiß aber der Staat auf der einen Seite das Wohl der Minorennen und sonstigen bevor¬
mundeten Personen im Auge zu behalten hat, und demgemäß, zumal bei den Eigenthümlichkeiten
unseres ganzen Vormundschaftsrechts, die Nothwendigkeit der gerichtlichenMitwirkung bei Thei¬
lungen und da, wo einc. Naturaltheilung unzulässig erscheint, die Nothwendigkeit der öffentlichen
Versteigerung sl,!°i«,»tion) fortwährend zu behaupten sein dürfte, eben so unbestreitbar stellt es sich,
nach unserm unterthänigsten Dafürhalten, auf der andern Seite als eine dringende Anforderung dar,
daß Formalitäten, welchenicht unbedingt als nothwendig geboten werden, und deren Nachtheile für
den Verkehr und für die Familien offen daliegen, ausgeschiedenwerden. Zu solchenFormalitäten
gehören, unseres Erachtens, auch insbesondere die Begutachtung der Theilbarkeit oder Untheilbarleil
der Immobilien und die oft so kostbare Abschätzungderselben. Die erstere dürfte ohne Gefahr in
das Ermessen der Gerichte zu stellen sein; denn in gar vielen Fällen ist die Untheilbarleil sonnen¬
klar und dennoch muß nach den Gesetzenstets das Gutachten verordnet werden. Die Abschätzung,
welche bei Gütern, die allein Minderjährigen gehören, zufolge der Allerhöchsten Eabinets-Ordrc vom
4. Juli 1834 nicht mehr unumgänglich nothwendig ist, erscheintvollends als eine ganz unnützeFor¬
malität ; denn die Minderjährigen können, wenn es zur I^i«it»tiun kommt, den Verkauf, selbst unter
der Tare, wozu es nicht einmal einer neuen Autorisation des Gerichts bedarf, durch nichts ver¬
hindern.

Von vorstehend entwickelterAnsicht ausgehend, und in Anerkennung der mit der bisherigen
Theilungs-Procedur verbundenen zahlreichen Nachtheile und Uebclstände, sind wir einstimmigder
Meinung, daß bei vorkommendenTheilungen, unter Beseitigung aller sonstigen bisherigen Förm¬
lichkeiten, das Interesse der bevormundeten Personen bei einer Concurrenz mit Großjährigen hin¬
länglich gewahrt sei:

wenn das die Theilung treffende Ucbereinlommen der Vormundschaft re»i». des Fami-
lienraths mit den betheiligtcn Großjährigen dem einschlägigen Landgericht zur Prüfung
eingereicht würde, und wenn letzteres durch bestätigenden Nathskammcrbcschluß die Na-
turaltheilung oder den öffentlichen Verkauf verordnete und hiermit so wie gleichzeitigmit
der definitiven Auseinandersetzung, welche sodann wieder durch einen einfachen Naths-
tammcrbeschlußzu homologircn wäre, einen von den Partheien bezeichneteneventualiter
«x oküeio ernannten Notar beauftragte. Entstünden Contcstationen vor dem Notar, und
hätte dieser die Partheicn vor das Landgericht zu verweisen, wo die Sache, ohne daß es
einer Vorladung bedürfte, (ähnlich den Einsprüchen im Subhastations-Verfahren), in
öffentlicher Sitzung verhandelt und entschieden würde.

Wir richten demnächstan Euer Majestät die allcrunterthänigste Vittte:
daß es Allcrhöchstdcnselbcngefallen wolle, im Bezirke des rheinischenAppellations-Ge¬
richts. Hofes zu Köln den bisherigen Theilungs-Prozeß für freiwillige Theilungen,
bei denen bevormundete Personen concurriren, Allergnädigst aufzuheben und ein den
vorstehenden Andeutungen entsprechendesGesetz hochgcneigtest an die Stelle zu setzen.

Wir ersterben lc. :c.
Coolen z, den 18. März 1845.
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AUcrdurchlauchtigster König ,c. ,e.

^)ie ehrfurchtsvoll unterzeichnetenzum achtcu Provinzial-i.'andtagcversammelten getreuen Stände b?. DicGeftyc
der Nheinprovinz nahen dem erhabenen Throne Euer Majestät mit der allerunterthänigsten Bitte. 7^/^'^
die Gesetze vom 29. März 1844 betreffend das gerichtlicheund Disciplin« -Strafverfahren gegen d„« »er><>!!iiche
Beamteund das bei Pensionirungcn der Beamten zn beobachtendeVerfahren, welche Gesetze, nach^^""^
unserer innersten Ueberzeugung, bezüglichunserer Provinz durch kein entsprechendesBedürfniß her- «e,c» «lamic.
vorgerufen wurden und welche, obgleich das Personen- und Eigcnthumsrccht sehr wesentlich tangi-
rcnd, weder den rheinischen Gerichtsbehörden noch den rheinischen Provinzialständenvor ihrer
Publicationzur Begutachtung vorgelegt worden sind, für die Nheinprovinz allergnädigst zurückzuneh¬
men, für den Fall aber, daß Euer Majestätdiesem allerunterthänigsten Wunsche der Provinz und
der getreuen Stände zu willfahrenSich nicht bewogen finden möchten, im Interesseder in Preußen
stets hochgehaltenenUnabhängigkeit des Nichtcramtes und der Rechtspflege, aus den in dem gehor¬
samst angebogenen Bericht unseres ersten Ausschusses näher entwickelten Gründen, dahin allergnä¬
digst zu modificircn:

daß die im erstgcdachtenGesetze Z 41 Hinsichts der Friedensrichter gemachte Ausnahme
wegfalle,daß das im L 43 i!>i<!«u enthaltene Wort „Ordnungsstrafe"in das Wort
„Disciplinen-Strafe" verwandelt und daß die im Z 20 willen» enthalteneBestimmung,
nach welcher der Richter willkürlichvcrsctzbar ist, so wie auch die in dem zwcitgcdachtcn
Gesetz enthaltene Bestimmung,wonach eine unfreiwillige Pcnsionirung der Richter, auch
außer dem Falle einer physischen oder geistigen Dicnstunfähigkcit, für zulässig erachtet
wird, aufgehoben werde.

Wir ersterben ?c. :c.
Cob lenz, den 2L. März 1845.

Relation
über verschiedene Anträge aut Aufhebung ro^. Abänderung der das gerichtliche
und Wiscivlinar Itrafuerlahren gegen Deamle und das bei Pensionirungen des De-

«unten zu beobachtende Verfahren betretenden Gesetze vom 29. März l844.
Vom ersten Ausschuß.

Meine Herren!

Die Petitionenvieler Bürger der Stände Cöln, Aachen, Elberfeld, Trier, Coblenz
und Dülken, welche von den betreffenden Abgeordneten Camp Hausen, Hansemann, v. d.
Heydt, von Haw, Dietz und Preyer zu den ihrigen gemachtworden sind und deren wesent¬
licher Zweck Aufhcbuug ''o«i>. Abänderung der unterm 29. März 1844 erlassenenGesetze,

1) in Betreff des gerichtlichen und Disciplinar-Etrafverfahrcnsgegen Beamte und
2) des bei Pensionirungender Beamten zu beobachtendenVerfahrens ist, wurden dem 1.

Ausschuß zur Prüfung und demnächstigcnAufstellungder geeigneten Vorschläge übergeben,
welcher Auflage derselbe hierdurch uachzukommcn sich beehrt.

37
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Im Allgemeinen findet sich zu bemerken, daß die gedachten beiden Gesetze, da sie offenbar >
das Personen- und Eigcnthumsrecht sehr wesentlichtangiren, in Folge des Gesetzes vom ü. Juni
1823 den Provinzial« Ständen vor ihrer Publikation zur Begutachtung hätten vorgelegt werden
uMen, und daß demnach, da solches nicht geschehen, eine Bitte an Sc. Majestät den König auf
Aufhebung der ohne verfassungsmäßigenBeiraih der Stände erbetenen beiden Gesetze völlig gerecht-
lertigt erscheint.

Was sodann insbesondere
1) das Gesetz vom 29. März l844 in Betreff des gerichtlichen und Disciplinar-Strafverfahrenö

gegen Beamte anbelangt, so ist hier zunächst zu unterscheide»zwischen dem formellenRecht
i. o. dem Verfahren und dem materielle» Recht i. °. den Slrafbestimmungen. In Bezug
auf ersteres, das Diocivlinar-Strafverfahrcn ncmlich, sind die in der Rheinprovinz (im
Bezirk oes Appcllationshofcs) bisher gültig gewesenen und angewendeten gesetzlichen Be«
stimmungen nach 5 41 und § 43 des gedachten Gesetzes in Betreff der Richter (mit
Ausnahme jedoch der Friedensrichter) ausdrücklichbeibehalten worden. Diese Bestimmun-
neu finden sich in den Art. 78-84 des organischenSenatus-Lonsults vom 16. Thermidor
^. X und den Art. 48-59 des Dekrets vom 20. April 1810. Der Cassationshof er¬
kennt hiernach allein die Amtsentsetzung und die übrigen geringern Disciplinar-Slrafen,
bestehend in Verweis, Verwarnung und Amts-Suspension werden von den Collegicn selbst
unter Vorbehalt der Bestätigung des Appellations-Gerichtshofcs re«P. des Iustizministers
ausgesprochen. Den Präsidenten steht nur ein Erinnerungsrecht zu. Die ungestörte Bei¬
behaltung dieses Verfahrens, wogegen sich Seitens der rheinischen Gerichtsbehörden nie
Klanen erhoben haben, erscheintfür die Nhcinprovinz als wünschenswert, und würde dem-
nach nach der Meinung des Ausschusses, in dieser Beziehung an Sr. Majestät nur die
Bitte zu stellen sein, die obengedachte, Hinsichts der Friedensrichter, gemachteAusnahme,
für welche es an jedem ersichtlichenRechtogrunde fehlt, aufzuheben und dadurch die bis.
herige Gleichförmigkeitdes Verfahrens in Bezug auf alle richterlicheBeamte, wieder her.
zustellen.

Bezüglichdes materiellen Disciplinar-StrafverfahrenS sind zwar ,m vorerwähnten 8
43 Hinsichts der Ordnungsstrafen (die Disciplinar-Strafen zerfallen ncmlichin Ordnungs¬
strafen, in Warnungen, Verweise, Geldbußen, und in Amtsentsctzung) ebenfalls die bis.
herigen RheinischenGesetze beibehalten, in Bezug auf die Amtsentsctzung aber hat, da
hier keine Ausnahme gemacht ist, das neue Gesetz auch in der Nhcinprovinz Gültigkeit er«
langt. Der hieraus entspringende wesentlicheUnterschiedbestehtdarin, daß das bisherige
Rheinische Recht bei der Amtsentsetzungdurchaus keine Unterabtheilung kannte, das neue
Gesetz hingegen, eine solche Unterabthcilung dadurch feststellt, daß nach z 17 die Entfer¬
nung aus dem Amte bestehen kann:

1. in gänzlicher Entlassung aus dem Dienste,
2. in Degradation und
3. in Strafversetzung.

Die Degradation (sind bisher nur beim Militair bekannt) ist aber eine nach rheini¬
scher Denkweise mit den richterlichen Funktionen durchaus unverträgliche Strafe. Dies
steht ohne weitere Deduction fest und Sr. Majestät der König würde daher zu bitten sein,
das materielle rheinische Disciplinar-Strafverfahrcn nicht nur wie geschehen, in Bezug auf
die aeaen Nichter zu erkennenden Ordnungsstrafen, sondern auch insbesondere und vor
allem in Bezug auf die Amteculsrtzung der Nichter aufrecht zu erhalten, zu dem Ende
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aber — was genügen würde — das im z 43 des fraglichen Gesetzes enthaltene Wort
„Ordnungsstrafe" in das Wort „Disciplinar-Strafen" zu verwandeln.

Soviel von dem formellen und materiellen Discivlinar'Strafvcrfahren. Mit diesem
Strafverfahren in Verbindung gesetzt !-e«i». in das Gesetz eingeschobcn, ist eine Bestim¬
mung, welche zum ersten Mal durch eine förmliche Publication in der Gesetzsammlung als
allgemeingültige Norm aufgestellt worden ist, im Interesse der unabhängige Rechtspflege
aber entschieden zurückgewiesen werden muß. Der Richter lann nemlich nach 3 20 des in
Rede stehenden Gesetzes, welches lautet:

„Strafversetzung ist gleichfalls nur gegen Beamte im unmittelbaren Staatsdienste
anwendbar. Sie besteht in einer unfreiwilligen Versetzung in ein anderes Amt
von gleichem Nangc, mit Verlust entweder eines Theils des mit dem bisherigen
Anne verbundenen etatsmäßigen Einkommens oder des Anspruchs auf Umzugskosten'
oder von beiden zugleich."

„Versetzungen, mit denen ein solcher Nachtheil nicht verbunden ist, sind kein
Gegenstand des Strafverfahrens."

„Als eine Verkürzung im Einkommen ist es nicht anzusehen, wenn durch die
Versetzung die Gelegenheit Nebenämter zu versehen, entzogen wird, oder die
Beziehung der für Dienstunkosten besonders ausgesetzten Einnahmen fortfällt,"
auch lohne alles Strafverfahren beliebig versetzt werden, so lange hiermit kein
Verlust an Nang und Einkommen verbunden ist.

Die Unabsetzbarkeit der Richter (Inamovibililät) stand und steht nach den Französisch,
organischen, wie nach den Preußischen Gesetzen au und für sich unbestritten fest. Eine
nothwendige Conscquenz dieses Princips ist die Ausschließung jeder willkürlichen Versetzung
von einer zu einer anderen, wenn auch gleich dotirtcn Stelle. Gegen diese Möglichkeit
muß dieselbe Sicherheit eristiren, wie gegen die Möglichkeit einer willkürlichen Absetzung,
wenn die persönliche Unabhängigkeit des Richtcrstandes, und somit die Unabhängigkeit der
Rechtspflege selbst gesichert sein sollen. Denn wer ohne alles rechtliche Gehör, durch eine
bloße Verfügung »ersetzbar ist, wird ebenso abhängig, wie der absetzbare Beamte, da die
Furcht eine nach lokalen, Familien« oder sonstigen Verhältnissen wünschenowerthc und lieb¬
gewonnene Stellung zu verlieren, auf die Unabhängigkeit genugsam einwirlcn muß, um
die Person nicht mehr als ganz und gar unabhängig erscheinen z» lassen. Daß die Mög»
lichkcit einer willkürlichen Absetzung das Bewußtsein der Abhängigkeit noch mehr erhöhen
werde, mag richtig sein, allein für das Prinzip der richterlichen Unabhängigkeit ist es schon
entscheidend, wenn jenes Bewußtsein auch nur im geringsten Grade cristirt. Hierzu und
mithin zu einer Verletzung des Fundamcnlal-Grnndsaßes fübrt aber nothwendig die in
Rebe stehende Bestimmung. Welche überwiegende Gründe des allgemeinen Staatsintercsses
könnten dieselbe rechtfertigen und der Wiederherstellung des einmal anerkannten Princips
in seiner Reinheit entgegenstehen ? In einzelnen seltenen Fällen mag die Entfernung eines
Nichters aus dem Collegium, dessen Mitglied er bisher war, wünsch» nswerth sein, mei¬
stens wird derselbe alsdann aber selbst wegen der eingetretenen Unbehaltbarkcit oder
Mißlichkcit seiner Stellung, in eine Versetzung willigen; allein auch entgegengesetzten Falls
lann diese nicht zu beseitigende Inconveuicnz nicht im mindesten in Betracht kommen, ge¬

gen den moralischen Nachtheil, der durch die altcrirte Unabhängigkeit des Nichterstandes
überhaupt nothwendig entsteht und durch die Rücksicht auf einzelne mögliche Fälle der In-
convenienz nicht genugsam ausgeglichen erscheinen wird. Die Wirksamkeit eines Nichters
kann zudem in größeren Collegien, wie sie in der Rhcinvrovinz bestehen, nicht wohl die
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Bedeutung erlangen, daß sie der Staatsregierung in erheblicher Weise binderlich cntge-
gentritt, eventualitcr würde es sich jedenfalls nur rechtfertigen lassen, daß in solchen Ver¬
hältnissen die Versetzungdes Nichters nach angehörtem Collcgium im Wege des förmlichen
Disciplinen--Verfahrens für statthaft erklärt würde.

Für unsere Provinz enthält die angeführte Bestimmung die Entscheidung einer aller¬
dings häusig erhobenen Streitfrage, in dem für die Justiz ungünstigen Sinne, während
in dem jetzigen Frankreich kein Zweifel über die umfassendeBedeutung der garantirten
richterlichenUnabhängigkeitmehr obwaltet.

Der Ausschußist in der Meinung, daß Sr. Majestät der König zu bitten sei, die
im mchrerwähuten 8 20 enthaltene Bestimmung, daß der Nichter willkürlich »ersetzbarsei,
aus den angeführten Gründen anfzuhcbcn.

Was hicrnächst
2) die Verordnung vom 29. März 1844 betreffend das bei Pcnsionirungcn der Beamten zu

beobachtendeVerfahren, anbelangt, so erblickt der Ausschuß in dem hier vorgeschriebenen
ebenfalls in die Nheinprovinz eingeführten Verfahren eine fernere gleich große Gefahr für
die Fortdauer der Unabhängigkeit des Nichlcrstandcs. In der Natur der Sache liegt es,
daß Nichter, welche wegen körperlicher oder geistiger Untüchtigkcitihr Amt nicht mehr ver¬
walten können, auch wider ihren Willen, nach einer in bestimmtensicherndenFormen er¬
folgten Feststellungdes Thatbestandes, zu entlassensind. Das nicht publizirte Pcnsions-
reglcment vom 30. April 1825 enthält hierüber das Nähere. Außerdem bestimmt eine
ebenfalls nicht publizirte Kabincts-Ordre vom 16. August 1326 die Form des Verfahrens
für solche Fälle:

wenn ein Staatsbeamter nicht wegen physischer oder geistiger Untüchtigkeitzur Verwal«
tung seines Amtes, sondernwegen mangelhafter Dienstführung und moralischer Gebrechen
die jedoch den Antrag auf seine Dicnstentsetzungoder Entlassung nach den Gesetzen
nicht begründen, zur Pensionirung in Vorschlag gebracht werden soll.

Im Wesentlichensoll hier verfahren werden, wie bei den auf administrativem Wege erfol¬
genden Dienstentlassungen der Civilbcamten, nach der Kabincts-Ordre vom 21. Februar 1823«
Die letzte, durch die Gesetzsammlungverkündete, Verordnung nimmt aber die richterlichenBeam¬
ten ausdrücklichaus, und so konnte auch auf diese letzteren, die oben allcgirte Kabinets-Ordre vom
26. August 1826, keine Anwendung finden; der richterlicheBeamte demnachbis dahin nur wegen
persönlicher Dienstunfähigkeitpensionirt werden.

Das neueste Gesetz (vom 20. März 1844) geht in seiner Allgemeinheitviel weiter; es gibt
nämlich die Gründe nicht an, welche zur Rechtfertigungder unfreiwilligen Pensionirung vorhanden sein
müssen, es beschränktdieselben daher auf den obigen Fall der phpsischen'oder geistigen Untüchtigkcitkeines-
wegcs. Die Beurtheilung, ob der Beamte und auch der Nichter mit Pension zu entlassen, ist ganz dem
Ermessen des Staatsministcriums anheim gegeben, so daß nunmehr auch nichts hindert, die in
der Kabincts-Ordre vom 16. August 1826 ertheilte Anweisung als leitende Norm anzuerkennen und
auszuführen. Demzufolge besteht, neben den eigentlichenDisciplinar-Gesctzen, noch eine besondere
Einrichtung, gemäß welcher der Nichtcr im Verwaltungswege entlassen werden kann, wenn man
ihm nur die etatsmäßige Pension zubilligt. Nach § 7 der in Nede stehenden Verordnung läßt sich
dies Verfahren auch auf an sich noch nicht vensionsbcrcchtigteBeamte (mithin auf junge richterliche
Beamte) anwendbar machen, wenn man es nemlich, so heißt es in diesem z, angemessen befindet,
dem noch nicht pcnsionsbcrcchtigtenBeamten eine Pension zu dem Betrage zu bewilligen, welcher
regulativmäßig bei Vollendung der zur ersten Erwerbung eines Pensionsanspruchs erforderlichen
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Dienstzeit eintreten würde; dies würde bei einem Landgerichts-Asscssor mit 500 Thlr. Gehalt '/. dic-
sco Gcbalts oder 125 Thlr. sein.

Es bedarf keiner näheren Ausführung darüber, daß auf solche Weise die richterliche Unab-
hängigkcit dem Princip nach vernichtet worden ist, ja selbst die in dem Disciplinar-Verfahrcn lie¬
genden Garantien illusorischgemachtworden sind. Unterscheidenwir hier die möglichenFälle, so
ist nicht abzusehen, weshalb die Dienstcntsctzungim Disciplinar-Verfahrcn, da wo der Fall sich da¬
zu eignet, nicht provocirt und dem schuldigenBeamten noch eine unverdiente Pension gewährt wer¬
den soll.

Ist der Fall nicht dazu angethan, indeß eine geringere Diseiplinar-Straft begründet, so
muß diese eintreten, indem es eine offenbare Ungerechtigkeitsein würde, statt ihrer sofoit die Ent¬
lassung mit einer zudem oft sehr geringfügigen Pension, als Strafe zu verhängen. Eignet sich
endlich die Sache nicht einmal zu einer Disciplinar-Rüge, so würde diese Ungerechtigkeitnoch eine
größere sein.

Für das praclischeBedürfniß wird das Disciplinar-Verfahren ausreichen. Es können die
seltnen Fälle, wo besondere Gründe, z. B. eine sich später herausstellendeInqualificalion, die Ent«
lassung eines Nichters wiinschenöwcrthmachen, dcn Erlaß eines solchen allgemeinen die Unabhängig¬
keit des Nichlcrstandcs vernichtenden Gesetzes unmöglich zur Genüge motivircn. AeuhcrstcnFalls
wäre auch hier die Nothwendigkeit der Entfernung in sichernden Formen zu constatiren und im ge¬
richtlichenWege darüber zu entscheiden. Die Nachtheile einer Verfassung, welcheMängel der be¬
zeichnetenArt enthält, können practisch bei weitem geringer sein, als sie in der Theorie sich dar¬
stellen. Wenn indeß die richterlicheUnabhängigkeit einmal als der Gruudpfleilcr jedes wohlorgani»
sirten Staates anerkannt ist, so liegt auch unzweifelhaft die Nothwendigkeit vor, sie auf jede Weise
gegen mögliche Eingriffe zu sichern, und dem Nichterstande die umfangreichstenpersönlichenGaran¬
tien zu gewähren. Eine gute sclbstständigc und unabhängige Rechtspflege leistet für manchesonstige
Mängel und Gebrechen in der Staatsveiscissung immer einen gewissenErsatz, ihr Nichtvorhanden-
sein kann dagegen durch keine andere Vortrcfflichkeitder Verwaltung aufgewogen werden; zu ihrer
Erwirkung und Bewahrung muß jede sonstige Rücksicht als untergeordnet in den Hintergrund treten.
Mängel, wie die gerügten, äußern aber auch in der That sofort ihren Einfluß, indem sie das Ver¬
trauen der Unterthanen zu dem Nichteramte und somit zu der Staatsgerechtigleit erschüttern. In
der Nheinprovinz, wo dieses Vertrauen und die hohe Achtungvor dem Gesetze bisher unerschüttert
bestanden, kann es nur als eine der wichtigsten Aufgaben der Negierung erkannt werden, das glück¬
lich gewonnene Resultat treu zu wahreu und jede gesetzliche Bestimmung auszuscheiden, die noth¬
wendig im entgegengesetztenSinne wirken muß.

Eine Aufhebung des Pensionsreglcments vom 29. März 1844 in soweit dasselbe eine unfrei¬
willige Pcnsionirung auch außer dem Falle einer Physischen oder geistigen Dicnstunfähigkeit für zu¬
läßig erachtet, ist zu dem Ende dringend nöthig.

Die Vorschläge des Ausschuffesgehen demnächst dahin:
r,'iu«>!l>:!M«!' Sr. Majestät dem Könige die alleruntcrthänigste Bitte vorzutragen:

das ohne verfassungsmäßigen Bcirath der Stände erlassene Gesetz vom 29. März 1844
betreffend, das gerichtlicheund Disciplinar Strafverfahren gegen Beamte und die eben¬
falls ohne verfassungsmäßigen Bcirath der Stände erlasseneVerordnung, betreffend das
bei Pcnsionirungen der Beamten zu beobachtendeVerfahren vom nehmlichen Datum
allergnädigst aufzuheben.

8u1'8i<Ii!>rjllcl, Sr. Majestät den König allcrunterthänigst zu bitten:
1) in Bezug auf das Gesetz vom 29. März 1844 betreffend das gerichtlicheund Disciplinar-

Strafverfahren gegen Beamte folgende Abänderungen allergnädigst eintreten zu lassen.
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-) Eine Aufhebung der bezüglich des formellenDisciplinar-Strafverfahrens im § 41 des
gedachten Gesetzes Hinsichts der Friedensrichter gemachtenAusnahme.

l>) Bezüglich des materielle« Disciplinar-Sirafvcrfahrens eine Umänderung des im § 43
enthaltenen Wortes „Ordnungsstrafen" in das Wort „DiSciplinar-Strafen" und

e) eine Aufhebung der im § 20 enthaltenen Bestimmung nach welcher der Nichter will»
lührlich versetzbar ist.

2) In Bezug auf die Verordnung vom 29. März 1844 betreffend das bei Pensionirung der
Beamten zu beobachtendeVerfahren allergnädigst auszusprcchcn, daß dieselbe, in soweit
sie eine unfreiwillige Pensionirung der Nichter, auch außer dem Falle einer physischen oder
geistigen Dienstunfähigkcit für zuläßig erachte, als aufgehoben zu betrachten sei.

Coblenz, den 4. März 1845.
Der erste Ausschuß.

Allerdurchlauchtigstcr König se. >e.

«, Ntm»»«,'«- Euer Majestät getreuen zum achten rheinischenLandtage versammelten Ständen wurde von einem
UN« dcr «ÜI. Abgeordneten der Städte der Antrag gestellt: Euer Majestät alleruntcrthänigst zu bitten, Aller«
t,»^ öffentlichegnädigst befehlen zu wollen, daß sämmtlichen Bürgermeistern, welche die Staatsbehörde an den
Ministerium b" Polizei-Gerichten vertrete», eine Nemuncratio» oder Gratification aus der Staatskasse gezahlt werbe.
den Voli,ei«c. ^ » ^ > ^ ,, ^> o ,
l!chie«°erlreten Der Antragsteller bemerkt zugleich, daß Euer Majestät auf ein desfallsiges Immediat»Gesuch

unterm 18. März 183ü sich huldreichstdahin auszusprcchcngeruht haben:
„daß mancherlei Verrichtungen und Unannehmlichkeitenmit der Vertretung nicht zu ver¬
kennen seien, daß aber für jetzt bei den dringenden Anforderungen an die Staatskasse,
keine Besoldung disponibel gestellt werden könne,"

Dcr Abgeordnete stützt endlich seinen Antrag auf eine bekanntlicheingetretene Besserung des
Zustandes dcr Staatskasse,

Die treugehorsamstenStände haben diesen Antrag ihrer Prüfung unterworfen und finden die¬
selben sich überzeugt, daß der Bürgermeister, welcher das öffentliche Ministerium an den Polizei-
Gerichten zu vertreten hat, bei den so vielen Verwaltungsgeschäften meist gezwungen ist, einen
Gehülfen anzustellen, um die Negistcr und übrigen Bureail'Gcschäfte für das öffentliche Ministerium,
welche zu ein Viertel aller Geschäfte des Bürgermeisters angeschlagen werden können, zu führen,
wenn es dem Bürgermeister anders möglich werden soll, in der Verwaltung seinem Berufe zu ge¬
nügen.

Euer Majestät getreuen Stände haben mit Berücksichtigungauf die persönliche Arbeiten des
die Staatsbehörde vertretenden Bürgermeisters und mit Berücksichtigungauf die demselbenin dieser
Stellung nöthig werdende Aushülfe, um so mehr sich bewogen gefühlt, sich für die das öffentliche
Ministerium vertretendenBürgermeisterbei Euer Majestät zu verwenden. Da Allerhöchstderselbe huld¬
reiche Bescheid auf das im Antrage erwähnte Immediat Gesuch uns glauben läßt, daß bei dem
jetzigen blühende Verhältnisse dcr Staatskasse eine anderweitige Bitte zulässig seie.

Die trcugehorsamsten Stände wagen es daher, vor die Stufen des Throns die alleruntcr«
thänigste Bitte zu bringen:
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„daß Euer Majestät Allergnädigst geruhen wolle, huldreichstzu verordnen, daß den bei
den Polizei-Gerichten die Staatsbehörde vertretenden Bürgermeistern eine Remuneration
cniö der Staatskasse gezahlt werde."

Wir ersterben :c. lc.

Coblenz, den 26. März 1845.

Allerdurchlauchtigster Aönig le. se.

^Die Allerhöchste Verordnung vom 7. Juni 1844, die Disciplin der Anwälte und der Advokaten «<>, D>«e>pi!«
betreffend, hat vielen Bürgern und Advokatender Städte Trier und Cöln zu Beschwerdenbei «<" »<t «»>>°.
dem 8. lhemiichen Provinzial-Landtage veranlaßt, in welchenvorgestellt wird, daß besagtes Gesetz w»>tt im ««.
die Ucbelständeder frühern Disciplinar-Gcsctzgcbung nicht allein nicht beseitigen, sondern sie sogar'^,,^"^
vermehren, und somit die Pcrsonen'Ncchte eines ganzen Standes beeinträchtigen; es wird dabei r,chl°b°fc« ,»
noch hervorgehoben, daß die Verordnung ohne den Bcirath der Stände erlassen sei. ^°'"'

Die treugehorsamstcnStände haben die Bestimmungen der Allerhöchsten Verordnung, in An«
betracht der ihnen vorliegenden darauf bezüglichen Anträge pflichtmäßig geprüft, und wagen es
Eurer Majestät ihre Ansichten darüber ehrfurchtsvoll vorzutragen.

Nach der frühern Discipliuar-Gcsetzgcbung war die Wählbarkeit der Advokaten zu den Dis«
ciplinar-Näthen nur von einem höhern Dicnstalter abhängig. Die Allerhöchste Verordnung knüpft
dieselbeaber an die Anwaltschaft, woraus für die Advokaten, welche nicht zugleich Anwälte sind,
eine Zurücksetzung entsteht.

Durch die Festsetzung,daß die Diseiplinar-Näthe gehalten sind, auf jedesmaliges Verlangen
des öffentlichenMinistern ein Straf-Verfahren einzuleiten und zu verfolgen, wird den Disciplinar«
Räthen die ihnen vorher gesetzlich zustehende Vesugniß, selbständigüber dicZulässigkeit eines solchen
Verfahrens zu erkennen entzogen.

Das dem öffentlichenMinisterium ertheilte Recht der Appellation gegen freisprechendeDis-
ciplinar-Beschlüsse unterwirft die Advokaten einem Instanzcnzug, dem sie bis dahin nicht aus«
gesetzt waren, und schwächt die Autorität der Erkenntnisseder urtheilenden Genossenschaft.

Das vorgeschriebeneVerfahren ist in erster und in zweiter Instanz ein geheimes und schrift¬
liches; es widerstreitet dem Grundsatze der Oeffentlichkeitund Mündlichlcit.

Velastungs- und Schußzeugen werden nicht von dem Disciplinar-Nathe selbst, sondern von
einem Untersuchungsrichteroder von einem Friedensrichter, ohne Zulassung des Beschuldigten, ab¬
gehört, während es eins der wesentlichen Requisite des rheinischen Strafprozesses ist, daß der erkenn¬
ende Nichter die Zeugen selbst vernehme, und zwar in Gegenwart des Angeklagten.

Dem vcrurtheilten Advokaten ist das Recht der Berufung, welches er bisheran besaß,
versagt.

Die Artikel 39 und 40 des Decrets vom 14. Dezember 1810, wonach die Gerichte ermäch,
tigt waren, schwerere, in der Sitzung begangene oder ermittelte Vergehen sofort zu bestrafen,
und der Iustizminister eine gleicheBestrafung, selbst die der Amtsentsetzungwilllühvlich verfügen
konnte, sind nicht aufgehoben. Die in die Hände des Ministers gelegte Gewalt vernichtet die Un«
abhängigkeit, deren der Advokat zur Erfüllung seiner Amtspflichtbedarf, und ohne welche das Ver¬
trauen derjenigen, die er vertritt, nicht bestehenkann.
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Die Berathungen der treugchorsamstcnStände über die Wirkungen der vorliegenden Aller»
höchsten Verordnung sind in dem Referate, welches untcrthcinigst hier angebogen ist, ausführlich
enthalten; sie haben die Stände-Versammlung erkennen lassen, daß besagte Verordnung die amtliche
Stellung der Advokaten beeinträchtige, indem sie in dem Pcrsoncnrechte des ganzen Standes we¬
sentlicheVeränderungen vornimmt.

In dieser letzten ehrfurchtsvoll angedeuteten Beziehung glauben trcugchorsamste Stände die
Ansicht vor Euer Majestät aussprcchcnzu müssen, daß im Sinne des Gesetzes vom 5. Juni 1823
das Recht des Vciraths iu Hinsichtauf die erwähnte Verordnung ihnen von Euer Majestät hätte
zugestanden werden dürfen.

AllcrdurchlauchtigstcrKönig, die alleruntcrlhänigst Unterzeichnetentragen Euer Majestät die
«iustimmigbeschlossene Bitte in tiefster Ehrfurcht vor, Allcrgnädigst zu befehlen zu geruhen:

daß die Verordnung vom 7. Juni 1844 zurückgenommen,und an deren Stelle ein neues
Gesetz, nach vorgängigcr Berathung mit den Ständen, den Gerichtsbehörden und einem
Advotatcn-Ausschusscerlassen werde, welches überall mit den Grundsätzen unseres Go-
richts-Verfahrcns im Einklänge stehe, oder als Ergänzung i-L«i>. Abänderung der vor¬
liegenden Verordnung:

1) Ocffcutlichkeitund Mündlichtcit in dem Disciplinar-Vcrfahrcn, so wie Selbstständigkeit
der Disciplinar-Räthc in Einleitung der Untersuchunghergestellt,

2) Die Artikel 33 bis 40 des Decrcts vom 14. Dezember 1810 ausdrücklich aufgehoben
werden,

3) das Recht der Berufung gegen die nach § 1 der Verordnung vom 7. Juni 1844 erlassenen
Sirafiirtheile den Advokaten in der Art, wie die rheinische Gesetzgebungdasselbezuläßt,
gestattet werde,

4) daß die Wählbarkeit zum Mitglicdc des Discipliuar-Rathes nicht von der Anwaltschaft,
sondern lediglichvon einem höher« Dicnstaller abhängig gemachtwerde.

Wir ersterben :c. :c.

Cob lenz, den 18. März 1845.

Referat des ersten Ausschusses
über die Anträge nuk Zur»'icknal)me i-c^i'. Abänderung der Verordnung vom

7. Juni 1844 über die Disciplin der Advokaten und Anwälte.

ielch ein großes Uebel es sei, die Selbstständigkeitdes Nichters durch Anordnungen zu beschrän¬
ken, die ihn veranlassen könnten, in der Ausübung seines Amtes, auf seine persönlichenVerhält¬
nisse Rücksichten zu nehmen, welche die strenge Erfüllung der Pflicht zu erschwerenvermöchten;—
wie sehr es die Grundlage der Rechtspflege erschüttere, wenn die Männer, welche dazu berufen
sind, in einen Zustand von Abhängigkeit versetztwerden, in welchemden Ncchlsuchcnbcn oder den
Beschuldigten die beruhigende Gewißheit nicht gewährt ist, es werde ein unbefangenes Urtheil über
ihre Personen oder ihre Sachen ergehen, - dies haben wir aus den vielen Petitionen entnommen,
so wegen Zurücknahmedes Gesetzes vom 29. März 1844 die Disciplin und die Pcnstonirung der
Beamten betreffend, an die hohe Stände-Versammlung gelangt sind.
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Neben der verderblichen Abhängigkeit der Iustizkollegien giebt es eine andre nicht minder
beklagenswerthe; es ist die der Advokatur. In keinem Stande ist die freie Bewegung des Geistes,
ist die unerschrockene Aeußerung des Gedankens, das muthige, oft kühne Wort so scbr ein Bedürf»
niß, als in demjenigen, welcher der Vertheidigung der politischen und bürgerlichen Rechte aller
übrigen Stände sich widmet. Die Hemmnisse,welche dem Advokaten in der Ausübung seines wich¬
tigen Berufs in den Weg gelegt werden, verletzen nicht blos die Rechte seiner Stellung, sie beein¬
trächtigen auch die Partheicn, deren Interessen er vertritt. Alle Klassen des gesellschaftlichen Ver¬
bandes sind dabei bctheiligt, daß der Advokat sich nicht unfrei fühle, in den Verrichtungen seines
ehrenvollen Amtes. Die Magristatur selbst darf nur da erwarten, daß die Autorität ihrer Aus-
sprüchc eine Vollständige sei, wo die Vertheidigung frei gewesen.

Von den eben angedeuteten Gesichtspunktensind die Anträge ausgegangen, welchevon mch»
ren Seiten gegen das Gesetz vom 7. Juni 1844 an die Stände-Versammlung gerichtet worden sind;
es ist darin aufgestellt, baß die Bestimmungen des besagten Gesetzes in die Rechte eines ganzen
Standes und die der Provinz störend eingreifen und hervorgehoben, daß es ohne den Beirath der
Stände erlassen ist.

Bei Beurtheilung der Anordnungen des vorliegenden Gesetzes, muß auf den Zustand der
Disciplin, in Ansehung der Advokaten in der vorangegangenen Zeit, ein Rückblick geworfen werden,
um zu erkennen, in wieweit ihre Stellung verschlimmertworden ist.

Unter der Herrschaft der Gesetze vom 30. März 1808 und vom 14. Dezember 1810 war der
Advokat in eine bedauerlicheAmtslagc gebracht. Darum wurden in Frankreich im Jahr 1822 ver¬
besserndeUmänderungen an der frühern Disciplinar-Gesetzgcbung vorgenommen; auch für die preu¬
ßischen Nheiulande sollte Abhülfe eintreten. Einem desfallsigcn Gesetze sah man mit Hoffnungen
entgegen, denen nicht entsprochenworden ist. Die Verordnung vom 7. Juni hat die frühern Uebel¬
stände nicht allein nicht gehoben, sondern vergrößert.

Nach der rheinischen Gerichtsverfassung, waren die Advokatenund die Anwälte, in Disciplincn-
sachcn, von einander getrennt. Da aber beide Functionen am öftersten vereinigt sind, so würde die
Zusammenstellungder Advokaten und der Anwälte unter einen Disciplinarrath, für erstere nicht
als nachthcilig zu betrachten sein, wenn nicht das neue Gesetz die Wählbarkeil in den Rath
an die Anwaltschaft knüpfe, und somit die Advokaten, welche nicht zugleichAnwälte sind, aus«
schlösse.

Dieses Unterordnen des Advokaten, welcher das rechtswissenschaftliche Element in Prozessen
vertritt, unter den Anwalt, der in demselbenblos das Formelle zu besorgen hat, ist eine Herab¬
würdigung des ersteren.

Das dem öffentlichen Ministerium beigelegte Recht, die Einleitung und Verfolgung eines
Disciplinar-Straf-Verfahrcns gegen einen Advokaten zu verlangen, ist eine wesentliche Verringerung
der ursprünglichen Zuständigkeiten der Disciplinarrcithe, die allein zu entscheiden befugt waren, ob
eine Untersuchungstattfinden solle oder nicht. Durch die in die Hand des öffentlichenMinisterii
gelegte Gewalt bleibt der Advokat, der oft in der Vertheidigung, als ein freimüthiger Gegner der
Staatsproluratur auftreten muß, der immerwährenden Gefahr ausgesetzt, die Folgen ungünstiger
Eindrücke zu erfahren; auch wird der Angeschuldigtenicht mit vollem Vertrauen auf den ihn ver¬
theidigenden Advokaten blicken, wenn er weiß, daß für diesen die kräftigePflichterfüllung nicht ohne
Gefährdung ist.

Im Interesse der öffentlichen Ordnung könnte von dem Disciplinarrath nur gefordert werden,
daß er auf eine Beschwerdeentweder eine Untersuchung einleitete, oder aber die Gründe der Wei¬
gerung dem öffentlichen Ministerium mittheilte, welches, wenn ihm die Ablehnung seiner Requisition
nicht gerechtfertigt erscheine, die Sache an den Appellhof bringen könnte. Den Disciplinarrath

38
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nötbigen, auch dort ein Strafverfahren zu verfolgen, wo er eine schuldlose Handlung sieht, heißt
seiner Ueberzeugung, seinem Gewissen Gewalt anthun.

Das vorgeschriebeneVerfahren ist in erster uud in zweiter Instanz ein geheimes und ein
schriftliches, widerstreitet demnach dem Grundsatz der Müudlichlcit und Oeffcntlichlcit. Dem Be¬
schuldigtenist die jedem sonstigen Angeklagten zustehendeBefugnis), der gegen ihn vorgeführten
Zeugen, bei deren Vernehmung cntgegeu zu treten, so wie das Recht, die Beweise seiner Schuld-
losigleit öffentlichund unter den Augen seiner Mitbürger zu entwickeln, benommen. Vclastungs»
oder Schutzzcugcnwerden, zufolge § 9, nicht von dem Disciplinarrathe selbst, sondern von dem
Untersuchungsrichteroder von einem Friedensrichter abgehört; — es ist indesseneins der wesent¬
lichen Requisite unsres Strafverfahrens, daß der erkennendeRichter die Zeugeu selbst höre.

Der Artikel 103 des Dccrels vom 30. März 1808 gestattete die Berufung von allen Ur¬
theilen, insofern sie eine Suspension oder Amlscntsetzung aussprachcn, das neue Gesetz hebt diese
Befugniß auf.

Gegen freisprechendeUrtheile ist dem öffentlichen Ministerium die Appellation zugestanden,
während die frühere Gesetzgebungnur dem Verurteilten erlaubte, gegen die Disciplinarbeschlüsse
die Berufung einzulegen.

Man kann nicht verkennen, daß die Aushebung des Appcllationsrechtes, welches dem ver¬
urteilten Advokaten ertheilt war, und die Verleihung dieses Rechtes gegen den Freigesprochenen
an das öffentlicheMinisterium, welches dasselbein der Vergangenheit nicht besaß, dem Advokaten-
stände einen doppelten, sehr fühlbaren Nachtheil zufügen.

Das besprocheneGesetz läßt die Artikel 39 und 40 des Decrets vom 14. Dezember 1810,
also, das Recht der Gerichte zur sofortigen Bestrafung schwerer Vergehen, und das des Justiz-
Ministers zu einer willkührlichcngleichen Bestrafung fortbestehen. Kraft des Artikels 40 kann der
Minister aus eigener Machtvollkommenheit,über jeden Advokaten jede Disciplinarstrafe, auch die
der Amtsentsetzungverhängen.

Daß durch obige Bestimmung jede Unabhängigkeit des Advokatenstandcsvernichtet ist, leuchtet
ein. Diese erorbitante Gewalt ist in Frankreich aufgehoben.

Der § 1 der Verordnung lautet wie folgt: Jeder Senat des Appcllations-Gerichtcs, jeder
Assissenhof, und jede Kammer eines Landgerichts hat die Befugniß über diejenigen Disciplinar-
Vergchcn, welche in den Sitzungen vorfallen, ober ermittelt werden, sofort zu erkennen, ohne daß
eine Berufung gegen die Entscheidung zulässig wäre, uud doch sind die Disciplinar-Urtheile, welche
die Landgerichte>n i>Ie»u gegen einen Notar oder einen Gerichtsvollzieher erlassen, der Appellation
unterworfen.

In dem Decrete vom 30. März 1808 befindet sich dieselbe Verfügung in Ansehung der An¬
wälte, als ministeriellen Beamten; sie war aber nicht auf die Advokaten anwendbar, da dieselben
keine ministeriellen Beamten sind. Die Verordnung vom 7. Juni überträgt die Maaßregel auf die
Advokaten und verschärft sie, wie sich aus Nachstehendemcrgicbt.

Der Advokat kann nicht blos wegen der im § 39 spccificirlcnDisciplinar-Vergehen, sondern
wegen eines jeden in der Sitzung begangenen oder zur Kenntniß des Gerichts gekommenenDis-
ciplinar'ehlcrs, ohne jede vorhergehende Instruction bestraft werden. Der Grundsatz, daß die Dis¬
ciplin allein von den Standesgenossen auszuüben sei, ist hier unbeachtet geblieben. Das Erkennt¬
niß des Richters, welcher vielleicht sich verletzt glaubte und «»»il-uw geurtheilt hat, soll einer weiten
Prüfung nicht unterliegen. Die Würde des Gerichts ist aber hinlänglich gewahrt, wenn, wie vor¬
geschrieben,die von ihm ausgesprochenenStrafen provisorisch vollstreckbar sind.

Im § 11 ist bestimmt, daß im Falle auf Suspension, oder auf Verlust der Eigenschaft alS
Advokat erkannt wird, der Vcrurtheilte sich selbst dann, wenn er ein Rechtsmittel ergreift, vor-
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läusig aller Dienstthatigkcit so lange enthalten muß, bis eine Abänderung zu seinen Gunsten er¬
folgt. Diese Verfügung läßt sich da rechtfertigen, wo der Verlust der Eigenschaftals Advokat ver¬
hängt ist, nicht aber da, wo blos eine Suspension ausgesprochen ist, indem sie hier den Disciplin-
irtcn die Suspension bis zur Erlassnng des Urtheils 2. Instanz, während eines Zeitraums von
wenigstens 1 — 2 Monaten factischschon erleiden läßt.

Eine sorgfältige Prüfung der Bestimmungen des Gesetzes vom 7. Juni giebt zu erkennen,
daß dasselbe die bisherigen Uebelständcim Disciplinarweseu der Advokatur nicht beseitigt, uud so¬
gar dieselbennoch vermehrt.

Es ist evident, daß durch die vorliegende Verordnung, Veränderungen im Personen-Rechte
eines ganzen Standes bewirkt werden, daß mithin, im Sinne des Gesetzes vom 5. Juni 1823 die¬
selbe des Bcirathes der Provinzialständc bedurft hätte.

Der Ausschußschlägt vor, Seine Majestät allcrunterthänigst zu bitten, Allcrgnädigst zu be¬
fehlen, daß die Verordnung vom 7. Juni 1844 zurückgenommen, und an deren Stelle ein neues
Gesetz, nach vorgängiger Berathung mit den Stände», den Gerichtsbehörden und einem Abvokatcn-
Ausschusse erlassen werde, welches überall mit den Grundsätzen unsres Gerichtsverfahrens im Ein¬
klänge stehe, oder daß als Ergänzung «-««p. Abänderung der vorliegenden Verordnung

1) Oeffentlichkeitund Mündlichfcit in dem Diseiplinarverfahrcu, sowie Selbstständigkeitder
Disciplinarräthe in Einleining der Untersuchunghergestellt,

2) die Artikel 33 — 40 des Decrets vom 14. Dezember 1810 ausdrücklich aufgehoben wer¬
den, daß

3) das Recht der Berufung gegen die nach § 1 der Verordnung vom 7. Juni 1844 erlassenen
Strafurtheile der Advokatcu, in der Art, wie die rheinische Gesetzgebung dasselbe zuläßt,
gestattet werde«

4) daß die Wählbarkeit zum Mitgliede des Discipliuarrathes nicht von der Anwaltschaft,
sondern lediglich von einem höher» Dicnstaltcr der Advokaten abhängig gemachtwerde.

AUerdurchlauchtigster König:c. .c.

Den unterzeichneten zum achten rheinischen Provinzial-Landtage versammelten trcugehorsamsten7y.Nanq.u0d

Ständen sind zwei mit zahlreichen Unterschriften versehene Anträge der achtbarsten Bürger der ^°,>^rhw.
Städte Trier und Cob lenz, welcheeine Gleichstellungder rheinischenLandgcrichlsräthc mit den „lschc« «<,»t«c>
altländischcn Obcrlandcsgcrichtsräthcn in Bezug auf Naug und Gehalt bezwecken,durch zwei Mi> ''""^«n>°,
glicder der Versammlung zur Befürwortung bei Euer Majestät übergeben worden.

Wir habcu zunächst pflichtschuldigst erwogen, daß Euer Majestät auf einen bereits durch den
sechsten rheinische»Provinzial-Landtag befürworteten ähnlichen Antrag einen abschläglichenBescheid
zu ertheilen geruht habcu, glauben aber hierin einen formellen Grund zur Abweisung der beiden
uns gegenwärtig vorliegenden Petitionen schon deshalb nicht finden zu dürfen, weil damals von
einer Gleichstellungder Landgerichtsräthe mit den Obcrlandcsgcrichtsräthen lediglich in Bezug auf
den Nang die Ncdc war, wohingegen jetzt zugleicheine Gleichstellung derselben in Bezug auf das
Gehalt beantragt wird, > ^ <-,.

Was hiernächstden Inhalt der fraglichen Antrage anbelangt, so haben w,r denselben c.ner
forafältiaen Prüfung unterworfen und erlauben uns Euer Majestät nachstehendallerunterthÜnigst
die Motive vorzutragen, welche uns zu einer einstimmigenBefürwortung der gedachten Anträge
veranlassen:

38"
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Wenn, nach unserer Ansicht, auch zugegeben werben muß, daß die rheinischenLandgerichte
zunächst die ordentlichen Gerichte erster Instanz sind, während die Oberlandcsgerichte, welche nur
ausnahmsweise (.in crimirtcn Sachen) in erster Instanz erkennen, die ordentlichen Aupellations»
gcrichtc bilden, so läßt sich doch, nach unserem gehorsamstenDafürhalten, auch anderer Seils nicht
in Abrede stellen, daß die rheinischenLandgerichtedadurch, daß sie seit der Organisation vom Jahr
1818 zu größeren Collegicn, gewöhnlichmit einem Sprengel von dem Umfange eines Regierungs¬
bezirks, erhoben wurden, daß sie ferner in Correctionellsachenund über die Berufungen gegen frie¬
densrichterlicheUrtheile »>» »ppellatu«» entscheiden,und daß der Assisenhof jetzt stets gleichsameinen
Theil von ihnen ausmacht, eine Bedeutung erlangt haben, die nicht geringer erscheint, als die
mancher altländischcn Obergcrichte zweiter Klasse (wie Hamm, Arnsberg, Inster bürg),
und die den Charactcr gewöhnlicher Untcrgcrichte ganz und gar verschwindenläßt.

Wenn ferner die Schwierigkeit nicht verkannt werden mag, verschiedene Gcrichtsorganisationen,
insbesondere solche, die so wesentlichdivergircn, wie die rheinische und preußische, in Bezug auf
Rang ,c. gleich zu stellen, so darf man doch, nach unserer unvorgreiflichenMeinung, auf der anderen
Seite jedenfalls mit Recht verlangen, daß die Gerichte und ihre Mitglieder eine äußere Stellung
erhalten, die ihrer Bedeutung angemessenist.

Von diesem Grundsatze ging man auch bei der Organisation im Jahr 1818 aus. Die Land¬
gerichte sollten den Titel „Obergcrichte" führen und die Landgerichtsräthe, ohne Unterschied, ein
Gehalt von 1,000 Thaler haben, was den damaligen Zeitvcrhältnisscn vielleichtangemessengewesen
sein dürfte. Diese Anordnungen sind aber leider nie vollständig zur Ausführung gekommen. Die
Besoldung der Landgerichtsräthe wurde im Laufe der Zeit in der Regel nur noch für den ältesten
Rath auf 1,000 Thaler belassen, im Uebrigcn aber bis hinunter zu 700 Thaler rcducirt, während
doch notorisch der Preis aller Lebensbedürfnissevon Jahr zu Jahr stieg und mithin eher zu einer
Erhöhung, als zu einer Verminderung des Dicnsteinlommcns hätte Veranlassung geben sollen. Wir
haben erwogen, daß die meisten richterlichenBeamten es nicht weiter als zu Landgcrichtsräthen
bringen, daß aber von dem ihnen alodann zugebilligten Dicnsteinkommcnnoch gesetzliche Abzüge für
die Pensions- und Wiltwenkassegemacht werden und daß ein Zwang zum Halten der Gesetzsamm¬
lung, des Iustizministerialblattes und der Amtsblätter und eine Verpflichtung zur Anschaffungeiner
zweifachen Amtslracht (Robe- und Stacusuniform, damit verbunden sind, daß auch nicht — wie
dies bei den altländischen Gerichten der Fall — von irgend einem Nebendienstcinkommcndie Rede
ist, und sind dadurch zu der vollstcu Ueberzeugunggelangt, daß das zur Zeit den rheinischenLand¬
gcrichtsräthen gewährte Gehalt, zumal nach allen jenen nothwendigen Abzügen und bei dem der«
maligen hohen Preise aller Lebensbedürfnisse,durchaus nicht hinreicht, um dieselben mit ihrer Fami¬
lie anständig zu ernähren. Daß sich dcmunerachtct noch so viele zu der Nichtcrcarriere drängen,
welchenach dem Vorangeführtcn wahrlich keine bcneidenswerthe ist, liegt theils in der Ucberfüllung
aller Stände, theils in der noch immer unabhängigeren und geachtetenStellung. Der Staat aber
sollte, nach unserer ganz gehorsamstenAnsicht,hierauf nicht reflcctiren, sondern aus höheren Grün-
den daran festhalten, daß die richterliche Unabhängigkeit auch durch ein genügendes Diensteinkommen
gesichert sein müsse. Wären die Richter besser besoldet, so könnte auch strenger gegen den Mißbrauch
angegangen werben, daß sie Nebenämter, z. B. besoldete Privat-Consulcntcn oder Ccnsorstcllen,
übernehmen, was, nach unserem unmaßgeblichenDafürhalten, im Interesse der Justiz jedenfalls sehr
zu wünschensein dürfte.

Den vorstehenden Gründen erlauben wir uns schließlich noch ganz gehorsamst hinzufügen, daß
der Staat zu einer rheinischenLandgerichtsrathsstelle die nämliche Befähigung (durch Ablegung des
ZU. Eramens) verlangt, wie zur Bekleidung einer Richterstcllebei cimm altländischcnOberlandes,
gerichte und daß überdies des hochseligenKönigs Majestät, ohne Zweifel in Berücksichtigungaller
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obwaltenden paritätischen Verhältnisse, Sich bereits im Jahr 1832 bewogen gefunden haben, durch
die Kabincto-Ordres vom 12. Februar und 23. Juli, den Landgcrichtsräthen das Tragen einer
gleichen Uniform mit den Oberlandesgerichtsräthcn und den Landgerichtenden Gebrauch eines glei¬
chen Dienstsiegelsmit den Oberlandesgerichten huldreichst zu gestatten.

Demnach vereinigen wir uns zu der allcruntcrthänigsten Bitte:
Euer Majestät wolle geruhen, die rheinischen Landgerichtsräthe, in Bezug auf Nang und
Gehalt, mit den altländischcn Obcclandesgerichtsräthen Allergnädigst gleichzustellen,für
den Fall der Nichtgcwährung dieser Bitte aber huldreichst zu befehlen, daß das jetzige
den Zeitvcrhältnisscn nicht mehr entsprechendeDiensteinlommen der rheinischenLandge«
richtorathe auf eiiie angemessene Weise erhöht und insbesondere das Gehalt des jüngsten
rheinischenLandgerichtsrathes auf mindestens Ein Tausend Thaler festgestellt werde.

Wir ersterben :c. ?c.
Eoblenz, den 31. März 1845.

Allerduvchlauchtigster König >e. ,e.

^)en zum achten Provinzial-Landtage versammelten treugehorsamsten Ständen der Rbeinpro»,, u„^„,
vinz sind: lcit de«!»><5lcr.

1) ein Antrag des Abgeordneten der Stadt Aachen, zum Zweck der Sicherung der Unab-"""^,",'"
hängigkeit des Nichteramtes und der persönlichen Freiheit, «lo ä»t„ Coblenz den 19. »"ihn,.
Februar 1845 und

2) eine ministerielle Beleuchtung des gedachten Antrages, äe llnw Berlin den 15. März 1815
übergeben worden.

Wir haben den höchst wichtigen Inhalt dieser in Druck-Eremplarcnganz gehorsamstange¬
bogenen beiden Schrifteneiner sorgfältigen Prüfung und Berathung pflichtschuldigst unterworfen und
sind dabei, aus den in dem allerunterthanigst angebogenen Berichteunseres ersten Ausschusses vom
17. vorigen Monats, den als Nachtrag zu diesem Bericht zu betrachtenden Protokollen vom 27. und
28. vorigenMonats und den in der »zuonä p»«8um euueernentowebenfalls angebogenen Verhand¬
lung unserer gestrigenPlenar« Sitzung näher entwickelten Gründen, zu dem fast einstimmigen Resul¬
tate gelangt, daß wir es für unsere unabweisbare Pflicht halten, Euer Majestät allerunterthanigst
zu bitten:

1) daß AllerhöchstdiesclbenAllergnädigst geruhen mögen, der Staats-Verwaltung die Aus¬
arbeitungeines den Ständen zur Berathung vorzulegendenGesetzes huldreichst zu befehlen,
durch welches die jetzt bestehenden gesetzlichen Bestimmungenüber Competenz-Conflicte
zwischen der Verwaltung und oc» Gerichten aufgehoben werden und an deren Stelle ein
aus Mitgliedernder höchsten Justiz, und Verwallungs'Behörden zusammengesetztes Col»
legium gesetzt wird;

2) daß es Allerhöchsidenselben gefallen wolle, die Allerhöchste Cabinets-Ordrevom 21. August
1819, die Gesetze vom 9. April 1638, vom 6. März 1821 und vom 2. August 1834 (so¬
weit beide in formeller Beziehung noch bestehen) und sodann die Gesetze vom 25. April
1835, vom 17. August 1835, vom 30. September1836 und vom 28. November 1837 Aller¬
gnädigst aufzuheben;

3) daß AllcrhöchstdieselbenAllergnädigst geruhen mögen, das napoleonische Deere» vom 3.
März 1810 für ungültig zu erklären,in sofern nicht nach einer Allergnädigst anzuordnenden
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Untersuchungvon dem Staatsministcrio erkannt werde, daß dem Beschluß des Senats vom
3. April 1814, welcher erklärte, daß jenes Decket unverfassungsmäßig mithin ungültig sei,
brigetreten werben müsse;

4) daß Allcrböchstdicselben huldreichst geruhen wollen, zur Ausführung und weiteren Ausbil-
düng dcr ständischen Verfassung, als Preußisches Staatsrecht Allcrgnädigst festzustellen, daß
keine die Personell- und Eigenthumsrechte der Unterthanen betreffendeBestimmung, in so¬
fern solche nicht vorgängig der Berathung der Stände unterworfen gewesen, für die Ent¬
scheidungdcr Gerichte maßgebend sein darf, und daß in dieser Beziehung auch die Anord¬
nungen über die Organisation der Gerichte und der Untcrsuchungsbehörden, so wie über
die Compctcnz, das Gerichtsverfahren und die Vertheidigung, ebenfalls der Berathung der
Stände vorgängig unterliegen.

Auch glauben wir uns den Aeußerungen in der vorbezogcnen ministeriellenDenkschrift „daß
das neue allgemeine Strafgesetzbuchseiner Vollendung immer näher gebracht und daß dessen Publi¬
kation nicht mehr sehr entfernt sein werde" Veranlassung nehmen zu müssen, Euer Majestät die
fernere allcrunterthänigstc Bitte vorzutragen:

daß es Allerhöchstdensclbcn gefallen wolle, den aus den dermaligen Berathungen hervor¬
gehenden allgemeinen Strafgesctzentwnrf, nebst den dicserhalb von den RheinischenGe¬
richtsbehörden in der jüngstenZeit erstatteten Gutachten, sowohl dem Publikum zur Prü¬
fung mittheilen, als den Provinzialständen zur nochmaligen Begutachtung und schließlich
den ständischenAusschüssen zur Berathung Allcrgnädigst vorlegen zu lasse».

Wir erstcrbcn :c. »c.
Cob lenz, den 2. April 1845.

Anträge
des Abgeordneten Hanscmann von Aachen ant Sicherung der Unabhängigkeit

des Nichteramtes und der persönlichen Freiheit.

Hohe Stände-Versammlung!

Unabhängigkeit des Richtcramtes und Sicherung dcr persönlichenFreiheit sind die Hauptzweckedcr
Anträge, für welche ich jetzt ibrc Befürwortung in Anspruch nebmc.

„ Die Justiz ist das nächst dem Worte Gottes allerbeste und unschätzbarste Kleinod allcr Lande,
und eine Grundfeste des Negententhrones," - s» sprach dcr große Kurfürst von Brandenburg, und
im gleichen Sinne haben die späteren preußischenRegenten mehrfachVerordnungen erlassen.

Gerechte unparthciische Rechtspflege, frei von jeder Einwirkung der Staatsgewalt, war einst
auch im deutschenReiche hochgehalten. Die Reichsgerichte, wie mangelhaft auch ihre Einrichtung
sein mochte, die Zusage der Fürsten an ihre Landstände und theilweise auch die Mitwirkung dcr
Letzter« bei Besetzungder Justiz-Collegicn bekunden, wie hoch die freie unparthciische Rechtspflege
geachtet wurde.

In damaliger Zeit hatten die Landstände meistens das Recht der Zuziehung oder Bewilligung
hinsichtlichder Gesetze, welche das Eigenthum oder die Person betrafen, und selbst unter dcr
Fremdhcrrjchaft ist dieses Recht grundsätzlich nicht verkannt worden; freilich ward es mitunter
verletzt, wie auch in früherer Zeit, aber es waren dies Ausnahmen oder Gewallstreichc.
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In Preußen hat man in der Regel eine gute Justiz als einen der ersten Staalszwecke hoch
gehalten, und deshalb hat sich auch in den ältern Provinzen die Meinung allmählig mehr und
mehr für die Vorzüge unserer hiesigenNechts-Inssitutionen, und außerdem auch dafür ausgesprochen,
daß die Gesetze, welche die Pcisonenrcchte betreffen, sehr reiflich von den Etaalobehörden und,
nach Maßgabe des ständischen Grundgesetzes, von den Ständen zu berathen sind. Um so schmerz¬
licher muß es den Bewohnern der Nhciuprovinz sein, daß die während der Zeit der Demagogen-
Verfolgung und der Justiz-Verwaltung des Herrn von Kampß erlassene», die persönlicheFreiheit
beschränkendenAnordnungen noch nicht gänzlich abgeschafft worden sind. Der Schmerz darüber ist
gerecht, denn seit 15 Jahren hat die Provinz mehr als Einmal in kritischenMomenten ihre Treue
und Anhänglichkeit für Thron und Vaterland bekundet, und ihr Sinn des Gehorsams und der
Unterwürfigkeit unter jede gesetzliche Bestimmung ist vielfach erprobt worden.

Zwar verdanken wir der Gnade und Hochherzigkeitdes Königs die Amnestie Derer, welche
früberhin wegen politischer Vergehen verurtheilt waren, das Aufhören einer eiceptionellen Unter»
suchungsbchörde, - der Immcdiat-Justiz- oder Minislerial-Commission, — und das Gesetz vom
18. Februar 18-12, durch welches mehrere Ucbclständc der während der oben angeführten Zeit
crgangencnAnordnungen aufgehoben oder modifieirl wurden; aber andere bestehen noch, von welchen
ich die wesentlicherenzur Begründung meiner Anträge anführe:

») Nicht das öffentlicheRheinische, sondern das heimlichePreußische Verfahren wird nach
der Allerhöchsten Kabinets-Ordre vom 6. März 1821*) und nach spätern Bestimmungen
bei manchen Verbrechen und Vergehen, insbesondere den politischeu, angewendet. Eins
der Gebrechendieses Verfahrens ist, daß nach § 508 der Preußischen Criminal-Ordnung
die darnach crgangenen Urtheile der Bestätigung des Iustizministcrs bedürfen, und daß
derselbe hiernach, wie durch Ncscript vom 22. Dezember 1833**) der Herr von Kampß
die Rheinischen Gerichte belehrt und anweiset, alle von ihnen nach Preußische» Criminal-
Gesetzen gefällte Urtheile bis zur Iu stiz-Ministerial« Bcstä tig ung blos als
Gutachten betrachten kann. Diese juristische,amtlich ausgesprochene Ansicht ist durch
die höchste Staatsgewalt bio jetzt nirgends rectisicirt. Welche Folgen daraus hervorgehen
können, beweiset folgender Fall:

Der Uhrmacher Brur aus Brüssel war beschuldigt, Erkundigungen über die Preußi¬
sche Regierungs- und Militair>Orga»isation einzuziehen und dem Belgischen Gouverne¬
ment zu verrathen. Das Landgerichtzu Aachen sprach durch Erkenntniß vom 10. Februar
1833 den Brur frei und schickte das Urtheil dem Iustizminister von Kamptz zur Be¬
stätigung. Dieser rcscribirle darauf unterm 4. Juni 1833: „in Gcmähheit der dem
Iustizminister zustehenden Befugn iß" habe er das Urtheil einem andern Gerichte,
und zwar dem zu Magdeburg „zur Abfassung eines anderweiten Erkenntnis¬
ses" vorgelegt; das hiernach erfolgte Urtheil habe er bestätigt; das Aachener Urtheil sei
„wegen des Mangels der ministeriellen Bestätigung" nur ein Urthcils-Vorschl ag,
oder ein Entwurf. Der Minister gibt dem Gerichte zu Aachen sodann auf, das von
ihm bestätigte Urtheil zu pudlizircn und auszuführen.

Und es erfolgte nachstehendesUrtheil:
„Auf die von dem königlichen Landgerichte zu Aachen gegen den UhrmacherTh. Brur
"aus Brüssel geführte Criminal-Untersuchungwird, nachdem die Akten vom Königl. Instiz-
"Ministcrio an das itöiiigl. Obcr^andcsgcrichl zu Magedcburg zur Abfassungdes rcchtli-

*) Lottncr II. i'üss- U5-
«*) Lottncr III, i».-»^ A!U,
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„chen Erkenntnisses gesandt worden, in Gemäßhcit des von dort eingegangenen Urtheils
„für Recht crlannt:

„daß Inquisit Theodor Brur wegen Landesverrätherei dritter Klasse mit einer zehn.
„jährigen Zuchthausstrafe zu belegen u. s. w."

„von Rechts wegen."
l») Ein weiterer Uebclstand des hier thcilwcise geltenden Preußischen Nechtsverfahrens besteht

darin, baß der Iustizminister befugt ist, die Gerichte wegen der von ihnen erlassenen Ur¬
theile zu rcprimandiren. Daß dies und in welcher Weise es geschehen kann, darüber ge¬
ben zwei Rcseripte des Iustizminister von Kamptz Aufschluß.

In dem Rcseripte vom 26. April 1837*) nimmt dieser Iustizminister von einem Ur¬
theile , welches der Anklage-Senat des Appellationshofcs zn Köln wegen Verweisung eines
Schullehrers vor das Geschwornen-Gericht**) gesprochenhatte, Veranlassung, den Gerich¬
ten ernste Verweise zu geben, ihnen „uuregelmäßigcs Verfahren" vorzuwerfen und wört.
lich sich auszudrückenwie folgt: „des Königs Majestät haben das Verfahren des Anklage«
„Senats als unrichtig gemißbilligt und mich beauftragt, dasselbe ernstlich zn berichtigen.
„Ew. ic. beauftrage ich daher, diese Allerhöchste Bestimmung dem Anklage-Senat zu eröff¬
nen und dahin zu sehen, daß solche Mißgriffe weiter nicht stattfinden, sondern vielmehr
„denselben für die Zukunft auf ein? vollkommensichernde Art vorgebeugt werde. Solche
„reglcmentarischcBestimmuugen über die Grenzen zwischen dem Preußischen und Nheini«
„schcn Verfahren können überhaupt und am wenigsten in Bezug auf das Verhältniß der
„öffentlichen Beamten Gegenstand der Diskussion und Abstimmungen der mit jenen regle»
„mcntanschcn Bestimmungen und dem Umfange des Dienstverhältnisses der Beamten nicht
„näher bekannten Gerichtshöfe seyn, und letztere insonderheit nicht durch ihre von den An¬
ordnungen der Verwaltung abweichendenAnsichten'störendin dieselben eingreifen."

Wenn das in der Nhcinprovin; bestehendehöchste Gericht über seine gewissenhaft ab¬
gefaßtenUrtbeileveröffentlichte Vorwürfe und Berichtigui'gm wie die vorstehendenhinnehmen
muß, so müssen die untern Gerichte sich natürlich noch stärkere Zurechtweisungen gefallen
lassen. In einem Nescripte vom 13. Dezember 1834***) reprimandirt der Iustizminister
von Kamptz die Friedensrichter sehr hart über ihr „sehr tatelnswürdiges Bestreben, der
„administrativen Polizei ihr Amt zu erschweren, die Poli;ci'Vcrordnnngcn küustlichcnund
„fehlerhaften Auslegungen zu unterwerfen , die Gültigkeit der Polizei - Vorschriften ans
„den gehaltlosestenGründen zu verwerfen, oder die Polizei-Contravcntion deßhalb für
„nicht strafbar zu erklären, weil sie nicht bei einer bestimmten
St rase untersagt ist." So etwas sei „für die öffentliche Ordnung zu nachthcilig, um
„geduldet werden zu dürfen;" „wenn dieser Mißstand fortdauere, so werde nichts übrig
bleiben, als den schon früher gemachtenVorschlag aufzunehmen, das Urtheil in Polizei«
„Conlraventionssachen, wie in den alten Provinzen der Monarchie, der verwaltenden
„Polizei wieder zu übertragen;" „wenn Fälle so auffallender Art nochmals vorkommen, so
werde er von Ober-Aufsichtswegenvon denselben gegen den Friedensrichter selbst sehr gc-
„naue Kenntniß nehmen," und zur Vorbeugung solcher .... zum Nachtheil der Polizei,
lichen Ordnung gereichendenBehandlung der Polizcisachen, „jedenfalls einen qualisizirten
„Referendarius an ein solches Gericht auf Kosten des Friedensrichters deputiren, damit
„dieser von ihm lerne, wie diese Sachen anzusehen und zu behandeln sind."

*) Lettner VI. pÄss. 179.
**) Der Fall wird weiter unten näher dargestellt,

**») Lottner IV. pnss. 196.
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In ähnlicher Weise weiden die Landgerichts-Präsidenten und Ober «Prokuratoren
durch ein Ministerin!-Ncscript des Herrn von Kamptz vom 26. Januar 1833*) scharf
darüber getadelt, daß sie die Untersuchungenwegen demagogischer Umtriebe nicht strenge
genug führen, mit den Verhafteten zu milde verfahren, und den eigentlichen Zweck dersel¬
ben nicht festhalten. Es wird dort ausgesprochen: „Diese Umtriebe überhaupt und ihre
„Totalität, nicht aber die Handlungen, durch welche der einzelne Angeschuldigtedaran
„bethciligt ist, sind das eigentliche<!«»>>«« äelil-U."

Obgleich die Minister, welche dem Herrn von Kamptz in der Iustiz-Verwaltnng
der Nhcinprovinz gefolgt sind, niemals in solcherWeise, wie dieser, das Ansehen Rhei¬
nischerRichter durch Zurechtweisungen über die von ihnen erlassene Urtheile geschwächt
haben, so muß man doch annehmen, daß sie die Vcfugniß dazu besitzen, weil durch die
Allerhöchste gesetzgebende Gewalt das Gegentheil bis jetzt nicht ausgesprochen wurde, und
also die von dem Herrn von Kamptz ergangcnen Zurechtweisungen als gesetzmäßigzu
betrachten sind,

e) Nachdemdurch die Allerhöchste Kabinets-Ordre vom 6. März 1821") die Rheinländer ihre
Gesetzgebungin Beziehung auf Verbrechen und Vergehen wider den Staat und dessen
Oberhaupt verloren hatten, ward in der AllerhöchstenKabincts-Ordre vom 25. April
1835***) das Kammergcrichtzu Berlin zum ausschließlichenGerichtshof der Monarchie
wegen aller und jeder Verbrechenwider die Verfassung, die öffentliche Ordnung und die
Ruhe, sowohl der sämmtlichenStaaten des Königreichs, als auch der übrigen Staaten
des deutschenBundes bestellt. Hieraus folgt, daß die Anklagen, welche uuter den weiten
Begriff der vorstehendenBestimmungenfallen, nicht von einem Rheinischen, sondern von
einem zu Berlin befindlichen Gerichte erledigt werden, welches nach andern Gesetzen und
anderm Ncchtsvcrfahrcn urtheilt und verfährt, nnd daß die Angeklagten in verhältniß¬
mäßig sehr lange Haft während der Untersuchunggerathen und im Falle schwerer Beschul¬
digungen nach Berlin transportirt weiden.

6) Die Staatspolizei, das ist die Verwaltungsbehörde, kann Beschlagnahmenvon Papieren,
Verhaftungen und andere die Ruhe des Staates bezweckende Maaßregeln anordnen, ohne
daß die RheinischenJustizbehörden sich eher darum zu bekümmernhaben, als bis sie von
der Administration an die Justiz übergeben werden. Dies wurde durch die Allerhöchste
Kabincts-Ordre vom 21. August 1819 5), bei Gelegenheit der Beschwerdefestgesetzt, welche
der damalige Rheinische Iustizministcr von Beyme über die von dem Herrn von Kamptz
oder von einer damaligen Immediat-Iustizkommission angeordneten außergerichtlichenund
außerordentlichen Maaßregeln wegen angeblich hochverräterischer Umtriebe gegen Arndt
und Andere führte.

Eiue weitere Festsetzung des vorstehendausgesprochenenGrundsatzes ist in den, Nescripte
enthalten, welches der Iustizministcr von Kamptz gemeinschaftlichmit dem Minister des
Innern und der Polizei von Brenn über Competenz-Konflikte zwischenden Gerichten
und den Verwaltungsbehörden am 26. Januar 1833-r!-) erlassen haben. Die Gerichte
werden darin belehrt, wie „die Maaßregeln, welche die Regierung in Ansehung derjenigen

anordnet, welche der innern oder äußern Sicherheit des Staats, der Beförderung poli«

*) Lettner III. pnss. 565.
«« ^ Lottncr ll. l,»ss. 95.
»»«'s Lottener V. ,,»ss. 112.

5) Lottner I. p»ss. 592.
tt) Loltner til. ?»ll- 568.
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„tischer oder anderer Umtriebe oder anderer gleichartiger Bestrebungen schuldigoder ver-
„ dächtig sind, in so weit sie auf Erforschung und Ermittelung dieser Bestrebungen und
„auf die gegen dieselben und die dabei bctbeiligten Individuen zu nehmenden Sicherheits-
„maßregeln sich beschränlen, lediglich zur Kompetenz der Staatspolizei und der Ver>
„waltungobehörden gehören, von welchen die Sache erst, sobald es von der gerichtlichen
„Untersuchung und von der Bestrafung solcher Individuen sich handelt, au die Iustizbe^
„Horden abzugeben ist."

Daß die Allerhöchste Kabiuetsordre vom 21. August 1819 noch Gesetzeskraftbat und
das vorerwähnte Ministerial<Rcseript vom 26. Januar 1833 noch Anwendung findet, uud
daß hierin durch spätere Gesetze nichts Wesentlichesgeändert ist, geht daraus hervor, daß
noch gegen Ende des Jahres 1843 ein Handwerkomann zu Saarbrücken von der Verwal¬
tungsbehörde verhaftet wurde, und fast drei Monate in strenger Haft blieb, bevor er »rgend
einer richterlichen Behörde übergeben wurde. Auf welche schwacheVerdachtsgründeJemand
auf Veranlassung der Polizei Monate lang im Gefängnisse schmachten sann, ehe er seinem
Nichter zum Verhöre vorgeführt wird, beweist der Umstand, daß das Kammergerichtzu
Berlin, nachdem demselbendie richterlicheUntersuchungübergeben wurde, alsbald beschloß,
daß kein Grund zu derselben gegen den Vcrlmftcten vorliege und dieser deswegen in Frei¬
heit zu setzen sei.

«) Der Iustizminister kann veranlassen, daß rechtskräftig gewordene Urtheile, welcheeinen
Angeklagten vor das Geschwornen-Gericht verweisen, vernichtet werden und daß derselbe
vor ein anderes Gericht gestellt wird, welches nach andern als Rheinischen, nämlich nach
Preußischen Gesetzen zu urtheilen und zu verfahren hat. Daß dieser Grundsatz als gültig
betrachtet wird, geht aus folgendem Falle hervor.

Durch Urtheil des Anklage-Senats des Appellations-Hofes zu Cöln vom 8. März
183L ward der Schullchrer N. wegen unzüchtigerBehandlung mehrer ihm zum Unterrichte
anvertrauten Mädchen vor den Assisenhofzu Elberfeld verwiesen. Der Iustizminister
von Kamptz erhielt Kenntniß von dieser Sache und war, im Widersprüche mit allen
bisher urtheilsmäßig festgestellten Ansichten, der Meinung, daß das Verbrechen, wl-il das
Amt zu seiner Begehung mißbraucht worden, (was nach der bisherigen Jurisprudenz nur
eine Schürfung der Strafe des gemeinen Verbrechensmit sich brachte), ein Amts-Ver¬
brechen sei; flugs wies er das KöniglicheLandgerichtzu Elberfeld „von Justiz-Ober--
Aufsichts wegen" an, die Sache als Amtsvcrbrechennicht nach Rheinischen,sondern nach
Preußischen Gesetzenzu entscheiden. Das Landgerichtnahm Anstand, weil es nicht compe-
tent sei, indem das Urtheil des Anklage-Senats bereits rechtskräftig geworben. Um diese
Einwendung zu beseitigen, erwirkte der Iustizminister eine Allerhöchste Kabinetsordre vom
18. April 1837*), welche die Nichtberücksichtignngdes Urtheils des Anklage-Senats, so
wie auct, zugleich vorschrieb,daß das Landgerichtsich der Abfassungdes Erkenntnisseswider
den Schullchrer N. sofort uud ohne weitere Einwendung zu unterziehen habe.

Bei dieser Veranlassung wurde auch die Jurisprudenz für alle Fälle, wie der fragliche,
dahiu verändert, daß solche als Amtsverbrechennach PreußischenGesetzen behandelt werden
sollen. Die Kompetenz der Geschworneu-Gerichtewurde dadurch vermindert, und es köunen
nun die Zucht-Polizei-Gerichte in ihrer einfachenForm selbst auf lebenswierige Zwangs¬
arbeit erkennen, wie solches noch vor Kurzem zu Cöln geschehen ist.

») i!°»t»tr Vl. xuss. 181.
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l) Die Kompetenzder GeschworueN'Gcrichtcwurde ebenfalls durch die Bestimmung der Aller¬
höchsten Kabinets-Ordre vom 18. April 1835") vermindert, daß auf Münzverbrechc» die
Vorschriften des allgemeinen Landrechtsanwendbar sein sollen.

Auch hiervon ist, wie der Instizministcr von Kamptz in seinem Rescripte vom 2.
Mai 1835"") richtig bemerkt,eine Ausdehnung der Kompetenzder korrcktionellenGerichte
die Folge, indem sie darnach auf schwerere Strafen erkennenkönnen, als es ihnen nach
RheinischenGesetzengestattet ist.

3) Am 3. August 1835 fand zu Berlin ein nur wenig gefährlicher Volksauflauf statt, und
schon 14 Tage darauf, am 17. August 1835*"") wurde für die ganze Monarchie
eine Verordnung erlassen, welche auf das Tiefste in die persönliche Freiheit eingreift. Von
den Bestimmuugcu dieser Verordnnug gelte» in der Rhcinprovinz unter cmdcrn noch die
nachfolgenden:

2») Aufregung durch Geschrei und Pfeifen bei Gelegenheit eines Auflaufs, soll in der
Ncgcl mit körperlicherZüchtiguug und jedenfalls mit Freiheitsstrafe oder Strafar»
bcit geahndet werden; die Strafe kann „nach Bewandt »iß der Umstände
auf wiederholte strenge Züchtigung" festgesetzt werden.

K>>) Gefährliche Drohungen gegen eine obrigkeitlichePerson, bei einem Zusammenlaufe
von Menschenerfolgt, werden, außer mit Festungs- oder Zuchthausstrafe, auch noch
dadurch geahndet, daß der Thäter „sowohl bei seiner Aufnahme als Entlassung,
mit einer von dem Richter zu bcstiunueudcnAnzahl von Peitjchcuschlägcn(Will¬
kommenund Abschied) gezüchtigtwird."

ee) Der Tatbestand bei einem Auflaufe, in welchem die bewaffnete Macht einschreitet,
wird durch eine amtliche Darstellung des Befehlshabers festgesetzt,

üll) „ Für Beschädigungenan Sachen, welche bei solchen Gelegenheiten vorfallen, haften
„solidarisch alle Zuschauer, welche sich au dem Orte des Auflaufs befunden und
„nach dem Einschreitender Orts- oder Polizeibehörde nicht sogleich entfernt haben.
„Keine Entschuldigungeines Zuschauers wird beachtet, wcun seine Anwesenheitnoch
„bei dem Einschreitender bewaffneten Macht stattgefunden hat."

°«) „Die Untersuchungsoll in einem abgekürzten Verfahren erfolgen."
Dieses letztere ward durch die Verordnung vom 30. September 1836 5) allerdings

sehr kurz festgesetzt. Es werde hier daraus nur angeführt, daß für Angeschuldigte,„welche
höchstens eine Einjährige Freiheitsstrafe nebst körperlicherZüchtigung verwirkt haben, die
Bestellung eines Vertheidigers nicht stattfindet, und daß dieselben nur
mündlich zu Protokoll vernommen werden"; sodann, daß der Orts-Poli;ci<
Behörde die Strafgewalt bis zu einer Gefängnißstrafevon vierzehn Tagen übertragen wird.

Abgesehen von der gesetzlich in der Nheinprovinz eingeführten, nach rhcinländischeu
Begriffen die Menschenwürde erniedrigenden Strafart der körperlichen Züchtigung und
abgesehen von den durch die Verordnung vom 17. August 1835 sanctionirte» weiten
Begriffen über Strafbarkcit ist zu bemerke»,daß durch die Verordnung vom 30. September
1836 Prinzipien gesetzlich festgesetzt wurden, die in einem so eivilisirtenStaate wie Preußen
und in ruhigen Zeiten bei einem Volke, welches sich durch Treue und Gehorsam vor andern
auszeichnet, gewiß unerhört sind. Das Recht der Vertheidigung ist beschränkt, ist aufge-

*) Lottner V. p»ss. 113.
*«) Lottner V. i»»ss. 11?.

*««) Lottner V. p«ss. 181.
5) Lottner V. i>u<r. 462.
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hoben sogar bei Anklagen, in welchen auf einjährige Freiheitsstrafe nebst körperlicher Züch¬
tigung erkannt werden kann; sodann ist ein erccptionclles kurzes Gerichtsverfahren ange¬
ordnet; endlich ist auch der Verwaltungsbehörde eine Strafgewalt eingeräumt.

I») Die Strafe, welche in den Fällen, wo nicht das Rheinische, sondern das PreußischeRecht
angewendet wird, erkannt werden kann, 'st verschieden nach dem Stande des Schuldigen.

Es geht dies aus einem Ncscripte des Iustizmiuisters von Kamptz vom 13. Dezember
1837*) hervor, worin derselbe unter Beibringung einer ertrcchirtcnAllerhöchsten Kabinets-
Ordre vom 23. November 1837**) die Gerichte anweist, daß die im AllgemeinenLand¬
rechte vorgeschriebene„Festimgsstrale" nur bei den höheren Ständen als Fcstungsarrest,
dagegen bei der arbeitenden Klasse als Festungsarbcit zu betrachte» sei; es wird zugleich
bemerkt, daß die hiergegen vorgekommenen„Verstöße der Gerichtshöfe hätten beseitigt und
die vorschriftswidrig erkannten Strafen im Wege der Oberaufsicht auf gesetzmäßige zurück¬
geführt werden müssen."

Y Dem Ermessen des Ministers des Innern uud der Polizei ist es anheimgestellt,Jedermann
ohne Ausnahme, „unter Vorbehalt weiterer Untersuchungund Bestrafung, verhaften und
nach Bewandtnis) der Umstände in eine Festung abliefern zu lasse»," welcher „ Erlasse
auswärtiger geistlicher Obern, ihrer Agenten und Geschäftsführer an Preußische Unter¬
thanen überbringt, übersendet, oder i» der Absicht ihrer Verbreitung, mit Umgehung der
Behörde, weiter befördert," oder „solcher Absicht durch mündliche oder schrift¬
liche Mittheilung Vorschub leistet."

Es ist die AllerhöchsteKabinets.Ordre vom 9. April 1838 ***), welche, — hervorgerufen
durch die damaligen Zerwürfnisse der Negierung mit Rom, — dem Minister eine so unge-
mcsscne Gewalt über die persönlicheFreiheit des Unterthanen einräumt.

K) Die Ocffcntlichkcitdes Verfahrens ist, wie sich von selbst versteht, nicht nur in allen den
Fällen ausgeschlossen, in welchen das RheinischeVerfahren nicht zur Auweuduug kommt,
sondern sie ist auch durch besonderegesetzliche Verfügungen noch beschränkt worden. Nach¬
dem das Gesetz vom 31. Januar 1822****) die Ocffcutlichkeitiu deu Fällen auogeschlosscn
hat, welche der Moralität gefährlich werden können, — eine Bestimmung, deren Zweck¬
mäßigkeit allgemein anerkannt wird, — dürften die Beschränkungender Qeffentlichkeitals
unnöthig oder unersprießlicherachtet werden, welche durch die Allerhöchsten Kabiucts-Ordres
vom 14. April 1830 -r), 1. Oetober 1832 55), 4. Januar 1836 5-s-r), 25. Februar 1837 -I^),
23. Juli 1838") und durch die Iustiz-Ministerial-Vcrfüguugen vom 4. Dezember 1835 °°)
und 2. Juli 1836°°°) vorgeschrieben siud.

i) Der Grundsah ist aufgehoben, daß Competenz-Conflicte zwischen den Gerichten uud Ver¬
waltungsbehörden ohne Ausnahme von einem Gerichte entschieden werden müssen, wie dies
selbst unter der Fremdherrschaftgeschah, indem damals der Staatsrath für solche Fälle als
Gericht constituirt war.

*) Lettner Vl. p»ss. 357.
»»^ Lettner VI. i'»«. 361.»««'> Lettner VI p»ss. 455.

»»»»X Lottner II. l»>ll- 209.
t) Lettner III. p»ß. 330.-m Lettner III. l»»^. 516.

1"tt) Lottner V. pl>ss. ^l)6.
-l-M) Lettner VI. pass. 108.

") Lettner XI. p»ss. 562.
uu^ Lettner V. p»ss. 279.

»Ullx Lettner V. p»g. 416.
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Es ist nämlich, abgesehen davon, daß — wie aus dem bisher Vorgetragenen sich
ergiebt — in Beziehung auf persönliche Freiheit durch die der Verwaltung zum Nachtheil
der Justiz eingeräumten Befugnisse die rheinländischenGrundsätze völlig umgestaltetsind,
die Entscheidung über Competcnz-Conflicte im Wesentlichender Verwaltung überhaupt
gesetzlich übertragen worden, da nach der AllerhöchstenKabinets-Ordre vom 30. Juni
1828*) der Fall eines solchen Conflictes entweder durch Vereinigung zwischenzwei
Ministern, oder, wenn sie nicht zu Stande kommt, auf den Bericht des Staats-Ministe¬
riums, also einer Verwaltungsbehörde, von dem Könige entschieden oder zur Entscheidung
einem Gerichte übertragen wird.

So betrübend das Bild des jetzigen Nechtszustandesist, welches ich Ihnen im Vorstehenden
ohne Colorit gezeigt habe, so lnüpft sich doch daran eine tröstliche Betrachtung: die Menschen sind
besser als die Gesetze. Lebte nicht in den richterlichen Behörden ein starker Nechtssinn, wären die
Verwaltuugsbcamtcn nicht human, durchdränge sie nicht die ans dem Throne herrschende Gerechtig-
kcitslicbc, — was könnte mit den geltenden Gesetzen nicht Alles gegen die persönliche Freiheit der
Unterthanen bewirkt werden!

Aber dennoch ist der Nechtszustandbetrübend, denn grundsätzlich betrachtet, gewährt er keine
Garantie für persönlicheFreiheit und die vollständigeUnabhängigkeitdes Nichteramts. Hierdurch
wird auf die Dauer der Rechtssinndes Volkes untergraben, und ohne einen solchen zerrinnt das
Fundament, auf welchem allein ein civilisirter, ein deutscher Staat sicher gebaut sein kann.

Wohl zeigt uns die Geschichtelaugst vergangener Zeiten einzelne Eingriffe selbst großer
Preußischer Monarchen in den Rechtsgang, — vorübergehende Schatten, durch welche die sonst
heilig gehaltenen Grundsätze des Rechts mir auf Augenblickeverdunkelt wurden. Allein niemals
hüt meines Wissens in Preußen die Gesetzgebungdie Unfreiheit in solchem Maße zum Staatsrecht
erhoben, wie es während der Zeit der Demagogen-Untersuchunguud der Justizverwaltung des
Herrn von Kamptz geschehen ist; niemals hat insbesonderein der Rheinprovinz ein solches Staats¬
recht gegolten.

Wie schweres hält, daß die Staats-Verwaltung solche Grundsätze aus eigenemAntriebe
wieder aufgeben und auf ihre gesetzliche Aufhebung selbst antrage, haben die letzten Jahre gezeigt;
sie hat das Wesentlichereaus jenem Staatsrccht behalten und als Erbtheil hingenommen,auf ihre
eigene Humanität vertranend und darin eine Bürgschaft gegen Mißbrauch erblickend. Dieser Stand¬
punkt ist aber nach meinem Erachten nicht der richtige, denn der Staatsmann hat die, traurigen
Folgen der Schwächung des Nechtssinnesim Volke und seines Vertrauens auf ganz sicher gestelltes
Recht zu beachten, auch zu bedenken,daß die Personen, aus welchen die Staatsverwaltung gebildet
wirb, nicht immer die nämlichenbleiben, und daß zu gelegener Zeit einmal das Nechtsgcfühldes
Volles durch Anwendung eines früher erlassenen Gesetzes tief verletzt werden könnte. An Beispielen»
fehlt es nicht, und der Prozeß gegen Jordan ist eins der neuesten.

Diese Betrachtung erhält dadurch noch eine ernstere Seite, daß ganz neuerlichdie Staats,
Verwaltung die Vollziehung der Gesetze vom 29. März und 7. Juni 1844, ohne ständischen Bei-
rath beantragt hat. Das erste dieser Gesetze vermindert die Unabhängigkeitdes Nichteramtes; das
andere schwächt den Nechtsbeistand, weil nach F 1 die Sicherung der Stellung des Advokatenin
bedenklicher Weise bedroht wird.

Wie wichtig für die Bewahrung der Rechtssicherheites ist, daß leme darauf sich beziehende
gesetzlicheBestimmung ohne den Bciratb der Stände, wie es in dem Grundgesetze vom 5. Juni
1823 vorgesehenwurde, vollzogenwerde, beweist das Entstehen der Ihnen dargestellten Gesetzgeb

») Lottncr II«. r»3. 24N.



ung der mehr erwähnten Periode. Die Schnelligkeit, mit welcher die wichtigstenNechtsgrundsätzc,
auf den Antrag der Minister, oder sogar nur Eines derselben, aufgehoben oder verändert und die
freiheittödtcnbstenGesetze erlasse» wurden, zeigt, daß momentane Bedürfnisse, Wüuschc oder An¬
sichten der Staatsverwaltung jene Gesetzgebunggeschaffen haben, und daß dieselbe schwerlich die
Sanction des Thrones erhalten haben wurde, wenn vorgängig die Stimme eines treu ergebenen
Volkes durch das Organ der Stände darüber gehört worden wäre.

Bei Erwägung des Nechtszustandeswerden Sie Alle, meine Herren, tief durchdrungen seyn
von dem Gefühle der Nothwendigkeit der Herstellung sicherer Nechts-Iustitutionen, und der Aufhe¬
bung aller während der Jahre l8l9 bis 1840 erlassenen, die persönlicheFreiheit beschränkenden
oder den Rechtsschutz vcrmindcrudeu gesetzlichen Bestimmungen, so wie auch der Gesetze vom 29.
März und 7. Juni 1844. Vertrauensvoll werden Sie die desfallsigen Bitten anssprechcn dürfen
vor dem hohen Herrscher, vor dem großgcsinntenKönige, welcher das ständische Wirken neu belebt,
und der dcu erhabenen Beruf zu der festen Begründung innerer deutschenFreiheit erfüllen wird,
wie der Beruf, sie gegen Außen zu erkämpfen, von seinen, in Gott ruhenden KöniglichenVater
erfüllt ward. Möge« sie daher, — so lautet mein Schluß-Antrag, — Seine Majestät den König
ehrfurchtsvollbitten:

1) Daß Seine Majestät allergnädigst geruhen mögen, der Staatsverwaltung die Ausarbeit¬
ung eines, den Ständen zur Berathung vorzulegenden Gesetzes zu befehle», durch welches
die jetzt bestehenden gesetzlichen Bestimmungen über Kompetenz-Konfliktezwischen der Ver¬
waltung und den Gerichten aufgehoben, nnd an deren Stelle ein mit inamovibelnNichter»
besetztes Gericht zur Entscheidungdieser Konflikte bestellt wird.

2) Daß Seine Majestät der König allergnädigst geruhen wolle, die Allerhöchsten Kabinets-
Ordres «-«»p. Verordnungen vom 21. August 1819, 6. März 1821, 3. Februar 1833,
2. August 1834, 18. April 1835, 25. April 1835, 17. August 1835, 30. September 1836,
18. April 1837, 28. November 1837, 9. April 1838 und außerdem alle die Oeffentlich-
keit der Gerichte beschränkende gesetzliche Bestimmungen, mit Ausnahme des Gesetzes
vom 31. Januar 1822, aufzuheben, und dagegen wieder die Rheinische Gesetzgebungin
Kraft treten zu lasseu.

3) Daß Seine Majestät der König allergnädigst geruhen wolle, anch die Aufhebung des Ge¬
setzes vom 29. März 1844, mindestensso weit solches sich ans richterlicheBeamte bezieht,
so wie des Gesetzes vom 7. Juni 1844 über den Advokatenstand, mindestens des z 1 die¬
ses Gesetzes, zu verordnen.

4) Daß endlich Seine Majestät der König huldreichst geruhe,, möge, zur Ausführung und
weiter,, Ausbildung der ständischenVerfassung als Preußisches Staatsrecht festzustellen,
daß keine die Personen- und Eigenthumsrechte der Unterthanci, betreffendeBestimmung,
insofern solche nicht vorgängig der Berathung der Stände unterworfen gewesen ist, für
die Entscheidungder Gerichte maßgebend sein darf, und daß in dieser Beziehung auch die
Anordnungen über die Organisation der Gerichte und der Untersuchungsbehörden,so wie
über die Kompetenz,das Gerichtsverfahren und die Vertheidigung, ebenfalls der Berath¬
ung der Stände vorgängig unterliegen.

Coblenz, den 19. Februar 1845.

Der Landtags«Abgeordnete:
Hansemann.
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9cr von drm Kaufmann David Hansemann aus Aachen dem achten RheinischenProvinzial«
Landtage überreichte Antrag beabsichtigt, die Unabhängigkeit des Nichteramts und die persönliche
Freiheit zu sichern. Dieser Zweck ist, wie unbedenklich nachgegeben werben muß, sehr lobenswcrth;
denn Niemand wird den großen Werth einer unparthciischenRechtspflegeund der persönlichen Frei¬
heit in irgend einer Art bestreuen wollen. Der Umstandaber, daß der AbgeordneteHanse mann
einen solchen Antrag bei dem Rheinischen Provinzial-Landtage für nöthig hielt und demselben gleich«
sam den Weg angab, ans dem der Besitz jener kostbaren Güter errungen werben soll, scheint zu
beweisen, daß der Antragsteller gegenwärtig das Nichtcramt nicht für unabhängig, die persönliche
Freiheit nicht für gesichert hält; dieser Ansichtauch bei den übrigen Landtags. Deputirteu Eingang
zu verschaffen, muß natürlich das Hauptbcstrebendes p. Hansemann sein, weil, wenn er diesen
Zweck verfehlen sollte, dem Antrag ein günstiger Erfolg nicht verheißen werden kann.

Von dieser Ansicht ist auch der Antragsteller ausgegangen und hat aus den letzten zwanzig
Jahren mit großer Genauigkeit alle Gesetze, Verordnungen und Ministcrial-Rescripte bis zum Jahre
1839, in welchener eine Gefährdung der richterlichenUnabhängigkeitoder der persönlichenFreiheit
zu entdecken glaubte, aufgezählt, und ist auf diesem Wege zu dem Resultate gelaugt, daß jene
Gefährdung nur durch gänzlicheAufhebung jener Gesetze und Nescripte und durch gänzlich unbe¬
schränkteBeibehaltung oder Wiederherstellungder französischen Gesetze beseitigt werben kann. Es
werden der früheren Verwaltung der RheinischenRechtspflegeSchritte vorgeworfen, die, wie man
glaubt, bei dem Fortbestehe!,der früheren RheinischenGesetze nicht hätten Statt finden dürfen, die
aber in den späteren Verordnungen ihre Rechtfertigungfinden; so lange nun diese noch bestehen, so
lange, wie gesagt, bleibt die Unabhängigkeitdes Nichteramts und die persönliche Freiheit gefährdet;
es ist also, wird weiter gesagt, unerläßlich, diese späteren Verordnungen so schnell als möglich zu
beseitigen und die Bewohner der Nheinprovinz in den Besitz und Genuß jeuer großen Güter
wieder einzusetzen.

Nimmt man einstweilenals ausgemacht an, daß die Bewohner der Nheinprovinz wirtlich in
Gefolge der unter der Preußischen Regierung ergaugencn Verorduungen in dem Genusse jener Güter
seien beschränkt worden, so würde diese Beschränkung doch nothwendig bald nach Bekanntmachung
jener Verordnungen bemerklich geworden, und dieses würde für die früheren Landtage ein Grund
gewesen sein, den Gegenstand schon vor vielen Jahren zur Sprache zu bringen. Daraus, daß dies
nicht geschehe» ist, darf man mit Recht den Schluß ziehen, daß die angebliche Gefahr nicht so groß
gewesen sein kann, als sie gegenwärtig geschildert wird; man darf diesen Schluß mit um so größerer
Zuversicht machen, als der Rheinische Landtag bei allen seinen bisherigen Versammlungen ganz
unzweideutigeuud sehr anerkenncnswertheBeweise seines Eifers in Vertretung der Provinz gegeben
hat und bei den früheren Landtagen praktische Juristen thätig waren, die nicht nur die Gesetze
gründlich kannten, sondern anch die Folgen der Anwendungderselbenaus eigener Erfahrung kennen
lernen konnten.

Die Frage lag sehr nahe, ob die Uebelstände, über welche man sich beklagt, Folgen der
neuen Verordnungen seien, oder ob sie nur der Ausführung dieser Verordnungen zuzuschreiben seien;
wie man aber diese Frage auch beautwortet hätte, immer würde den Vertretern der Nheinprovinz
ein gesetzlicher Weg geöffnet gewesensein, auf dem sie Abhülfe erbitten und erlangen konnten.

Befremden muß es daher, daß jetzt erst dieser Weg betreten wird, nachdem seit sechs Jah¬
ren die obere Leitung der RheinischenRechtspflegein andere Hände übergegangenist, nachdem die
Gesetze, über deren Anwendung man jetzt Nagt, seit Jahren außer Kraft gesetzt, die Rheinischen
Gesetzewieder hergestelltsind und keine Verfügung ergangen ist, durch welche der richterlichen
Unabhängigkeit zu nahe getreten oder die persönlicheFreiheit gefährdet worden wäre. Es ist von
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dem Landtags-Dcvutirten David Hansemann nicht Ein Fall aus der Zeit von 1839 bis heute
angeführt, welcherdas Gegentheil des Gesagten nur wahrscheinlichgemacht, geschweigedenn be¬
wiesen hätte, und wenn dennochnach so langer Zeit in einem dem Landtage übcrgcbenen Antrage
Vorfälle herausgehoben worden, die der Vergangenheit angehören, die nicht ungeschehengemacht
werden lönnen, die seit sechs Jahren sich nicht wiederholt haben, die sich nicht widerholen können,
so ist es gewiß schwer, den Grund und die Veranlassung eines solchen, gewiß ungewöhnlichen,
Schrittes aufzufinden.

Der Regierung ist es nicht von Interesse, diesen Grund zu kennen; was geschehenist, mag
der Vergessenheithingegebenwerben; es bleibt nur zu untersuchen, ob gegenwärtig noch die Rhei¬
nische Rechtspflegein so beklagenswcrthemZustande ist, daß es zu deren Rettung des Antrages des
Landtags.'Deputirten David Hansemann bedürfte. Bei der Prüfung dieser Frage sollen die
von d«m p. Hanse mann angeführten Verordnungen und Ministerial-Nescripte erörtert werden,
und der RheinischeProviuzial-Landtag wird alsdann in den Stand gesetzt sein, sich mit Sachkennt¬
niß über den Antrag zu äußern.

In dem gedruckte»Antrage, Seite 303, wird anerkannt, daß manche Ucbelständeseit mehreren
Jahren beseitigt seien; es wird aber zugleich gesagt, baß andere Ucbelständeauch jetzt noch bestehen,
von denen der Antragstellerdie wesentlicheren anführen will. An der Spitze dieser wesentliche¬
ren Ucbelständefindet sich folgender:

daß mancheVerbrechenund Vergehen, insbesondere politische, nach der Allerhöchsten Ka»
binets-Ordre vom L. März 182l nicht nach dem öffentlichenRheinischen, sondern nach
dem „heimlichen Preußischen Verfahren" untersucht und bestraft werden, was dann
die Folge habe, daß nach Z 508 der PreußischenKriminal-Ordnung die Erkenntnisseder
Bestätigung des Justiz-Ministers bedürfen.

Znm Beweise dieses Satzes wird Ein Fall angeführt, der sich vor zwölf Jahren
ereignet hat.

Es ließen sich gegen diese» Satz manche materielleBedenken erheben; doch mögen diese uner-
örtert bleiben, weil zur Widerlegung desselben und zur Belehrung des Antragstellers nur wenige
Worte hinreichen.

In der von dem p. Hansemann selbst an demselbenOrte angeführten Verordnung vom
18. Februar 1842, 8 2, ist gesagt, daß an die Stelle der Kriminal-Ordnnng vom 11. Dezember
1805 und des Tit. 35 der AllgemeinenGerichts-Ordnung vom Tage der Publikation der Verord¬
nung diejenigen Gesetze treten, welche vor der Verordnung vom 6. März 1821 in Kraft
waren. Nach 8 5 derselben Verordnung vom 18. Februar 1842 ist die gäuzlichcBeseitigung des
„Preußischen Verfahrens" zum zweiten Male wiederholt ausgesprochen. Es besteht also am Nheinc
kein anderes Strafverfahren, als das der Rheinischen Straf-Prozeß-Ordnnng. Ganz unerklär¬
lich ist es daher, wie der Abgeordnete David Hansemann, dessen Gcsetzkunde man nach seinem
Antrage nicht bezweifelndarf, auf den Gedanken kommen konnte, den Landtag glauben machen zu
wollen, daß zu den noch bestehenden „wesentlicheren" Uebclständenauch der gehöre:

daß jetzt noch Untersuchungennach der Preußischen Kriminal-Ordnung geführt würden
und deswegen dem Justiz-Minister die Bestätigung vorbehalten sei.

Allerdings sind auch heute noch einige altländischematerielle Strafgesetze in der Nheinpro-
vinz in Kraft; diese scheinen aber weniger zu den Uebelständen gerechnetzu werden, wenigstens
ist von dem Antragstellerkein Fall angeführt, in dem die Anwendung eines Preußischen Strafgesetzes
besondereUebelstände herbeigeführt hätte. Von schweren Verbrechen gegen die innere oder äußere
Sicherheit des Staates ist nichts bekannt geworden, und wenn man auch an die Möglichkeitglauben
wollte, daß unter den Bewohnern der Nbeinprovinz ein Verräther an seinem Vaterlande sich finden
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könne, so würde es doch ganz gleichgültig sein, ob er nach dem Preußischen oder nach dem Rhei¬
nischenGesetze bestraft wird, da hinsichtlich der Staatsverbrecher beide Gesetze von einander nicht
abweiche».

Warnm nnn diese, seit mehr als zwanzig Jahren nicht zur Anwendung gekommenen, gegen
Staatsverbrechen gerichteten Strafbcstimmnna.cn jetzt, wie der Abgeordnete David Hansemann
begehrt, aufgehoben werden sollen, jetzt, in einer Zeit, in der ein neues allgemeines Strafgesetzbuch
seiner Vollendung immer naher gebracht wird, ist um so weniger zu errathen, als jede Veränderung
in einer Gesetzgebung viele Zweifel unvermeidlichaufregt, die aller Wahrscheinlichkeitnach bei der
Publikation des neuen Gesetzesnoch nicht völlig würden erledigt sein.

Wenn die Beamten der Rhciuprovin; wegen Dienstvergehenden Slrafbcstimmnngcn des All¬
gemeinen Landrcchlo unterworfen sind, so ist dies eine nothwendige Folge des Prinzips, daß die
Preußische Regierung ihre Diener nach gleichenGrundsätzen behandeln will, ein Grundsatz, der, mit
Rücksicht auf die überaus strengen Strafbcstimmnngen des RheinischenRechtes, für die Beamten
selbst nur wohlthätig sein kaun.

Bei dem Antrage auf gänzliche Beseitigung der Allerhöchsten Verordnung vom L. März 1821
scheint es aber dem Landtags-Dcpulirtcu David Hanscmann auch cntganacn zu sein, daß durch
jene Beseitigung Handlungen straflos bleiben würden, deren Bestrafung aber jeder wahre Freund
seines Vaterlandes wünschenmuß.

Die Genehmigung des Hanse mann'scheu Antrags würde zur Folge haben, daß die gröb¬
sten, schändlichstenSchmähungen auf das Oberhaupt dcs Staats oder die Angehörigen desselben
straflos bleiben müßten, weil das RheinischeStrafgesetzbuchfür solche Fälle eine Strafbestimmnng
nicht enthält, wie sich dieselbe in den 88 196 bis 20ü des Preußischen Strafrechts vorfindet.

Zwar sind auch zur französischen Zeit solche Schmähungen nicht ungeahndet geblieben, aber
sie wurden auf einem Wege bestraft, den die Preußische Regierung zn betreten sich nie entschließen
wird.

Will der Landtags-Deputirte David Hansemann Handlungen der eben erwähnten Art
nicht straflos wissen, ist er auf der auderu Seite ein so entschiedenerGegner aller Willkühr, wie
man ans feinem Antrage entnehmen darf, so wird er nicht umhin können, die gänzlicheUnHaltbar¬
keit seines Antrages selbst anzuerkennen.

Das einzig Nichtige in der oben wörtlich angeführten Stelle reduzirt sich hiernach auf den
Umstand, daß bei den Untersuchungeneine unbedingte Oessentlichkeitnicht Statt findet.

Ob darin ein Grund liegt, die Thätigkeit des RheinischenProvinzial-Landtags in Anspruch
zu nehmen? ob in der sehr bedingten Ausschließungder Qeffeutlichkciteine Kränkung des Rhei¬
nischenPrinzips zu erkennen ist? darüber werden die folgenden Bemerkungen für jeden Unbefangenen
hinreichendenStoff zur Beurtheilung geben.

Die Oessentlichkeitder gerichtlichenVerhandlungen ist,uubestreitbar die Regel dcs Rheinische»
Prozesses, aber diese Ziegel hat Ausnahmen, deren Nothwendigkeit der Französische Gesetzgeber an»
erkannt hat. Deswegen ist schon in dem Artikel 87 der RheinischenCivil-Prozcß-Ordnuug bestimmt,
daß der Gerichtshof die Oessentlichkeitausschließenkann, wenn eine öffentliche Verhandlung öffent¬
liches Aergerniß (»eliullnlu) oder sonst bedeutende Nachtheile (inounvenien» ssi-nv«») mit sich führen
kau»; deswegen ist in dem Artikel 241 des Civil-Gesetzbuchs für den dort erwähnten Fall die Aus¬
schließungder Oessentlichkeitausdrücklichbefohlen.

Die AllerhöchsteVerordnung vom 31. Januar 1822 wiederholt die früheren Grundsätze,
welche sie auf einzelne Fälle anwendbar erklärt, auf welche sie auch schon früher ganz unbedenklich
anwendbar war. Diese Verordnung hat aber das RheinischePrinzip in so weit noch besonders m
Schutz genommen, daß die Oessentlichkeitnur durch einen Plcuarbeschluß ausgeschlossenwerden
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darf, während nach der Civil-Prozeß-Ordnung jede einzelne Abtheilung des Gerichts diese Aus¬
schließung anordnen konnte.

Der Abgeordnete David Hansemann erklärt ausdrücklich sich für die Beibehaltung der
Verordnung vom 31. Januar 1822, eiue Aenderung des Artikels 87 der Civil-Prozeß-Ordnung
hat er nicht beantragt, man darf also wohl annehmen, daß er nur die Aufhebung der nach dem
Jahre 1822 hinsichtlichder Ocffentlichkeitdes gerichtlichenVerfahrens crgangcncn Verordnungen in
Antrag bringt, und dies macht es nöthig, diese Verordnungen einzeln durchzugehen, wie sie in dem
Hansemann'schen Antrage Seite 308 in der Note aufgezählt sind.

Die erste derselben ist vom 14. April 1830. Durch diese wirb die Ocffcntlichkcit ausge¬
schlossenbei Untersuchungen wegen Anfertigung, Verfälschung, Einführung und Verbreitung von
Münzen, Papiergeld uud sonstigen zum öffentlichenUmlaufe vom Staate bestimmter Papiere, weil
durch die Ocffentlichkeitder Verhandlung das Wohl des Staates gefährdet werden kann.

Ob die Vcsorgniß wegen dieser Gefährdung des Staats-Wohls begründet sei oder nicht,
dies ist eine Frage, deren Beantwortung blos dem Staatsoberhaupte zustept; die Frage ist also uun
beantwortet; wenige, denen man ein Urtheil einräumen darf, würden sie anders, als geschehen,
beantworten. Steht es aber einmal fest, daß da« Wohl des Staats durch die Ocffcntlichkcitder
gerichtlichenVcrhandluugcn gefährdet werden kann, so würde nur noch die einzige Frage zu beant¬
worten sein:

ob die Gefährdung des Wohls des Staats als ein „iuennvenieu» ^r»ve" angesehen
werden darf?

und da wohl Niemand diese Frage anders als bejahend beantworten kann, so findet die Verordnung
vom 14. April 1830 ihre vollständige Rechtfertigung iu dem Artikel 87 der Rheinischen Prozeß.
Ordnung; den Sinn dieses Artikels wendet die Verordnung auf einen speciellenFall an und selbst
ohne diese Verordnung würde es dem Gerichtshöfe frcistehn, die Ocffentlichkeitauszuschließen.

Eine zweite Verordnung vom 1. Oktober 1832 schließt die Ocffcntlichkcitdcr gerichtlichen
Verhandlungen aus, oder erlaubt vielmehr den Gerichten die Ocffentlichkeitauszuschließen:

wegen des Ausbruchs dcr Cholera iu dcr Nheinprovinz.
Es ist zugleichbestimmt, daß dieser Maaßregel so viel als möglich Anstand zu geben sei.
Auch die Aufhebung dieser Verordnung wird vou dem Landtago-Deputirteu David Hau se¬

in nun in Antrag gebracht, obgleichsie keinen Bcscbl, sondern nur eiue Ermächtigung dcr Gerichte
enthält. Die Aufhebung wird nach der auogcsprochcncnTendenz des Antrags gefordert, um die
Unabhängigkeit des Nichtcramtes zu sichern, obgleich sich wohl schwerlichein Gesetz wirb auffinden
lassen, was die Unabhängigkeit des Nichtcramtes unbedingter ausspricht, als grade die Verordnung
vom 1. Oktober 1832.

Die Nheinprovinz blieb verschont von jenem schrecklichenUebel; die Verordnung ist uie zur
Ausführung gekommen. Der innere Werth des Hansemann'schen Antrags in Beziehung auf
diese Verordnung ist daher sehr leicht erkennbar.

Eine dritte Verordnung vom 4. Januar 1830 soll nach dcr Ansicht des Landtags-Dcpntirten
David Hanse mann als uuuöthig oder unersprießlich aufgchobcu werben. Der Antrag ist so
eigenthümlich,daß er einer näheren Beleuchtung werth ist, weil diese über die ganze Sache Auf¬
klärung giebt.

Die oben schon erwähnte Verordnung vom 31. Januar 1822 schließt die Ocffentlichkeit aus
iu Untersuchungen, in deren Folge die Artikel 330 bis 340 des RheinischenStrafgcsctzbnchcszur
Anwendung kommenkönnen, oder um mit dem Antragsteller (Seite 308) zu sprechen:

„in den Fällen, welche der Moralität schädlich werden können;"
es wird dort versichert, daß die Zweckmäßigkeitder Bestimmung allgemein anerkannt werde.
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Was sagt nun die Verordnung vom 4. Januar 183L, welche als unnöthig oder unersprieß¬
lich aufgehoben werden soll. Cic sagt:

daß bei Erfassung der Verordnung vom 31. Januar 1822 es nicht die Absicht gewesen,
deren Vorschrift auf die Fälle der Artikel 330 bis 340 des RheinischenStrafgesetzbuches
zu beschränke!!,die Oeffentlichkcitvielmehr ausgeschlossen sein solle, in allen Fällen, in
welchen sie der Sittlichkeit (Moralität) uachthcilig werden kann.

Ist es nun, nach der unzweideutigen Versicherungdes Landtags-Dcputirtcn David Hanse,
mann allgemein als zweckmäßig anerkannt, die Oeffentlichkcitauszuschließen,

„in dcu Fällen, welche der Moralität schädlich werden können;"
so bleibt es etwas räthselhaft, warum derselbe Abgeordnete die Aufhebung einer Verordnung bean¬
tragt, welche die Öffentlichkeit ausschließt:

„in den Fällen, welche der Sittlichkeit nachthcilig werden könne»."
Es ist dies sehr räthselhaft, weil biohcr die Worte: Moralität nnd Sittlichkeit für

gleichbedeutendangesehen wurden; der Antragsteller wird dem Landtage ohne Zweifel diese Dunkel¬
heit aufklären.

Die vierte Verordnung, welche als nnnöthig oder ersprießlich aufgehoben werden soll, ist
die vom 25. Februar 1837, nach welcher die Auoschlicßnngder OeffcntlichkeitStatt siudcn soll:

wenn von der zu erwartenden Erörterung religiöser oder kirchlicher AngelegenheitenAuf¬
regung oder Aergerniß zu besorgen ist.

Wenn es wahr ist, daß Confcssionsstreitigkeitcnin einer Provinz, wie die am Rhein, deren
Bevölkerung so sehr gemischt ist, zn den tranrigstcn, bcklageuswerthestenErscheinungen gehören, so
ist es gewiß auch wahr, daß das Nähren dieser Streitigkeiten, die hervorgerufene Aufregung ein
Ucbclstand, ein Unglückist, das man ohne allen Zweifel als ein iuonnveuinn» ^,^o betrachten
kann. Ist dies aber richtig, so findet die Verordnung vom 27. Februar 183? ihre vollständige
Rechtfertigung in dem Artikel 87 der RheinischenProzeß.Ordnung.

Die letzte Verordnung ist jene vom 23. Inli 1838, durch welchedie Oeffentlichkcitdes gegen
Notare eingeleiteten Disciplinar-Vcrfahrcns ausgeschlossenwird. Auch diese soll als unnöthig oder
unersprießlichaufgehoben werden. Zur näheren Würdigung dieses Antrages muß voraus geschickt
werden, daß in einer Verordnung vom 21. Juli 1820 bei dem Disciplinar'Vcrfahrcn gegen Ge-
nchtsschrcibcr und Gerichtsvollzieher die Oeffentlichkcit auogcschlosscnist, daß aber eine ähnliche
Vorschrift iu der Verordnung vom 25. April 1822 über die Notare sich nicht befindet; daraus folgte
nun, daß von allen gerichtlichen Beamten einzig nnd allein die Notare einem öffentlichen
Disciplinar-Vcrfahrcn unterworfen waren. Zu einer solchen crccptioncllcn Behandlung fehlte es
an allen Gründen, daher die Verordnung vom 23. Juli 1838.

Der wörtliHe Sinn des Antrages des Landtags-Deputirtcn David Hansemaun geht
nur dahin, jene erccptioncllc Behandlung der Notare wieder herzustellen, ein Antrag, dessen Ge¬
nehmigung den sehr wichtigen und ehrenhaften Stand der Rheinischen Notare ans eine nicht zu ver¬
antwortende Art herabsetzen würde, während diese Beamte es grade sind, welche der Staat als
solche anstellt, denen das große Publikum seine wichtigsten Interessen mit aller Sicherheit anver¬
trauen darf.

Zu beklagen bleibt es, daß zur Rechtfertigung eines solchen Antrages auch nicht ein Wort
gesagt ist.

Nach dem biohcr Gesagten darf man also mit allem Grunde behaupte», daß die obener¬
wähnten Ansichten des Landtags-Dcputirten David Hansemann aller Begründung entbehren,
in mancher Beziehung mit sich selbst in Widerspruch stehen.
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Derselbe Deputate erwähnt noch der Ministcrial-Ncscripte vom 4. Dezember 1835 und 2.
Juli 183L.

Indessen ist hier der Ort nicht, hinsichtlich dieser Nescripte in eine nähere Erörterung einzu¬
gchen.

Die Rheinischen Gerichte wissen recht gut, daß sie die Gesetze zu beachten haben, und bei
deren Anwendung frei sind und «ur Gott und ihrem Gewissen verantwortlich bleiben. Könnte man
dem Gcdanlcn Raum geben, daß sie von ihrer Freiheit und Unabhängigkeit, aus welchen Gründen
es sciü mag, nicht den nöthigen Gebrauch machen, so müßte man dies um so mehr beklagen, als
die Gesetze, auch die nachdrücklichsten,diesem Ucbclstaudcnicht abhelfen lönncn. Erfreulich ist es
aber, daß solche Fälle noch nicht bekannt geworden sind und hoffentlichnie sich ereignen werden.

Schon früher ist, mittelst Berichtigung der irrthümlichen Ansichtendes Landtags-Depntirten
David Hansemann, bemerkt worden, daß in der Rheinprovinz nur ein gerichtliches Verfahren
nach den RheinischenGesetzen Statt findet. Wenn nun der genannte Dcpntirte Seite 304 einen wet¬
tern Uebclstand des in der Provinz „lheilweisc geltenden Preußischen Nc cht sv ersah rens" dar¬
in findet, daß der Justiz-Minister befugt ist, die Gerichte wegen der von ihnen erlassenen Urtheile
zu rcprimandircn, so würbe diese Befugnis), alo eine Folge des Preußischen Rcchtsvcrfahrens,
mit diesem wegfallen, also nach Publikation der Verordnung vom 18. Februar 1842 nicht mehr be¬
stehe», eine Abhülfe daher schon eingetreten sein, ehe der oben erwähnte Antrag zum Vorschein
kam.

Der Aufklärung des Sachvcrhältnisscs wegen und um die sehr große Zahl von Mißverständ¬
nissen und Mißdeutungen wenigstens eiuigermaßeu zu vermindern, wird es nicht ohne Nutzen sein,
die Grundsätze, welche nach der u nvcrändcrt e n R heinischcn Gcsctzge b u n g zur Anwcnd-
tnng kommen, hier mit einigen Worten zu entwickeln. Sie finden sich in dem Scnatobcschlnsscvom
4. August 1802 (»ll. 'l'!.o,>„.!ü<,r X. I.), Artikel 81 u. f.

Nach dem Artikel 8l hat der Justiz-Minister die Aufsicht über alle Gerichte; wie weit diese
Aufsicht geht, wo sie ihre Grenzen findet, ist in den Gesetzenbestimmt.

Nach dem Gesetze vom 27. April 1791, Art. ü, ist es nntcr andern die Pflicht, folglich auch
das Recht des Ministers:

ot «lu vei!I<!!' !> e« <!l!0 l» ^uxllc« «oll liiüil lllliuiül^rrl:»:, «UN« i><N!VU!l' eul>!>l»!li><! (tu
lunll ll<!8 nll'llil'lüi.

Diese Bcfuguiß ist in dem angeführten Scnatsbeschlnssenäher bezeichnet, der Art. 81 gibt
dem Justiz-Minister, außer der Aufsicht über die Gerichlc, auch das Recht, denselben Verweise,
Zurechtweisungenzu ertheilen; die Richter können sogar, nach Art. 82, verpflichtet werben, sich per¬
sönlich vor dem Justiz-Minister zu sistirr», um über ihr Betrage,, Rcchcuschaftzugeben. Das Recht
des Iustiz-Miuisters, die Gerichte zu „reprimandircn", beruht also auf der ursprüngliche» Rheini¬
schen Gesctzgebuug. Sollte jemals dieses Recht mißbraucht worden sein, so würde mau dieses be¬
klagen dürfen, aber auch cingestehcnmüssen, daß auch durch das sorgfälligst abgefaßte Gesetz ein
solcher Mißbrauch nicht verhindert werden kann. Eo ist die Sache der Gerichte, in jedem conere»
ten Falle dem Mißbrauche entgegen zu treten.

Ucbrigcus mögtc es zur Erledigung des Ha nseman n'schen Antrags genügen, zu bemerken,
daß nach der unumwuudeucn Erllärnng, S. 304, seit ftcho Jahren kein Fall sich ereignet hat, in
welchemden Gerichten zu einer Beschwerde Veranlassung wäre gegeben worden.

Eine weitere Beschwerdefindet der Landtags-Deputirte David Hansemann in der Ver¬
ordnung vom 21. Angnst 1819, nach welcher die Verwaltungsbehörde sogar Verhaftungen und
andere, die Ruhe des Staates bezweckende Maßregeln anordnen kann, ohne daß „die Rheinischen
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Gerichte sich eher darum zu bekümmernhabe», als bis sie (d. h. wahrscheinlich die Verhafteten) von
der Administration an die Justiz übergebe,! werden."

Deswegen soll die Verordnung vom 21. August 1819 aufgehobcuwerden.
Vorerst ist nun zu berücksichtigen,daß diese Verordnung nur erklärt, daß das, was in der

ganzen Monarchie besteht, auch in der Rheinproviuz bestehensoll, weil der Grund der Anordnung
gau; allgemein ist, uud daß die Nheiuprovinz keine Ausnahme machenkann, wenn von großen, das
Wohl des ganzen Staats betreffendenMastregeln die Rede ist.

Aber angenommen, das! die für die ganze Monarchie bestehenden Anordnungen in der Rhein-
vrovin; leine Anwendung finden , daß die in dieser Provinz bestehenden älteren Gesetze ungcschwächt
zur Anwendung kommensollen, welchenVortheil würde die Provinz daraus ziehen?

Um diese Frage zn beantworten, muß man ans die in der Rheinprovinz bestehenden französi¬
schen Gesetzezurückgehen.

Nnn sagt der Are. 46 der Claatsvcrfassnngs-Urknndc vom 22. r^iiunir« 8. Jahres:
Wenn die Regierung unterrichtet ist, daß Pläne gegen den Staat eingeleitet werden, so
kann sie (nämlich die Regierung) die Verhaftung der Personen, welche als Anstifter oder
Mitschuldige verdächtig sind, anbefehlen diese müssen aber in zehn Tagen entlassenoder
den Gerichten übergeben werden.

Diese Bestimmung wnrdc durch den Scnatsbeschlnß vom 18. Mai 1804 (28. riorl»! XII.)
Art 00 u. ff. weiter ausgebildet und die Befngniß der Verwaltung sehr wesentlicherweitert. Der
Echlnststciudieses Theils der Gesetzgebungfindet sich aber in den» Dekrete vom 3. März 1810, nach
welchemes gestattet war, ans administrativem Wege Verhaftungen vorzunehmen uud die Verhafteten
in einer Festung aufzubewahren, ohne daß ihnen ein Rekurs an die Gerichte jemals wäre gestattet
worden.

So wenig eine solche Bestimmung auf den Beifall aller Rechtlichen rechnen kann, so wenig
läßt sich deren formale Gesetzlichkeit bcstreitcn, uud wenn der Dcputirtc D avid Hansemann die
französische Gesetzgebungin ihrer vollen Reinheit will hergestelltwissen, so mnß er die Gültigkeit
des Dekrets vom 3. März 1810 anerkennen, muß also eiue Verhaftung auf unbestimmteZeit, ohne
alle richterlicheCoucurreuz, als vollkommengesetzlich anerkennen. Er mnß aber alsdann auch zuge¬
ben, daß das von ihm so sehr getadelte Prinzip des Preußischen Rechts weit milder ist, als das
von ihm in Schutz genommene französischePrinzip, und er dürfte sich alsdann nicht über die Härte,
er müßte sich über die Milde der Preußischen Gesetze beklagen.

Die fünfte Beschwerdedes Landtags-Dcputirtcn David Hanscmann besteht darin, daß
der Justiz-Minister veranlassen kann, daß rechtskräftig gewordeneUrtheile vernichtet werden können.
E. 306 des gedrucktenAntrages.

Es wird zur faktische,: Rechtfertigung dieser Behauptung Ein Fall und nur Ein Fall aus
dem Jahre 1836 angeführt. Hätte der Antragsteller berücksichtigen wollen, daß der Justiz-Minister
in jenem Falle, der übrigens nicht näher zu beleuchtenist, seine Befngniß aus der Preußischen
Kriminal-Ordnung hergeleitet hat, daß diese seit dem Februar 1842 in der Nheiuprovinz nicht
mehr Gesetz ist, daß mit ihr auch nothwendig die in derselben begründete Befngniß des Justiz-
Ministers seit jener Zeit wegfällt, so würde er sich vielleichtentschlossen haben, diese gänzlich
unnütze uud gänzlich zwecklose Beschwerdenicht zum Gegeustaude der Berathung des Landtags zn
machen.

Eine weitere Widerlegung kann dieser Punkt nicht verdienen.
Der Landtags-Dcpntirtc David Hanse mann behauptet ferner S. 306, daß die Compctcnz

der Gcschworucngcrichtevermindert worden sei durch die Verordnung vom 18. April 1837, weil auf
die Münzverbrechcn die Vorschriftc» des allgemeinen Landrcchts anwendbar erklärt seien.

Diese Behauptung ist'durchaus irrig.
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Die Eomvctcn; der Geschwornengerichtcsoll vermindert worden sein, aber seit wann hatten
Geschworneüber Münzvcrbrechcn zu erkennen?

Weiß dieser Landtags-Deputirtc nicht, was der Art. 554 der von ihm so sehr in Schul? ge¬
nommenen Rheinischen Straf-Prozeß-Ordmina, sagt; daß nämlich über das Verbrechen des Falsch'
münzers die Sp ez ia lg c richte, und nur die Spczialgerichtc, entscheiden sollen? Gewiß weiß er aber,
daß bei den Spezialgerichten keine Geschwornen sind. Die Bestrafung der Müuzvcrbrcchrn mag
also jedem beliebigen Gerichte übertragen werden, die Eompeicn; der Geschwornen wird nicht
vermindert, weil sie zum Erkennen über Münzvcrbrechcn gesetzlich nicht kompetent sind, noch
kompetent waren.

Hält man diesen letzten Punkt fest im Auge, so muß es Jedem im höchsten Grade befremdend
sein, daß der Dcputirte David Hansemann in der Verordnung vom 18. April 1835 eine
Schmälerung der Compcten; der Gcschworncngcrichtcfinden will, während doch diese Verord¬
nung den Assicnhöfcn das Recht giebt, über Münzvcrbrechen ;u erkennen, ein Recht, daß sie nach
der RheinischenTtraf-Prozeß-Ordnung uicht hatten. Man sollte glauben, die Eompctcn; der Ge-
schwornengcrichtcsei durch diese Verordnung erweitert worden.

Vergeblich wird man sagen, daß die Spczialgerichtshöfc seit längerer Zeit uicht in Thätig¬
keit waren und die Geschwornen über Münzvcrbrechen erkannt haben. Die Sache selbst ist richtig,
aber man darf fragen:

Was will der Laudtags-Dcputirtc David Hanse mann?
Er will, wie es scheint, die Beibehaltung der französischen Gesetze in ihrer ganzen Reinheit,

aber alsdann muß er auch die Spczial-Gerichtohöfc anerkennen; alsdann aber ist seine obenerwähnte
Beschwerdeungegrüudct; oder will er die frauzösischcn Gesetze nur so, wie sie sich seit 1814 ausge¬
bildet haben? Das sagt er uicht; wenn er es sagen wollte, so müßte er als Reformator des Rhei¬
nischen Rechts auftreten; denn gewiß weiß er, daß nach RheinischenGruudsätzcu die Straf-Pro;eß-
Ordnung dadurch, daß einige ihrer Vorschriften aus hinreichend bekannten Gründen uicht beachtet
worden, ihre verbindenden Kräfte nicht verliert.

Der Hanscma n n'schc Antrag würde also zu der Frage führen:
ob man hinsichtlich der Vcstrafnng der Mün;vcrbrcchen das reine französische Prinzip bei¬
behalten, oder dasselbe verlassen und die Bestrafung dieser Verbrechen den Geschwornen
überlassen will?

Diese Frage hier näher zu erörtern, ist um so weniger Veranlassung, als diese Erörterung
schon anderweit Statt gefunden hat.

Eine fernere Beschwerde betrifft die Verordnungen vom 17. August 1835 und 30. Sep'
tcmbcr 183(i.

Es sind dies Ausnahme-Gesetze, hervorgerufen durch besondere Ereignisse und iu der ganzen
Monarchie gültig. Sie werden ihre Kraft verlieren mit der Publikation des neuen Strafgesetzbuches,
und da diese nicht mehr sehr entfernt sein wird, so scheint es nicht angemessen, für einen so kurzen
Zeitraum iu dem Provisorium nochmals ein Provisorium eintreten zu lassen.

DieselbeBemerkung findet ihre Anwendung auf die fernere Beschwerde,daß bei den nach dem
Preußischen Rechte bestraften Verbrechen die Strafe nach dem Stande des Schuldigen verschieden
sei. Wenn dies ein Uebel ist, so ist es ein allgemeines, und da der letzte Rheinische Landtag gerade
über diesen Punkt sich sehr vernehmlich ausgesprochen hat, so wird hier jede weitere Erörterung
unterbleiben und die legislative Bestimmung abgewartet werden müssen.

Ans die fernere Beschwerde i^i Betreff der AllerhöchstenKabincts-Ordrc vom 9. April
1838 kann nur dieselbe Autwort gegeben werde». In außerordentlichen Zcitvcrhältnisscn find
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erceptioncllc Gesetze nicht zu entbehren, sie werden nur so lange dauern, als die Umständees
erfordern.

Endlich beschäftigt sich der Dcputirtc David Hansemann noch mit der Frage über Er¬
ledigung der Kompetenz-Konflikte. Er beginnt hierbei mit der Versicherung, daß grundsätzlich,
und selbst unter der Fremdherrschaft, Kompetenz-Konfliktevon einem Gerichte entschieden werden
müssen und daß in Folge dieses Grundsatzes der Staatsratl) in Frankreich zu entscheiden gehabt habe.
Gegenwärtig, meint er, sei die Erledigung der Konflikte überhaupt der Verwaltung gesetzlichüber¬
tragen.

Da dieser Punkt bereits Gegenstand legislativer Berathung ist, so würde eine weitere Er¬
örterung hier ganz am unrechten Orte sein.

Durch die bisher gemachten Bemerkungen ist der Gegenstand der Ha n sem ann'schen Antrags
nur uäber beleuchtetund, den Gesetzen gegenüber, näher geprüft worden.

Der RheinischeProvinzial-Landtag wird nun über den Antrag sich zu entscheiden haben.
Berlin, den 15. März 1845.

Bericht des erstell Ausschusses
über die Anträge des Abgeordneten Herrn Hansen, anu Zum Iwecke der
Sicherung der N n a l, l» n » n ig K c i t drs Nichtcran, tes und der

;> elsiinli ch e n F'r e i h e i t.

Meine Herren!

^)ic Anträge des Herrn Hanscmann, Abgeordneter von Aachen, zum Zweck der Siche¬
rung der Unabhängigkeit des Richter-Amtes und der persönlichenFreiheit, haben ihrer hohen Wich¬
tigkeit wegen, so sehr die allgemeine Theilnahme erregt, daß der Wunsch der Vervielfältigung
durch den Druck ausgesprochenwurde. Dies ist geschehen, uud jedem Mitglicde der hohen Stände-
Acrsammlnug ein Ercinplar mitgetheilt. Da hierdurch der factischc Inhalt der Anträge, der sonst
immer einen wesentlichenBestandtheil des Berichtes ausmachen muß, scho» zur Kenntniß eines je¬
den Mitgliedes gebracht ist, so glaubt der erste Ausschuß, dem die Erstattung des Berichtes über¬
tragen wurde, voraussetzen zu dürfen, daß jeder Abgeordnete schon eben so gut von dem factischen
Inhalte unterrichtet sey, als er es durch unsern Bericht hätte werden können. Man kann ^daher
sogleich ans die Beurtheilung der einzelnen Anträge übergehen.

I. Der erste Antrag betrifft die Bitte um ein Gesetz, welches die jetzt bestehendengesetzlichen
Bestimmungen über Compclcnz.Constietezwischen der Verwaltung und den Gerichten auf¬
hebe, uud wodurch an deren Stelle ein mit inamoviblcn Richtern besetztes Gericht zur
Entscheidungdieser Conflicte bestellt werde.

Der erste Ausschußist mit diesem Autrage im allgemeinen einverstanden, nur ist er der An»
ficht, daß nicht durch Richter allein die zwischen der Justiz und Verwaltung eintretenden Competenz«
Conflicte entschieden werden dürften, daß dies vielmehr durch ein aus Mitgliedern der höchsten Ju¬
stiz- uud Verwaltungsbehörden zusammengesetztesCollegium geschehen müsse, und daß daher die
Bitte des Herrn Antragstellers zu modifiziern sey.

Da die Ordnung eines jeden wohlorganisirtcn Staates es mit sich bringt, daß der Geschäfts¬
kreis der Gerichte und der Verwaltungsbehörden genau bestimmtuud abgegrenzt werde, uud da jede
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Behörde darauf halte» muß, daß die zu ihrer Competen; gehörigen Angelegenheiten auch von ihr
allein abgeurtheilt werden, so sind verschiedene Ansichten über die Grenzen der Eompctcn; nicht zu
Vermeiden. Wenn nun das Gericht und die Verwaltungsstelle die ausschließlicheEompeten; für sich
behaupten, so ist ein Eompetenz-Eonflict da. Dies ist ein Streit zwischenden Behörden, welcher
nach der Natur der Sache nicht von ciucm ans Nerwaltnngsbeamten allein gebildeten Eollegmm,
auch nicht von einem allein ans Iustizbeamteu gebildeten entschieden werden kann, sondern von einer
Behörde, welche aus beiden zusammengesetzt ist. Nach der Instruction des Staatsministcrinnis vom
30. März 1830*) berichten eiiurscits die Venraltimgobelerte, und anderseits der Ober-Preknrator
an ihre vorgesetztenMinisterien, welche wenn sie einverstanden sind, in Folge Kabincts«Ordre vom
30. Juni 1828 über den Conflict definitiv entscheiden. Nur im Falle der Uneinigkeit der beiden Mi¬
nister findet eine weitere Prüfung der Conflictsangelegcnhcit durch das Staats-Ministcrium, also
durch eine reine Verwaltungsbehörde, statt. Der Ausschuß sieht in der Erledigung der Eompctenz-
Conflictsfragen durch die Einigung der beiden Minister keine der Wichtigkeit der Ange¬
legenheit entsprechendeGarantie und glaubt, daß eine solche definitive Entscheidung, im Interesse
der bcthciligten Personen, nur einem aus den höchstenJustiz- und Vcrwaltungs-Vchötdcn zusam¬
mengesetzten Collcgio zustehen dürfe.

ll. Der zweite Antrag geht auf Zurücknahmemehrerer Ansnahms-Gesctzc, die einzeln zu be¬
rücksichtigen sind. Sie wissen, meine Herren, welchedie Grundlagen uuscrer Gerichts^
Verfassung sind! Gleichheit vor dem Gesetze, Sicherheit der bürgerlichen Freiheit,
mündliches und öffentliches Verfahren vor Gericht, die Anklage wegen einer bestimmten
That und das Urtheil über die Schuld von unsern Mitbürgern, sind nnscre Bürgschaften
für Gerechtigkeit. Sie sind indeß noch immer vielfachen Beschränkungen und das bei
den wesentlichsten Rechten der Bürger unterworfen.

1) Die Kabinets-Ordre vom 21. Angnst 18l!1 (^ottncrs Sammlung Theil 1. S. 5l»2)
spricht den Grundsatz ans, daß die Verwaltungsbehörden, ans Gründen des öffentlichen Wohls,
Verhaftungen verfügen dürften, und daß solche Maßregeln die Instiz-Bchörden nicht angingen.
Wenn dieser Grundsatz Staatsgesctz wäre, so würde die in unserer Gerichtsverfassung liegende
Sicherung der persönlichenFreiheit allerdings mit Einem Schlage völlig verloren sein. Denn der
Begriff des öffentlichen Wohles ist so unsicher, so verschiedenbei den einzelnen Beamten, so
wenig einer sichern Bestimmung fähig, daß ein solches Gesetz nichts mehr hieße, als die Verhaf¬
tung eines jeden Bürgers ist dem Ermessen der Vcrwaltungsbeamtcn anheim gegeben. Die Ab¬
schaffungeines solchen Gesetzeswäre gewiß das dringendste Bedürfniß. Die Abschaffungder in
Rede stehendenKabinets-Ordre bedarf es aber aus dem Grunde nicht, weil sie nicG ese tz geworden
ist. Damit der KöniglicheWille verbindend für die Bürger, d. h. Gesetz werde, muß er nach den
Verordnungen vom 27. Oktober 18l0 und 28> März 1811 in der Gesctzsammlnngund im Amts¬
blatte verkündet werden. Dies ist bei der in Ncde stehenden Kabinets-Ordre nicht geschehen, und
liegt daher, nach der einstimmigenMeinung, des Ausschuffeshier keine Veranlassung vor, die förm¬
liche Aufhebung eines Gesetzes bei Seiner Majestät dem Könige zu beantragen. Wohl aber ist
die Majorität des Ausschussesder Ansicht, daß die allernnterthänigstc Bitte an Er. Majestät den
König zu richten sei, Allerhöchstdiesclben möchtcu gcrnhen, im Interesse der persönlichen Freiheit,
die vorliegende nicht auf gesetzliche Weise publieirte Kabinets-Ordre allcrgnädigst
aufzuheben. Gründe für diese Ansicht sind, daß wenigstens die früheren Minister (v. Kamptz ».,

*) Lottncr V. S. 8li^,
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v. Brenn) nichl nur das Verfahren bei Verhaftungen, durch die Verwaltungs-Behörde aus der
<n Nebe stehendenKabinets-Ordre zu rechtfertigen gesucht, sondern sogar auf Gruud derselben ein«
schlägige Instructionen an die ihnen untergebenen Behörden erlassen hätten. Daß die Wiederho¬
lung eines solchenVerfahrens aber auch zur Zeit noch lelcht möglich sey, beweise der von dem
Herrn Antragsteller als Beleg vorgetragene in seiner faktischen Nichtigkeit nicht zu bezweifelnde
Fall, welcher sich »n«« 1843 in Saarbrücken ereignet habe. Ein Handwerksburschesei dort
von der Verwaltungsbehörde verhaftet, und'ohne Ablieferung an das Gericht mehrere Monate in
Haft gehalten worden.

Die Minorität des Ausschusses(aus zwei Mitgliedern bestehend,) zu der Referent gehört,
ist dagegen der Meinung, daß hier kein genügender Grund zu irgend einer Bitte an Sr. Majestät
den König vorliegt, da, wie nachgewiesen, die fragliche Kabinets-Ordre nie Gesetz geworden,
und daß daher keine Verwaltungs-Behörde berechtigt sein würde, sich auf diese Ordre zu berufen,
wenn sie gegen die Gesetze dieser Provinz eine Person in Verhaft hielte.

Wenn die Ministerien vielleicht auch das Verfahren aus dieser Kabinets-Ordre rechtfertigen
wollten, so würde» die Gerichte bei den Entschädigungsklagcn der unrechtmäßig Verhafteten doch
gewiß nicht Nücksicht darauf nehmen. Wenn aber gar der Minister von Brenn und von Kamp tz
Instructionen auf den Grund einer nicht als Gesetz verkündeten Kabinets-Ordre erlassen hätten, so
könne dies nur als deren persönliche Schuld angesehen werden.

2) Die Kabinets-Ordre vom 9. April 1838*) ist in der Gesetzsammlunggehörig verkündet,
daher wirkliches Gesetz geworden. Sie bestimmt, daß alle, welche Erlasse auswärtiger geistlichen
Obern überbringen oder übersenden, so wie alle diejenigen, welche durch mündliche oder schriftliche
Mitheiluug dazu Vorschub leisten, verhaftet und nach Vewandtniß der Umstände in eine Festung
abgeliefert werden sollen.

Bekanntlich wurde diese Kabinets-Ordre zur Zeit der kirchlichen Wirren erlassen, als der
erzbischöstiche Stuhl zu Cöln erledigt und durch Erlasse auswärtiger Prälaten das Erzbis-
thum vom Auslande her gleichsamverwaltet wurde. Diese Zeit ist längst vorüber. Die Sache ist
ausgeglichen und kein Gegenstand dieser Verfügung mehr vorhanden. Damit sollte das Gesetz von
selber wegfallen. Es verdient um so mehr abgeschafftzu werden,, als es die bürgerliche Freiheit
gefährdet, da der Verhaftete unter den Händen der Vcrwaltungs-Behörden bleiben kann, indem
diese nicht zur Ablieferung an den Ober-Prokurator verpflichtet werden.

Der Ausschuß ist der Meinung, daß Se. Majestät der König um Zurücknahme dieser Kabi¬
nets-Ordre zu bitten sey.

3) Die Kabinets-Ordrcs vom 6. März 1821,**) vom 2. August !834 und vom 25. April
1835 sind hier zusammen zu fassen, und mit der Verordnung vom 18. Februar 1842**) zu verbinden.
Diese letztere Verordnung hat sehr erheblicheVerunstaltungen unserer Gerichtsverfassungabgeschafft,
worüber das ganze Rheinland seine große Freude zu erkennengegeben hat, und Seiner Majestät
dem Könige zu großem Dank verpflichtet ist. Indessen sind immer noch fremdartige Elemente beibe<
halten, deren Bestehen uns durch leine hinreichendeGründe gerechtfertigt zu seyn scheinen.

Schon in der Kabinets-Ordre vom ö. März 1821, »ul, 2, hatte sich der König vorbehalten,
bei Untersuchungenwegen Vergehen gegen den Staat die Rheinländer ihrem gesetzlichenNichler
zu entziehen, und beliebigen Commissarienzu überweisen. Dieser Vorbehalt wurde durch die Ka-

*) Lottner I V. S. 455.
**) Lottner ll. S. 95.

***) Gesetzsammlung <le 1842 , S. 86.
41
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binets-Ordre vom 25. April 1835 dahin gesetzlichbestimmt, daß jeder, welcher eines Vergehens
gegen die Verfassung, öffentliche Ordnung und Ruhe des preußischen oder irgend eines andern
deutschenBundcsstaates beschuldigtwird, von dem Kannncrgericht in Berlin zur Untersuchung
gezogen und »ach den preußischen Strafgesetzen gerichtet werden soll.

Dies sind die Z 91, 99, 1L3 — 165 und 185 des AllgemeinenLandrechts Th. 2, Titel 20
und namentlich folgende Verbrechen:

») Hochverrat!), unter welchemauch die entferntesten Versuche begriffen werden,
l») Befreiung eines gefangenen Hochvcrräthcrs, und
«) Geheime Verbindungen.

Wegen einer Reihe anderer Beschuldigungen, namentlich der drei Klassen Landesverräthereien,
entscheideteine Ministerial-Commission, ob der Beschuldigte seinem gesetzlichen Nichter gelassen, oder
dem Kammcrgerichtüberwiesen werden soll.

Der Ausschuß ist der einstimmigenMeinung, daß es dem Lande sebr gleichgültig sciu kann
ob auf den übcrwicsenenHoch- oder Landesvcrräther die Preußischen oder die FranzösischenStraf¬
gesetze angewendet werden, indem zuversichtlichkein Rheinländer wegen solcher Handlungen verur-
lheilt werden wird. Aber da wohl die bloße Beschuldigung gegen Jemand erhoben werden könnte,
so ist die Provinz im höchsten Grade dabei interessirt, welches Verfahren gegen den Beschuldigten
Statt findet. Der Unterschiedzwischen hier und dort ist der:

Hier spreche ich selbst zu meinem Nichter, der die Zeugen in meiner Gegenwart verhört und meine
mündlicheVertheidigung anhört. Dort höre und sehe ich nichts von meinem Nichter, der ebenso
wenig die Zeugen sieht, oder persönlich vernimmt. Was ich, was die Zeuge» dem urtheilenden
Nichter zu sagen habe, wird ihm schriftlich zugeschickt, und zwar durch das meckium des Unter¬
suchungsrichters, der zugleichdie Stelle des Anklagers gegen mich vertritt.

Dort urtheilen gelehrte Nichter über mich, hier meine Mitbürger. Die Provinz ist mit ihrem
gerichtlichenVerfahren völlig zufrieden, nnd man wird es sehr natürlich finden, wenn sie dabei
zu bleiben und die Unvollkommeuheit und Hülflosigkcit des schriftliche» Verfahrens zu vermeiden
wünscht.

Dabei ist es eine harte Maaßregel, wenn jede Beschuldigung sogleich dazu berechtige»soll,
den Beschuldigten nach Berlin zn transportiren und ihn entfernt von seiner Familie und von
seinen häuslichen Angelegenheitenzu halten.

Der Ausschuß ist deßhalb der Meinung, daß Er. Majestät der König zu bitten sey, die
Äabinets-Ordres vom 6. März 1821, 2. August 1834, (soweit beide in formeller Beziehung
noch bestehen), sowie die Kabincts-Ordre vom 25. April 1835 für die Nheinprovinz zurückzu¬
nehmen.

4) Die Kabincts-Ordre vom 18. April 1835 fnbrt die preußischen Strafgesetze hinsichtlich der
Münzvcrbrcchcn in die Nheinprovinz ein, behält aber das gerichtlicheVerfahren bei.

Da die Gesetzeüber das materielleStrafrccht weniger wichtig sind, wie die über die Gerichts¬
verfassung und das gerichtlicheVerfahren, und da der Ausschuß kciue Veranlassung hat, die Zweck¬
mäßigkeit dieser Strafgesetze hier zu erörtern, so glaubt er in diesem Punkte dem Vorschlage des
Herrn Hansemann nicht beitrcten zu können.

5) Das Gesetz vom 17. August 1835 *) über die Bestrafung des Tumults und des vom 30.
September 183« **) über das Verfahren bei Untersuchungenhierüber sind in die Rheinprovinz

*) Lottncr V. S, 181.
"') Lottncr V. S, 462.
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eingefühlt und durch die Verordnung vom 13. Februar 1842 beibehalten. Mit Recht bemerkt der
Herr Antragsteller, daß diese Verordnungen aufs tiefste in die persönlicheFreiheit eingreifen, und
der Ausschußglaubt hinzufügen zu können, daß das Rheinland Ursache hat, sich durch diese Gesetze
verletzt zu fühlen.

Das Gesetz vom 17. August 1835 ist auf die Grundlagen des Titels 20 Th. 2 des allge¬
meinen Lanbrechts, uud der Verordnung vom 30. Dezember 1798 ausgearbeitet und deren Bestim¬
mungen sind beibehalten. Nach denselben wird in manchen Fällen auf körperliche Züchtigung
erkannt, namentlich:

») Verordnung vom 17. August 1835, Art. 1, Landrecht§ 183, und Verordnung vom 30.
Dezember 1708, § 12.

I,) Verordnung vom 17. August 1835, Art. 4 Landrecht 8 169, und Verordnung vom 30.
Dezember 1798, § 9.

Hier besteht die körperlicheZüchtigung in dem Willkommen und Abschied, d. h. einer Anzahl
Peitschenhiebebeim Eintritt in die und beim Austritt aus der Strafanstalt.

o) Verordnung vom 17. August 1835, Art. 4, und Landrecht 8 170.
<l) Verordnung vom 30. Dezember 1798, § 10, wieder publizivt mit dem Gesetz vom 17.

August 1835.
Hier kann man wohl mit Recht fragen:
Was hat die Nhcinprovinz verschuldet, wodurch die körperliche Züchtigung eingefühlt

wurde? eine Strafe, die das sittliche Gefühl der Rheinländer im höchsten Grade empört.
Das Verfahren bei diesen Untersuchungenist höchst summarisch, und die Competenz folgen¬

dermaßen rcgulirt:
») Die Orts-Polizeibehörde hat die Strafgewalt über jeden, dessen Vergehen nur eine Gc-

fängnißstrafe von höchstens14 Tagen nach sich zieht.
Bei dieser Bcstimmuug ist zu bemerken, daß sie eine anscheinenddurch nichts gerechtfertigte

Abweichungvon der Verfassung der Provinz ist, wonach die Ttrafgewalt den unabhängigen Nichter»
und nicht den abhängigen Polizei-Beamten zusteht.

I,) Eine vom Landgericht ernannte Commission von drei Nichtern hat die Strafgewalt
über diejenigen, welche höchstens einjährige Einspcrrung und körperliche Züchtigung verwirkt
haben.

Das Verfahren vor dieser Commission verletzt die überall, auch nach einem Tumult, für
heilig zu haltenden Rechte der Vertheidigung, indem der Beschuldigte nur mündlich zu Protokoll
vernommen wird, und die Bestellung eines Vertheidigers nicht Statt findet.

Der Ausschuß ist der Meinung, daß Se. Majestät der König um Aufhebung dieser Gesetze
für die Nhciuproviuz zu bitten sey.

0) Ueber die Kabincts-Ordre vom 18. April 1837*) ist der Ausschuß der Ansicht, daß es einer
Zurücknahmederselben nicht bedürfe, erstlich, weil sie eben so wenig wie die «><>> w° 1 erwähnte
Kabinets-Ordre vom 21. August 1819 Gesetz geworden ist, und zweitens, weil sie nur über die
Anwendung eines allgemeinen gesetzlichen Grundsatzes auf den einzelnen Fall sich ausspricht, —
eiu Geschäft, welches zum richterliche»Beruf gehört. Ohnehin ist diese Ordre durch die Verord¬
nung vom 18. Februar 1842 für aufgehoben zu erachten.

7) In Betreff der Kabinets-Ordre vom 28. November 1837 '^) ist der Ausschuß mit dem
Herrn Antragsteller einverstanden, daß Se. Majestät um deren Aufhebung zu bitten sey; denn es

») Lottner VI. S. 181.
*») Lottncr VI. S. 561.

41
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ist ohne Zweifel eine große Ungleichheitvor dem Gesetz, wenn gegen Personen aus den höhern
Ständen auf Fcstuugs-Arrest, und gegen die aus den niedern auf Festungs-Arbeit wegen eines und
desselben Vergehens erkannt wird. Wenn gleich diese Ungleichheitmit den preußischenStrafgesetzen,
welche durch die Verordnung vom 18. Februar 1842 größtenthcils zurückgenommensind, eingeführt
wurde, und wenn gleich sie von selber wegfallen wird, wenn in Folge unserer Bitte auch die
übrigen Ausnahme-Gesetzeaufgehoben sein werden; so erscheint eben, weil die Aufhebung der letz¬
teren noch nicht wirklich erfolgt ist, die Bitte um ausdrücklicheAufhebung der in Rede stehenden
Ordre völlig angemessen.

8) Endlich ist der Ausschuß nicht der Meinung, daß die Ocffentlichleit der gerichtlichen
Verhandlungen unnöthiger Weise beschrankt werde. Die Ausschließung der Ocffentlichleit bei der
Verhandlung über fleischliche Verbrechen, über andere daliin einschlägige unsittliche Handlungen,
und über Münzverbrcchen wird allgemein als zweckmäßiganerkannt und zwar bei den Münzver-
brcchen darum, weil die Kenntniß der Fabrikation so leicht zur Nachahmungreizt. Andere Beschrän¬
kungen, wie die während der Zeit der Cholera und der kirchlichen Wirren, sind als transitorische
Maaßregeln von selbst weggefallen. Da überhaupt die Rheinischen Gerichte selbst, denen auch in
dieser Beziehung volles Vertrauen geschenkt werden darf, darauf Bedacht nehmen, die Oeffentlich»
leit möglichstaufrecht zu erhalten, und nur im ausdrücklichenFall des Gesetzes auszuschließen, und
da überdies die Form, welche die Gerichte bei dem Antrag des öffentlichen Ministern auf Aus»
schließung der Ocffentlichkeit der Verhandlung in einem vorliegenden Falle nach Vorschrift der
Kabinets-Ordre vom 31. Januar 1822, Art. 2, wo es heißt:

„Das Gericht hat auf solchen Antrag, nach vorgängiger Berathung, ein förmliches Ur-
theil abzufassen, welches jeden Falls in der öffentlichenSitzung zu verkündigen ist. Bei
der Abfassung dieses Urtheils müssen sämmtliche Kammern des Landgerichtseoncurriren," —

zu beobachtenhaben, eine sehr beruhigende ist, so scheint dem Ausschuß keine hinreichendeVeran¬
lassung vorzuliegen, einen Antrag in Bezug auf die Beschränkung der Oeffcntlichkcitdes Verfahrens
an Se. Majestät den König zu richten.

II l. Ueber den Antrag wegen Aufhebung l«»p. Modifikation der Gesetze vom 29. März 1844,
und des Gesetzesvom 7. Juni 1844 sind schon besondereBerichte erstattet, so daß derselbe
dadurch bereits seine Erledigung gefunden hat.

IV. Dem letzten Antrage des Abgeordneten von Aachen »ritt der Ausschußbei.
Es ist nicht blos nöthig, daß die Ausarbeitung der Gesetze den besten Händen anvertraut

werde, sondern es müssen auch bestimmteFormen vorgeschriebenwerden, unter denen die Berathung
und Verkündung geschieht,damit jeder Bürger und jeder Nichter wissen kann, was Gesetz ist, was
also befolgt werden muß.

Die Erfahrung zeigt, daß Gesetze übereilt erlassen werden; denn manche, die sich in der
Praris nicht bestätigt haben, sind nach kurzer Zeit zurückgenommen. Noch schlimmer ist es, daß
bloße Gründe des Königs, bloße Entscheidungen für einen einzelnen gegebenen Fall,
die noch dazu niemals publizirt sind, von den Vcrwaltuugs-Behörden wie Gesetze angesehen und
gehandhabt werden, gleich als seien dadurch die Rechte und Pflichten der Bürger anders bestimmt
oder die ganze Staats- und Gerichts-Verfahren geändert. Das beste Beispiel hierfür liefert die
«ul, I! Nr. 1 erwähnte Kabinets-Ordre vom 21 August 1819.

Der Staats-Minister von Vepme hatte darüber Beschwerde geführt, daß Verhaftungen
wegen Staats-Verbrechen von den Verwaltungsbehörden verfügt seien, ohne daß die Ver¬
hafteten der gerichtlichen Polizei überwiesen wären. Daß dies geschehen mußte,
ergiebt der klare Buchstabe des Gesetzes im Art. 22 und 8 der Criminal-Prozeß-Ordnung und der
Art. 10 daselbst sage:



325

„le» I»s«fet, 6«, äep»siem«nt»," (an deren Stelle die Königlichen Regierungen als
Provinzial» Verwaltungsbehörden getreten sind (pnul-ront s»ir« pe,-»onnell«ment tnu,
nete» r«««»»»»«» » I'esset «l« eonütuter !«» epln,«, , «lelit et enntrnveulion», «t ä'en
iiv»«:»' ie« nute«»'« «u^r t,il»una».^ c/lal'Fe« <ie ie« ^,unl>"

und zum Schutz der persönlichenFreiheit sind gewisse sickerndeFormen in den Art. 815 «<z. der
Criminal > Prozeßordnung und der noch gültigen Artilel 77 — 82 der Constitution vom 22. ri-i»,»:«
Jahres VIll. der Republik vorgeschrieben. Alle diese Gesetze bestehen bis auf den heutigen Tag in
voller Kraft und Gültigkeit.

Nach denselben hat jeder der unter der Beschuldigung eines Staats-Verbrechens von einer
Verwaltungs-Behörde verhaftet wird, das Recht zu verlangen, der gerichtlichen Behörde
überwiesen zu werden, und die Verwaltung hat die Pflicht, dies unaufgefordert zu thun.
Trotz dem halten die Verwaltungs-Behörden, wie dies der aus Saarbrücken von dem Herrn
Antragsteller erzählte Fall bcweißt, Monate lang einen Beschuldigten in Verhaft, gleich als wenn
die in der Kabinets«Ordre vom 21. August 1819 für einen einzelnenFall auf eine Beschwerdegege¬
bene Entscheidung des Königs ein publizirtes Gesetz wäre. Ein Gesetz, welches alle schützenden
Formen für die persönlicheFreiheit aufhebt, und die wichtigstenGrundlagen der Gerichtsverfassung
ändert, verdiente gewiß die gründlichsteBerathung, und müßte jedenfalls in der Gesetzsammlung
publizirt sein. Einem solchen Gesetz halten die höhern Verwaltungsbehörden, namentlich die Regie«
rungcn und der Minister des Innern einer Kabinets-Ordre gleich, welche nichts weiter enthält, als
die Abweisung einer Beschwerdemit Beifügung der Entscheidungsgründe.

Um für die Zukunft ähnlichenVerletzungen des Rechts und der Landesverfassungvorzubeugen,
erscheint der Vorschlag des Herrn Abgeordnetenvon Aachen allerdings als zweckmäßig.

Der Vorschlag, den der Ausschußder Plenar« Versammlung zu machen sich beehrt, geht hier«
nach dahin:

»<l I der Bitte des Herrn Abgeordneten von Aachen mit der vom Ausschuß beantragten
Modifikation dahin Folge zu geben;

„daß Se. Majestät Allergnädigst geruhen mögen, der Staats.Verwaltung die Ausarbei¬
tung eines den Ständen zur Berathung vorzulegendenGesetzes zu befehlen, durch welches
die jetzt bestehendenge!etzlichcn Bestimmungen über Competenz.Conflicte zwischen der
Verwaltung und den Gerichten aufgehoben werden und an deren Stelle ein aus Mit¬
gliedern der höchsten Justiz- und Verwaltungsbehörden zusammengesetztesCollegium
gesetzt wird."

ä.l ll. Dem Wunsche des gedachtenHerrn Abgeordneten in soweit zu deferiren, als Se.
Majestät der König allcrunterthänigst zu bitten sei, die Kabinets-Ordres vom 21. August 1819,
vom 9. April 1838, vom 6. März 1821, und 2. August 1834, (soweit beide in formeller Beziehung
noch bestehen), vom 25. April 1835, vom 17. August 1835, vom 30. September 1836, und vom
28. November 1837, allergnädigst aufzuheben; dem übrigen Theile des Gesuches aber nicht zu
willfahren.

Hä lll. Die hier bezüglichder beiden gesetzlichen Bestimmungen vom 29. März 1844, und
bezüglich des Gesetzes vom 7. Juni <^u»»Iew »nui gestellten Anträge durch besondere Referate für
bereits erledigt zu erachten.

ä<1 IV. Der Bitte des Herrn Petenten dahin zu entsprechen:
„daß Se. Majestät der König allcrunterthänigst gebeten werde, huldreichstzu geruhen,
zur Ausführung und weitem Ausbildung der ständischen Verfassung, als Preußisches
Slaatsrecht festzustellen,daß keiue die Personen» «nd Eigenthumsrechte der Unterthanen
betreffendeBestimmung, insofern solche nicht vorgängig der Berathung der Stände nute»
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werfen gewesen, für die Entscheidung der Gerichte maaßgebend sein darf, und daß in
dieser Beziehung auch die Anordnungen über die Organisation der Gerichte und der
Untersuchungs«Behörden, sowie über die Competenz, das Gerichtsverfahren und die
Vertheidigung, ebenfalls der Berathung der Stände vorgängig unterliegen." —

Sitzung des ersten Ausschnffes.
Coblenz, am 27. März 1845.

Zugegen: Herr von Groote, Vorsitzender;
„ „ Altenhoven,
„ „ vonBianco,
„ „ Camphaufen,
„ „ von der Heydt,
„ „ Hüffer,
„ „ von Hymmen,
„ „ «ensing,
„ „ Münch,
„ „ von Sybel,
„ „ Uelleuberg.

Antrag des Abgeordneten Hanse mann von Aachen auf Sicherung der Unabhängigkeit des Nichtcramtes
und der persönlichen Freiheit,

Ner Ausschuß, dessen Referat über den Antrag des Abgeordneten bansemann schon seit einigen
Tagen offen gelegen hatte, „ahm aus einer seitdem eingegangenen ministeriellen Denkschrift Veran¬
lassung, den Inhalt dieser Denkschriftmit dem Inhalt des Referats zu vergleichen.

Es ergab sich hicbei, daß einerseits die in der Denkschrift Seite 312 aufgestellteBehauptung:
„Es bestehe am Rhcine kein anderes Strafverfahren, als das der rheinischenStraf-Prozeß-Ord¬
nung" einer Berichtigung schon deshalb bedürfe, weil die Competenz des Kammergcrichts für gewisse
Fälle fortbesteht und weil die bei Tumult-Angelegenheiten zu beobachtendeProcedur ausdrücklichbeibe¬
halten ist; daß anderseits das Referat sich sehr bestimmtüber die Zulässige Beibehaltung der in den
Kabiuets-Ordres vom «. März 1821, 2. August 1834 und 25. April 1835 enthaltenen materiellen
Nechtsbcstimmungcnausgesprochenhabe und daß mithin der Antrag Nr. 2. sich nur auf das beziehe,
was die eben erwähnten Kabincts-Ordrcs hinsichtlich des Verfahrens enthalten, namentlich auch auf
die nach der Kabinets-Ordre vom 6. März 1821 noch immer zulässige Anordnung einer Ministcrial-
Commission,daher die Denkschrifteine Modifikation des Referats in dieser Beziehung nicht bedinge.

Hinsichtlich der Oeffcntlichkcitder Gerichts - Verhandlungen wurde erkannt, daß der Ausschuß
nicht mehr in dem Falle war, von der ministeriellen Belehrung Nutzen zu ziehen, weil daS Referat
mit jener Belehrung übereinstimmt.

Der Ausschuß hat mit Rücksicht auf Seite 31L der Denkschriftnicht verkannt, daß nunmehr
nach der rheinischenGesetzgebung dem Minister nicht länger gestattet ist, die Gerichte wegen der
von ihnen erlassenenUrtheile zu reprimandiren und daß das Gesetz vom 27. April 1791, welches
ihm die Vefugniß einräumt, die Richter zurechtzuweisen,ausdrücklichseine Einwirkung auf den In¬
halt der Urtheile ausschließt. Auch theilte der Ausschußdie Erwartung, daß im Falle eines erneu-
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erten Uebcrgnffes die rheinischen Gerichte denselben mit Entschiebenheitzurückweisenwürden und
er ist daher auf den betreffenden, aufgehobenenUcbclstandnicht näher eingegangen.

Die Berathung wird unterbrochen und deren Fortsetzung auf morgen früh acht Uhr anbe¬
raumt.

Fortgesetzt
Coblenz, am 28. März 1844.

Zugegen: Herr von Groote,
„ „ Aldenhoven,
„ „ von Vianco,
„ „ Camphauscn,
„ „ von der Heydt,
„ „ Hüffcr,
„ „ von Hvmmen,
„ „ Lensing,
„ „ von Spbel,
„ „ Uellenberg.

Die erneuerten Berathungen wenden sich auf den beanstandetenAntrag wegen Aufhebung der
Kabinets-Ordre vom 21. August 1819, die der Ausschußin seiner Majorität, ungeachtet ihrer nicht
erfolgten Publikation, nöthig erachtet hatte. Es war dem Ausschüsse unerwartet, die Nicht-Auf«
Hebungdieser Ordre durch die Eristenz des napoleonischen Dccrcts vom 3. März 1310 motivirt
zu sehen; eines Deerets, welches in Frankreich nicht nur abgeschafft,sondern sogar seiner Zeit als
ein Grund der Absetzungdes Kaisers Napoleon vom französischen Senate angeführt worden ist.
Der Ausschuß hatte nicht vorausgesetzt, daß die Königliche Regierung sich die eventuelleAnwendung
jenes berüchtigtenDeerets vorbehalte; nachdemaber die ministerielleDenkschriftdessen fortdauernde
Gültigkeit hervorhebt, muß der Ausschuß allerdings Veranlassung nehmen, seinen Anträgen nach¬
träglich den hinzufügen:

daß Seine Majestät gebeten werden möge, das Dccret vom 3. März 1810 als ungültig
zu erklären, insofern nicht nach einer Allergnädigstanzuordnenden Untersuchungvon dem
Staatmiüistcrium erkannt werde, daß dem Beschlussedes Senats vom 3. April 1814,
welcher erklärte, daß jenes Dccret unverfassungsmäßig, mithin ungültig sei, beigctrctcu
werde» müsse.

Da der Ausschußdem Antrage hinsichtlich der Münzvcrbrechennicht beigetreten ist, so hat er
zu dem, was dicscrhalb Seite 318 der Denkschriftgesagt worden, nur sein Erstaunen über die Ansicht
auszudrücken, daß, weil ein mögliches Ausnahmegericht für gewisse Vergehen und Verbrechennicht
besteht, diese Vergehen und Verbrechennicht an den gewöhnlichenNichter zu verweisen seien, sondern
an ein beliebiges Gericht verwiesen weiden könnten.

Der Ausschußwill nur vorübergehend erwähnen, daß bei der ursprünglichen Einsetzungder
Special-Gcrichte zugleich festgestellt wurde, daß diese Gerichte zwei Jahre nach geschlossenemFrieden
gesetzlich zu cristiren aufhören sollten. Gewiß ist, daß wir keine Special-Gcrichte haben, daß sie
ohne ein nenes Gesetz nicht eingeführt werden können und, daß so lange ein solches Gesetz nicht er¬
lassen ist, die betreffendenVergehen und Verbrechenvor denjenigenNichter gehören, wohin sie durch
das Strafmaaß verwiesen sind.

Sollte aber auch die Ansicht, daß ein besonderes Gesetz erforderlichsei, unrichtig sein, so
glaubt der Ausschuß dennoch, daß die Stände sich bei diesemZustande beruhigen und unbesorgt



328

abwarten dürfen, ob ein preußischerMinister den Muth finden werde, seinem Könige die Herstellung
von Gpecial-Gerichten in der Rheinprovinz vorzuschlagen.

Der Ausschuß drückt hinsichtlichder Verordnungen vom 17. August 1835, 30. September
1836, 28. November 1837 und 9. April 1838 die Erwartung aus, daß der aus den dermaligex
Berathungen hervorgehende Straf-Gesetz-Entwurf sowohl dem Publikum zur Prüfung mitgetheilt,
als deu Provinzialständen zur nochmaligen Begutachtung und schließlich den ständischenAus»
schlissen vorgelegt werde, daß daher die Einführung des neuen Straf-Gesetzes noch längere Zeit
anstehen möchte. Aus diesem Grunde lau» er sich nicht bewogen finden, seinen Antrag auf Zurück»
nähme der erwähnten Gesetze zu modificiren. Der Antrag wegen der Compete»z°Conflictcwird,
da nach der erfreulichenMittheilung der Denkschrift darüber legislative Verathungen stattfinde»,
bei diesen Verathungen zur Prüfung gelangen können.

Ein Mitglied trägt darauf au, daß der Ausschuß sich in der Pleuar-Versammlung über
folgende Punkte mißbilligeud äußern möge, nämlich darüber, daß

1) der ofsicicllenDenkschriftdie Unterschrift fehle;
2) daß der Antrag eines Abgeordneten, bevor er vom Landtage angenommen war, durch die

Vehörde eiuer Kritik unterworfen worden;
3) daß die dem Landtage zur Belehrung zugestellteDenkschrift in einem gehässigen, übelwol¬

lenden Tone abgefaßt sei.
Die Majorität des Ausschusses war jedoch der Meinung:

Hcl I. daß das officielle Vegleitungsschreiben die Unterschrift ersetze und daß überhaupt
die ministerielleErklärung des Beitritts zu dem Inhalte eines nicht unterzeichneten
Schriftstückes,nicht zu beanstanden sei;

4ä II und III, daß der Ausschuß sich über das Maaß der Lebhaftigkeit, womit es den
Ministern gefalle, die Anträge und Ausführungen eines einzelnen Abgeordneten zn
bekämpfen, nicht zu äußern habe, daß es vielmehr dem Interesse der Stände ent¬
spreche, wenn Erörterungen in solcherForm, recht häufig deu einzelnen Abgeord¬
neten eine Inbemnitä'ts-Vill für die etwaige Lebhaftigkeitihrer Ausdrückegewähre»,
und wenn Aufklärungen, welchedie Behörde geben zu können glaube, der Schluß¬
berathung in der Plenar-Versammlung vorhergehe». I» dem gegenwärtigen Falle
habe es dem Ausschusse besonders erwünscht sein müssen, durch die ministerielle Denk¬
schrift sich in den Resultaten seines bereits am 17. März offen gelegten Berichtes
neuerdings bestärkt zu sehen.
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33. Plenar - Sitzung
im Königlichen Schlosse zu Colilenz, den 4. April 1843.

Auszug.

Es folgte sodann der Bericht des ersten Ausschussesüber die Anträge des Abgeordneten von
Aachen: zum Zwecke der Sicherung der Unabhängigkeit des Nichteramtes und der persönlichen
Freiheit.

Referent trug dasselbe vor und darauf an:
^<ll. daß Seine Majestät Allcrgnädigstgeruhen mögtcn, der Staats-Verwaltung die Ausarbeitung

eines den Ständen zur Berathung vorzulegenden Gesetzeszu befehlen, durch welches die jetzt be¬
stehendengesetzlichenBestimmungen über Compctenz - Conflikie zwischen der Verwaltung und den
Gerichten aufgehoben werden, und an deren Stelle ein aus Mitgliedern der höchsten Justiz- und
Verwaltungs-Vehördcn zusammengesetztesCollcgium gesetzt werde.

^,1 II. dem Wunschedes gedachtenHerrn Abgeordneten insoweit zu dcferircn, als Seine
Majestät der König allcrunterthänigst zu bitten sei, die Kabincts.Ordres vom 21. August 18l9,
vom 9. April 1838, vom 6. März 1821 und 2. August 1834 (soweit beide in formeller Beziehung
noch bestehen), vom 25. April 1835, vom 17. August 1835, vom 30. September 1836 und vom
28. November 1837 Allcrgnädigst aufzuheben, dem übrigen Theile des Gesuches aber nicht zu
willfahren.

H<l III. die hier bezüglichder beiden gesetzlichenBestimmungen vom 29. März 1844 und
bezüglichdes Gesetzes vom 7. Juni o>8llem »nui gestellten Anträge durch besondereReferate für
bereits erledigt zu erachten.

H,ä IV. der Bitte des Herrn Pctenten dahin zu entsprechen, daß Seine Majestät der König
allcrunterthänigst gebeten werde: huldreichstzu geruhen, zur Ausführung und weiter» Ausbildung
der ständischenVerfassung als Preußisches StaatSrecht festzustellen, daß keine die Personen- und
Eigenthumsrechte der Unterthanen betreffendeBestimmung, insofern solche nicht vorgängig der Be¬
rathung der Stände unterworfen gewesen, für die Entscheidung der Gerichte maaßgebend sein darf,
und daß in dieser Beziehung auch die Anordnungen über die Organisation der Gerichte und der
Untcrsuchungsbehörden, so wie über die Compctenz, das Gerichtsverfahren und die Vertheidigung,
ebenfalls der Berathung der Stände vorgängig unterliegen.

Hierauf trug Referent die beiden Protokolle der Sitzungen des ersten Ausschusses, bezüglich
der dem Landtage zugegangenen Denkschrift, über den der Berathung vorliegenden Antrag vor.

Nach mehren Discussionen ging der Herr Landtags-Marschall zur Abstimmung über und
stellte der Versammlung die Frage:

„ob die Versammlung dem Antrage des Ausschussesbeistimme?"
welche hierauf mit mehr als '/, der Stimmen bejaht wurde.
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